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Vorwort 

Das Grün in unseren Städten erfährt eine hohe Wertschätzung durch die Bevölkerung. Das 
belegen die Naturbewusstseinsstudien im Auftrag des BMUB und BfN der vergangenen Jah-
re. Gleichzeitig ist derzeit in Städten und Ballungsräumen mit wachsender Bevölkerung eine 
verstärkte Bautätigkeit festzustellen, die sowohl den Innen- als auch den Außenbereich be-
trifft.  
Die Siedlungsentwicklung hat damit weitreichende Auswirkungen auf Natur und Landschaft. 
Aus Naturschutzsicht ist es von hoher Bedeutung, die Neuinanspruchnahme von Fläche im 
Außenbereich zu reduzieren, um damit das erklärte Ziel der Nationalen Nachhaltigkeitsstra-
tegie, die Reduzierung der Flächenneuinanspruchnahmen auf 30 ha/Tag bis 2020,  zu 
erreichen. Durch eine verstärkte Innenentwicklung, d. h. der Wiedernutzung von Flächen im 
Innenbereich, kann somit die freie Landschaft entlastet werden. In vielen Ballungsräumen 
und wachsenden Regionen ist das Prinzip „Innen vor Außen“ bereits erklärtes Ziel der 
Stadtentwicklung.  
Eine bauliche Nachverdichtung, wie sie inzwischen in vielen deutschen Ballungsräumen 
festzustellen ist, darf jedoch nicht zu Lasten von städtischen Grünstrukturen und deren 
Leistungen für den Menschen (lokalklimatische Ausgleichsfunktion, Erholungsfunktion, 
Naturerfahrung) geschehen. Vielmehr muss eine bauliche Innenentwicklung mit einer 
qualitativen Aufwertung und Neuschaffung von Grünflächen im Innenbereich einhergehen. 
Dem Spannungsfeld zwischen einerseits baulicher Verdichtung und anderseits Erhalt und 
Entwicklung von städtischen Grün mit seinen vielfältigen Funktionen gilt es durch vorsorgen-
des Planen und Handeln zu begegnen. Wir brauchen in unseren Städten eine 
Innenentwicklung im doppelten Sinne. Es geht um eine maßvolle bauliche Nachverdichtung 
und gleichzeitig darum, Grünstrukturen und innerstädtische Freiräume zu entwickeln, mitei-
nander zu vernetzen und qualitativ zu verbessern. Nur dann kann das Prinzip „Innen vor Au-
ßen“ erfolgreich im Sinne einer nachhaltigen Stadtentwicklung sein. 
Mit dem vorliegenden Gutachten wird das Prinzip der „doppelten Innenentwicklung“ fachlich 
untersetzt und für die kommunale Praxis aufbereitet. Ich freue mich, den zuständigen Akteu-
ren der Stadtentwicklung in den Kommunen und Planungseinrichtungen diese Informationen 
und Empfehlungen an die Hand zu geben. Damit möchten wir Sie in Ihren Bemühungen un-
terstützen, das Prinzip und Leitbild der doppelten Innenentwicklung in Stadtentwicklungsstra-
tegien, informelle Konzepte sowie formelle Planungsinstrumente zu integrieren und letztlich 
in die Praxis umzusetzen.  

Prof. Dr. Beate Jessel 
Präsidentin des Bundesamtes für Naturschutz 
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1 Einleitung 
1.1 Anlass und Hintergrund des Vorhabens 
In der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie hat die Bundesregierung im Jahr 2002 das Ziel 
verankert, die Inanspruchnahme von Boden für neue Siedlungs- und Verkehrsflächen bis 
zum Jahr 2020 auf maximal 30 Hektar pro Tag zu reduzieren. Dieses Ziel soll vor allem 
durch vorrangige Innenentwicklung erreicht werden; das Motto lautet „Innenentwicklung vor 
Außenentwicklung“ (BUNDESREGIERUNG 2002). Vor diesem Hintergrund ist seitdem auch in 
den Kommunen ein zunehmendes Bewusstsein für die Stärkung der Innenentwicklung ent-
standen. Um den Flächenverbrauch in der freien Landschaft zu reduzieren, aber auch aus 
städtebaulichen, wirtschaftlichen und sozialen Erwägungen werden vermehrt Strategien und 
Konzepte zur Innenentwicklung wie Revitalisierung von Brachflächen, Baulückenschließung, 
Nachverdichtung umgesetzt. Das Innenentwicklungspotenzial auf Brachen und Baulücken 
wird für Deutschland auf 120.000-160.000 Hektar geschätzt (BBSR 2013, S. 65ff.). 

Bauliche Innenentwicklung steht jedoch immer wieder im Konflikt mit dem Erhalt und der 
Entwicklung urbanen Grüns. Häufig entwickelt sich auf Brachen im Verlauf der Jahre eine 
vielfältige Vegetation mit hoher Biodiversität. Auch werden brachgefallene Flächen und Bau-
lücken nicht selten als informelle Grünflächen genutzt. Die begrenzte Flächenverfügbarkeit 
bei gleichzeitigem Bedarf an baulicher Entwicklung erhöht den Druck auf das urbane Grün. 
Nicht selten kommt es in solchen Konfliktlagen zu Entscheidungen zuungunsten des Grüns. 
Dies findet seinen Niederschlag unter anderem in einer Verschlechterung der Indikatorwerte 
zur Artenvielfalt in Siedlungsbereichen (BUNDESREGIERUNG 2008 und 2012). Gleich-zeitig 
erfährt das städtische Grün seit einigen Jahren aber wieder einen Bedeutungszuwachs. Hier-
für ausschlaggebend ist nicht allein die Ausgleichsfunktion des Grüns mit Blick auf den Kli-
mawandel, sondern auch die Tatsache, dass Grün die Wohn- und Lebensqualität und gene-
rell die Attraktivität der Städte verbessert. Damit entsteht in den Kommunen ein Spannungs-
feld zwischen einerseits baulicher Verdichtung und anderseits Erhalt und Entwicklung von 
städtischen Grün mit seinen vielfältigen Funktionen. 

Hier setzt das Leitbild der sogenannten "doppelten Innenentwicklung" ein. In einem integrier-
ten Ansatz sollen Flächenreserven im Bestand sinnvoll baulich genutzt, gleichzeitig aber 
auch innerstädtische Freiflächen entwickelt, miteinander vernetzt und qualitativ verbessert 
werden. Zur Umsetzung dieses Leitbilds werden neue und tragfähige Strategien und Kon-
zepte zur Planung und Nutzung der innerstädtischen Räume notwendig. Das bestehende 
Instrumentarium muss für diese Aufgabe weiter entwickelt und qualifiziert werden. Entschei-
dend wird es zudem sein, Politik und Gesellschaft über die Bedeutung des urbanen Grüns zu 
informieren und hierfür zu sensibilisieren. 

 

1.2 Ziele und Untersuchungsfragen 
Vor diesem Hintergrund soll das Forschungs- und Entwicklungsvorhaben "Entwicklung von 
naturschutzfachlichen Zielen und Orientierungswerten für die planerische Umsetzung der 
doppelten Innenentwicklung sowie als Grundlage für ein entsprechendes Flächenmanage-
ment" Strategien und Lösungsansätze aufzeigen, wie die Zielstellungen für das urbane Grün 
und für den Naturschutz und die Landschaftspflege verstärkt in die Strategie der Innenent-
wicklung eingebunden werden können. Es geht dabei sowohl um die Erhaltung und Entwick-
lung urbaner Grünräume für Freizeit- und Erholung und als Grundlage für das menschliche 
Wohlbefinden als auch um die ökologischen Ziele des Naturschutzes. Es sollen Entschei-
dungshilfen für die Entwicklung innerstädtischer Flächenreserven erarbeitet werden, die den 
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Städten und Gemeinden den verantwortungsvollen Umgang mit urbanem Grün bei der städ-
tebaulichen Innenentwicklung erleichtern und eine qualifizierte doppelte Innenentwicklung 
befördern. Insbesondere sollen Antworten auf folgende praxis- und anwendungsorientierte 
Untersuchungsfragen gefunden werden: 

• Welche Funktionen, welche Bedeutung hat das urbane Grün für die Stadt und ihre 
Entwicklung? 

• Welche (programmatischen) Zielsetzungen werden auf europäischer, nationaler und 
kommunaler Ebene mit der Entwicklung urbanen Grüns verfolgt?  

• Ist es sinnvoll und möglich, (bundesweite) Orientierungswerte für das urbane Grün 
festzulegen? 

• Welche Strategien und Konzepte zur doppelten Innenentwicklung werden in den 
Kommunen verfolgt; welche haben sich bewährt? 

• Welche innerstädtischen Flächenpotenziale sind mit Blick auf doppelte Innenentwick-
lung in den Blick zu nehmen und wie können diese erfasst und naturschutzfachlich 
bewertet werden? 

• Welche rechtlichen Gestaltungsmöglichkeiten bieten insbesondere das Bauplanungs- 
und das Naturschutzrecht für die doppelte Innenentwicklung? 

• Welche planerischen Instrumente stehen zur Steuerung der doppelten Innenentwick-
lung zur Verfügung und über welche Potenziale verfügen sie hinsichtlich des Erhalts 
und der Entwicklung urbanen Grüns? Welche Rolle kommt speziell der Landschafts-
planung hierbei zu? 

• Welche finanziellen Instrumente sind für die Entwicklung urbanen Grüns relevant? Ist 
das Förderinstrumentarium ausreichend? 

• Welche Faktoren begünstigen den Erhalt und die Entwicklung urbanen Grüns in der 
Innenentwicklung, welche Faktoren wirken sich hemmend aus? 

• Welche Handlungsempfehlungen lassen sich aus den Ergebnissen der Untersuchung 
insbesondere für die Kommunen, aber auch mit Blick auf Bund und Länder als rah-
mensetzende Akteure ableiten? 

 

Die Ergebnisse des Forschungsvorhabens können damit einen Beitrag leisten zu dem vom 
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorschutz angestoßenen interdis-
ziplinären Diskussionsprozess für das Stadtgrün (siehe "Grünbuch Stadtgrün" des BMUB, 
2015). 

 

1.3 Methodische Vorgehensweise 
Zur Beantwortung der Untersuchungsfragen wurde ein Mix aus sekundäranalytischen und 
empirischen Methoden eingesetzt: 

• Literatur- und Internetrecherche: Ziel der umfassenden Literatur- und Internetrecher-
che war es, einen Überblick über den aktuellen Forschungsstand und aktuelle Ent-
wicklungstendenzen zum Thema „Doppelte Innenentwicklung“ und „Urbanes Grün“ 
zu erhalten. Zudem dienten die Recherchen der Identifizierung bestehender Klassifi-
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zierungs- und Bewertungsansätze von Flächenpotenzialen doppelter Innenentwick-
lung und vorhandener instrumenteller Ansätze zur Steuerung doppelter Innenentwick-
lung. 

• Schriftliche Befragung der bundesdeutschen Großstädte: Die Befragung der insge-
samt 80 Städte mit mehr als 100.000 Einwohnerinnen und Einwohner zielte darauf, 
einen bundesweiten Überblick zum Stand der Entwicklung urbanen Grüns in der 
doppelten Innenentwicklung unter besonderer Berücksichtigung naturschutzfachlicher 
und landschaftsplanerischer Belange zu gewinnen. 

• Fallstudienanalyse in ausgewählten Kommunen: Ziel der Fallstudien war es, exem-
plarisch in fünf ausgewählten Großstädten (Bremen, Frankfurt am Main, Leipzig, 
Rostock, Saarbrücken) die kommunale Praxis der doppelten Innenentwicklung detail-
liert zu untersuchen und aufzuzeigen. Die Fallstudien wurden so ausgewählt, dass 
sie unterschiedliche Rahmenbedingungen und heterogene Ansätze der doppelten In-
nenentwicklung illustrieren. Die Auswahl der Fallstudienstädte erfolgte insbesondere 
auf Basis der Ergebnisse der schriftlichen Befragung.  

• Good-Practice-Analyse: Innovative Konzepte und Ansätze zur doppelten Innenent-
wicklung zu identifizieren, zu analysieren und zu dokumentieren, war Ziel der Good-
Practice-Analyse. Solche Praxisbeispiele sollten dabei im Fokus stehen, bei denen 
naturschutzfachlichen Zielen in besonderem Maße Rechnung getragen wird und 
gleichzeitig integrierte Nutzungskonzepte (Naturschutz, Erholung, Klimaschutz, Städ-
tebau) verfolgt werden. Die Auswahl der Good-Practice-Beispiele basiert auf Hinwei-
se der an der Befragung beteiligten Großstädte und auf Literatur- und Internetrecher-
chen. 

Zwischenergebnisse des Vorhabens wurden in einer projektbegleitenden Arbeitsgruppe dis-
kutiert. Der Arbeitsgruppe gehörten Vertreterinnen und Vertreter aus Wissenschaft und 
Kommunen sowie des Bundes und der Länder – und zwar aus den Bereichen Stadtpla-
nung/Städtebau, Grün/Umwelt, Naturschutz – an. 

 

1.4 Struktur des Berichtes 
Die Darstellungen in diesem Bericht erfolgen entlang der folgenden Struktur: 

• Grundlagenteil: Definitionen, Urbanes Grün – Bedeutung und Ziele, rechtlicher Rah-
men, instrumentelle Ansätze (Kapitel 2); 

• Empirischer Teil: Ergebnisse aus der Befragung und den Fallstudien, Darstellung von 
Good-Practice-Beispielen (Kapitel 3); 

• Methodischer Teil: Tools zur Klassifizierung und naturschutzfachlichen Bewertung 
von Flächenpotenzialen für die doppelte Innenentwicklung (Kapitel 4); 

• Handlungsempfehlungen für Kommunen, Länder und Bund zur Umsetzung der dop-
pelten Innenentwicklung (Kapitel 5). 
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2 Grundlagen 
2.1 Definitionen 

2.1.1 Doppelte Innenentwicklung 
Die Notwendigkeit, flächensparend zu planen und zu bauen, ist angesichts der ökologischen, 
sozialen, städtebaulichen und wirtschaftlichen Folgen der anhaltenden Siedlungsentwicklung 
im Außenbereich (u.a. Versiegelung von Flächen, Verlust von ökologischen Funktionen und 
Erholungsräumen, erhöhtes Verkehrsaufkommen und Bedarf an zusätzlicher Infrastruktur, 
vgl. SCHWEPPE-KRAFT et al. 2008; RITTER 2005) fachlich unbestritten. Mit einer Reihe von 
Strategien und Konzepten (z.B. Brachflächenrecycling, Schließung von Baulücken, Nachver-
dichtung) sollen daher verstärkt innerstädtische bauliche Flächenpotenziale im Rahmen von 
Innenentwicklung erschlossen werden. Gleichzeitig haben innerstädtische Freiräume eine 
besondere Bedeutung für die wohnortnahe Erholung und erfüllen zudem wichtige ökologi-
sche Funktionen, z.B. als Trittsteinbiotope und als klimatische Ausgleichsflächen (vgl. aus-
führlich Kapitel 2.2), die es bei der Umsetzung des Leitbildes „Innenentwicklung vor Außen-
entwicklung“ zu berücksichtigen gilt. Um beide Aspekte mit- und aufeinander abzustimmen, 
bedarf es einer nachhaltig ausgerichteten städtebaulichen Steuerung, die auf eine doppelte 
Innenentwicklung zielt und das Leitbild "Innenentwicklung vor Außenentwicklung" weiter qua-
lifiziert.  

Doppelte Innenentwicklung verfolgt danach das Ziel, Flächenreserven baulich sinnvoll zu 
nutzen, gleichzeitig aber auch die Freiraumversorgung und -nutzbarkeit zu erhalten und die 
innerstädtischen Freiflächen zu entwickeln, miteinander zu vernetzen und qualitativ zu ver-
bessern - d.h. es werden mit Blick auf Freiraumentwicklung sowohl quantitative als auch 
qualitative Zielsetzungen verfolgt (vgl. DEUTSCHER RAT FÜR LANDESPFLEGE 2006, FINKE 
2006).  

Der Begriff doppelte Innenentwicklung wurde erstmals im Zusammenhang mit den Projekten 
der Internationalen Bauausstellung (IBA) Emscher Park (1989-1999) verwendet. Für die auf-
grund des wirtschaftlichen Strukturwandels im Ruhrgebiet aufgegebenen und brach gefalle-
nen Industriestandorte sollte die IBA neue Impulse setzen, die sowohl städtebaulich wirken 
(Reaktivierung der Flächen für Siedlungszwecke) als auch eine ökologische Verbesserung 
des Gebiets mit sich bringen sollten (u.a. Renaturierung der durch Industriegewässer stark 
verunreinigten und ausgebauten Emscher, Entwicklung von Erholungsräumen) (vgl. SELLE 
2000). 

Dieses qualifizierte Leitbild einer städtebaulichen Entwicklung, die "doppelte Nutzungschan-
cen" bietet, gewinnt vor dem Hintergrund der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie erneut an 
Bedeutung. In dieser Strategie wird ebenso wie in der Nationalen Strategie für die Biologi-
sche Vielfalt die Begrenzung des bundesweiten Flächenverbrauchs bis zum Jahr 2020 auf 
30 Hektar pro Tag als Ziel festgelegt (BUNDESREGIERUNG 2002). Eine Verknüpfung der Ver-
dichtung im Bestand einerseits und der Verbesserung der Nutzbarkeit urbaner Natur und 
Landschaft andererseits erscheint dabei zwangsläufig notwendig, da es oft auch die man-
gelnden Umweltqualitäten sind, die die Bevölkerung aus innerstädtischen Bereichen in die 
Außenbereiche abwandern lässt (vgl. WILKE 2010). 
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Abb. 1: Das Prinzip der doppelten Innenentwicklung (WILKE 2010) 

Das Leitbild "doppelte Innenentwicklung" beschreibt der DEUTSCHE RAT FÜR LANDESPFLEGE 
(2006, S. 17) folgendermaßen: 

"Die Lebensqualität in Städten und Siedlungsräumen erhöht sich, ohne dass hierfür (länger-
fristig) neue Flächen in Anspruch genommen werden. Flächenrecycling, Nutzung von Bau-
lücken und eine behutsame Verdichtung von Quartieren, wo dies angemessen erscheint, 
erhöhen die Urbanität und dienen dem Zweck, weitere Flächeninanspruchnahme durch 
Wohn-, Gewerbe- und Verkehrsbebauung im Stadtumland zu vermeiden. Hohe urbane 
Wohn- und Lebensqualität wird durch architektonisch und maßstäblich gut gestaltete Ge-
bäude erreicht, die mit attraktivem unterschiedlich nutzbarem Freiraum zum Wohlfühlen in 
unmittelbarer Nähe ausgestattet sind. Ein schneller Zugang zu Fuß oder mit dem Fahrrad ist 
zu unterschiedlich großen, möglichst miteinander verbundenen Freiräumen in vielfältiger und 
abwechslungsreicher Ausprägung sowie zum Umland möglich. Die Freiräume sind so gestal-
tet, dass sie eine hohe Funktionalität für die Wünsche und Bedürfnisse der Menschen haben 
(Erholung, Gesundheit, Spiel, Sport, Naturerfahrung) und gleichzeitig in erforderlichem Um-
fang ökologische Funktionen erfüllen können (Boden, Wasser, Luft/Klima, Tier- und Pflan-
zenwelt)."  

Ausgehend von dieser Beschreibung wird im Rahmen des Forschungsvorhabens der Begriff 
doppelte Innenentwicklung wie folgt verstanden und definiert: 
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Doppelte Innenentwicklung heißt, Flächenreserven im Siedlungsbestand nicht nur bau-
lich, sondern auch mit Blick auf urbanes Grün zu entwickeln. Auf diese Weise sollen der 
offene Landschaftsraum vor weiterer Flächeninanspruchnahme und zusätzlichen baulichen 
Eingriffen geschützt und gleichzeitig die ökologischen Funktionen des urbanen Grüns be-
wahrt und entwickelt sowie der Siedlungsraum durch Maßnahmen der Freiraumentwick-
lung qualifiziert werden. Ein besonderes Augenmerk gilt dabei den naturschutzfachlichen 
Aspekten. 

Dabei wird (angelehnt an BBSR 2013, S. 34ff.) folgendes Verständnis von "Innen" im For-
schungsprojekt zugrundgelegt:  

"Innen" bezieht sich auf bestehende Siedlungs- und Verkehrsflächen (Gebäude- und Frei-
flächen, Verkehrsflächen, Betriebsflächen, Erholungsflächen/Friedhof), soweit es sich um 
im Zusammenhang bebaute Ortsteile nach § 34 BauGB sowie Bebauungsplan-Gebiete 
nach § 30 BauGB handelt.  

 

2.1.2 Urbanes Grün 
Der in der Definition zur doppelten Innenentwicklung verwendete Begriff urbanes Grün wird 
weitgehend synonym zum Begriff städtischer Freiraum verwendet. Der Begriff Freiraum be-
zieht sich auf nicht bebaute Flächen, die jedoch nicht zwangsläufig aus Vegetation bestehen 
müssen (vgl. KLAFFKE 2005). Der Begriff Freiraum umfasst vielmehr neben Grünräumen 
auch Blauräume (Gewässer, Gewässerufer) und sogenannte graue Freiräume. Während 
Grün- und Blauräume eine natürliche bzw. belebte Oberfläche haben und überwiegend un-
versiegelt bzw. durchlässig sind, bestehen graue Freiräume größtenteils aus harten Materia-
lien wie Beton und Asphalt und sind überwiegend versiegelt und undurchlässig (nach BLÄSER 
et al. 2012, S. 15). Graue Freiräume können zu urbanem Grün entwickelt werden bzw. erfül-
len bei signifikantem Grünanteil (z.B. hoher Baumbestand auf versiegelten Freiräumen) be-
reits wichtige Funktionen urbanen Grüns.  

Der Begriff  urbanes Grün wird (angelehnt an BLÄSER et al. 2012) im Forschungsvorhaben 
vor diesem Hintergrund folgendermaßen definiert: 

Urbanes Grün bezeichnet alle Formen temporärer und permanenter städtischer Grünräu-
me sowie städtischer Grünstrukturen an Gebäuden (u.a. öffentliche Parks und Gärten, Al-
leen, Grüngürtel, Stadtwälder, Friedhöfe, Ruderalflächen, ruderalisierte Brachflächen, 
wohnbezogene Grünanlagen, Klein-, Mieter- und Gemeinschaftsgärten, Hof-, Dach- und 
Fassadenbegrünungen, grüne Zwischennutzungen). Auch Blauräume – Gewässer ein-
schließlich Gewässerufer – zählen zum urbanen Grün. Graue Freiräume, die vorwiegend 
versiegelt sind, können zu urbanem Grün entwickelt werden bzw. erfüllen bei signifikantem 
Grünanteil bereits wichtige Funktionen urbanen Grüns. 

 

2.2 Bedeutung des urbanen Grüns 
Städte sind Lebens-, Arbeits- und Freizeitraum. Die wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und 
ökologischen Anforderungen, die sich daraus ergeben, bedingen eine nachhaltige Stadtent-
wicklung, die diese Anforderungen integriert betrachtet und in ihren Planungen berücksich-
tigt. 
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Urbane Freiräume übernehmen vielfältige Funktionen innerhalb der Stadt und leisten damit 
einen bedeutenden Beitrag für die Entwicklung einer lebenswerten Stadt im Sinne einer 
nachhaltigen Stadtentwicklung. 

Je nach Art der Freiräume (gestaltete und intensiv genutzte Parks, Brachen, urbane Wälder, 
Wasserfläche…) können unterschiedliche Funktionen in unterschiedlichem Maße übernom-
men werden; entscheidend ist dabei die Größe der Freiräume, ihre Lage innerhalb der Stadt 
bzw. der Bebauung, ihre Vegetation oder ihre Nutzungs- und Entwicklungsgeschichte. 

Die möglichen Funktionen lassen sich - übergeordnet betrachtet - drei Aspekten zuweisen: 
nach SELLE (2000) übernehmen Freiräume soziale, ökonomische und ökologische Funktio-
nen, die gleichzeitig die drei Kategorien der Nachhaltigkeit repräsentieren. Die drei Freiraum-
funktionen können sich in der Fläche überlagern (Multifunktionalität). Zum Teil bedingen und 
beeinflussen sie sich gegenseitig (z.B. Einfluss von klimatischen Bedingungen auf die 
menschliche Gesundheit). 
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Abb. 2: Funktionen urbanen Grün 

 

2.2.1 Ökonomische Funktionen 
Mit dem Vorhandensein städtischer Freiräume ist eine Reihe von direkt erkennbaren wirt-
schaftlichen Vorteilen verbunden. Dies sind u.a. erzielbare Einnahmen aus der wirtschaftli-
chen Nutzung von Grünflächen (z.B. Eintrittsgelder in Parks, Gartenschauen, vgl. BLÄSER et 
al. 2012) oder der Einfluss von Freiräumen auf den Wert von Grundstücken und Immobilien 
(vgl. HOFFMANN & GRUEHN 2010). Als weicher Standortfaktor nehmen Freiräume Einfluss auf 
die Wohnortentscheidung und auf die Standortsuche für Firmenansiedlungen (vgl. u.a. 
KLAPHAKE & MEYERHOFF 2003, ISMAIER 2006). 
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2.2.2 Soziale Funktionen 
Urbane Freiräume leisten einen bedeutenden Beitrag zur Steigerung der Lebens- und 
Wohnqualität der Stadtbewohner (vgl. HORNBERG et al. 2010): 

Für die Freizeit- und Erholungsbedürfnisse der Bevölkerung besteht eine Reihe verschiede-
ner siedlungsbezogener Grünanlagen, wobei deren Bedeutung je nach Ausstattung und 
Qualität variiert. Abhängig von der Menge und Erreichbarkeit anderer Freiräume im Umland 
sowie den unterschiedlichen Ansprüchen an die Formen der Erholungsnutzung (z.B. Sport 
und Bewegung oder Verweilen und Beobachten) sind insbesondere die wohnumfeldnahen 
Freiräume von Bedeutung, vor allem für mobilitätseingeschränkte Personen und für die Ta-
gesfreizeit ("Feierabenderholung").  

Freiräume können auch "städtische Naturerfahrungsräume" (vgl. SCHEMEL et al. 2005, 
STOPKA & RANK 2013) sein. Insbesondere Brachen und Ruderalfluren können hier einen we-
sentlichen Beitrag zur Umweltbildung leisten. Sie ermöglichen das Erleben und Beobachten 
von Entwicklungsprozessen in der Natur, die in gepflegten, unterhaltenen Parks nicht auf 
diese Weise stattfinden. Kinder und Jugendliche können auf Brachen Freizeitaktivitäten aus-
üben, die in anderen Freiräumen unerwünscht sind und damit neue Erfahrungen in der Natur 
sammeln (experimentelle Naturerfahrung, vgl. KIRSCH-STRACKE 1990, GEBHARD 1998).  

Bewegung und Verweilen in urbanem Grün wirken sich außerdem sowohl psychisch als 
auch physisch positiv auf die menschliche Gesundheit aus (körperliche Fitness, Stressab-
bau; vgl. dazu u.a. HEUDORF 2008; NATUR- UND UMWELTSCHUTZAKADEMIE NRW 2011; HEI-
LAND 2013, RITTEL et al. 2014). Verschiedene ökologische Funktionen von Freiräumen und 
insbesondere ihrer Vegetationsausstattung bewirken weitere positive gesundheitswirkende 
Effekte (z.B. Reduzierung von Feinstaub und Lärm sowie den Temperaturausgleich durch 
Vegetationsflächen). 

In öffentlichen Freiräumen ist (im Gegensatz zu privaten Flächen) eine soziale Begegnung 
unterschiedlicher gesellschaftlicher Gruppen möglich (DEUTSCHER RAT FÜR LANDESPFLEGE 
2006); damit können Freiräume einen Beitrag zur interkulturellen Verständigung und Integra-
tion leisten. Abhängig von Einflussfaktoren wie Alter, Geschlecht oder Kulturkreis ergeben 
sich verschiedene Ansprüche an die Freiraumnutzung und -gestaltung (vgl. SPITTHÖVER 
2006), was zur Erhöhung der kulturellen und sozialen Vielfalt (auch was die Gestaltung der 
Grünflächen selbst anbelangt) beitragen kann. Werden Projekte initiiert, die eine aktive Mit-
gestaltung von Stadtquartieren fördern (etwa bei der Zwischennutzung von temporären 
Grünflächen) können neue Formen des zivilgesellschaftlichen Engagements entstehen 
(BLÄSER et al. 2012). 

Grünflächen tragen dazu bei, die bebauten Flächen ästhetisch zu gliedern und die Stadt als 
solche zu strukturieren. Damit entsteht eine typische Stadtgestalt, die Identifikations- und 
Orientierungsmöglichkeiten bildet.  

Innerstädtische Grünflächen, etwa alte Industriebrachen, können Zeugnis abgeben von his-
torischen Nutzungen. An Gewässerläufen und baukulturellen Phasen kann die Zeitgeschich-
te und die Entwicklungsgeschichte der Stadt nachvollzogen werden. Historische Parkanla-
gen oder Friedhöfe zeigen die Kultur- und Gartengeschichte der jeweiligen Epoche auf. 

 

2.2.3 Ökologische Funktionen 
Innerstädtische Freiräume weisen aufgrund der anthropogenen Einflüsse spezifische Eigen-
schaften auf, z.B. einen hohen Anteil kulturbegleitender Tier- und Pflanzenarten, die Entste-
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hung eines bebauungsbedingten Stadtklimas mit erhöhter Lufttemperatur, geringerer Luft-
feuchte und reduzierter Windgeschwindigkeit (vgl. u.a. ENDLICHER 2012). Dennoch können 
sie regulierende Funktionen für den Naturhaushalt übernehmen, wobei die Erfüllung dieser 
Funktionen stark abhängig ist von der Größe, der Ausstattung und Struktur der Flächen, ihrer 
Lage innerhalb der Stadt und der Durchlässigkeit der baulichen Randbereiche und ihrer Nut-
zungs- und Pflegegeschichte. 

Bodenhaushalt 
Die Böden städtischer Freiräume sind aufgrund von Abgrabungen, Aufschüttungen, dem 
Eintrag von Schadstoffen oder ihrer gärtnerischer Nutzung zumeist stark verändert. Trotz-
dem setzen bei nicht versiegelten städtischen Böden im Laufe der Zeit natürliche Bodenbil-
dungsprozesse ein, u.a. bedingt durch Streuzersetzung und Humifizierung (die durch erhöh-
te Bodentemperaturen in städtischen Böden begünstigt werden), Auflockerung durch Boden-
organismen, Frostsprengung und Entkalkung (vgl. u.a. BLUME 1998, ENDLICHER 2012, REBE-
LE 2009). Damit können städtische Böden einen Beitrag leisten zur Pufferung und Filterung 
von Schadstoffen, der Versickerung von Niederschlagswasser, der Verzögerung des Ober-
flächenabflusses und damit zur Entlastung der Kanalisation, der Senkung der Hochwasser-
gefährdung und der Grundwasser-Neubildung. Gleichzeitig sind sie Lebensgrundlage für 
Pflanzen und Tiere; aufgrund der spezifischen Standorteigenschaften von urbanen Böden 
können sich dabei auch seltene Pflanzengesellschaften ansiedeln. 

Urbane Oberflächengewässer 
Auch urbane Fließgewässer weisen oft erhebliche Veränderungen der Hydrologie und Hyd-
raulik (durch z.B. Versiegelung, Wasserentnahme, Überleitungen) sowie Veränderungen der 
Wasserqualität durch u.a. Einleitungen und Salzverfrachtungen auf. Im Zusammenhang mit 
der baulichen Verdichtung in Städten kommt es in der Regel auch zu starken Veränderungen 
der Gewässermorphologie (Verrohrung, Begradigung, Eintiefung, Eindeichung, technischer 
Ausbau des Gewässers und der Ufer- und Auenbereiche) und damit zur Einschränkung der 
Durchgängigkeit und dem Verlust der Eigendynamik. Gewässerbiozönosen urbaner Fließ-
gewässer sind zumeist gekennzeichnet durch einen Rückgang an Leitarten, die Zunahme 
von Ubiquisten und insgesamt einer Verarmung der amphibischen Fauna (vgl. u.a. DEUT-
SCHE VEREINIGUNG FÜR WASSERWIRTSCHAFT 2009, ENDLICHER 2012). Bei urbanen Stillge-
wässern handelt es sich zumeist um Seen und Teiche, die für Gestaltungs- und Erholungs-
zwecke künstlich angelegt wurden. Auch sie unterliegen Nutzungseinflüssen (insbesondere 
Eutrophierung durch hohen Besatz an Fischen und Wasservögeln). Grundsätzlich können 
urbane Oberflächengewässer - je nach ihrer Form und Nutzungsintensität einen Lebensraum 
für Flora und Fauna bieten und zur Verbesserung des Stadtklimas beitragen (Abkühlungsef-
fekte, Veränderung der Luftfeuchte). Häufig dienen sie der Erholung und Freizeitnutzung. 

Stadtklimate 
In Städten bestehen besondere klimatische Verhältnisse, die sich deutlich vom Stadtumland 
unterscheiden. Zu den Phänomenen des Stadtklimas zählen erhöhte Oberflächen und Luft-
temperaturen (vgl. KOWARIK 1993, KUTTLER 1998 und 2004, BRUSE 2003). Als Wärmeinseln 
weisen Städte durchschnittlich 2 bis 4 Grad höhere Temperaturen auf. Deutlich differenzie-
ren insbesondere die nächtlichen Temperaturen. Kleinklimatisch zeigen sich in den Städten 
mitunter extreme Hitze- und Trockenheitsbedingungen (z.B. in stark versiegelten Bereichen, 
bei hohen Baudichten, über Dachlandschaften). Gebäude- und Gebäudeanordnungen führen 
zu Veränderungen der Windströmungsverhältnisse und damit zu verringerten Luftaustausch-
prozessen bzw. zu Erhöhung der Windgeschwindigkeiten. Die Konzentration von Luftschad-
stoffen und Feinstaub ist im Vergleich Stadt - Land in den Innenstädten erhöht. Urbanes 
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Grün trägt zum klimatischen Ausgleich innerhalb der Siedlungen bei, wobei sich die damit 
einhergehenden Entlastungseffekte je nach Versiegelungsgrad der umgebenden Bebauung 
sowie v.a. abhängig von Größe, Relief und Vegetationsbedeckung der Grünflächen erheblich 
unterscheiden (vgl. KUTTLER 1998, BRUSE 2003, MATZARAKIS & STREILING 2004, MATZARAKIS 
2008, NOWAK 2001 und 2006, WITTIG et al. 2012). Insbesondere größere Gehölzbestände 
und innerstädtische Wälder tragen zu einer Verbesserung der Luftqualität (Filterung von 
Feinstaub, CO2-Absorption), zur Bremsung von Luftbewegungen und zur Milderung von 
Temperaturextremen bei. In stark verdichteten Bereichen wirkt urbanes Grün vor allem als 
kleinklimatische Entlastungsfläche und ermöglicht einen Temperaturausgleich in der unmit-
telbaren Umgebung (Abkühlung durch Verdunstung, Oaseneffekt). Bei lockerer Bebauung 
und dem Vorhandensein größerer Grünflächen steigen die Durchlüftungs- und Abkühlungs-
effekte. Lineare Grünflächen, die von der Stadt ins Umland führen, können zudem als Venti-
lationsbahnen dienen. Ein weiterer Aspekt ist die Lärmreduzierung durch Vegetationsbe-
stände. 

Städtische Pflanzenwelt 
In der Stadt bestehen spezifische Standortbedingungen: zum einen wirken Flächennutzun-
gen bzw. die Stadtstruktur mit unterschiedlichem Versiegelungsgrad indirekt auf den Boden- 
und Wasserhaushalt und die klimatischen Bedingungen. Zum anderen bestehen direkte Ein-
flüsse auf den Standort u.a. durch Tritt- und Mahdhäufigkeit, durch künstliche Bewässerung 
und Herbizideinsatz. Entscheidend ist der Grad des menschlichen Einflusses, der in der Re-
gel zum städtischen Zentrum hin stärker wird, so dass eine unterschiedliche (konzentrische) 
Verteilung der Pflanzen in der Stadt zu verzeichnen ist (vgl. hier insbesondere WITTIG 1998).  

Trotz der Störungen im Siedlungsbereich kann ein besonderer Artenreichtum bestehen, vor 
allem aufgrund der Heterogenität der Standorte (kleinteiliges Standortmosaik mit ökologi-
schen Nischen) und dem hohen Anteil von gebietsfremdem Arten (Einwanderung von Neo-
phyten u.a. durch klimatisch bedingte Verlängerung der Vegetationsperiode; vgl. u.a. NIEME-
LA et al. 2002, ENDLICHER 2012). Insbesondere strukturreiche Grünflächen wie alte Parks 
und Gärten, alte Friedhöfe, Stadtwälder und auch Brachen weisen mit ihrer Vegetations-
diversität (WHITFORD et al. 2001) einen besonderen Artenreichtum auf und haben damit eine 
hohe Bedeutung als faunistischer und floristischer Lebensraum (u.a. KOWARIK 1993, WITTIG 
et al. 2012). Interessant sind insbesondere extreme Standortbedingungen und Sonderstand-
orte, da sie geeignete Lebensbedingungen für spezialisierte, häufig auch seltene und ge-
fährdete Arten darstellen (HANSEN et al. 2012). Die höchste Artenvielfalt, insbesondere in 
Bezug zu gefährdeten Arten, weisen strukturreiche innerstädtische Brachflächen und Park-
anlagen auf (ABENDROTH 2007, BUNDESAMT FÜR NATURSCHUTZ 2013). 

Neben den Neophyten kommen in Städten vor allem sog. Ubiquisten sowie urbanophile 
Pflanzenarten vor, d.h. Pflanzenarten, die auf bestimmte stadttypische Standortfaktoren wie 
warmes, trockenes Klima angewiesen sind (vgl. WITTIG 1998). 

Pflanzen übernehmen eine Vielzahl von ökosystemaren Funktionen in der Stadt, u.a. Tem-
peraturregulation durch Transpiration, Bodenbildung durch Laubabwurf, Bodenbelüftung 
durch das Wurzelwerk und Habitat- und Verbreitungskorridor für Flora und Fauna. Als Indika-
tor für Luftverschmutzung oder das Vorkommen von Schwermetallen in Böden sind sie dazu 
von besonderer Bedeutung für das Biomonitoring in Städten. 

Städtische Tierwelt 
Die stadtspezifische Fauna ist - ähnlich wie die städtische Flora - gekennzeichnet durch ei-
nen hohen Anteil von Kulturfolgern bzw. urbanophilen Tierarten (vgl. KLAUSNITZER 1993), die 
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ihr ökologisches Verhalten besonders gut an die städtischen Bedingungen anpassen konn-
ten und daher teils häufiger als im Umland anzutreffen sind (u.a. Eichhörnchen, Amsel, 
Fuchs, vgl. u.a. LUNIAK 1996). Typisch ist für diese Arten u.a. die Umstellung der Nahrungs-
ökologie, des Verhaltens oder der Nistweise (u.a. Annahme künstlicher Biotopstrukturen als 
Bruthabitat, siehe Turmfalke). Mit entsprechendem Habitat- und Strukturangebot und dem 
möglichen Austausch mit der umgebenden Landschaft kann ein großer Artenreichtum auch 
in städtischen Raum einhergehen. Größere strukturreiche Grünflächen, insbesondere an der 
Stadtrandzone, können zudem eigentlich stadtmeidenden Arten ein Habitat bieten. Dazu 
kommt die Zuwanderung oder Ausbreitung einzelner spezialisierter Arten (häufig thermophile 
Arten). Zu beobachten ist insgesamt eine mosaikartige Verteilung der Tierhabitate, die von 
einer Zonierung vom Zentrum zum Stadtrand überlagert wird (ERZ & KLAUSNITZER 1998). 

 

2.2.4 Multifunktionalität des urbanen Grüns 
Freiraumfunktionen können sich in der Fläche überlagern, gegenseitig bedingen und beein-
flussen. Ein somit "multifunktionaler" Freiraum kann gleichzeitig unterschiedliche Leistungen 
erbringen (beispielsweise eine Erholungs- und Lebensraumfunktion), die gleichberechtigt 
sind. „Multifunktional“ steht im Gegensatz zu „monofunktionalen“ Freiräumen, in denen nur 
eine Nutzung dominiert. 

Aus den einzelnen Funktionen ergeben sich unterschiedliche Nutzungsmöglichkeiten. Je 
nach Raum schließen sich diese aus (z.B. Modellflugplatz – Nistplatz für Brutvögel), ergän-
zen einander (z.B. Biolandbau und Erholung auf dem Land) oder können sich gegenseitig 
stärken (z.B. Wald und Grundwasserreservoir). Alle diese Ebenen überlagert, ergeben ein 
mehr oder weniger miteinander verknüpftes Nutzungsgeflecht mit Verträglichkeiten und Un-
verträglichkeiten, die dem Freiraum seinen besonderen Charakter verleihen (ZECH 2005). 

Die Multifunktionalität des urbanen Grüns wird mit dem Begriff "Ökosystemdienstleistungen" 
deutlich. Als Ökosystemleistungen werden Dienstleistungen bezeichnet, die von der Natur 
(unentgeltlich) erbracht werden und vom Menschen genutzt werden können, um sein Wohl-
ergehen zu gewährleisten (vgl. MILLENNIUM ECOSYSTEM ASSESSMENT 2005). Funktionierende 
Ökosysteme erbringen zahlreiche Dienstleistungen, die u.a. die Basis für wirtschaftliches 
Handeln bilden. Zu den Kategorien der Ökosystemleistungen zählen Versorgungsleistungen 
(z. B. Nahrungsmittel, Rohstoffe), Regulierungsleistungen (z. B. Klimaregulierung, Hochwas-
serschutz), kulturelle Leistungen (z. B. Erholung, ästhetische Werte) und Basisleistun-
gen/unterstützende Leistungen (z. B. Nährstoffkreisläufe, Bodenbildung, vgl. u.a. COSTANZA 
et al. 1997, GROOT et al. 2010, NIEMELA et al. 2010, ECONSENSE 2012, BERLIN-
BRANDENBURGISCHE AKADEMIE DER WISSENSCHAFTEN 2013). Daraus ergeben sich auch di-
rekte betriebswirtschaftliche und volkswirtschaftliche Kostenvorteile, etwa die Reduktion von 
Kosten für das staatliche Gesundheitswesen oder für Umweltschäden. Wie städtische Frei-
räume eine Vielzahl an Ökosystemdienstleistungen (vgl. u.a. TEEB DE 2012) erbringen, soll 
am Beispiel eines urbanen Gewässers verdeutlicht werden. 
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Abb. 3: Ökosystemare Leistungen eines urbanen Gewässers einschließlich seiner Aue 

 

Konfliktpotenziale 
Die Multifunktionalität urbanen Grüns ist häufig mit Zielkonflikten verbunden, da unterschied-
liche Nutzergruppen Ansprüche an die Nutzung und Ausgestaltung der Freiräume, die mit-
einander konkurrieren können, formulieren. Deutlich wird dies am Beispiel der Erholungsnut-
zung. Abhängig von den Anforderungen der Erholungssuchenden kann urbanes Grün u.a. 
als intensiv gepflegte, aufwändig gestaltete Parkanlage, als Naturerfahrungsraum mit Spon-
tanvegetation oder als Grillplatz auf der Wiese angelegt sein - entsprechend dieser ortskon-
kreten Ausgestaltung können die o.g. potenziellen Funktionen des urbanen Grüns nur noch 
bedingt geleistet werden (vgl. u.a. KONSALT GESELLSCHAFT FÜR STADT- UND REGIONALENT-
WICKLUNG 2001).  

Darüber hinaus können gesetzliche Regelungen oder Verpflichtungen bestehen, die die po-
tenzielle Nutzbarkeit von Flächen für einzelne Funktionen einschränken bzw. untersagen 
(z.B. eingeschränkte Formen der Erholungsnutzung bei dem Vorkommen von artenschutz-
rechtlich geschützten Tier- oder Pflanzenarten). Weitere Anforderungen können sich insbe-
sondere aus den Zielen des Denkmalschutzes ergeben (z.B. Bewahrung bzw. Rekonstrukti-
on historischer Parkanlagen in einem denkmalpflegerischem Zustand, der zu Konflikten mit 
aktuellen Nutzungsansprüchen führen kann). 

Weiter sind Freiräume als "freie Räume" auch immer eine Option für eine andere, später 
notwendig werdende wirtschaftliche Nutzung des Raumes, etwa durch Bebauung (vgl. RIT-
TER 2005).  
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Damit besteht eine Konkurrenz um die Nutzung des begrenzt vorhandenen freien Raums, 
die sich durch strukturelle Prozesse, insbesondere in wachsenden Städten, erhöht. Durch 
erhöhten Flächenbedarf und Flächenverlagerungen für Bebauung müssen zudem bestehen-
de Grünflächen mehr Funktionen übernehmen, was sich z.B. durch erhöhten Freizeitdruck 
auf bislang weniger genutzten Grünräumen ausdrücken kann. Neue Bebauungsstrukturen 
können angrenzende Grünflächen in ihrer Funktion beeinträchtigen (z.B. Unterbrechung bis-
heriger Vernetzungsstrukturen). 

 

2.3 Ziele für das urbane Grün: Programme, Strategien, Orientierungswerte 
 

2.3.1 Programme und Strategien  
Dass der Stellenwert des urbanen Grüns in der Stadtentwicklung in den letzten Jahren an 
Bedeutung gewonnen hat, zeigen diverse europäische und nationale Programme und Stra-
tegien. In vielen programmatischen und strategischen Ansätzen, vor allem aus den Berei-
chen nachhaltige und integrierte Stadtentwicklungsprozesse sowie Biologische Vielfalt, wird 
sich für die Sicherung und Entwicklung des urbanen Grüns ausgesprochen.  

 

Nationale Nachhaltigkeitsstrategie 
Mit der Agenda 21 wurde von den Vereinten Nationen 1992 in Rio de Janeiro ein Leitbild der 
nachhaltigen Entwicklung entwickelt. Als "Perspektiven für Deutschland. Unsere Strategie für 
eine nachhaltige Entwicklung" hat die Bundesregierung 2002 eine nationale Nachhaltigkeits-
strategie beschlossen und ist damit der Verpflichtung einer nationalen Umsetzung des Ver-
trages von Rio nachgekommen. Die Nachhaltigkeitsstrategie beschreibt Schwerpunktberei-
che mit prioritären Handlungsfeldern für die nachhaltige Entwicklung. Im prioritären Hand-
lungsfeld II "Mobilität sichern - Umwelt schonen" wird die Wichtigkeit betont, in der Sied-
lungs- und Verkehrsplanung die gesetzlich verankerten Ziele des Natur- und Bodenschutzes 
und den sparsamen Flächenumgang zu berücksichtigen (BUNDESREGIERUNG 2002, S. 
189ff.). Eine Verminderung des Flächenverbrauches und der Naturbelastung ist dabei ein 
direktes Ziel. Das Handlungsfeld Vll "Flächeninanspruchnahme vermindern - nachhaltige 
Siedlungsentwicklung" nimmt keine prioritäre Stellung ein, gibt jedoch für städtebauliche 
Entwicklungen und damit auch für das urbane Grün einen wichtigen Handlungsrahmen vor. 

 

LEIPZIG CHARTA zur integrierten Stadtentwicklung 
Die Europäischen Mitgliedstaaten haben 2007 mit der "LEIPZIG CHARTA zur nachhaltigen 
europäischen Stadt" gemeinsame Grundsätze und Strategien für eine Stadtentwicklungspoli-
tik unterzeichnet. Dabei wird integrierte Stadtentwicklungspolitik als eine "gleichzeitige und 
gerechte Berücksichtigung der für die Entwicklung von Städten relevanten Belange und Inte-
ressen" verstanden (LEIPZIG CHARTA 2007, S. 2). Nach der Charta sind hierbei insbesondere 
alle Dimensionen einer nachhaltigen Entwicklung zu berücksichtigen, zu denen wirtschaftli-
che Prosperität, sozialer Ausgleich und eine gesunde Umwelt zählen. Die in der Charta the-
matisierte Herstellung und Sicherung qualitätvoller öffentlicher Räume (LEIPZIG CHARTA 
2007, S. 3ff.) ist eine wichtige Handlungsstrategie für das urbane Grün. 
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Nationale Stadtentwicklungspolitik 
Einen übergeordneten Rahmen für integrierte Stadtentwicklung bildet in Deutschland die im 
Jahr 2007 nach Abschluss der LEIPZIG CHARTA vom Bundesministerium für Verkehr, Bau 
und Stadtentwicklung, der Bauministerkonferenz der Länder, dem Deutschen Städte- und 
Gemeindebund und dem Deutschen Städtetag ins Leben gerufene Nationale Stadtentwick-
lungspolitik. Sie hat das Ziel, Handelnde und Interessierte zum Thema Stadt zusammenzu-
bringen, versteht sich dafür als Kommunikationsplattform, thematisiert aktuelle stadtgesell-
schaftliche und städtebauliche Trends, greift beispielhafte Handlungs- und Lösungsansätze 
(unter anderem im Rahmen innovativer Pilotvorhaben) auf und dient so insgesamt dem Er-
fahrungsaustausch (NATIONALE STADTENTWICKLUNGSPOLITIK). Im Zusammenhang mit der 
doppelten Innenentwicklung und der Entwicklung des urbanen Grüns sind insbesondere die 
Handlungsbereiche „Klimaschutz und globale Verantwortung“ und „Städte besser gestalten – 
Baukultur“ von Bedeutung. Im Handlungsfeld „Klimaschutz und globale Verantwortung“ wird 
in der Nationalen Stadtentwicklungspolitik unter anderem auf die Sicherung der natürlichen 
Grundlagen als eine unverzichtbare Perspektive für Städte abgestellt: „Gesund, entspannt 
und mit Zugang zu Freiräumen zu leben und sich dennoch im Zentrum des öffentlichen Le-
bens zu befinden, gehört zu den zentralen städtischen Qualitäten. Zugleich bilden diese Fak-
toren den Kern städtischer Attraktivität. Nur wenn Städte eine hohe Umfeldqualität bieten, 
können sie in der Konkurrenz mit Standorten des suburbanen Raumes bestehen“ (NATIONA-
LE STADTENTWICKLUNGSPOLITIK). Der Handlungsbereich „Städte besser gestalten – Baukul-
tur“ orientiert auf städtische Identität, die „vorzugsweise in einer guten, vielfältigen und ge-
pflegten Umwelt mit signifikanten und qualitätsvollen Bauwerken und Freiräumen entsteht“ 
(NATIONALE STADTENTWICKLUNGSPOLITIK). 

 

Strategien zur biologischen Vielfalt 

• Convention on Biological Diversity 

Die Völkergemeinschaft hat im Jahre 1992 mit dem Übereinkommen über die biologische 
Vielfalt (Convention on Biological Diversity, CBD) die Erhaltung der Biologischen Vielfalt so-
wie die nachhaltige Nutzung ihrer Bestandteile als wesentliches Ziel formuliert (CBD 1992, 
Artikel 1). Unter nachhaltiger Nutzung wird dabei eine Nutzung verstanden, die langfristig 
nicht zum Rückgang der biologischen Vielfalt führt, sondern auf eine Erhaltung des Potenzi-
als abzielt (CBD 1992, Artikel 2).  

 

• Europäische Biodiversitätsstrategie 

Die Europäische Kommission hat sich in ihrer Biodiversitätsstrategie das Ziel vorgenommen, 
bis 2020 den Verlust an biologischer Vielfalt und die Verschlechterung der Ökosystemleis-
tungen in der EU aufzuhalten und, wo möglich, wiederherzustellen (vgl. EUROPÄISCHE KOM-
MISSION 2011, S. 6). Zu einem der wichtigen sechs Ziele der EU-Strategie zählt die Förde-
rung der grünen Infrastrukturen. Diese Zielformulierung wird administrativ aufgegriffen in der 
Mitteilung der Kommission an das europäische Parlament, den Rat, den europäischen Wirt-
schafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen "Grüne Infrastruktur (GI) - 
Aufwertung des europäischen Naturkapitals". 

Grüne Infrastruktur wird gemäß EUROPÄISCHER KOMMISSION (2013, S. 3) definiert: als "ein 
strategisch geplantes Netzwerk natürlicher und naturnaher Flächen mit unterschiedlichen 
Umweltmerkmalen, das mit Blick auf die Bereitstellung eines breiten Spektrums an Ökosys-
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temdienstleistungen angelegt ist und bewirtschaftet wird und terrestrische und aquatische 
Ökosysteme sowie andere physische Elemente in Land-(einschließlich Küsten-) und Mee-
resgebieten umfasst, wobei sich grüne Infrastruktur im terrestrischen Bereich sowohl im ur-
banen als auch im ländlichen Raum befinden kann." Zusammengefasst geht es darum, die 
Multifunktionalität sowie die Vernetzung von Grünflächen zu stärken.  

Strategien und Projekte der Grünen Infrastruktur haben das Ziel, ökologischen mit wirt-
sichtlichem und sozialem Nutzen zu verbinden. Im Vordergrund steht im städtischen Raum 
dabei "eine Infrastruktur mit natürlichen, naturnahen, genutzten oder urbanen Landschafts-
strukturen, die zur Erhaltung von Biodiversität und anderer Umweltfaktoren beiträgt und zu-
gleich kostengünstige und nachhaltige Leistungen für die Gesellschaft erbringt." (EUROPÄI-
SCHER WIRTSCHAFTS- UND SOZIALAUSSCHUSS 2013, S. 16). 

 

• Nationale Strategie zur biologischen Vielfalt 

Mit der "Nationalen Strategie zur biologischen Vielfalt", beschlossen vom Bundeskabinett am 
7. November 2007, wird der in der Convention on Biological Diversity, Artikel 6 formulierten 
Vorgabe zur Entwicklung nationaler Strategien Rechnung getragen. In der nationalen Strate-
gie, die grundsätzlich das Ziel verfolgt, die Gefährdung der biologischen Vielfalt zu verringern 
(BUNDESUMWELTMINISTERIUM FÜR UMWELT, NATURSCHUTZ UND REAKTORSICHERHEIT 2007), 
werden Visionen und Ziele formuliert, die in den direkten Kontext zur Doppelten Innenent-
wicklung gestellt werden können. Diese finden sich insbesondere in den Themenkomplexen: 
"Urbane Landschaften", "Vorbildfunktionen des Staates", "Bodennutzung und Flächeninan-
spruchnahme für Siedlung und Verkehr" wieder. Grundsätzliche Forderungen sind: Reduzie-
rung der Flächeninanspruchnahme, Erhöhung des innerstädtischen Grünanteils (Grünstruk-
turen) sowie Funktionserhalt von Grünflächen (Lebensraum, Biodiversität). 

Tab. 1: Auszug aus den Qualitäts- und Handlungszielen der Nationalen Strategie zur Biologi-
schen Vielfalt mit Bezug zur nachhaltigen städtebaulichen Entwicklung 

 Qualitätsziele Handlungsziele 

Urbane Land-
schaften 

Bis zum Jahre 2020 ist die Durchgrünung 
der Siedlungen einschließlich des wohnum-
feldnahen Grüns (z.B. Hofgrün, kleine Grün-
flächen, Dach- und Fassadengrün) deutlich 
erhöht. Öffentlich zugängliches Grün mit 
vielfältigen Qualitäten und Funktionen steht 
in der Regel fußläufig zur Verfügung 

Lebensräume für stadttypische gefährdete 
Arten (z.B. Fledermäuse, Wegwarte, Mauer-
farne) werden erhalten und erweitert. Dies 
geschieht in einer Weise, die auch weiterhin 
eine aktive Innenentwicklung der Städte und 
Gemeinden und eine umfassende energeti-
sche Gebäudesanierung ermöglicht 

(BUNDESMINISTERIUM FÜR UMWELT, NATUR-
SCHUTZ UND REAKTORSICHERHEIT 2007, S. 42) 

Nutzung der bestehenden Instrumente der 
Landschaftsplanung, Grünordnungspla-
nung und Bauleitplanung zur Entwicklung 
des städtischen Grüns und zur Vernetzung 
von Biotopen 

Stärkere Berücksichtigung von Brachen 
und Baulücken bei der Nachverdichtung 
oder ökologischen Aufwertung von Wohn-
quartieren. 

Nutzung vorhandener Möglichkeiten, um 
die direkte Umgebung von Wohngebäuden 
zu verbessern, z.B. durch Entsiegelung, 
Hof- und Gebäudebegrünung, Rückbau 
und Beruhigung von Straßen 

(BUNDESMINISTERIUM FÜR UMWELT, NATUR-
SCHUTZ UND REAKTORSICHERHEIT 2007, S. 
43) 
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Initiativen für das urbane Grün 

• "Grüne Stadt Europas" und "Die Grüne Stadt" in Deutschland 

Die „Grüne Stadt“ ist eine Initiative zur Verbesserung der Lebensqualität in den Städten 
durch Verbesserung des öffentlichen und privaten Grüns. Sie ist 2002 entstanden durch 
Plant Publicity Holland, es folgte eine Weiterentwicklung in verschiedenen Ländern. In 
Deutschland erfolgte die Gründung 2003. 2009 wurde das Forum in eine Stiftung "Die Grüne 
Stadt" umgewandelt (DIE GRÜNE STADT). 

 

• Europäische Hauptstädte der Biodiversität 

Mit dem europäischen Projekt "Capitals of Biodiversity" werden im Rahmen nationaler Wett-
bewerbe Kommunen geehrt, die durch Maßnahmen vorbildlich zum Schutz der biologischen 
Vielfalt beitragen, z.B. durch Schaffung naturnaher Grünflächen. Die Initiative wird von der 
Deutschen Umwelthilfe e. V. (Deutschland), Naturparif (Frankreich), Regional Environmental 
Center (Slowakei), Lake Balaton Development Coordination Agency (Ungarn), Fundacion 
Biodiversidat (Spanien) sowie von den globalen Organisationen International Union for Con-
servation of Nature und Local Governments for Sustainability getragen. Sieger im nationalen 
Wettbewerb der Städte über 100.000 Einwohner war 2011 Hannover, die Stadt Leipzig er-
hielt den Sonderpreis "Natur in der Stadt" (DEUTSCHE UMWELTHILFE). 

 

• Charta " Zukunft Stadt und Grün" 

In der am 21. Januar 2014 an das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und 
Reaktorsicherheit übergebenen Charta "Zukunft Stadt und Grün" setzt sich ein branchen-
übergreifendes Bündnis von Verbänden, Stiftungen und Unternehmen für die Stärkung des 
Urbanen Grüns in der nachhaltige Stadtentwicklung ein. In der Charta werden acht Wir-
kungs- und Handlungsfelder genannt (Abmilderung der Folgen des Klimawandels/Förderung 
der Gesundheit/ Sicherung sozialer Funktionen/ Steigerung der Standortqualität/Schutz des 
Bodens, des Wassers und der Luft/ Erhalt des Artenreichtums/ Förderung von bau- und ve-
getationstechnischer Forschung/ Schaffung gesetzlicher und fiskalischer Anreize (vgl. BUN-
DESVERBAND GARTEN-, LANDSCHAFTS- UND SPORTPLATZBAU 2014). 

 

• Bündnis "Kommunen für biologische Vielfalt" 

2012 haben 60 Gemeinden, Städte und Landkreise das Bündnis "Kommunen für biologische 
Vielfalt" gegründet, inzwischen sind 89 Städte und Gemeinden, drei Landkreise und die Re-
gion Hannover Mitglieder. Der Schutz und die nachhaltige Nutzung der biologischen Vielfalt 
stehen im Vordergrund des Bündnisses, dessen Handlungsfelder mit fachlichem Austausch, 
Öffentlichkeits- und Lobbyarbeit sowie konkrete Umsetzungsprojekten zu beschreiben ist 
(vgl. BÜNDNIS KOMMUNEN FÜR BIOLOGISCHEN VIELFALT). 

In der Deklaration " Biologische Vielfalt in Kommunen" vom 22. Mai 2010 werden Forderun-
gen u.a. zum Umgang mit Grün- und Freiflächen im Siedlungsbereich und zum Arten und 
Biotopschutz beschrieben. 
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2.3.2 Orientierungswerte 
Damit das urbane Grün den unterschiedlichen Anforderungen gerecht werden und seine 
vielfältigen Funktionen auch in Hinblick auf Multifunktionalität erfüllen kann, sind bestimmte 
quantitative und qualitative Flächenvoraussetzungen nötig. Mit Hilfe von Orientierungswerten 
wird versucht, die quantitativen und qualitativen Anforderungen zu standardisieren. Aufgrund 
der Vielschichtigkeit und Komplexität, was sowohl allgemeine als auch gebietsbedingte An-
forderungen an das urbane Grün betrifft, können quantitative Orientierungswerte in erster 
Linie eine grobe Annäherung darstellen, die weitere Differenzierungen nötig macht (vgl. 
DEUTSCHER RAT FÜR LANDESPFLEGE 2006). Orientierungswerte können für das urbane Grün 
als Bewertungsmaßstab für die Ermittlung von Bedarf und Defiziten und als Kontrollmecha-
nismus verstanden werden und bilden somit eine wichtige Voraussetzung für die Planung. 
Sie sind Empfehlungen ohne verbindlichen Rechtsstatus.  

 

Gesamtstädtische und quartiersbezogene städtebauliche Orientierungswerte 
Die Sicherstellung einer ausreichenden Frei- und Grünflächenversorgung in entsprechender 
Qualität setzt hohe Anforderung an eine nachhaltige Stadtentwicklung. Grundsätzlich ist die 
Flächenversorgung innerhalb eines städtischen Raumes an Bevölkerungszahl und Bedarf 
anzupassen. Unter dem Aspekt einer sozial gerechten Freiraumversorgung sollen Grün- und 
Freiräume zudem für alle Bevölkerungsgruppen verfügbar sein (vgl. HORNBERG et al. 2011).  
Kennzahlen und quantitative Messgrößen sollen eine solche bedarfsgerechte Flächenpla-
nung erleichtern. Die Diskussion über Orientierungswerte zum Grünflächenbedarf wird daher 
in Wissenschaft und kommunaler Praxis bereits seit Jahrzehnten geführt (DEUTSCHER RAT 
FÜR LANDESPFLEGE 2006, BORCHARD 1968). Eine Reihe von Städten wenden für die Bemes-
sung der öffentlichen Freiräume Orientierungswerte an (siehe Tabelle 2). Die seit den 
1960/1970ern üblichen Wertgrößen bewegen sich zwischen 6 bis 15 m² Grünflächenbedarf 
pro Einwohner (DEUTSCHER RAT FÜR LANDESPFLEGE 2006). Betrachtet werden aber auch 
Aspekte der Erreichbarkeit (wie z.B. Entfernung der Grünfläche zur Wohnbebauung). Für die 
Analyse der Versorgungssituation in einzelnen Stadtteilen und -quartieren und die Ermittlung 
des sich aus dem gesamtstädtischen Vergleich ableitenden raumbezogenen Handlungsbe-
darf führen einzelne Städte wie z.B. Hamburg Freiraumbedarfsanalysen (BECKER & HÜBNER 
2013) durch. Darin wird nicht nur der Versorgungsgrad, sondern auch der zusätzliche Be-
darf, bezogen auf einzelne Stadtgebiete, ermittelt. 
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Tab. 2: Beispielhafte Orientierungswerte für die Grünflächenversorgung  

Freiraumtypen Stadtbeispiel Orientierungswerte Grünflächenversor-
gung und Entfernung zum Wohngebiet/ 
Siedlung 

Wohnungsbezogene Frei-
räume z. B. Grünplätze, 
Straßenbegleitgrün, Spiel-
straßen oder potenziell 
nutzbare öffentliche Ver-
kehrsflächen bei entspre-
chender Gestaltung 

München1 4 m/Einwohner, ca. 5 Min. Fußweg (150-
250 m Entfernung) 

Wohngebietsbezogene, 
wohnungsnahe Freiräume 

Braunschweig1 4 m² /Einwohner (150 m Entfernung) 

Freiburg1, München1 4 m² /Einwohner, ca. 10 Min. Fußweg 
(300-500 m Entfernung) 

Berlin3, Hamburg2 ,Nürnberg4 

(Quartierpark) 
6 m² /Einwohner (500 m Entfernung) 

Siedlungsnahe Grünflä-
chen 

Berlin3, Freiburg1, Karlsruhe1, Mün-
chen1 

7 m² /Einwohner, ca. 20 Min. Fußweg 
(max. 1.000 m Entfernung) 

Öffentliche Grünflächen im 
Quartier 

Stuttgart4 8-15 m²/Einwohner 

Kommunale Parkanlagen 
u. Grünflächen 

Münster1 16 m²/Einwohner 

Hamburg1 13 m²/Einwohner 
1DRL 2006, 2FRITSCH et al. 2012, 3STADTENTWICKLUNG BERLIN 2013 ,4LANDESHAUPTSTADT STUTTGART o. 
J, NÜRNBERG 4 2014 

 

Städtebauliche Orientierungswerte für Einzelflächen 
Für die meisten Nutzungsformen ist die Mindestgröße einer Fläche eine unverzichtbare Vor-
aussetzung (vgl. BECKER & HÜBNER 2013), umgekehrt hat die Größe einer Fläche einen 
maßgeblichen Einfluss auf ein mögliches Flächenpotenzial. Gerade mit Blick auf die viel-
schichtigen Anforderungen an das urbane Grün sowie die Ansprüche an die Multifunktionali-
tät (siehe Kapitel 2.2) ist eine ausreichende Größendimensionierung unverzichtbar. Zudem 
lassen sich nur für wenige Nutzungsformen genaue Werte bzw. Wertspannen ableiten. Wäh-
rend es beispielsweise für Flächen mit eindeutiger Funktionszuweisung, wie z.B. bei Spiel-
plätzen oder Sportflächen, vergleichsweise leicht erscheint, eine Mindestgröße zu ermitteln, 
ist dies für andere Anforderungen und Funktionen sehr viel schwieriger. Die Flächengröße ist 
allerdings nicht allein, sondern immer im Zusammenhang mit der Flächenqualität und der 
Anbindung an ähnlichen Flächen (Verbund) zu betrachten. Grundsätzlich sind unterschiedli-
che Qualitätsansprüche für unterschiedliche Funktionen zu beachten (vgl. dazu u.a. HANSEN 
et al. 2012). In Anlehnung an die Richtwerte des Deutschen Städte- und Gemeindetages aus 
den 1970er Jahren wird in vielen Städten für wohnungsnahe bzw. wohngebietsbezogene 
Freiräume oder Grünanlagen noch heute von einer Mindestgröße von 0,5 ha, bei land-
schaftsorientierten Freiräumen als Naherholungsziel von mindestens 10 ha ausgegangen 
(siehe Tabelle 3). Vereinzelt geben Städte Hinweise für räumliche Mindestausdehnungen 
von Grünflächen. Die Stadt Nürnberg gibt z.B. die Vorgabe, dass Parkanlagen mindestens 
50 m breit und Grünzüge nicht unter 15 m Breite dimensioniert sein sollen (GEIM et al. 2012). 
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Tab. 3: Beispiele für Orientierungs(mindest)größen von öffentlichen Freiräumen und Grünanla-
gen in deutschen Städten 

Freiraumtypen Stadtbeispiel Orientierungswerte  

Wohngebietsbezogene, 
wohnungsnahe Freiräume 
und Grünanlagen 

Braunschweig3 0,5-5 ha 

 0,5 ha 

Siedlungsnahe Grünflä-
chen und landschaftsorien-
tierte Freiräume 

Berlin6 10 ha (Ortsteilpark), 50 ha (Bezirkspark) 

Freiburg, Karlsruhe, München3 10 ha 

Generationenübergreifende 
und integrative Freiflä-
chenangebote 

Nürnberg4 Mindestgröße 0,3 ha 

Freiflächen als Naturerfah-
rungsräume 

allgemein5 1-2 ha 

Berlin6 Mindestens 0,5 ha 

Spielplätze und Freiräume 
zum Spielen 

nach DIN 18034 Kinder bis 6 Jahre Mindestgröße 500 m² 

Kinder 6 bis 12 Jahre Mindestgröße 1000 
m² bei naturnahen Spielbereichen 1 ha 

Kinder ab 12 und Jugendliche Mindest-
größe 1 ha 

Erholungsrelevante land-
schaftsorientierte Freiräu-
me 

Dresden2 >10 ha 

Urbane Wälder Leipzig7 Mindestgröße funktionsunabhängig 0,3 ha, 
Mindestdurchmesser 50 m, für stadtklima-
tische Funktionserfüllung > 1 ha 

1STADTENTWICKLUNG BERLIN 2013, 2VERCH 2007, 3DRL 2006, 4GEIM et al. 2012, 5REIDL et al 2005, 
6STIFTUNG NATURSCHUTZ BERLIN 2011, 7BURKHARDT et al. 2008 

 

Naturschutzfachliche Orientierungswerte für das urbane Grün 
Standardisierte Werte für einen Mindestflächenbedarf für Naturschutz und Ökologie in Stadt-
gebieten gibt es nicht. Der Arbeitskreis "Stadtökologie" der Gesellschaft für Ökologie formu-
lierte 1997 einige Forderungen (siehe SCHULTE et a. 1998), die in der Praxis jedoch kaum 
Anwendung finden. 

Tab. 4: Flächenanforderungen einer naturschutzbezogenen ökologisch orientierten Stadtentwick-
lung nach SCHULTE et a. 1998 

Vorrangfunktion Naturschutz mindestens 5% der gesamten Siedlungsfläche 

Naturnahe Gestaltung von Freiflächen 50% Flächenanteil aller Freiflächen 

Natur am Bau bei öffentlichen Gebäude 2% der Bausumme 

Einzelne Städte haben sich eigene Zielvorgaben gesetzt. In Erfurt sollen beispielsweise laut 
Umsetzungsplan zur Deklaration "Biologische Vielfalt in Kommunen" bis 2020 10% der 
Stadtfläche naturschutzrechtlich geschützt sein und weitere 10 % der Stadtfläche als Verbin-
dungselemente des Biotopverbundes vorbehalten werden (UMWELT- UND NATURSCHUTZAMT 
ERFURT 2012). Mit dem Flächenanteil für den Biotopverbund überträgt die Stadt damit die 
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Forderung des Bundesnaturschutzgesetzes, "mindestens 10 % der Landesfläche für den 
Biotopverbund zu verwenden" (vgl. § 20 (1) BNatSchG), auch auf den städtischen Bereich. 

Naturschutzfachliche Orientierungswerte können auch funktionsbezogen formuliert werden. 
Dabei geht es in der Regel nicht nur um die reine Flächengröße, sondern insbesondere um 
das Zusammenspiel mit qualitativen Parametern (z.B. Lage und Vernetzung oder Struktur-
vielfalt). Ausführliche Beschreibungen dazu finden sich in den Tabellen zur naturschutzfach-
lichen Bewertung der Flächenpotenziale für die doppelte Innenentwicklung im Kapitel 4.2. 

 

2.4 Rechtlicher Rahmen 
2.4.1 Raumordnungsrecht 

Leitvorstellung der Raumordnung nach dem Bundesraumordnungsgesetz (ROG) ist eine 
nachhaltige Raumentwicklung, die die sozialen und wirtschaftlichen Ansprüche an den Raum 
mit seinen ökologischen Funktionen in Einklang bringt und zu einer dauerhaften, großräumig 
ausgewogenen Ordnung mit gleichwertigen Lebensverhältnissen in den Teilräumen führt (§ 
1 Abs. 2 ROG). 

§ 2 ROG enthält Grundsätze der Raumordnung, die im Sinne der vorgenannten Leitvorstel-
lung einer nachhaltigen Raumentwicklung anzuwenden und durch Festlegungen in Raum-
ordnungsplänen zu konkretisieren sind. Folgende der dort aufgeführten Grundsätze haben 
unmittelbar Bezug zum Thema „doppelte Innenentwicklung“: 

• „2. … Die Siedlungstätigkeit ist räumlich zu konzentrieren, sie ist vorrangig auf vor-
handene Siedlungen mit ausreichender Infrastruktur und auf Zentrale Orte auszurich-
ten. Der Freiraum ist durch übergreifende Freiraum-, Siedlungs- und weitere Fach-
planungen zu schützen; es ist ein großräumig übergreifendes, ökologisch wirksames 
Freiraumverbundsystem zu schaffen. Die weitere Zerschneidung der freien Land-
schaft und von Waldflächen ist dabei so weit wie möglich zu vermeiden; die Flächen-
inanspruchnahme im Freiraum ist zu begrenzen.“ 

• „6. Der Raum ist in seiner Bedeutung für die Funktionsfähigkeit der Böden, des Was-
serhaushalts, der Tier- und Pflanzenwelt sowie des Klimas einschließlich der jeweili-
gen Wechselwirkungen zu entwickeln, zu sichern oder, soweit erforderlich, möglich 
und angemessen, wiederherzustellen. Wirtschaftliche und soziale Nutzungen des 
Raums sind unter Berücksichtigung seiner ökologischen Funktionen zu gestalten; 
dabei sind Naturgüter sparsam und schonend in Anspruch zu nehmen, Grundwas-
servorkommen sind zu schützen. Die erstmalige Inanspruchnahme von Freiflächen 
für Siedlungs- und Verkehrszwecke ist zu vermindern, insbesondere durch die vor-
rangige Ausschöpfung der Potenziale für die Wiedernutzbarmachung von Flächen, 
für die Nachverdichtung und für andere Maßnahmen zur Innenentwicklung der Städte 
und Gemeinden sowie zur Entwicklung vorhandener Verkehrsflächen. Beeinträchti-
gungen des Naturhaushalts sind auszugleichen, den Erfordernissen des Biotopver-
bundes ist Rechnung zu tragen. Für den vorbeugenden Hochwasserschutz an der 
Küste und im Binnenland ist zu sorgen, im Binnenland vor allem durch Sicherung o-
der Rückgewinnung von Auen, Rückhalteflächen und Entlastungsflächen. Der Schutz 
der Allgemeinheit vor Lärm und die Reinhaltung der Luft sind sicherzustellen. Den 
räumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes ist Rechnung zu tragen, sowohl durch 
Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch solche, die der 
Anpassung an den Klimawandel dienen. …“ 
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Diese Grundsätze wirken sich rahmensetzend bei der Aufstellung von Raumordnungsplänen 
aus und können so mittelbar auch rahmensetzend für die kommunale Bauleitplanung sein.  

Die Raumordnungspläne sollen Festlegungen zur Raumstruktur enthalten. Hierzu zählen 
insbesondere Festsetzungen der anzustrebenden Siedlungsstruktur sowie der anzustreben-
den Freiraumstruktur. Dem Planungsmaßstab entsprechend geht es in der Raumordnungs-
planung aber vorrangig um die großräumigen übergreifenden Freiräume und Freiraum-
schutz. Die Ausgestaltung der Freiraumstruktur innerhalb der Siedlungsbereiche bleibt in der 
Regel den Städten und Gemeinden vorbehalten. Ausnahmen können sich im Einzelfall erge-
ben, wenn großräumige Freiraumstrukturen Siedlungsbereiche durchziehen oder wenn in-
nerhalb der Siedlungsbereiche Freiräume zur Gewährleistung des vorbeugenden Hochwas-
serschutzes erhalten oder geschaffen werden sollen. 

Die Festlegungen in Raumordnungsplänen können als Ziel der Raumordnung oder als 
Grundsatz der Raumordnung formuliert werden. Ziele der Raumordnung sind nach der in § 3 
ROG zu findenden Definition „verbindliche Vorgaben in Form von räumlich und sachlich be-
stimmten oder bestimmbaren, vom Träger der Raumordnung abschließend abgewogenen 
textlichen oder zeichnerischen Festlegungen in Raumordnungsplänen zur Entwicklung, Ord-
nung und Sicherung des Raums“. Ziele wirken auch im Verhältnis zur kommunalen Bauleit-
planung als verbindliche Vorgabe. Bauleitpläne sind an die Ziele der Raumordnung anzu-
passen. Demgegenüber werden Grundsätze der Raumordnung als „Aussagen zur Entwick-
lung, Ordnung und Sicherung des Raums als Vorgaben für nachfolgende Abwägungs- oder 
Ermessensentscheidungen“ definiert. Sie sind damit bei der Aufstellung kommunaler Pläne 
der Abwägung zugänglich. 

 

2.4.2 Bauplanungsrecht 
Der Rechtsrahmen für die Entwicklung von Grund und Boden in den Gemeinden wird maß-
geblich durch das Bauplanungsrecht bestimmt. Die gesetzliche Kodifizierung findet sich vor 
allem im Baugesetzbuch (BauGB) und in der Baunutzungsverordnung (BauNVO).  

 

Schranken der Zulässigkeit der baulichen Nutzung von Grund und Boden 
In den §§ 29 bis 35 BauGB finden sich die Vorschriften zur Zulässigkeit von städtebaulich 
relevanten Vorhaben. Dabei sind drei Fallgruppen zu unterscheiden: Gebiete, für die ein Be-
bauungsplan anzuwenden ist (§ 29 BauGB), im Zusammenhang bebaute Ortsteile (§ 34 Abs. 
1-3 BauGB) und schließlich, außerhalb der im Zusammenhang bebaute Ortsteile, der Au-
ßenbereich (§ 35 BauGB).  

Bei Grundstücken außerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile (Außenbereich) be-
urteilt sich die Zulässigkeit nach § 35 BauGB, soweit kein Bebauungsplan eine andere, z.B. 
bauliche Nutzung zulässt. Grundvorstellung dieser Vorschrift ist der Schutz der freien Land-
schaft vor Zersiedlung (SÖFKER in ERNST et al. 2014: BauGB § 34 Rn. 18). Aus diesem 
Grund ist die Zulässigkeit von Vorhaben im Außenbereich stark eingeschränkt. Lediglich die 
in § 35 Abs. 1 BauGB aufgeführten so genannten privilegierten Vorhaben sind dort planungs-
rechtlich zulässig, wenn ihnen öffentliche Belange nicht entgegenstehen und die Erschlie-
ßung gesichert ist. Andere Vorhaben sind demgegenüber schon dann unzulässig, wenn sie 
öffentliche Belange beeinträchtigen. Sie dürfen nicht im Widerspruch zu den Darstellungen 
eines Landschaftsplans oder sonstigen Plans, z.B. des Wasserrechts stehen. Auch dürfen 
sie Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege, des Bodenschutzes, des Denk-
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malschutzes oder die natürliche Eigenart der Landschaft und ihren Erholungswert nicht be-
einträchtigen und das Orts- und Landschaftsbild nicht verunstalten. Die Voraussetzungen für 
die Zulässigkeit von Außenbereichsvorhaben sind damit eng gefasst. 

Auch innerhalb des Siedlungsgebietes liegende größere Freiflächen können Außenbereich 
im Sinne von § 35 BauGB sein. Die Fläche muss nach der Rechtsprechung des BVerwG so 
groß sein, dass sich ihre Bebauung nicht mehr als zwanglose Fortsetzung der vorhandenen 
Bebauung aufdrängt (BVerwG, Urteile vom 17.02.1984 4 C 55.81, Beschluss vom 
15.09.2005 4 BN 37/05). Sie darf nicht lediglich als Baulücke erscheinen. Der Bebauungszu-
sammenhang muss unterbrochen sein. Wie eng die Aufeinanderfolge von Baulichkeiten sein 
muss, um sich noch als zusammenhängende Bebauung darzustellen, ist nicht nach geogra-
phisch-mathematischen Maßstäben, sondern aufgrund einer umfassenden Bewertung des 
im Einzelfall vorliegenden konkreten Sachverhalts zu entscheiden (BVerwG, Beschluss vom 
18.06.1997 4 B 238.96). 

Innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils richtet sich die Zulässigkeit von Vor-
haben nach § 34 Abs.1 bis 3a BauGB, soweit ein Bebauungsplan keinen hiervon abwei-
chenden rechtlichen Rahmen setzt. Nach § 34 Abs.1 BauGB kommt es auf die Eigenart der 
näheren Umgebung an. Ein Vorhaben ist „zulässig, wenn es sich nach Art und Maß der bau-
lichen Nutzung, der Bauweise und der Grundstücksfläche, die überbaut werden soll, in die 
Eigenart der näheren Umgebung einfügt und die Erschließung gesichert ist. Die Anforderun-
gen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse müssen gewahrt bleiben; das Ortsbild darf 
nicht beeinträchtigt werden.“ Auch für das Verhältnis von bebauter zu unbebauter Fläche ist 
die Eigenart der näheren Umgebung maßgeblich. Ist z.B. die nähere Umgebung in der Wei-
se geprägt, dass die Gebäude eine hintere gedachte Baugrenze nicht überschreiten, so sind 
die damit einhergehenden Freiflächen in den hinteren Grundstücksteilen prägend. Die Errich-
tung von Gebäuden in diesem Teil wäre damit unzulässig. Umgekehrt sind die sich aus § 34 
BauGB ergebenden Grenzen der baulichen Nutzbarkeit weit, wenn die nähere Umgebung 
sich hinsichtlich der maßgeblichen Parameter als heterogen erweist.  

Im Geltungsbereich eines Bebauungsplans, der allein oder gemeinsam mit sonstigen bau-
rechtlichen Vorschriften mindestens Festsetzungen über die Art und das Maß der baulichen 
Nutzung, die überbaubaren Grundstücksflächen und die örtlichen Verkehrsflächen enthält, ist 
ein Vorhaben gem. § 30 Abs.1 BauGB zulässig, wenn es diesen Festsetzungen nicht wider-
spricht und die Erschließung gesichert ist. 

Diese Vorschrift macht deutlich, dass die Städte mittels Aufstellung von Bebauungsplänen 
entscheidend auf die bauliche und sonstige Nutzung der Grundstücke im Siedlungsgebiet 
Einfluss nehmen können. Diese planerische Gestaltungsmöglichkeit ist Ausfluss des verfas-
sungsrechtlich gewährleisteten Selbstverwaltungsrechts der Kommunen (Art. 28 Abs.2 GG). 
Welche Gestaltungsmöglichkeiten im Einzelnen für die doppelte Innenentwicklung genutzt 
werden können, wird in Kapitel „Formelle Planungen“ ausgeführt. An dieser Stelle sollen le-
diglich die gesetzlichen Rahmenbedingungen der Bauleitplanung umrissen werden. 

 

Gesetzliche Rahmenbedingungen der Bauleitplanung 
Die kommunale Bauleitplanung ist zweistufig angelegt. Die parzellenscharfen Bebauungs-
pläne legen den Zulässigkeitsrahmen für die Nutzung der Grundstücke in ihren Geltungsbe-
reichen außenverbindlich fest. Bebauungspläne sind aus dem das gesamte Gemeindegebiet 
umfassenden Flächennutzungsplan zu entwickeln. Über diese Rechtswirkung hinaus entfal-

32 

 



tet der Flächennutzungsplan nur gegenüber Fachplanungen und bei Außenbereichsvorha-
ben eine rechtliche Wirkung.  

 

Anpassungsgebot und strikte Bindungen 
Bauleitplanung ist geprägt durch einen weiten Gestaltungsspielraum der Gemeinden als 
Ausfluss der kommunalen Planungshoheit. Dieser wird eingeschränkt durch das Anpas-
sungsgebot gegenüber den Zielen der Raumordnung und durch die sich zum Teil aus dem 
Fachrecht ergebenden strikt zu beachtenden Bestimmungen. 

Nach § 1 Abs. 4 BauGB sind die Bauleitpläne an die Ziele der Raumordnung anzupassen. 
Grundsätze der Raumordnung sind demgegenüber der Abwägung zugänglich. Festsetzun-
gen, die den Zielen der Raumordnung widersprechen, sind damit unzulässig. Soweit etwa 
ein regionaler Grünzug als Ziel der Raumordnung festgelegt wurde, ist die Gemeinde daran 
im Rahmen der Bauleitplanung gebunden. Ziele der Raumordnung können anders als fest-
gelegte Grundsätze der Raumordnung auch nicht durch Abwägung überwunden werden. 
Eine Zielabweichung kann im Einzelfall allerdings unter den in § 6 Abs. 2 ROG und den je-
weils einschlägigen landesrechtlichen Bestimmungen zugelassen werden. 

Strikt zu beachtende Schranken der planerischen Gestaltungsmöglichkeiten ergeben sich 
zudem aus dem Fachrecht. Zu denken ist insoweit z.B. an die strikten arten- und biotop-
schutzrechtlichen Verbote des Naturschutzrechtes oder die weitreichenden Bauverbote in 
Überschwemmungsgebieten oder Wasserschutzgebieten nach den wasserrechtlichen Be-
stimmungen (vgl. Kapitel 2.4.5). Abgesehen von diesen Zielvorgaben besteht allerdings 
grundsätzlich Planungsfreiheit.  

 

Leitziele der Bauleitplanung nach § 1 Abs. 5 BauGB 
In § 1 Abs. 5 BauGB werden verschiedene übergeordnete Ziele genannt, die bei der Aufstel-
lung der Bauleitpläne im Sinne von Leitlinien zu beachten sind. Nach dieser Vorschrift gilt: 

„Die Bauleitpläne sollen eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung, die die sozialen, wirt-
schaftlichen und umweltschützenden Anforderungen auch in Verantwortung gegenüber künf-
tigen Generationen miteinander in Einklang bringt, und eine dem Wohl der Allgemeinheit 
dienende sozialgerechte Bodennutzung gewährleisten. Sie sollen dazu beitragen, eine men-
schenwürdige Umwelt zu sichern, die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen und zu 
entwickeln sowie den Klimaschutz und die Klimaanpassung, insbesondere auch in der 
Stadtentwicklung, zu fördern, sowie die städtebauliche Gestalt und das Orts- und Land-
schaftsbild baukulturell zu erhalten und zu entwickeln. Hierzu soll die städtebauliche Entwick-
lung vorrangig durch Maßnahmen der Innenentwicklung erfolgen.“  

Wie der nach dieser Vorschrift geforderte Ausgleich der sozialen, wirtschaftlichen und um-
weltschützenden Anforderungen gestaltet werden kann, überlässt der Gesetzgeber den Ge-
meinden. Diese haben nach den Regeln des Abwägungsgebots (hierzu unten) vorzugehen, 
im Übrigen aber vielfältige planerische Gestaltungsmöglichkeiten. Dies gilt auch für den letz-
ten Satz der Vorschrift, der erst durch das Gesetz zur Stärkung der Innenentwicklung in den 
Städten und Gemeinden und weiteren Fortentwicklung des Städtebaurechts vom 11. Juni 
2013 (BGBl. I, S. 1548, im weiteren 2. Innenentwicklungsgesetz) eingeführt wurde. Auch hier 
bleibt offen, in welcher Weise bei der Innenentwicklung der Umgang mit dem urbanem Grün 
erfolgen soll. Die Notwendigkeit einer solchen integrierten Betrachtung folgt vielmehr aus der 
geforderten Abwägung mit den anderen im Gesetz angesprochenen öffentlichen Belangen.  
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Katalog öffentlicher Belange nach § 1 Abs. 6 BauGB 
In § 1 Abs.6 BauGB findet sich eine Liste öffentlicher Belange, die bei der Aufstellung von 
Bebauungsplänen regelmäßig (nicht zwingend in jedem Fall) von Bedeutung sind und die 
gewissermaßen ein Prüfraster darstellt, ohne dabei vollständig zu sein. Einige der aufgeführ-
ten Belange betreffen Aspekte der Innenentwicklung, andere solche des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege. Angesprochen werden in der Vorschrift u.a. die allgemeinen Anforde-
rungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse, die Erhaltung, Erneuerung, Fortentwick-
lung, Anpassung und der Umbau vorhandener Ortsteile, die Belange des Umweltschutzes, 
einschließlich des Naturschutzes und der Landschaftspflege, insbesondere die Auswirkun-
gen auf Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, Klima und das Wirkungsgefüge zwischen 
ihnen sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt, die Darstellungen von Landschafts-
plänen und die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Natura 2000-Gebiete und die Be-
lange des Hochwasserschutzes.  

 

Bodenschutzklausel und Umwidmungsschutzklausel nach § 1a Abs. 2 BauGB 
Weitere Umweltschutz bezogene Belange sind in § 1a BauGB geregelt. Nach Absatz 2 die-
ser Vorschrift soll mit Grund und Boden sparsam und schonend umgegangen werden. Zur 
Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen für bauliche Nutzungen sind 
die Möglichkeiten der Entwicklung der Gemeinde insbesondere durch Wiedernutzbarma-
chung von Flächen, Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur Innenentwicklung zu nut-
zen sowie Bodenversiegelungen auf das notwendige Maß zu begrenzen. Landwirtschaftlich, 
als Wald oder für Wohnzwecke genutzte Flächen sollen nur im notwendigen Umfang umge-
nutzt werden. Die vorgenannten im Gesetz als Grundsätze bezeichneten Zielsetzungen wer-
den der planerischen Abwägung mit den anderen von der Planung berührten öffentlichen 
und privaten Belangen unterworfen (§ 1a Abs. 2 Satz 3 BauGB). Durch das zweite Innen-
entwicklungsgesetz wurden allerdings die Begründungserfordernisse im Hinblick auf das Ziel 
einer vorrangigen Innenentwicklung deutlich verschärft. Zur Begründung der Notwendigkeit 
der Umwandlung landwirtschaftlich oder als Wald genutzter Flächen sollen Ermittlungen zu 
den Möglichkeiten der Innenentwicklung zugrunde gelegt werden, zu denen insbesondere 
Brachflächen, Gebäudeleerstand, Baulücken und andere Nachverdichtungsmöglichkeiten 
zählen können (§ 1a Abs. 2 Satz 4 BauGB). Qualitätskriterien im Sinne einer „doppelten“ 
Innenentwicklung werden in der Vorschrift nicht genannt. 

 

Eingriffsregelung als Prüf- und Entscheidungsprogramm der Bauleitplanung nach § 
1a Abs. 2 BauGB 
§ 1a Abs. 3 BauGB ordnet an, dass die Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich er-
heblicher Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfä-
higkeit des Naturhaushalts im Sinne der Eingriffsregelung nach dem Bundesnaturschutzge-
setz (BNatSchG) in der Abwägung nach § 1 Abs. 7 zu berücksichtigen sind. Die sich aus der 
Eingriffsregelung des BNatSchG ergebenden Rechtsfolgen sind damit anders als im Bereich 
der Planfeststellung oder bei der Genehmigung von Außenbereichsvorhaben (vgl. Kapitel 
2.4.3: Eingriffsregelung) der Abwägung unterworfen. Sie sind mit den anderen von der Pla-
nung berührten öffentlichen und privaten Belangen abzuwägen. Die Belange des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege werden (so das BVerwG) angereichert durch die Spezi-
fika des Vermeidungs- und des Kompensationsgrundsatzes, verfahrensmäßig und inhaltlich 
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in die planerische Abwägung integriert (BVerwG   4 NB 27.96, Urteil v. 31.1.1997). Die Ent-
scheidung über das „Entscheidungs- und Folgenbewältigungsprogramm“ mache eine diffe-
renzierte Betrachtung im Einzelfall erforderlich. Ausdrücklich betont das BVerwG allerdings 
auch, dass der städtebaulichen Eingriffsregelung kein abstrakt höherer Rang gegenüber 
anderen Belangen in der planerischen Abwägung zukomme. Andererseits hat das BVerwG 
aber auch zum Ausdruck gebracht, dass durch die Vorverlagerung der Entscheidung über 
ein Ausgleichskonzept in die Planungsphase die Belange nicht geschwächt, sondern viel-
mehr gestärkt werden sollen. Bezogen auf die Vorgängerregelung (§ 8a BNatSchG in der 
durch das Investitionserleichterungs- und Wohnbaulandgesetz vom 22.04.1993 (BGBl. I, 
466) geänderten Fassung) stellte das BVerwG fest, dass das „normierte Erwägungs- und 
Kompensationskonzept“ dazu einen steuernden Einfluss auf die Bauleitplanung nehmen soll. 
Trägt die Gemeinde diesen Pflichten weder bei der Informationsgewinnung noch bei der Be-
achtung von Planungsalternativen hinreichend Rechnung, liege hierin ein Ermittlungsdefizit. 
Soweit sich die Gemeinde nicht von der normativen Wertung leiten lasse, verfehle sie das 
Gebot, die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege unter Einschluss der 
Kompensationsmaßnahmen mit dem Gewicht in die Abwägung einzustellen, das ihnen ob-
jektiv zukommt. Eine Zurückstellung der Belange des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege komme folglich nur zugunsten entsprechend gewichtiger anderer Belange in Betracht. 
Dies bedürfe besonderer Rechtfertigung. Die Gemeinde müsse die Belange, die sie für vor-
zugswürdig hält, präzise benennen (BVerwG   4 NB 27.96, Urteil v. 31.1.1997). Eine Ge-
meinde muss also immer prüfen, auf welche Weise ein durch die Planung ermöglichter Ein-
griff in Natur und Landschaft vermieden und ausgeglichen werden kann. Auf einen vollstän-
digen Ausgleich darf nur dann verzichtet werden, wenn gewichtige und von der Gemeinde 
für vorzugswürdig erachtete Belange einen solchen Verzicht erforderlich machen. 

Ein Ausgleich ist nach § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB bei der Aufstellung eines Bauleitplans nicht 
erforderlich, soweit die Eingriffe bereits vor der planerischen Entscheidung erfolgt sind oder 
zulässig waren. Als vorhandene Eingriffe gelten insbesondere vorhandene Gebäude, Stra-
ßen, Wege und Plätze. Die hierdurch bestehenden Beeinträchtigungen von Natur und Land-
schaft müssen nicht nachträglich kompensiert werden, selbst wenn anstelle der vorhandenen 
neue bauliche Anlagen treten. Soweit aufgrund eines bestehenden Bebauungsplans oder 
nach Maßgabe von § 34 BauGB eine bauliche Nutzung bereits zulässig ist, ist diese auch 
dann als zulässiger und nicht ausgleichspflichtiger Eingriff zu werten, wenn die bestehenden 
Baurechte gar nicht oder nur teilweise genutzt wurden. 

Der Gesetzgeber hat mit dem ersten Innenentwicklungsgesetz von 2007 den so genannten 
Bebauungsplan der Innenentwicklung eingeführt. Unter den in § 13a BauGB genannten Vo-
raussetzungen kann (muss nicht) ein solcher Bebauungsplan aufgestellt werden. Wird von 
diesem Instrument Gebrauch gemacht, gelten Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung des 
Bebauungsplans zu erwarten sind, als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB vor der pla-
nerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig. Ein Ausgleich der Eingriffe in Natur und Land-
schaft ist insoweit nicht erforderlich. Diese gesetzliche Fiktion gilt allerdings nur, wenn die 
zulässige Grundfläche oder Größe der Grundfläche insgesamt weniger als 20.000 Quadrat-
metern beträgt. Bei mehreren Bebauungsplänen, die in einem engen sachlichen, räumlichen 
und zeitlichen Zusammenhang aufgestellt werden, ist die Summe der Grundflächen maßgeb-
lich. Es ist daher davon auszugehen, dass bei eher kleinteiligen Maßnahmen der Innenent-
wicklung ein Ausgleich von Eingriffen in Natur und Landschaft rechtlich nicht mehr erforder-
lich ist, soweit der Bebauungsplan im Verfahren nach § 13a BauGB aufgestellt wird. Der 
Plangeber ist allerdings nicht davon freigestellt, die tatsächlichen Auswirkungen auf Natur 
und Landschaft zu erfassen, zu bewerten und in die Abwägung mit den anderen Belangen 
einzustellen. 
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Abwägungsgebot 
Wie bei Zielkonflikten zwischen den in §§1 und 1a BauGB angesprochenen Belangen und 
Planungsleitlinien zu verfahren ist, überlässt dass BauGB den planaufstellenden Gemeinden. 
Diese werden durch das Abwägungsgebot an ein nachvollziehbares Entscheidungsfin-
dungsprogramm gebunden. Die von der Planung berührten öffentlichen und privaten Belan-
ge (Abwägungsmaterial) sind zu ermitteln und zu bewerten (§ 2 Abs. 3 BauGB). Die so er-
mittelten und bewerteten öffentlichen und privaten Belange sind sodann gegeneinander und 
untereinander gerecht abzuwägen (§ 1 Abs. 7 BauGB). 

Die Gemeinden dürfen bei der Abwägung die Bedeutung der einzelnen Belange auch im 
Verhältnis zueinander nicht verkennen. Den planenden Gemeinden steht es dann aber frei, 
sich für oder gegen das eine oder andere Planungsziel zu entscheiden. Das BVerwG drückt 
dies wie folgt aus: „Innerhalb jenes Rahmens ist das Vorziehen und Zurücksetzen bestimm-
ter Belange kein nachvollziehbarer Vorgang der Abwägung, sondern eine geradezu elemen-
tare planerische Entscheidung, die zum Ausdruck bringt, wie und in welcher Richtung sich 
eine Gemeinde städtebaulich geordnet fortentwickeln will“ (Urteil vom 12.12.1969 – 4 C 
105.66 –). 

Das Abwägungsgebot eröffnet die Möglichkeit, die nach den Gegebenheiten und Erforder-
nisse der jeweiligen Gemeinde maßgeschneiderten Wege zur Innenentwicklung zu verfol-
gen. Es setzt die integrierte Betrachtung und Bewertung der betroffenen und konkurrieren-
den öffentliche Belange voraus. Die Bewertung selbst bleibt am Ende aber den Beschlussor-
ganen der Gemeinde vorbehalten. Einerseits wächst der Druck auf eine bauliche Nutzung 
innerstädtischer Flächenpotenziale durch die Hervorhebung der Erfordernisse einer vorran-
gigen Innenentwicklung. Andererseits stellt das Abwägungsgebot sicher, dass die Belange 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege dabei nicht ausgeblendet werden. Eine struk-
turelle Schwächung haben diese Belange allerdings durch den 2007 eingeführten Bebau-
ungsplan der Innenentwicklung nach § 13a BauGB erfahren. Soweit ein Bebauungsplan 
nach dieser Vorschrift aufgestellt wird, muss in der Abwägung nicht mehr über das Erforder-
nis einer Kompensation (Ausgleich und Ersatz) bei Eingriffen in Natur und Landschaft ent-
schieden werden, weil unterstellt wird, dass die durch die Planung neu ermöglichten Beein-
trächtigungen von Natur und Landschaft bereits bestanden. Der bei Anwendung der Ein-
griffsregelung sonst zum Tragen kommende Kompensationsgedanke kann seine positive 
Wirkung im Sinne einer doppelten Innenentwicklung also nicht entfalten. 

 

2.4.3 Naturschutzrecht 
Rechtsgrundlagen finden sich bundeseinheitlich im BNatSchG sowie in den auf seiner 
Grundlage erlassenen Rechtsvorschriften. Ergänzende Regelungen finden sich in den Na-
turschutzgesetzen der Länder. 

 

Zielbestimmung des Bundesnaturschutzgesetzes  
In § 1 BNatSchG sind in allgemeiner programmatischer Form Ziele des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege formuliert. Diese Ziele berühren in mehrfacher Hinsicht Aspekte, wel-
che für die Erhaltung und Entwicklung des urbanen Grüns und damit für die doppelte Innen-
entwicklung von Bedeutung sind. 
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§ 1 Abs. 1 BNatSchG enthält folgende als allgemeiner Grundsatz bezeichnete Bestimmung: 

„Natur und Landschaft sind auf Grund ihres eigenen Wertes und als Grundlage für Leben 
und Gesundheit des Menschen auch in Verantwortung für die künftigen Generationen im 
besiedelten und unbesiedelten Bereich nach Maßgabe der nachfolgenden Absätze so zu 
schützen, dass  

1. die biologische Vielfalt, 

2. die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts einschließlich der Rege-
nerationsfähigkeit und nachhaltigen Nutzungsfähigkeit der Naturgüter sowie 

3. die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der Erholungswert von Natur und Land-
schaft 

auf Dauer gesichert sind; der Schutz umfasst auch die Pflege, die Entwicklung und, soweit 
erforderlich, die Wiederherstellung von Natur und Landschaft (allgemeiner Grundsatz).“ 

Die Vorschrift bezieht nicht nur den unbesiedelten Landschaftsraum, sondern ausdrücklich 
und gleichberechtigt auch den besiedelten Bereich ein. Sie ist damit auch für die Innenent-
wicklung der Städte wichtig. Die Bedeutung des urbanen Grüns wird damit unterstrichen. 
Neben dem Ziel der dauerhaften Sicherung der in der Vorschrift genannten Qualtäten bzw. 
Funktionen macht die Regelung auch deutlich, dass es auch um die Entwicklung und die 
Wiederherstellung von Natur und Landschaft und nicht nur um die Abwehr von Beeinträchti-
gungen geht. Deshalb sind auch die Potenziale für eine Entwicklung und In-Wert-Setzung 
von Natur und Landschaft in den Blick zu nehmen. 

In den Absätzen 2 bis 6 von § 1 BNatSchG sind die Ziele in Bezug auf einzelne Aspekte dif-
ferenziert nach Schutzgütern weiter spezifiziert. Weitere naturschutzfachliche Ziele ergeben 
sich aus den gesetzlichen Vorgaben zum Flächenschutz und Artenschutz sowohl nach Eu-
roparecht (vgl. EU-Vogelschutzrichtlinie; FFH-Richtlinie) und Länderrecht (vgl. §§ 20-36 und 
§§ 37-55 BNatSchG). Einige der im Gesetz genannten Ziele betreffen explizit Freiräume im 
besiedelten Bereich. Die übrigen Ziele gelten auch im unbesiedelten Bereich. Sämtliche auf-
geführten Ziele sind bei der Entwicklung von Kriterien für Abwägungsentscheidungen im 
Rahmen der Innenentwicklung leitend. 

Besonderen Bezug zu den Aufgaben der Innenentwicklung haben zum einen § 1 Abs. 4 Nr.2 
BNatSchG sowie § 1 Abs. 5 BNatSchG. Danach sind „zum Zweck der Erholung in der freien 
Landschaft nach ihrer Beschaffenheit und Lage geeignete Flächen vor allem im besiedelten 
und siedlungsnahen Bereich zu schützen und zugänglich zu machen“. Die Vorschrift knüpft 
an die besondere Bedeutung von siedlungsnahen Teilen der freien Landschaft an. In die 
gleiche Richtung zielt auch § 1 Abs. 6 BNatSchG. Danach gilt:  

„Freiräume im besiedelten und siedlungsnahen Bereich einschließlich ihrer Bestandteile, wie 
Parkanlagen, großflächige Grünanlagen und Grünzüge, Wälder und Waldränder, Bäume und 
Gehölzstrukturen, Fluss- und Bachläufe mit ihren Uferzonen und Auenbereichen, stehende 
Gewässer, Naturerfahrungsräume sowie gartenbau- und landwirtschaftlich genutzte Flächen, 
sind zu erhalten und dort, wo sie nicht in ausreichendem Maße vorhanden sind, neu zu 
schaffen.“  

In § 1 Abs. 5 BNatSchG wird das umweltpolitische Ziel „Innen vor Außen“ auch zu einem 
naturschutzfachlichen Ziel erklärt, wobei der Schutz, der Erhalt und die Entwicklung von 
Grünflächen für den besiedelten Bereich betont wird: 
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„[…] Die erneute Inanspruchnahme bereits bebauter Flächen im beplanten und unbeplanten 
Innenbereich, soweit sie nicht für Grünflächen vorgesehen sind, hat Vorrang vor der Inan-
spruchnahme von Freiflächen im Außenbereich […]". 

 

Vorgaben zur Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes nennt BNatSchG § 1 Abs. 3, differen-
ziert nach Schutzgütern. 
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Abb. 4: Zielformulierungen nach Bundesnaturschutzgesetz 

 

Landschaftsplanung 
Der Rechtsrahmen für die Landschaftsplanung ist in §§ 8 bis 12 BNatSchG und ergänzend in 
den einschlägigen Landesgesetzen geregelt. Aufgabe der Landschaftsplanung ist es, die 
Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege als Grundlage vorsorgenden Handelns 
zu konkretisieren und die Erfordernisse und Maßnahmen zur Verwirklichung dieser Ziele 
darzustellen und zu begründen (§ 9 BNatSchG). Analog zu den Planungsebenen der räumli-
chen Gesamtplanung gliedert sich die Landschaftsplanung in mehrere Planungsebenen. Mit 
der Ebene der regionalen Raumordnungsplanung korrespondiert das Instrument des Land-
schaftsrahmenplans. Auf der örtlichen Ebene werden auf der Grundlage der Landschafts-
rahmenpläne analog zum Flächennutzungsplan ein Landschaftsplan für das gesamte Ge-
meindegebiet sowie Grünordnungspläne für Teile eines Gemeindegebiets korrespondierend 
zu Bebauungsplänen aufgestellt. Der Grad an Konkretisierung nimmt dabei entsprechend 
den Planungsebenen vom großräumigen Landschaftsprogramm und -rahmenplan zum ins 
Detail gehenden Grünordnungsplan zu. 

Die Inhalte der Landschaftspläne werden abstrakt für alle Planungsebenen in § 9 Abs.3 
BNatSchG umrissen. Die Pläne sollen u.a. Angaben enthalten über die Erfordernisse und 
Maßnahmen zur Umsetzung der konkretisierten Ziele des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege, insbesondere 
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• zur Vermeidung, Minderung oder Beseitigung von Beeinträchtigungen von Natur und 
Landschaft, 

• zum Schutz bestimmter Teile von Natur und Landschaft sowie der Biotope, Lebens-
gemeinschaften und Lebensstätten der Tiere und Pflanzen wild lebender Arten, 

• auf Flächen, die wegen ihres Zustands, ihrer Lage oder ihrer natürlichen Entwick-
lungsmöglichkeit für künftige Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege, insbesondere zur Kompensation von Eingriffen in Natur und Landschaft sowie 
zum Einsatz natur- und landschaftsbezogener Fördermittel besonders geeignet sind, 

• zum Aufbau und Schutz eines Biotopverbunds, der Biotopvernetzung und des Netzes 
„Natura 2000“, 

• zum Schutz, zur Qualitätsverbesserung und zur Regeneration von Böden, Gewäs-
sern, Luft und Klima, 

• zur Erhaltung und Entwicklung von Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie des Erho-
lungswertes von Natur und Landschaft, 

• zur Erhaltung und Entwicklung von Freiräumen im besiedelten und unbesiedelten Be-
reich. 

Nach § 9 Abs. 3 Satz 2 BNatSchG ist auf die Verwertbarkeit der Darstellung der Land-
schaftspläne für die Raumordnungs- und Bauleitpläne Rücksicht zu nehmen. Landschafts-
pläne sollen auf diese Weise die fachliche Grundlage für die Raumordnungs- und Bauleitplä-
ne bilden. Diese Funktion wird verfahrensmäßig in den Bundesländern unterschiedlich um-
gesetzt. In Bayern sind Landschaftspläne regelmäßig als Bestandteile der Flächennutzungs-
pläne und Grünordnungspläne als Bestandteile der Bebauungspläne aufzustellen (Art. 4 
Abs. 2 BayNatSchG). Ähnliche Regelungen gibt es in Mecklenburg-Vorpommern, Rheinland-
Pfalz und im Saarland. In den anderen Ländern ist die Landschaftsplanung als eigenständige 
Planung neben der Bauleitplanung konzipiert, wobei der funktionale Bezug zur Bauleitpla-
nung mit unterschiedlicher Deutlichkeit herausgestellt wird. Dieser funktionale Bezug kommt 
auch in 11 Abs. 3 BNatSchG zum Ausdruck. Die in den Landschaftsplänen für die örtliche 
Ebene konkretisierten Ziele, Erfordernisse und Maßnahmen des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege sind danach nicht nur in der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB zu be-
rücksichtigen, sondern können als Darstellungen oder Festsetzungen nach den §§ 5 und 9 
des Baugesetzbuches in die Bauleitpläne aufgenommen werden. Bauleitpläne dienen damit 
vorbehaltlich der bauleitplanerischen Abwägung auch der Umsetzung der Ziele der Land-
schaftsplanung bzw. der Umsetzung der in Landschafts- und Grünordnungsplänen festgeleg-
ten Maßnahmen.  

Zum Teil wird den Grünordnungsplänen kraft Landesrecht eine bindende Wirkung vermittelt. 
So werden Grünordnungspläne etwa in Berlin als Rechtsverordnungen aufgestellt und sind 
auch gegenüber der Allgemeinheit und den betroffenen Grundstückseigentümern bindend. 

Der skizzierten Zielsetzungen und Aufgaben der Landschaftsplanung entsprechend ist ihr 
Potenzial in Bezug auf die Ziele einer doppelten Innenentwicklung als hoch einzuschätzen. 
Zu den originären Zielen der Landschaftsplanung gehört es, Ziele und Maßnahmen zur Er-
haltung und Entwicklung des Erholungswertes von Natur und Landschaft sowie zur Erhal-
tung und Entwicklung von Freiräumen im besiedelten Bereich festzulegen. Die Landschafts-
planung bildet damit die programmatische Grundlage für eine Verbesserung des Umfangs 
und der Qualität der Freiräume im Rahmen der Innenentwicklung. Dabei sind sämtliche Ziele 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege gleichermaßen von Bedeutung. Der Pla-
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nungsprozess macht es möglich, bestehende Defizite zu ermitteln und zu analysieren und 
auf dieser Basis geeignete Entwicklungsziele und Maßnahmen zu formulieren. 

Weitere Aspekte der Wirkungsweise von Landschaftsplänen und deren Einsatzmöglichkeiten 
im Rahmen der Innenentwicklung werden in Kapitel 2.5.1 ausgeführt, auf das an dieser Stel-
le verwiesen wird. 

 

Eingriffsregelung 
Nach den Bestimmungen des BNatSchG hat der Verursacher eines Eingriffs vermeidbare 
Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft grundsätzlich zu unterlassen sowie unver-
meidbare Beeinträchtigungen durch Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege auszugleichen (Ausgleichsmaßnahmen) oder zu ersetzen (Ersatzmaßnahmen). Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen sind in dem jeweils erforderlichen Zeitraum zu unterhalten 
und rechtlich zu sichern.  

Beeinträchtigungen sind nach der gesetzlichen Definition vermeidbar, wenn zumutbare Al-
ternativen, den mit dem Eingriff verfolgten Zweck am gleichen Ort ohne oder mit geringeren 
Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft zu erreichen, gegeben sind. Die Unvermeid-
barkeit ist zu begründen (§ 15 Abs.2 BNatSchG). Ausgeglichen ist nach § 15 Abs.1 
BNatSchG eine Beeinträchtigung, wenn und sobald die beeinträchtigten Funktionen des Na-
turhaushalts in gleichartiger Weise wiederhergestellt sind und das Landschaftsbild land-
schaftsgerecht wiederhergestellt oder neu gestaltet ist. Ersetzt im Sinne des Gesetzes ist 
eine Beeinträchtigung, wenn und sobald die beeinträchtigten Funktionen des Naturhaushalts 
in dem betroffenen Naturraum in gleichwertiger Weise hergestellt sind und das Landschafts-
bild landschaftsgerecht neu gestaltet ist. Wenn die Beeinträchtigungen nicht zu vermeiden 
oder nicht in angemessener Frist auszugleichen oder zu ersetzen sind, darf der Eingriff nur 
unter der Voraussetzung zugelassen werden, dass die Belange des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege bei der Abwägung aller Anforderungen an Natur und Landschaft anderen 
Belangen im Range nicht vorgehen. Soweit nicht vermeidbare und nicht ausgleichbare Ein-
griffe zugelassen werden, hat der Verursacher ein Ersatzgeld zu zahlen, dessen Höhe sich 
nach den durchschnittlichen Kosten der nicht durchführbaren Ausgleichs- und Ersatzmaß-
nahmen einschließlich der erforderlichen durchschnittlichen Kosten für deren Planung und 
Unterhaltung sowie die Flächenbereitstellung unter Einbeziehung der Personal- und sonsti-
gen Verwaltungskosten bemisst (§ 15 Abs.5 BNatSchG). Die Ersatzzahlung ist zweckgebun-
den für Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege möglichst in dem be-
troffenen Naturraum zu verwenden, für die nicht bereits nach anderen Vorschriften eine 
rechtliche Verpflichtung besteht. Die näheren Einzelheiten zu diesen Pflichten und Bindun-
gen sind in den §§ 14 bis 17 BNatSchG geregelt. 

Maßnahmen, die der Aufwertung der Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes oder des Land-
schaftsbildes dienen, können auch unabhängig von konkreten Eingriffen und im Vorgriff zu 
diesen durchgeführt werden. Eine solche „Bevorratung von vorgezogenen Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen“ mittels Ökokonten und Flächenpools ist grundsätzlich unter den in § 16 
BNatSchG aufgeführten Voraussetzungen möglich. Eingriff und Ausgleich müssen im glei-
chen Naturraum liegen. 

Auch im Rahmen der Bauleitplanung können vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen durchge-
führt und später zugeordnet werden. Um die aus der Eingriffsregelung resultierenden Kom-
pensationspflichten effektiv für die Entwicklung von Natur und Landschaft sowohl im Außen-
bereich als auch im Innenbereich zu nutzen, wird es zweckmäßig sein, unabhängig von den 
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konkreten Kompensationserfordernissen Maßnahmenbündel im Rahmen von Flächenpools 
und Ökokonten zu entwickeln. Solche Flächen- und Maßnahmenpools und Ökokonten kön-
nen auch landschaftspflegerische Ziele im Siedlungsbestand zum Gegenstand haben und 
z.B. zur Schaffung einer neuen öffentlichen oder privaten Grünflächen und -strukturen, Frei-
legung eines Gewässers, Begrünung von Freiflächen oder zu anderen Maßnahmen genutzt 
werden, die zur Verbesserung der Qualität von urbanem Grün führen.  

Im Rahmen der Innenentwicklung kommen die Regelungen der Eingriffsregelungen aller-
dings in der Regel nur vermittelt durch die Bauleitplanung zur Anwendung (vgl. oben). Ver-
meidung und Ausgleich von Eingriffen in Natur und Landschaft sind als Ziele zu beachten, 
unterliegen aber der planerischen Abwägung. Ob damit eine Schwächung oder eine Stär-
kung der Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege in der Stadtentwicklung ver-
bunden ist, ist eine Vollzugsfrage. Generell ausgegrenzt aus dem Anwendungsbereich der 
Eingriffsregelung sind darüber hinaus Grundstücke innerhalb der im Zusammenhang bebau-
ten Ortsteile, auf denen ein Baurecht nach § 34 BauGB besteht (§ 18 Abs.1 BNatSchG). Im 
Geltungsbereich von Bebauungsplänen sind die Regelungen zur Vermeidung und zum Aus-
gleich nur nach Maßgabe der Festsetzungen des Bebauungsplans durchzuführen. 

Wie ausgeführt entfällt die Ausgleichsverpflichtung gemäß § 13a Abs. 2 Nr.4 BauGB bei Ein-
griffen in Natur und Landschaft, soweit es sich um Bebauungspläne der Innenentwicklung 
mit weniger als 20.000 qm festgesetzter Grundfläche handelt und diese im beschleunigten 
Verfahren durchgeführt werden. Die skizzierten Potenziale für Aufwertungsmaßnahmen im 
Siedlungsbestand im Wege der Nutzung von Kompensationspflichten bleiben also gerade 
bei Bebauungsplänen im Siedlungsbestand häufig ungenutzt. 

Die Rechtsfolgen der Eingriffsregelung greifen mit den Aspekten Vermeidung und Ausgleich 
wesentliche Leitgedanken der doppelten Innenentwicklung auf. Die Leistungsfähigkeit des 
Naturhaushaltes und das Landschaftsbild sollen nach Möglichkeit mindestens auf dem bis-
herigen Niveau erhalten bleiben. Soweit dieser Mechanismus im Innenbereich zur Geltung 
gebracht wird, deckt er sich mit den Zielen der doppelten Innenentwicklung. Eine deutliche 
Relativierung dieser Wirkungsweise geht von § 13a BauGB aus. 

 

Ausweisung von Schutzgebieten  
Das Naturschutzrecht kennt ein differenziertes System von Unterschutzstellungen, das sich 
flächenhaft auf bestimmte Lebensräume (Biotope) bzw. Naturräume bezieht. Die Bindungen 
(Verbote, Gebote) ergeben sich aus den Rechtsverordnungen, mit welchen die Schutzgebie-
te ausgewiesen werden.  

Nach § 20 Abs. 2 BNatSchG können Teile von Natur und Landschaft unter besonderen 
Schutz gestellt werden. Das Gesetz unterscheidet in den §§ 23 bis 29 Naturschutzgebiete, 
Nationalparks, Nationale Naturmonumente, Biosphärenreservate, Landschaftsschutzgebiete, 
Naturparks, Naturdenkmale oder geschützte Landschaftsbestandteile. Mit der Unterschutz-
stellung sind unterschiedlich weitreichende Nutzungsbeschränkungen der betroffenen Berei-
che verbunden. Die Unterschutzstellung erfolgt nach § 22 BNatSchG durch Erklärung, in der 
der Schutzgegenstand, der Schutzzweck, die zur Erreichung des Schutzzwecks notwendi-
gen Gebote und Verbote, und, soweit erforderlich, die Pflege-, Entwicklungs- und Wieder-
herstellungsmaßnahmen bestimmt werden. Schutzgebiete können in Zonen mit einem ent-
sprechend dem jeweiligen Schutzzweck abgestuften Schutz gegliedert werde. Geschützte 
Teile von Natur und Landschaft sind zu registrieren und zu kennzeichnen. Eine geplante 
Unterschutzstellung kann für einen Zeitraum von bis zu zwei Jahren einstweilig sichergestellt 
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werden, wenn zu befürchten ist, dass durch Veränderungen oder Störungen der beabsichtig-
te Schutzzweck gefährdet wird. Eine einmalige Verlängerung um weitere zwei Jahre ist mög-
lich. 

In Naturschutzgebieten sind alle Handlungen, die zu einer Zerstörung, Beschädigung oder 
Veränderung des Naturschutzgebiets oder seiner Bestandteile oder zu einer nachhaltigen 
Störung führen können, verboten. Ein entsprechendes Verbot gilt in Landschaftsschutzgebie-
ten für alle Handlungen, die den Charakter des Gebiets verändern oder dem besonderen 
Schutzzweck zuwiderlaufen. In geschützten Landschaftsbestandteilen sind die Beseitigung 
sowie alle Handlungen, die zu einer Zerstörung, Beschädigung oder Veränderung des ge-
schützten Landschaftsbestandteils führen können, verboten. Hier kann für den Fall der Be-
standsminderung die Verpflichtung zu einer angemessenen und zumutbaren Ersatzpflan-
zung oder zur Leistung von Ersatz in Geld vorgesehen werden. Die Konkretisierung dieser 
Verbote erfolgt in den jeweiligen Schutzverordnungen.  

Punktuell und tendenziell kleinräumiger entfalten auch Naturdenkmäler eine Sperrwirkung für 
bauliche Entwicklungsmaßnahmen. Naturdenkmäler sind rechtsverbindlich festgesetzte Ein-
zelschöpfungen der Natur oder entsprechende Flächen bis zu fünf Hektar, deren besonderer 
Schutz erforderlich ist. Ihre Beseitigung sowie alle Handlungen, die zu ihrer Zerstörung, Be-
schädigung oder Veränderung führen können, sind verboten. Denkbar und in der Praxis 
durchaus verbreitet ist es, dass eine bauliche Entwicklung unter Wahrung des Bestandes 
eines Naturdenkmales erfolgt. 

Die Bauleitplanung der Gemeinden muss die Schutzgebiete respektieren (GELLERMANN 
2013: BNatSchG § 26 Rn. 20-23). Eine Einbeziehung von Schutzgebieten des Naturschutz-
rechtes in die Bebauungsplanung kommt nur dann in Betracht, wenn die Zwecksetzung des 
Naturschutzes durch geeignete Festsetzungen, also insbesondere durch die Festsetzung 
einer Fläche zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft gesi-
chert wird. Soll eine Nutzung ermöglicht werden, welche mit der Unterschutzstellung nicht im 
Einklang steht, ist die Planung nur unter der Voraussetzung möglich, dass der Bereich vor-
her aus dem Schutzgebiet ausgenommen wird (BVerwG, Urteil vom 21.10.1999   4 C 1.99). 
Hierüber hat die zuständige Naturschutzbehörde nach den Bestimmungen des Naturschutz-
gesetzes zu entscheiden. Unter Umständen kann im Einzelfall auch die Erteilung einer Aus-
nahme von den Bindungen der Schutzgebietsverordnungen ausreichen, um den Bebau-
ungsplan umzusetzen. Ob dies möglich ist, ist bereits im Bauleitplanverfahren mit der Natur-
schutzbehörde abzuklären (BVerwG, Urteil vom 17.12.2002 4 C 15.08; Urteil vom 30.1.2003  
4 CN 14.01). 

In den nach dem BNatSchG festgelegten Naturschutz- und Landschaftsschutzgebieten ist 
die Ausweisung eines Baugebietes also regelmäßig unzulässig, weil sie den in der Schutz-
verordnung festgelegten Regeln (Ge- und Verbote) widerspricht. Sind Gebiete innerhalb des 
Siedlungsbereichs Teile eines Naturschutz- oder Landschaftsschutzgebietes, scheidet eine 
Umnutzung zur baulichen Innenentwicklung deshalb grundsätzlich aus. Nicht gänzlich aus-
geschlossen werden kann allerdings, dass in besonders gelagerten Einzelfällen Ausnahmen 
von einer naturschutzrechtlichen Schutzverordnung erteilt werden. Dies setzt allerdings vo-
raus, dass den mit der Schutzverordnung verfolgten Zielen in adäquater Weise Rechnung 
getragen werden kann. 
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Satzungen oder Rechtsverordnungen zum Baumschutz  
Für die doppelte Innenentwicklung haben insbesondere auch Baumschutzsatzungen (bzw. 
Rechtsverordnung zum Baumschutz) eine große praktische Bedeutung. Dabei handelt es 
sich um einen Unterfall der Festlegung von geschützten Landschaftsbestandteilen. Grundla-
ge bildet § 29 Abs.1 Satz 2 BNatSchG und die damit in Einklang stehenden konkretisieren-
den landesrechtlichen Vorschriften, die es erlauben, dass nicht nur einzelne Landschaftsbe-
standteile, sondern den gesamten Bestand an Alleen, einseitigen Baumreihen, Bäumen, 
Hecken oder anderen Landschaftsbestandteilen innerhalb eines zu bestimmenden Gebietes 
unter Schutz zu stellen.  

Zuständig für den Erlass von Baumschutzsatzungen sind nach den einschlägigen landes-
rechtlichen Vorschriften in der Regel die Gemeinden, zum Teil daneben auch die unteren 
Naturschutzbehörden, etwa wenn der Geltungsbereich der Satzung Flächen im Außenbe-
reich umfasst. Die landesrechtlichen Bestimmungen weichen im Detail nicht unerheblich 
voneinander ab. So ist z.B. in einigen Ländern die Zuständigkeit der Gemeinde räumlich auf 
den Geltungsbereich von Bebauungsplänen und die im Zusammenhang bebauten Ortsteile 
beschränkt. In Sachsen-Anhalt besteht die gemeindliche Zuständigkeit nur subsidiär, wenn 
die untere Naturschutzbehörde von ihrer Zuständigkeit keinen Gebrauch macht. In Bayern ist 
eine kommunale Rechtsverordnung als Rechtform für den gebietsbezogenen Baumschutz 
vorgesehen. In den Stadtstaaten erfolgt der Baumschutz ebenfalls durch Rechtsverordnung 
der jeweiligen fachlich zuständigen Senatsverwaltungen. 

Nach der von der GALK vorgelegten Mustersatzung, die als Orientierungsrahmen für die 
Kommunen genutzt wird, fallen Bäume und Hecken mit einem in der Satzung festgelegten 
Mindestumfang unter das durch die Baumschutzsatzung definierte Schutzregime (GALK 
2014). Die Satzung verbietet es, die geschützten Bäume und Hecken zu beseitigen, zu zer-
stören, zu beschädigen oder in ihrer typischen Erscheinungsform wesentlich zu verändern. 
Ausnahmen von diesem Verbot werden unter definierten Voraussetzungen zugelassen, ins-
besondere, wenn eine nach sonstigen öffentlich-rechtlichen Vorschriften zulässige Nutzung 
des Grundstücks sonst nicht oder nur unter unzumutbaren Beschränkungen verwirklicht 
werden kann, oder, wenn es um die Vermeidung nicht beabsichtigter Härte geht. Die Ent-
scheidung über die Erteilung einer Ausnahme erfolgt auf schriftlichen, zu begründenden An-
trag durch die Gemeinde. Soweit eine Ausnahme erteilt wird, ist der Antragsteller zu Ersatz-
pflanzungen in einem in der Satzung bestimmten Umfang verpflichtet. Subsidiär ist eine 
Ausgleichszahlung vorgesehen, wenn der Antragsteller Ersatzpflanzungen weder auf seinem 
Grundstück noch auf anderen im Geltungsbereich der Satzung liegenden und in seiner Ver-
fügungsbefugnis stehenden Grundstücken in vollem Umfang durchführen kann (GALK 
2014).  

Baumschutzsatzungen entfalten regelmäßig bei Maßnahmen der baulichen Innenentwick-
lung auf Brachen und Baulücken, aber auch im Rahmen der Nachverdichtung von bereits 
bebauten Grundstücken Wirkung. Der durch die Pflicht zu Ersatzpflanzung bewirkte Kom-
pensationsmechanismus wirkt unabhängig von der Anwendung der Eingriffsregelung (DE 
WITT 2010). Er kommt damit auch dann zum Tragen, wenn Bebauungspläne der Innenent-
wicklung nach § 13a BauGB aufgestellt werden, und das sich aus der Eingriffsregelung er-
gebende Kompensationserfordernis nach § 13a Abs.2 Nr.4 i.V.m. §1 Abs.3 Satz 6 BauGB in 
der Abwägung keine Berücksichtigung findet.  

Daneben begründen die Baumschutzsatzungen und –verordnungen üblicherweise auch eine 
generelle an die Eigentümer und Nutzungsberechtigten gerichtete Pflicht, die auf ihren 
Grundstücken stehenden Bäume und Hecken zu erhalten, zu pflegen und schädigende Ein-
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wirkungen auf die geschützten Objekte zu unterlassen. Auch diese Pflicht unterstützt das 
Interesse am Erhalt einer qualitativ hochwertigen Vegetation in den Städten. 

 

Gesetzlich geschützte Biotope 
Bestimmte Teile von Natur und Landschaft, die eine besondere Bedeutung als Biotope ha-
ben, werden gesetzlich geschützt. Nach § 30 Abs. 2 BNatSchG sind dies  

• natürliche oder naturnahe Bereiche fließender und stehender Binnengewässer ein-
schließlich ihrer Ufer und der dazugehörigen uferbegleitenden natürlichen oder na-
turnahen Vegetation sowie ihrer natürlichen oder naturnahen Verlandungsbereiche, 
Altarme und regelmäßig überschwemmten Bereiche, 

• Moore, Sümpfe, Röhrichte, Großseggenrieder, seggen- und binsenreiche Nasswie-
sen, Quellbereiche, Binnenlandsalzstellen, 

• offene Binnendünen, offene natürliche Block-, Schutt- und Geröllhalden, Lehm- und 
Lösswände, Zwergstrauch-, Ginster- und Wacholderheiden, Borstgrasrasen, Tro-
ckenrasen, Schwermetallrasen, Wälder und Gebüsche trockenwarmer Standorte, 

• Bruch-, Sumpf- und Auenwälder, Schlucht-, Blockhalden- und Hangschuttwälder, 
subalpine Lärchen- und Lärchen-Arvenwälder, 

• offene Felsbildungen, alpine Rasen sowie Schneetälchen und Krummholzgebüsche, 

• Fels- und Steilküsten, Küstendünen und Strandwälle, Strandseen, Boddengewässer 
mit Verlandungsbereichen, Salzwiesen und Wattflächen im Küstenbereich, Seegras-
wiesen und sonstige marine Makrophytenbestände, Riffe, sublitorale Sandbänke, 
Schlickgründe mit bohrender Bodenmegafauna sowie artenreiche Kies-, Grobsand- 
und Schilfgründe im Meeres- und Küstenbereich. 

Die Bundesländer haben weitere Biotoptypen unter gesetzlichen Schutz gestellt. Handlun-
gen, die zu einer Zerstörung oder einer sonstigen erheblichen Beeinträchtigung gesetzlich 
geschützter Biotope führen können, sind verboten. Auch diese Verbote sind zwingend bei 
allen Maßnahmen der Innenentwicklung zu beachten und damit der planerischen Abwägung 
entzogen. 

Das Gesetz erlaubt es allerdings, Ausnahmen von dem gesetzlichen Zerstörungs- und Be-
einträchtigungsverbot zuzulassen, wenn die Beeinträchtigungen ausgeglichen werden kön-
nen. Im Rahmen eines Bauleitplanverfahrens kann auf Antrag der Gemeinde über eine er-
forderliche Ausnahme oder Befreiung von den Verboten vor der Aufstellung des Bebauungs-
plans entschieden werden. Die nach diesen Bestimmungen notwendigen (besonderen) Aus-
gleichsmaßnahmen für Eingriffe in gesetzlich geschützte Biotope sind der Abwägung in der 
Bauleitplanung entzogen. Insoweit sind diese auch in der Prüfung und Abarbeitung der Be-
lange von Natur und Landschaft gesondert zu behandeln.  

Mit Blick auf die bei der doppelten Innenentwicklung gebotene Bewertung der Entwicklungs-
potenziale sind gesetzlich als Biotop geschützte Flächen zwar nicht absolute Tabuflächen, 
soweit ein adäquater Ausgleich möglich ist. Ihr besonderer Wert und die Notwendigkeit eines 
qualifizierten Ausgleichs werden jedoch regelmäßig gegen eine bauliche Entwicklung dieser 
Flächen sprechen. 
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FFH-Gebiete und europäische Vogelschutzgebiete 
Die einschlägigen EU-Richtlinien (92/43/EWG und 79/409/EWG) fordern den Aufbau und 
Schutz des zusammenhängenden europäischen ökologischen Netzes „Natura 2000“. In die-
ses Netz eingebunden sind FFH-Gebiete und Europäische Vogelschutzgebiete. Der Schutz 
dieser Gebiete ist vor dem Hintergrund der europarechtlichen Anforderungen gesondert ge-
regelt. Alle Veränderungen und Störungen, die zu einer erheblichen Beeinträchtigung eines 
Natura 2000-Gebiets in seinen für die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maßgeblichen 
Bestandteilen führen können, sind nach § 33 Abs. 1 BNatSchG unzulässig. Für Europäische 
Vogelschutzgebiete gilt dies bereits während der Konzertierungsphase im Hinblick auf die in 
ihm vorkommenden prioritären natürlichen Lebensraumtypen und prioritären Arten (§ 33 
Abs. 2 BNatSchG). 

Soweit entsprechende Gebiete von den Auswirkungen der Planung berührt sein können, ist 
nach § 34 BNatSchG eine spezielle FFH-Verträglichkeitsprüfung durchzuführen. Das Vorha-
ben bzw. die Planung ist unzulässig, soweit die Prüfung der Verträglichkeit ergibt, dass er-
hebliche Beeinträchtigungen des Gebiets in seinen für die Erhaltungsziele oder den Schutz-
zweck maßgeblichen Bestandteilen zu erwarten sind. Von diesem generellen Verbot können 
unter bestimmten engen Voraussetzungen Ausnahmen zugelassen werden, die im Einzel-
nen in § 34 Abs. 3 bis 5 BNatSchG ausgeführt sind. Im Falle einer solchen Ausnahme sind 
die für die Sicherung des Natura 2000-Netzes notwendigen Maßnahmen durchzuführen. Im 
Einzelfall werden Vermeidungsmaßnahmen bereits festgesetzt, um erst gar kein Erfordernis 
einer Ausnahme entstehen zu lassen.  

Zwar liegen FFH-Gebiete regelmäßig außerhalb der bebauten Siedlungsgebiete. Sie können 
aber an Siedlungsgebiete angrenzen oder in deren Nähe liegen. In diesem Fall können sich 
Beschränkungen auch für Maßnahmen der Innenentwicklung ergeben, wenn sie einzeln oder 
im Zusammenwirken mit anderen Projekten oder Plänen geeignet sind, das Gebiet erheblich 
zu beeinträchtigen, und nicht unmittelbar der Verwaltung des Gebiets dienen (§ 34 Abs.1 
BNatSchG). Aus diesem Grund kann zum Beispiel eine bauliche Nachverdichtung eines lok-
ker bebauten Wohngebietes am Siedlungsrand problematisch sein. Auch die Beseitigung 
einer Brachfläche könnte sich im Einzelfall auf den Zustand eines FFH-Gebietes nachteilig 
auswirken, wenn die Fläche Funktionen auch für im FFH-Gebiete lebende Populationen be-
stimmter vom Schutzzweck des Gebiets umfasster Arten hat. 

 

Artenschutz 
Von besonderer Bedeutung sind hier die sogenannten artenschutzrechtlichen Zugriffsverbote 
nach § 44 Abs.1 BNatSchG, welche strikte Beachtung verlangen. Ausnahmen nach §45 Abs. 
5 BNatSchG und Befreiungen nach § 67 Abs. 2 BNatSchG können nur unter engen, im 
BNatSchG genau ausgeführten Voraussetzungen erteilt werden. Die Vorschriften richtet sich 
nicht primär an die Gemeinden als Träger der Bauleitplanung, sondern an diejenigen, welche 
durch ihr Handeln unmittelbar in den Bestand bzw. die Lebensbedingungen der unter beson-
derem Schutz stehenden Arten eingreifen, also insbesondere an die Vorhabenträger. Mit der 
Aufstellung von Bauleitplänen werden solche Handlungen erst vorbereitet. Gleichwohl entfal-
tet das Artenschutzrecht eine für die Aufstellung von Bauleitplänen beachtliche Vorwirkung. 
Relevant ist dies vor allem für die Ebene der verbindlichen Bauleitplanung (Aufstellung von 
Bebauungsplänen). Denn bei Aufstellung eines Bebauungsplans muss gewährleistet sein, 
dass dessen Umsetzung rechtlich und tatsächlich möglich ist und artenschutzrechtliche Ver-
botsvorschriften der Umsetzung nicht als striktes rechtliches Hindernis im Wege stehen 
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(BLESSING & SCHARMER 2011). Der Bebauungsplan muss im Einklang mit dem Artenschutz-
recht umsetzbar sein.  

Die Prüfung der Zugriffsverbote des besonderen Artenschutzrechts erfordert eine differen-
zierte Betrachtung der verschiedenen Verbotstatbestände, wobei deren Anwendung noch-
mals eine Differenzierung zwischen besonders geschützten und streng geschützten Arten 
sowie europäischen Vogelarten notwendig macht. Nach § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verbo-
ten: 

• wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, 
zu verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entneh-
men, zu beschädigen oder zu zerstören, 

• wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten 
während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wande-
rungszeiten erheblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch 
die Störung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert, 

• Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten 
Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, 

• wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsfor-
men aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu 
zerstören. 

Städtebauliche Konzepte müssen an die artenschutzrechtliche Erfordernisse sachgerecht 
angepasst werden. Dies kann z.B. das Aussparen der Lebensräume der geschützten Arten 
aus den Überlegungen zu einer baulichen Entwicklung erfordern. Denkbar ist aber auch, 
dass den artenschutzrechtlichen Erfordernissen auf andere Weise Rechnung getragen wird, 
z.B. in dem durch Schutz von relevanten Teilflächen oder durch Schaffung von Ersatzlebens-
räumen in räumlich-funktionalem Umfeld auf diese Erfordernisse Rücksicht genommen wird.  

Bei der Prüfung dieser Verbote im Rahmen der Bauleitplanung kommt zusätzlich die Sonder-
regelung des § 44 Abs. 5 BNatSchG zum Tragen. Danach liegt bei den in der Vorschrift ge-
nannten europarechtlich geschützten Arten ein Verstoß gegen das Störungsverbot (§ 44 
Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG) und im Hinblick auf damit verbundene unvermeidbare Beeinträchti-
gungen wild lebender Tiere auch gegen das Tötungsverbot (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG) 
nicht vor, soweit die ökologische Funktion der von dem Eingriff oder Vorhaben betroffenen 
Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang weiterhin erfüllt wird. Mit 
dieser Prämisse bleibt es dann aber bei der strikten Bindungswirkung. Für die übrigen Arten 
ist über Beeinträchtigungen bei Verletzungen der Zugriffsverbote im Rahmen der gebotenen 
Abwägung über Ausgleich und Vermeidung von Eingriffen in Natur und Landschaft zu ent-
scheiden.  

Nach § 44 Abs. 5 BNatSchG ist es ausreichend, dass die ökologische Funktion der von dem 
Eingriff oder Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im räumlichen Zusam-
menhang weiterhin erfüllt wird. Dem liegt die Überlegung zugrunde, dass betroffene Arten in 
vielen Fällen andere geeignete Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im räumlichen Zusammen-
hang aufsuchen werden. Wenn an der ökologischen Gesamtsituation des vom Vorhaben 
betroffenen Bereichs im Hinblick auf seine Funktion als Fortpflanzungs- und Ruhestätte kei-
ne Verschlechterung eintritt, ist der Verbotstatbestand nicht erfüllt. Dazu erlaubt das Gesetz 
auch die Festsetzung vorgezogener Ausgleichsmaßnahmen (§ 44 Abs. 5 Satz 4 BNatSchG). 
Dabei geht es um funktionserhaltende und konfliktmindernde Maßnahmen (CEF-
Maßnahmen), die unmittelbar am voraussichtlich betroffenen Bestand ansetzen, mit diesem 
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räumlich-funktional verbundenen sind und zeitlich so durchgeführt werden, dass die negati-
ven Einwirkungen auf die Lebensstätte minimiert oder sogar ganz beseitigt, die Lebensstätte 
vergrößert oder mögliche Verluste von Teilen oder Funktionen der Lebensstätte an anderer 
Stelle derselben Lebensstätte ausglichen werden. Dabei wird verlangt, dass auf Basis einer 
objektiv erfolgten Prognose mit einem hohen Maß an Sicherheit davon auszugehen ist, dass 
die Maßnahmen wirksam sein werden. 

Schließlich kommt die Erteilung einer Ausnahme in Betracht. Nach § 45 Abs. 7 Nr. 5 
BNatSchG kann eine Ausnahme von den Verboten nach § 44 Abs.5 BNatSchG aus zwin-
genden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses einschließlich solcher sozialer 
oder wirtschaftlicher Art erteilt werden. Voraussetzung hierfür ist, dass zumutbare Alternati-
ven nicht gegeben sind und sich der Erhaltungszustand der Populationen einer Art nicht ver-
schlechtert. Im Einzelfall können sich auch weiter gehende Anforderungen aus Artikel 16 
Absatz 1 der Richtlinie 92/43/EWG (Vogelschutzrichtlinie) ergeben. Als zwingende Gründe 
des überwiegenden öffentlichen Interesses kommen nur schwerwiegende öffentliche Belan-
ge in Betracht (OVG Koblenz, Urteil vom 08.11.2007 – 8 C 11523/06.OVG). Das Interesse 
an den Schutzzielen des Artenschutzes ist im Rahmen einer bilanzierenden Gesamtbetrach-
tung mit den für das Vorhaben sprechenden Gründen nachvollziehbar abzuwägen (GELLER-
MANN & SCHREIBER 2007, S. 78). 

Bei der Aufstellung der zugrundeliegenden Bebauungspläne ist jedoch vorgreifend zu klären, 
ob die genannten Voraussetzungen für die Erteilung einer Ausnahme vorliegen. Insoweit 
kommt es formal auf eine entsprechende Stellungnahme der Naturschutzbehörde an, die 
später über die Ausnahme zu entscheiden hat. Die Erteilung der Ausnahme muss durch die 
Behörde konkret in Aussicht gestellt werden. Dabei kann die Ausnahmeerteilung auch davon 
abhängig gemacht werden, dass Maßnahmen durchgeführt werden, die sich positiv auf den 
Erhaltungszustand der betroffenen Populationen auswirken.  

Im Sinne der doppelten Innenentwicklung dienen die genannten Zugriffsverbote und die Re-
gularien im Umgang mit ihnen im Sinne des Erhalts der insoweit betroffenen urbanen Grün-
räume. Das Artenschutzrecht kann in bestimmten Fällen auch den Erhalt von Gebäuden 
erforderlich machen (z.B. Lebensräume von Fledermausarten). Grundsätzlich bewirkt das 
Artenschutzrecht einen qualifizierten Umgang mit den Erfordernissen des Artenschutzes (vgl. 
HANSEN et al. 2012). 

 

2.4.4 Waldrecht 
Wald ist nach dem Waldgesetz des Bundes jede mit Forstpflanzen bestockte Grundfläche. 
Zum Teil nehmen einzelne Bundesländer kleine mit Waldbäumen bestandene Flächen zwar 
per gesetzlicher Fiktion aus. Grundsätzlich gilt aber, dass auch unbebaute Flächen innerhalb 
des Siedlungsgebietes Wald sein können, wenn sie im Sinne des Waldgesetzes mit Forst-
pflanzen bestockt sind. Dies kann z.B. auch auf Brachflächen Folge der natürlichen Sukzes-
sion sein. Generell ausgenommen sind per gesetzlicher Fiktion u.a. auch im bebauten Ge-
biet gelegene kleinere Flächen, die mit einzelnen Baumgruppen, Baumreihen oder mit He-
cken bestockt sind. Die Länder können nach § 2 Abs.3 WaldG zum Wohnbereich gehörende 
Parkanlagen vom Waldbegriff ausnehmen. Von dieser Möglichkeit haben zum Beispiel die 
Länder Baden-Württemberg, Brandenburg, Berlin und Schleswig-Holstein Gebrauch ge-
macht. Auch mit Waldgehölzen bestockte Grundflächen in besiedelten Bereichen werden 
nach einigen Landesgesetzen ausgenommen. 
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Soweit es sich um Wald im Sinne des Waldgesetzes handelt, sind die Bindungen des Wald-
rechtes zu beachten. Die Einzelheiten ergeben sich aus den landesrechtlichen Bestimmun-
gen. Danach darf Wald nur mit Genehmigung der zuständigen Forstbehörde in eine andere 
Nutzungsart umgewandelt werden (Umwandlung). Dies gilt auch bei einer Umwandlung für 
bauliche Nutzungen. Ab einer bestimmten in den Landesgesetzen definierten Größe der be-
troffenen Fläche ist eine Umweltprüfung oder eine standortbezogene Vorprüfung des Einzel-
falls nach dem UVPG erforderlich.  

Die Rechte, Pflichten und wirtschaftlichen Interessen des Waldbesitzers sowie die Belange 
der Allgemeinheit sind bei der Entscheidung über die Waldumwandlung im Rahmen einer 
abwägenden Entscheidung zu beachten. Dabei sehen die Waldgesetze auch die Möglichkeit 
vor, die Waldumwandlung ganz zu untersagen, bzw. den Umwandlungsantrag zu versagen. 
So sieht etwas das Waldgesetz in Baden-Württemberg vor, dass die Genehmigung versagt 
werden soll, wenn die Umwandlung mit den Zielen der Raumordnung und Landesplanung 
nicht vereinbar ist oder die Erhaltung des Waldes überwiegend im öffentlichen Interesse 
liegt, insbesondere wenn der Wald für die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts, die forst-
wirtschaftliche Erzeugung oder die Erholung der Bevölkerung von wesentlicher Bedeutung 
ist (§9 Abs.2 Landeswaldgesetz Baden-Württemberg).  

So kann zum vollen oder teilweisen Ausgleich nachteiliger Wirkungen einer Umwandlung 
des Waldes insbesondere bestimmt werden, dass in der Nähe als Ersatz eine Neuauffors-
tung geeigneter Grundstücke innerhalb bestimmter Frist vorzunehmen ist. Soweit dies funk-
tional möglich ist, kann der waldrechtliche Ausgleich auch dem naturschutzrechtlichen Aus-
gleich dienen.  

Die Mechanismen des Waldgesetzes kommen grundsätzlich auch bei mit Forstpflanzen be-
stockten Flächen innerhalb des Siedlungsbereichs zu Anwendung. Der Genehmigungsvor-
behalt bei Umwandlung von Wald stellt sicher, dass eine solche Umwandlung nur unter Be-
achtung der waldrechtlichen Belange erfolgen darf. Die regelmäßig erforderliche Ersatzauf-
forstung bewirkt eine Kompensation. Diese ist allerdings nicht an den betroffenen Naturraum 
gebunden. Ersatzaufforstungen dürften deshalb allenfalls ausnahmsweise als Baustein der 
Innenentwicklung in Betracht kommen. 

 

2.4.5 Wasserrecht 
Aus der Zweckbestimmung des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) ergibt sich, dass eine 
nachhaltige Gewässerbewirtschaftung angestrebt wird, welche die Gewässer als Bestandteil 
des Naturhaushalts, als Lebensgrundlage des Menschen, als Lebensraum für Tiere und 
Pflanzen schützt. Zudem ergeben sich aus dem Wasserrecht Beschränkungen für die Nut-
zung von Grund und Boden (KNOPP in SIEDER & ZEITLER 2014: WHG § 1 Rn.13), die sich 
auch auf die Innenentwicklung der Städte auswirken können. Zu denken ist dabei zum einen 
an die nach dem WHG und den ergänzenden Landeswassergesetzen aus Gründen der 
Wasserwirtschaft festgelegten Wasserschutzgebiete (§§ 51 und 52 WHG). Zum anderen 
spielen die Regelungen zu Überschwemmungsgebieten und zum Hochwasserschutz für die 
Innenentwicklung von Städten und Gemeinden eine Rolle, die an Gewässern liegen. 

Wasserschutzgebiete (WSG) dienen dem Schutz der Gewässer im Interesse der derzeit be-
stehenden oder künftigen öffentlichen Wasserversorgung vor nachteiligen Einwirkungen, der 
Anreicherung des Grundwassers oder der Vermeidung des schädlichen Abfließens von Nie-
derschlagswasser sowie des Abschwemmens und des Eintrags von Bodenbestandteilen, 
Dünge- oder Pflanzenschutzmitteln in Gewässer (§ 51 Abs. 1 Nrn. 1 – 3 WHG). Sie werden 
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von den Ländern durch Rechtsverordnung festgelegt, aus denen sich der jeweilige Schutz-
zweck und die zu beachtenden Verbote, Beschränkungen und Duldungspflichten ergeben. In 
der Regel sind WSG in Zonen unterschiedlicher Schutzintensität und dementsprechend mit 
abgestuften Verboten und Beschränkungen räumlich gegliedert (GÖßL in SIEDERER & ZEIT-
LER 2014: WHG § 51 Rn. 58-61). 

So trifft beispielsweise die Berliner Wasserschutzgebietsverordnung Spandau (GVBl. 2005: 
S. 397) eine Gliederung in die Schutzzonen III B, III A und II. Während für die Schutzzone III 
B im Wesentlichen wassergefährdende Anlagen verboten werden bzw. ein Verbot für die 
Errichtung oder Erweiterung von Wohnsiedlungen, Krankenhäusern und Heilstätten gilt, so-
fern bei diesen Anlagen durch technische Vorkehrungen eine Gefährdung der Gewässer 
nicht sicher verhindert wird (§ 6 Abs. 1 der Verordnung), ist die Zulässigkeit von Vorhaben 
aus wasserrechtlicher Perspektive für die schutzbedürftigere Schutzzone II enger gezogen: 
Dort wird die Errichtung, Erweiterung, Wiederherstellung und wesentliche Änderung bauli-
cher Anlagen ganz verboten, soweit sie nicht der öffentlichen Wasserversorgung dienen (§ 8 
Abs. 1 der Verordnung).  

Beschränkungen und Verbote für eine bauliche Nutzung bzw. Entwicklung bestehen auch in 
nach dem Wasserrecht festgelegten Überschwemmungsgebieten (hierzu HORNFISCHER & 
REITH 2014 m.w.N.). Diese können auch innerhalb der Siedlungsgebiete liegen. Nach der 
Definition in § 76 Abs. 1 Satz 1 WHG sind Überschwemmungsgebiete Gebiete zwischen 
oberirdischen Gewässern und Deichen oder Hochufern und sonstige Gebiete, die bei Hoch-
wasser eines oberirdischen Gewässers überschwemmt oder durchflossen oder die für 
Hochwasserentlastung oder Rückhaltung beansprucht werden. Zu denken ist insbesondere 
an die Uferbereiche der Fließgewässer. Überschwemmungsgebiete sind von den Ländern 
durch Rechtsverordnung festzulegen. Die für festgelegte Überschwemmungsgebiete gelten-
den Verbote und Beschränkungen gelten auch für solche Gebiete, bei denen die förmliche 
Festlegung als Überschwemmungsgebiet noch bevorsteht. Nach § 76 Abs. 3 WHG sind sol-
che Gebiete in Kartenform darzustellen und vorläufig zu sichern. 

In festgelegten Überschwemmungsgebieten dürfen nach § 78 Abs. 1 Nr. 1 WHG keine neu-
en Baugebiete ausgewiesen werden. Dieses Verbot gilt für die Bauleitpläne genauso, wie für 
andere Satzungen nach dem BauGB, mit denen Baurechte geschaffen werden können. Eine 
Ausnahme gilt nur für Werften und Hafengebiete (HORNFISCHER & REITH 2014, S. 406 ff.). 
Das Verbot ist strikt zu beachten und kann durch Abwägung nicht überwunden werden. Die 
nach § 78 Abs. 2 WHG bestehenden Ausnahmetatbestände sind sehr eng gefasst, so dass 
diese auf seltene Ausnahmefälle beschränkt sein dürften. 

Verboten ist lediglich die Ausweisung neuer Baugebiete. Die Überplanung bereits früher 
festgesetzter Baugebiete ist grundsätzlich möglich. Das Verbot aus § 78 Abs. 1 Nr. 1 WHG 
umfasst diesen Fall nicht (BVerwG, Urteil vom 3. 6. 2012 – 4 CN 6.12). Gleichwohl ist auch 
in solchen Planungsfällen den Erfordernissen des Hochwasserschutzes im Rahmen der bau-
leitplanerischen Abwägung Rechnung zu tragen (§ 1 Abs. 6 Nr. 12 BauGB). Für die doppelte 
Innenentwicklung bedeutet dies, dass eine bauliche Nutzungsintensivierung insbesondere 
durch Nachverdichtung innerhalb der festgelegten Überschwemmungsgebiete nur unter Be-
rücksichtigung der Erfordernisse des Hochwasserschutzes möglich ist. Dies betrifft auch 
Konversionsflächen, die einer vollständig anderen, neuen Nutzung bei Aufgabe der früheren 
Nutzung zugeführt werden sollen. Es kommt allerdings auf den Einzelfall an. Denn um eine 
Änderung eines Baugebietes kann es sich nur handeln, wenn die Qualität als Baugebiet 
auch nach der Nutzungsaufgabe zum Zeitpunkt der Überplanung noch fortwirkt. Es sind aber 
Fälle denkbar, bei denen das ursprüngliche Baurecht untergegangen ist, und die Fläche zum 
Zeitpunkt der Neuplanung als Außenbereich zu bewerten ist. Dann handelt es sich um Neu-
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planungsfälle im Sinne von § 78 Abs. 1 Nr. 1 WHG, mit der Folge eines strikten Auswei-
sungsverbots.  

Auch ohne dieses strikte Ausweisungsverbot für neue Baugebiete ist der Hochwasserschutz 
in Überschwemmungsgebieten generell von erheblicher Abwägungsrelevanz. Die Erforder-
nisse des Hochwasserschutzes können dabei auch für die Bewertung der Potenziale im 
Rahmen der doppelten Innenentwicklung von Bedeutung sein. Auenbereiche, Über-
schwemmungsgebiete können zugleich wichtige Bausteine des Biotop- und Freiraumver-
bundsystems einer Kommune sein. Sie können dabei sowohl für den Biotopschutz von Be-
deutung sein als auch für die Qualität des Erholungsangebots. Es können sich aber auch 
Schranken für die landschaftspflegerische Gestaltung dieser Bereiche aus den Erfordernis-
sen des Hochwasserschutzes ergeben. So kann z.B. das Anlegen von Baum- und Strauch-
pflanzungen den Zielen des vorsorgenden Hochwasserschutzes entgegenstehen (vgl. § 78 
Abs. 1 Nr. 7 WHG). 

Neben dem Ausweisungsverbot für neue Baugebiete postuliert das Wasserrecht auch ein 
Bauverbot für Überschwemmungsgebiete. Verboten ist die Errichtung und Erweiterung bauli-
cher Anlagen und zwar unabhängig davon, ob es sich um Gebiete mit oder ohne Bebau-
ungsplan handelt, oder diese im planungsrechtlichen Innen- oder Außenbereich liegen (§ 78 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 WHG). Unter Errichtung ist dabei nicht bloß die erstmalige Errichtung, 
sondern auch die Wiedereinrichtung zu verstehen. Die Änderung der Nutzung einer bauli-
chen Anlage wird vom Wortlaut der Verbotsnorm nicht erfasst. Eine Ausnahme von dem 
Baugebiet kann gewährt werden, wenn das Vorhaben sowohl im Hinblick auf die Auswirkun-
gen auf die Außenwelt den Anforderungen des Hochwasserschutzes genügt als auch selbst 
hochwasserangepasst ausgeführt wird. Diese Voraussetzungen können auch durch Neben-
bestimmungen der Genehmigung bewirkt werden (§ 78 Abs. 3 Satz 1 WHG). Die zuständige 
Wasserbehörde kann unter engen, die Erfordernisse des Hochwasserschutzes sicherstel-
lenden Voraussetzungen daneben auch allgemein bei der Festlegung des Überschwem-
mungsgebietes bestimmen, dass das Errichtungs- und Erweiterungsverbot für bauliche An-
lagen nicht gelten soll (§ 78 Abs. 3 Satz 2 WHG). 

 

2.4.6 Bauordnungsrecht 
Auch aus dem Bauordnungsrecht ergeben sich Anforderungen, die sich unmittelbar auf das 
urbane Grün auswirken.  

Ähnlich wie die Musterbauordnung (MBO) sehen alle Länder in ihren Bauordnungen die Ver-
pflichtung vor, dass die nicht mit Gebäuden oder vergleichbaren baulichen Anlagen überbau-
ten Flächen der bebauten Grundstücke wasseraufnahmefähig zu belassen oder herzustellen 
und zu begrünen oder zu bepflanzen sind (§ 8 Abs. 1 MBO) (hierzu TAFT in SIMON & BUSSE 
2014: Art. 7 Rn. 43-58). Die Anforderungen an die Begrünung und Wasseraufnahmefähigkeit 
werden zum Teil weiter spezifiziert. So verlangt § 9 Abs. 2 BremBO, dass die Grundstücks-
flächen, die zulässigerweise für bauliche Anlagen, wie Stellplätze, Zufahrten, Gehwege, Ab-
stell- und Lagerplätze, benötigt werden, nur soweit befestigt werden dürfen, wie es für deren 
Nutzung erforderlich ist, sofern nicht die Belastung des Niederschlagswassers oder eine zu 
geringe Durchlässigkeit des Bodens eine Versiegelung erfordert. Eine ähnliche Regelung 
findet sich auch für Niedersachsen (§ 9 Abs. 4 NBauO). Hier wird zudem verlangt, dass die 
nicht überbauten Flächen der Baugrundstücke Grünflächen sein müssen, soweit sie nicht für 
eine andere zulässige Nutzung erforderlich sind (§ 9 Abs. 2 NBauO). In Hamburg sind Vor-
gärten in Kleinsiedlungs-, Wohn-, Misch- und Dorfgebieten gärtnerisch zu gestalten (§ 9 Abs. 
2 HBauO). 
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Noch weitergehend ist die Regelung in Nordrhein-Westfalen (§ 9 Abs. 1 BauO NRW). Dort 
kann auch auf Flächen, die als Zugänge, Zufahrten, Flächen für die Feuerwehr, Stellplätze, 
Abstellplätze, Lagerplätze oder als Arbeitsfläche benötigt werden, deren Wasseraufnahme-
fähigkeit, Begrünung und Bepflanzung verlangt werden, soweit es Art und Größe dieser An-
lagen zulassen. Für den Fall, dass eine Begrünung oder Bepflanzung der Grundstücke nicht 
oder nur sehr eingeschränkt möglich, sind die baulichen Anlagen zu begrünen, soweit ihre 
Bauweise und Gestaltung es zulassen und die Maßnahme für die Bauherrin oder den Bau-
herrn wirtschaftlich zumutbar ist. 

Die Anforderungen zur Wasserdurchlässigkeit gelten in Nordrhein-Westfalen vorbehaltlich 
der wirtschaftlichen Zumutbarkeit auch für große vorhandene befestigte Flächen (ab 0,5 
Hektar), wobei die wirtschaftliche Unzumutbarkeit (soweit nicht offensichtlich) durch die Ver-
pflichteten darzulegen ist (§ 9 Abs. 1 Satz 5 BauO NRW). 

Zudem enthalten die Bauordnungen der Länder für Wohngebäude ab einer bestimmten Grö-
ße auch die Verpflichtung, Spielplätze anzulegen. Auch hier bietet die Regelung der MBO 
den Orientierungsrahmen, von dem die Länder zum Teil abgewichen sind. Nach § 8 Abs. 2 
MBO ist bei der Errichtung von Gebäuden mit mehr als drei Wohnungen auf dem Baugrund-
stück oder in unmittelbarer Nähe auf einem anderen geeigneten Grundstück, dessen dauer-
hafte Nutzung für diesen Zweck öffentlich-rechtlich gesichert sein muss, ein ausreichend 
großer Spielplatz für Kleinkinder anzulegen. Dies gilt nicht, wenn in unmittelbarer Nähe eine 
Gemeinschaftsanlage oder ein sonstiger für die Kinder nutzbarer Spielplatz geschaffen wird 
oder vorhanden oder ein solcher Spielplatz wegen der Art und der Lage der Wohnung nicht 
erforderlich ist. Bei bestehenden Gebäuden nach Satz 1 kann die Herstellung von Spielplät-
zen für Kleinkinder verlangt werden, wenn dies die Gesundheit und der Schutz der Kinder 
erfordern. Auf diese Weise leistet das Bauordnungsrecht auch einen Beitrag zur wohnortna-
hen Versorgung mit Erholungsflächen für Kinder. 

Die Bauordnungen der Länder erlauben den Gemeinden örtliche Bauvorschriften zu erlas-
sen, mit denen für das urbane Grün relevante Anforderungen an die Grundstücksnutzung 
gestellt werden können (vgl. § 86 MBO). In der Regel erfolgt dies durch Satzung, in manchen 
Ländern auch durch Rechtsverordnung. Regelungen können dabei insbesondere zu folgen-
den Bereichen getroffen werden: 

• zur Lage, Größe, Beschaffenheit, Ausstattung und Unterhaltung von Kinderspielplät-
zen (§ 8 Abs. 2),  

• zur Beschaffenheit der Stellplätze,  

• zur Gestaltung der unbebauten Flächen der bebauten Grundstücke sowie zur Not-
wendigkeit, Art, Gestaltung und Höhe von Einfriedungen; dabei kann bestimmt wer-
den, dass Vorgärten nicht als Arbeitsflächen oder Lagerflächen benutzt werden dür-
fen,  

• die Begrünung baulicher Anlagen. 

Im Wege einer solchen örtlichen Bauvorschrift können also differenzierte Vorgaben zur Be-
grünung und gärtnerischen Gestaltung der Baugrundstücke getroffen werden, die auf das 
Erscheinungsbild, aber auch auf die Leistungsfähigkeit dieser Flächen für den Naturhaushalt 
positiven Einfluss haben (hierzu DECKER in SIMON & BUSSE 2014, Art. 81 Rn. 235-248). 

Örtliche Bauvorschriften können auch durch Bebauungsplan oder, soweit das BauGB dies 
vorsieht, durch andere Satzungen nach den Vorschriften des BauGB erlassen werden. 
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2.5 Instrumentelle Ansätze zur Steuerung der doppelten Innenentwicklung 
2.5.1 Formelle Planungsinstrumente 

Formelle Planungsinstrumente weisen Rechtscharakter auf. Ihre Regelungsmöglichkeiten 
und auch ihre Verfahrensschritte sind in gesetzlichen Vorgaben klar definiert. Mit Blick auf 
doppelte Innenentwicklung sind vor allem die Bauleitplanung (Flächennutzungsplan, Bebau-
ungsplan) sowie die Landschaftsplanung (Landschaftsplan, Grünordnungsplan) von Bedeu-
tung. 

 

Flächennutzungspläne 
Im Flächennutzungsplan stellen die Gemeinden für das ganze Gemeindegebiet die sich aus 
der beabsichtigten städtebaulichen Entwicklung ergebende Art der Bodennutzung nach den 
voraussehbaren Bedürfnissen der Gemeinde in den Grundzügen dar (§ 5 Abs. 1 BauGB). 
Bei der Aufstellung sind die in Kapitel 2.4.2 dargestellten rechtlichen Rahmenbedingungen 
zu berücksichtigen. Der gesamträumliche, mit der Ausrichtung auf eine sozial gerechte und 
nachhaltige städtebauliche Entwicklung verbundene integrative Planungsansatz impliziert, 
dass mit der Flächennutzungsplanung die „Weichen“ für die städtebauliche Entwicklung un-
ter Berücksichtigung sozialer, ökologischer wie ökonomischer Belange gestellt werden. Der 
Begriff „städtebauliche Entwicklung“ ist dabei umfassend zu verstehen. Er umfasst sowohl 
die bauliche als auch die nicht bauliche Nutzung von Grund und Boden in den Gemeinden 
(SÖFKER in ERNST et al. 2014: BauGB § 1 Rn. 12). Beides zusammen bildet die vom Gesetz 
geforderte geordnete städtebauliche Entwicklung (§ 1 Abs. 2 BauGB). 

Wie auch die Ergebnisse der Umfrage belegen (vgl. Kapitel 3.1.2) ist die Flächennutzungs-
planung für die doppelte Innenentwicklung von zentraler Bedeutung, da hier für das gesamte 
Gemeindegebiet festgelegt wird, welche Flächen in welcher Weise genutzt werden können. 
Dies gilt auch für die im Rahmen der doppelten Innenentwicklung in den Blick zu nehmenden 
Flächen. Für diese wird im Rahmen der Flächennutzungsplanung im Grundsatz entschieden, 
ob sie einer baulichen Nutzung erstmals oder erneut zugeführt werden sollen oder ob eine 
Nutzung für Zwecke des Naturschutzes und der Landschaftspflege den Vorzug erhalten soll. 
So ist der Flächennutzungsplan z.B. eine wichtige Grundlage für die Sicherung und Umset-
zung der Biotopvernetzung und der Qualitätsverbesserung der Erholungsfunktion von Natur 
und Landschaft. 

Die Darstellungen im Flächennutzungsplan beziehen sich auf die Bodennutzung. § 5 Abs. 2 
BauGB enthält einen Katalog von Darstellungsmöglichkeiten als Orientierungsrahmen, der 
allerdings nicht abschließend ist. Städte- und Gemeinden können auch weitere und hiervon 
abweichende Darstellungen treffen (SÖFKER in ERNST et al. 2014: BauGB § 5 Rn. 20). Von 
besonderer Bedeutung für die doppelte Innenentwicklung sind folgende im Gesetz vorgese-
hene Darstellungsoptionen: 

• die Grünflächen, wie Parkanlagen, Dauerkleingärten, Sport-, Spiel-, Zelt- und Bade-
plätze, Friedhöfe (Nr.5); 

• die Wasserflächen, für die Wasserwirtschaft vorgesehenen Flächen sowie die Flä-
chen, die im Interesse des Hochwasserschutzes und der Regelung des Wasserab-
flusses frei-zuhalten sind (Nr. 7); 

• Flächen für die Landwirtschaft und Wald (Nr. 9); 
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• Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Na-
tur und Landschaft (Nr. 10). 

Auch der nach der Flächennutzungsplanung erkennbare Bedarf an Ausgleichsflächen wird 
ermittelt. Bereits auf dieser Ebene sind Erwägungen anzustellen, wo die zu erwartenden 
Eingriffe in Natur und Landschaft ausgeglichen werden können (BUNZEL 1997). Diese sich 
aus § 1a Abs. 3 BauGB ergebenden Anforderungen treffen beide Planungsebenen der Bau-
leitplanung gleichermaßen, also auch die Flächennutzungsplanung. Dies eröffnet die Mög-
lichkeit, auch Maßnahmen, die der qualitativen Verbesserung oder der quantitativen Vermeh-
rung des urbanen Grüns im Siedlungsbestand dienen, als potenzielle Ausgleichsflächen in 
den Blick zu nehmen.  

Im Rahmen der Flächennutzungsplanung kann das Interesse an einer ressourcensparenden 
Innenentwicklung mit dem Interesse an einer möglichst hohen Lebensqualität in Einklang 
gebracht werden. Der Interessenausgleich erfolgt auf der Basis eines integrierten Planungs-
ansatzes. So verfolgen etwa die Flächennutzungspläne der Städte Bremen, Berlin und Mün-
chen sowohl das Ziel, die Möglichkeiten der Wiedernutzung von Brachflächen und andere 
Maßnahmen der Innenentwicklung zu nutzen und gleichzeitig die Qualität der Lebensumwelt 
und insbesondere des urbanen Grüns zu erhöhen. Bremen verfolgt etwa das „Leitbild der 
aufgelockerten, durchgrünten Stadt“ (vgl. ausführlich Kapitel 3.2.2). Es geht der Stadt nicht 
darum, sämtliche Potenziale für die bauliche Verdichtung zu nutzen, sondern unter Berück-
sichtigung der gesamträumliche Zusammenhänge und Qualitäten Entwicklungsziele diffe-
renziert zu formulieren (HANSESTADT BREMEN 2014, S. 17). Die Lebensqualität in den Be-
standsgebieten soll u.a. durch Darstellung von Grünflächen, Grünverbindungen und vor al-
lem die Darstellung von Siedlungsbereichen mit zu sichernder Grünfunktionen („Grünschraf-
fur“) gesichert werden (siehe Abb. 5). Trotz baulicher Verdichtung soll die ökologische und 
soziale Qualität soweit als möglich erhalten oder sogar verbessert werden (EBENDA 2014, S. 
18). 

In ähnlicher Weise greift der Bremer Flächennutzungsplan das Ziel der Vernetzung von 
Grünflächen auf. Im Textteil findet sich folgende Darstellung: „Ermöglichung von Zugänglich-
keit: Zur Sicherung der im Flächennutzungsplan dargestellten Vernetzung von Grünflächen 
sollen Bebauungspläne innerhalb von Flächen für Sportanlagen und Dauerkleingärten öffent-
lich zu nutzende Durchwegungen festsetzen. Bei der Festsetzung von Sondergebieten für 
den Wassersport in Bebauungsplänen sind die Belange der Allgemeinheit besonders zu ge-
wichten: insbesondere sollen Gewässerufer öffentlich zugänglich gemacht werden.“ 
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Abb. 5: Auszug aus dem Flächennutzungsplan 2025 für die Stadt Bremen, Entwurf vom 20.02.2014 
(HANSESTADT BREMEN 2014) 

Der Berliner Flächennutzungsplan enthält eine Darstellung, mit der die landschaftliche Prä-
gung von stark durchgrünten Wohngebieten gesichert werden soll. Diese Gebiete werden mit 
einer grünen Schraffur als überlagernde Darstellung gekennzeichnet. In den Erläuterungen 
wird bezogen auf diese Wohnbauflächen W4 mit landschaftlicher Prägung ausgeführt, dass 
es sich um Einfamilienhausgebiete handelt, deren Vegetationsbestand, offene Baustruktur 
und geringe Versiegelung besondere Funktionen für die Stadt erfüllen und deshalb gegen 
unverträgliche Verdichtung gesichert werden sollen. Weiter wird unter Bezugnahme auf die 
beispielhaft abgebildete Siedlung (siehe Abb. 6) ausgeführt, dass diese von Landschafts-
schutzgebieten umgeben ist, die zugleich als Fauna-Flora -Habitat-Gebiete von großer öko-
logischer Bedeutung sind. Die Möglichkeiten einer weiteren Verdichtung sollen deshalb eng 
begrenzt werden (SENATSVERWALTUNG FÜR STADTENTWICKLUNG DES LANDES BERLIN 2005). 

 
Abb. 6: Beispiel für eine Wohnbaufläche W 4 mit landwirtschaftlicher Prägung am Rande von Berlin-
Lübars (SENATSVERWALTUNG FÜR STADTENTWICKLUNG DES LANDES BERLIN 2005) 

54 

 



Der Flächennutzungsplan ist auch deshalb für die doppelte Innenentwicklung ein besonders 
wichtiges Instrument, weil Flächennutzungsplanung und Landschaftsplanung räumlich, me-
thodisch und zeitlich mit einander verzahnt werden können. So wurde bei den angesproche-
nen Flächennutzungsplänen in Bremen und Berlin zeitgleich mit dem Flächennutzungsplan 
ein Landschaftsprogramm aufgestellt. Dies erlaubt nicht nur eine verfahrensmäßige Verzah-
nung, sondern stellt auch sicher, dass Ziele des Naturschutzes und der Landschaftsplanung 
mit großer Aktualität im Flächennutzungsplan aufgegriffen und umgesetzt werden können. 
Eine unmittelbare Integration beider Planwerke erfolgt nach den landesrechtlichen Bestim-
mungen insbesondere in Bayern, Hessen, Rheinland-Pfalz und im Saarland. Dies wird etwa 
in München dazu genutzt, einerseits an städtebauliche Strategien einer Weiterentwicklung 
und Aufwertung der Stadt durch Grüngliederung und -entwicklung anzuknüpfen, und ande-
rerseits auch auf die neuen Herausforderungen des Klimawandels einzugehen (LANDES-
HAUPTSTADT MÜNCHEN 2011, S. 4). Dementsprechend finden sich im Flächennutzungsplan 
der Stadt München differenzierte Darstellungen, die sich unmittelbar auf die Ziele des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege auch innerhalb des Siedlungsraums beziehen. Hierzu 
zählen insbesondere: 

• Maßnahmen zur Verbesserung der Grünausstattung, 

• Flächen mit Nutzungsbeschränkung zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft, 

• Flächen, auf denen auch Maßnahmen zur Aktivierung von Grün erforderlich sind, 

• übergeordnete Grünbeziehungen, 

• örtliche Grünbeziehungen 

Da der Flächennutzungsplan die Bodennutzung im Gemeindegebiet nur in den Grundzügen 
darstellen soll, enthält er in der Regel keine parzellenscharfen Festlegungen (KOPPITZ et al. 
1996, S. 26 f). Häufig wird, dem Planungsmaßstab geschuldet, auf die gesonderte und diffe-
renzierte Darstellung kleiner Flächen ganz verzichtet. So verzichtet etwa die Landeshaupt-
stadt Potsdam in ihrem aktuellen Flächennutzungsplan auf die Darstellung von Flächen, die 
kleiner als zwei Hektar sind. In Berlin werden Flächen unter drei Hektar nicht dargestellt. In 
anderen Städten liegt diese Grenze häufig auch bei einem halben Hektar. Deutlich wird da-
mit aber, dass die Differenzierungsmöglichkeiten im Rahmen der Flächennutzungsplanung 
beschränkt sind. Dementsprechend verbleiben Entwicklungsspielräume, für die allerdings 
durch textliche Darstellungen oder aber auch im Erläuterungsbericht Regeln geschaffen 
werden können. 

Der Vorteil des Flächennutzungsplans gegenüber informellen Stadtentwicklungsplänen liegt 
in seiner – wenn auch nur behördeninternen – Bindungswirkung. Bebauungspläne sind aus 
dem Flächennutzungsplan zu entwickeln. Abweichungen erfordern eine Änderung des Flä-
chennutzungsplans in einem förmlichen Verfahren mit Beteiligung der Öffentlichkeit und der 
Behörden und einem nachvollziehbaren Abwägungsprozess. Aus diesem Grund ist es sinn-
voll und notwendig, informelle Konzepte zur doppelten Innenentwicklung im Flächennut-
zungsplan aufzugreifen. Zudem bieten informelle Konzepte häufig eine sinnvolle Basis für 
die Vorbereitung der komplexen Abwägungserfordernisse unter Einbeziehung der breiten 
Öffentlichkeit (vgl. Kap. 2.5.2). 
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Bebauungspläne 
Die Kommunalbefragung hat gezeigt: Auch Bebauungspläne sind ein für die doppelte Innen-
entwicklung sehr wichtiges Instrument (vgl. Kapitel 3.1.). Dieses Ergebnis überrascht nicht, 
denn mit der Aufstellung von Bebauungsplänen werden die „Weichen“ für eine bauliche oder 
eine nicht bauliche Nutzung von Grund und Boden verbindlich festgelegt. Der in den meisten 
Bundesländern als Satzung zu erlassende Bebauungsplan schafft materielles Recht und ist 
gegenüber jedermann bindend. 

Im Bebauungsplan werden Art und Maß der baulichen und sonstigen Nutzung der einzelnen 
Grundstücke in der Gemeinde jeweils bezogen auf einen unterschiedlich groß geschnittenen 
Planungsraum, der im Einzelfall auch nur ein einziges Grundstück umfassen kann, verbind-
lich festgelegt. Die Festsetzungen des Bebauungsplans bilden den planungsrechtlichen Zu-
lässigkeitsrahmen und sind bei der baulichen und sonstigen Nutzung der Grundstücke strikt 
zu beachten (§ 30 Abs. 1 BauGB). Dementsprechend wird der Bebauungsplan als Satzung 
der Gemeinde aufgestellt. Die Festsetzungsmöglichkeiten sind aus verfassungsrechtlichen 
Gründen im BauGB und in der Baunutzungsverordnung (BauNVO) abschließend aufgeführt. 
Ein darüber hinausgehendes Festsetzungserfindungsrecht besteht nicht (ERNST et al. 2014 § 
9 Rn. 7). 

Zu den möglichen Festsetzungen eines Bebauungsplans gehören zahlreiche, die unmittelbar 
Einfluss auf Quantität und Qualität des urbanen Grüns haben: 

• das Maß der baulichen Nutzung, 

• die nicht überbaubaren Grundstücksflächen, 

• Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind, und ihre Nutzung, 

• Flächen für die Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser, 

• öffentliche und private Grünflächen, wie Parkanlagen, Dauerkleingärten, Sport-, 
Spiel-, Zelt- und Badeplätze, Friedhöfe, 

• Flächen für die Landwirtschaft und Wald, 

• Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 
Natur und Landschaft, 

• das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen und Bindun-
gen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen sowie von Gewässern bezogen auf Flächen oder Teile baulicher An-
lagen. 

Die Gestaltungsmöglichkeiten bei der Aufstellung von Bebauungsplänen sind damit vielfältig. 
Durch Festsetzung im Bebauungsplan können ganz unterschiedliche im Rahmen der doppel-
ten Innenentwicklung verfolgte Ziele rechtlich bindend festgelegt werden. 

Die grundsätzliche Frage, ob eine Fläche für bauliche oder nicht bauliche Zwecke im Rah-
men der Innenentwicklung genutzt werden soll, ist dabei in der Regel bereits im großräumi-
gen Maßstab auf der Ebene des Flächennutzungsplans geklärt. Bei der Aufstellung des Be-
bauungsplans geht es um die genaue Umsetzung dieses Ziels. Dabei ist zum Beispiel zu 
entscheiden, ob bestimmte Teile des Plangebiets in ihrem natürlichen Bestand erhalten blei-
ben sollen. Auch über den Erhalt des Baumbestandes oder anderer Bestandteile von Natur 
und Landschaft ist zu entscheiden. Die bauliche Entwicklung kann die Chance bieten, gezielt 
Elemente des urbanen Grüns aufzuwerten und somit trotz der Entwicklung als Baugebiet zu 

56 

 



einer Qualitätsverbesserung des urbanen Grüns beizutragen. Eine solche Wirkung kann z.B. 
die Renaturierung eines lange Zeit verrohrt geführten Gewässers haben. Zu entscheiden ist 
grundsätzlich, ob und in welchem Umfang öffentliche und private Grünflächen geschaffen 
werden sollen. Flächen, die als öffentliche oder private Grünflächen festgesetzt sind, stehen 
für eine bauliche Nutzung grundsätzlich nicht zur Verfügung. Die Zweckbestimmung der 
Grünflächen kann dabei weiter konkretisiert werden. Ebenso wirkt die Festsetzung der über-
baubaren Grundstücksfläche, aus der in nach Maßgabe des § 22 BauNVO auch ergibt, wel-
che Teile der Grundstücksfläche nicht überbaut werden dürfen. Auf der nicht überbaubaren 
Grundstücksfläche sind grundsätzlich nur Zufahrten, Stellplätze und Nebenanlagen zulässig. 
Der Bebauungsplan kann abweichend hiervon aber festsetzen, dass die nicht überbaubaren 
Grundstücksflächen auch von diesen Anlagen freigehalten werden müssen. Die Festsetzung 
der Grundfläche oder der Grundflächenzahl steuert den Grad der Versiegelung der Bodens. 
Hier können bezogen auf Nebenanlagen, Stellplätze und Zufahrten spezielle Anrechungsre-
gelungen getroffen werden (vgl. § 19 Abs.4 BauNVO). 

Auch können Festsetzungen zur Bepflanzung oder zum Erhalt von Bäumen, Sträuchern und 
anderen Bepflanzungen getroffen werden (siehe Abb. 7). Diese können sich auf festgesetzte 
Grünflächen, nicht überbaute Grundstücksflächen und damit Privatgrundstücke genauso 
beziehen wie auf Straßen und Plätze (Straßenbäume etc.) oder die Bepflanzung von Fassa-
den und Dächern. Der Bebauungsplan kann damit bei einer hohen baulichen Dichte eine 
gute Durchgrünung sicherstellen. 

Von großer praktischer Bedeutung ist daneben die Festsetzung von Flächen und Maßnah-
men zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft (SPE-
Flächen und –Maßnahmen). Bei SPE-Flächen steht die Funktion für den Natur- und Land-
schaftsschutz im Vordergrund. Die Festsetzung kommt deshalb immer dann in Betracht, 
wenn eine Fläche keine andere städtebauliche Funktion wahrnehmen soll. SPE-Maßnahmen 
können aber auch überlagernd auf Flächen festgesetzt werden (SÖFKER in ERNST et al,. 
2014: BauGB § 9 Rn. 156), die einer anderen städtebaulichen Funktion dienen (z.B. Flächen 
zur Regenwasserrückhaltung oder Grünflächen).  

Grundsätzlich kann die Funktion als SPE-Fläche oder urbane Grünfläche ein städtebauliches 
Erfordernis zur Aufstellung eines Bebauungsplans begründen. So kann alleiniger Zweck eine 
Bebauungsplan sein, eine naturnahe Fläche in ihrem Bestand zu erhalten und zu qualifizie-
ren (BVerwG, Beschluss vom 18.12.1990 – 4 NB 8.90). Dem Bebauungsplan kommt damit 
ein umfassender Auftrag zur Bodenordnung zu, der die nicht baulichen genauso in den Blick 
nehmen muss wie die baulichen Nutzungen und Funktionen. 
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Abb. 7: Planausschnitt Bebauungsplan Nr. 133 „Schlachthofareal / Marina Quartier“, Regensburg 
(STADT REGENSBURG) mit Festsetzungen von öffentlichen und privaten Grünflächen, Kinderspielplätzen, 
wasserdurchlässig anzulegenden Flächen, auf privaten Grundstücken anzulegenden Wasserbecken, 
anzupflanzende und zu erhaltende Einzelbäume und umfangreichen, ins Detail gehenden textlichen 
Festsetzungen zu Grünordnung. 

Bei der Entwicklung oder Neuordnung von Baugebieten stehen die Ziele des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege zwar nicht im Vordergrund. Sie sind dennoch grundsätzlich zu 
beachten. § 1a Abs. 3 BauGB bewirkt zudem, dass in der Regel eine adäquate Kompensati-
on für die als Folge der Planung zu erwartenden Beeinträchtigungen der Leistungsfähigkeit 
des Naturhaushalts oder des Landschaftsbildes vorgesehen wird. Grundsätzlich obliegt das 
Ausgleichserfordernis zwar der abwägenden Entscheidung der Gemeinde. Um keine rechtli-
chen Risiken einzugehen, bemüht sich die Praxis gleichwohl in der Regel um einen vollstän-
digen Ausgleich von Eingriffen in Natur und Landschaft. Ein gelungenes Beispiel findet sich 
beim Bebauungsplan Nr. 500/1 „Industriegebiet/ Sonderlandeplatz Stade“ der Stadt Stade 
(siehe Abb. 8).  

In dem vormals als Fluglandeplatz genutzten Plangebiet werden Wiesen- und Waldflächen in 
Anspruch genommen sowie die Verlegung eines Bachlaufs notwendig. Um diese Eingriffe in 
Natur und Landschaft soweit möglich innerhalb des Plangebiets auszugleichen, sind in gro-
ßem Umfang „Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Bo-
den, Natur und Landschaft“ festgesetzt (ca. 38% des Plangebiets). 
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Abb. 8: Planausschnitt Bebauungsplan Nr. 500/1 „Industriegebiet/ Sonderlandeplatz Stade“ (STADT 
STADE) 

Der Ausgleich kann an anderer Stelle erfolgen als am Ort des Eingriffs. Dies kann im Au-
ßenbereich aber auch im Innenbereich erfolgen. Diese räumliche Entkoppelung kann daher 
prinzipiell auch im Rahmen der doppelten Innenentwicklung genutzt werden, soweit die vor-
gesehenen Maßnahmen geeignet sind, die beeinträchtigten Funktionen wiederherzustellen 
bzw. zu ersetzen. Die Festsetzung geeigneter Flächen für solche Maßnahmen im Innenbe-
reich kann im Vergleich zum Außenbereich jedoch deutlich schwieriger sein, da Nutzungs-
konkurrenzen hier zumeist deutlich höher ausgeprägt sein dürften. Trotzdem sollte die räum-
liche Entkoppelung nicht dazu führen, dass der Ausgleich voreilig in den Außenbereich ver-
lagert wird und im Rahmen der doppelten Innenentwicklung nicht zum Tragen kommen kann. 
Ein Innenentwicklungskonzept kann hierbei unterstützend wirken, in dem Leitlinien zur Veror-
tung von Kompensationsmaßnahmen entwickelt werden. Solche Leitlinien können auch in 
Kompensationskonzepten bzw. in Konzepten zu Flächen- und Maßnahmenpools für Kom-
pensationsmaßnahmen enthalten sein.  

Die Wirkungen der Eingriffs-Ausgleichs-Regelung für die doppelte Innenentwicklung sind 
allerdings durch die gesetzgeberische Privilegierung von Bebauungsplänen der Innenent-
wicklung eingeschränkt. Bei Bebauungsplänen der Innenentwicklung, welche im beschleu-
nigten Verfahren nach § 13a BauGB aufgestellt werden und die weniger aus 20.000 Quad-
ratmeter zulässige Grundfläche festsetzen, wird auf das Ausgleichserfordernis verzichtet 
(vgl. Kapitel 2.4.2). Den Kommunen steht allerdings frei, ob sie vom beschleunigten Verfah-
ren Gebrauch machen. 

In gewissem Umfang wirkt das bei der Aufstellung von Bebauungsplänen zu beachtende 
Vermeidungsgebot konservierend im Sinne des Schutzes des urbanen Grüns. Im Ergebnis 
ist das Vermeidungsgebot genauso wie das Ausgleichserfordernis für Eingriffe in Natur und 
Landschaft aber der Abwägung zugänglich. Auf der Bebauungsplan-Ebene geht es dabei vor 
allem um die Rücksichtnahme auf vorhandene schützenswerte Landschaftsbestandteile. 
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Verfahrensrechtlich wird die Berücksichtigung der Belange von Natur und Landschaft und 
der doppelten Innenentwicklung durch die Pflicht zur Durchführung einer Umweltprüfung 
unterstützt. Bei Bebauungsplänen, die im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB auf-
gestellt werden und die weniger aus 20.000 Quadratmeter zulässige Grundfläche festsetzen, 
besteht diese Pflicht allerdings nicht. Zwar ergibt sich aus dem Abwägungsgebot auch ohne 
förmliche Umweltprüfung eine Rechtspflicht zur umfassenden Berücksichtigung aller von der 
Planung berührten Umweltbelange. Die Umweltprüfung verbessert allerdings die Transpa-
renz. Die Ergebnisse der förmlichen Umweltprüfung sind in einem Umweltbericht zu doku-
mentieren, der Bestandteil der Begründung des Bauleitplans sein muss. Sie sind damit für 
jedermann nachvollziehbar. Planungen mit nachteiligen Auswirkungen auf die Umwelt unter-
liegen daher einer öffentlichen Beobachtung. Nach Aufstellung des Plans hat die Gemeinde 
die Pflicht, die tatsächlichen Auswirkungen des Plans auf die Umwelt weiter zu beobachten 
(§ 4c BauGB). Dies soll sie in die Lage versetzen, geeignete Maßnahmen zur Abwendung 
unvorhergesehener Auswirkungen zu treffen (BUNZEL & JEKEL 2006). 

Fazit: Ein Bauleitplan unterliegt politisch wertenden und durch Mehrheitsbeschluss der Ge-
meindevertretungen legitimierten Entscheidungen. Dies gilt für den Flächennutzungsplan 
genauso wie für Bebauungspläne. Der Nutzen der Bauleitplanung für die doppelte Innenent-
wicklung hängt somit davon ab, ob und mit welchem Gewicht dieses Ziel im kommunalpoliti-
schen Raum verfolgt wird. Sie ist jedoch nur eingeschränkt dazu geschaffen, die politischen 
Entscheider von der Richtigkeit des Ziels zu überzeugen.  

Der Bebauungsplan ist damit offen für die Ziele der doppelten Innenentwicklung. Soweit eine 
Gemeinde solche Ziele im Rahmen informeller Konzepte (z.B. Innenentwicklungskonzepte) 
bereits entwickelt hat, wird sie sich leicht tun, diese bei der Aufstellung von Bebauungsplä-
nen aufzugreifen. Aus diesem Grund ist eine übergreifende konzeptionelle Befassung mit 
den Zielen der Innenentwicklung Voraussetzung, um die Bebauungsplanung für die doppelte 
Innenentwicklung wirksam werden zu lassen. 

Bebauungspläne bedürfen der Umsetzung. Bei Maßnahmen auf öffentlichen Flächen (Grün-
flächen, Straßenraumaufwertungen, Bepflanzungen etc.) stellt sich vor allem die Finanzie-
rung der erforderlichen Maßnahmen häufig als Hindernis dar. Dies fängt mit dem Erwerb der 
Flächen an, soweit die Kommune noch nicht Eigentümer ist, und umfasst die Bereitstellung 
der Mittel für die investiven Maßnahmen. Vor allem bei Kommunen, die seitens der Kommu-
nalaufsichtsbehörden nur unter engen Auflagen ihren Haushalt gestalten können, sind Maß-
nahmen, welche über den Bereich der Pflichtaufgaben hinausgehen, in der Regel nicht aus 
den kommunalen Haushalten finanzierbar. Notwendig ist daher eine angemessene Finanz-
ausstattung für entsprechende Maßnahmen.  

Bei Maßnahmen auf privaten Grundstücken hängt die Durchführung zum Teil davon ab, dass 
die Eigentümer das ihnen eingeräumte Baurecht an dem Grundstück nutzen (Anpflanzungen 
der Grundstücksfreiflächen etc.). Als Alternative steht auch die Anordnung eines Pflanzge-
bots (§ 178 BauGB) zur Verfügung. Dabei sind dann aber die Entschädigungsansprüche (§ 
41 Abs. 2 BauGB) und damit das Finanzierungserfordernis zu berücksichtigen. 

Weitere wichtige ergänzende Instrumente zur Umsetzung der Ziele eines Bebauungsplans 
finden sich im BauGB. Städtebauliche Verträge mit Vorhabenträgern oder Grundstücksei-
gentümern können geschlossen werden, um die Ziele der Bauleitplanung zu fördern oder zu 
sichern. So kann z.B. die Errichtung von geeigneten Grün- und Freiflächen zur wohnortna-
hen Erholung und zum kleinräumigen Klimaausgleich Gegenstand städtebaulicher Verträge 
sein. Das Vorkaufsrecht, die Enteignung und die Umlegung zur Neuordnung der Zuschnitte 
von Grundstücken dienen ebenfalls der Umsetzung der Ziele von Bebauungsplänen. Die 
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Voraussetzungen für den Einsatz dieser Instrumente sind im Einzelnen im BauGB unter Be-
rücksichtigung der verfassungsrechtlich gewährleisteten Eigentumsordnung geregelt. 

Die Landschaftsplanung bildet bei der Aufstellung eines Bebauungsplans  die wichtigste 
fachliche Grundlage für die sachgerechte Berücksichtigung der Erfordernisse des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege und damit für die doppelte Innenentwicklung. Zugleich 
können Bebauungspläne zur Umsetzung von in Landschafts- bzw. Grünordnungsplänen 
festgelegten Zielen und Maßnahmen genutzt werden. Die genannten Pläne stellen sich des-
halb als Bausteine eines kohärenten und aufeinander abgestimmten Planungssystems dar 
und ergänzen sich in ihren Funktionen wechselseitig. In einigen Bundesländern ist eine inte-
grierte Grünordnungsplanung im Rahmen der Bebauungsplanverfahren vorgesehen (vgl. 
z.B. Art. 4 BayNatSchG). 

 

Landschaftspläne 
Aufbauend auf den Vorgaben der überörtlichen Landschaftsrahmenpläne sind die Ziele, Er-
fordernisse und Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege auf der örtlichen 
Ebene für die Gebiete der Gemeinden in Landschaftsplänen in einer der Maßstabsebene 
angepassten Detailliertheit darzustellen (§ 11 Abs.1 Satz 1 BNatSchG). Der Planungsraum 
umfasst das gesamte Gemeindegebiet und entspricht damit dem des Flächennutzungsplans. 
Abweichend hiervon ist der Geltungsbereich des Landschaftsplans in Nordrhein-Westfalen 
auf den baulichen Außenbereich im Sinne des Bauplanungsrechts beschränkt und kann nur 
dann auf Teile des baulichen Innenbereichs ausgedehnt werden, wenn für diese ein Bebau-
ungsplan mit Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 Nr. 11, 14 bis 18, 20, 24 bis 26 BauGB aufge-
stellt wurde. Im Saarland kann von der Erstellung eines Landschaftsplans in Teilen von Ge-
meinden abgesehen werden, wenn die vorherrschende Nutzung den Zielen und Grundsät-
zen des Naturschutzes entspricht und dies planungsrechtlich gesichert ist (§ 17 Abs. 1 Satz 
6 SNG). 

Funktion, Inhalt und Rechtsgrundlagen wurden grundlegend bereits in Kapitel 2.4 skizziert. 
An dieser Stelle soll der spezifische Nutzen der Landschaftsplanung speziell für die Aufga-
ben der doppelten Innenentwicklung konkretisiert werden. Die Länder haben zum Teil vom 
BNatSchG abweichende Regelungen zum Inhalt von Landschafts- und Grünordnungsplänen 
sowie zu deren Rechtsverbindlichkeit erlassen. Kennzeichnend für Landschaftsplanung ist 
unabhängig hiervon die funktionale Verzahnung mit der räumlichen Gesamtplanung, d.h. mit 
der Bauleitplanung (FRENZ & MÜGGENBORG 2011: §11 Rn. 21; SCHUMACHER & FISCHER-
HÜFTLE 2011: § 11 Rn. 15). Dementsprechend verlangt § 9 Abs. 3 Satz 2 BNatSchG, dass 
auf die Verwertbarkeit der Darstellungen in Landschaftsplänen für die Bauleitpläne Rücksicht 
zu nehmen ist. Zudem findet sich in § 11 Abs. 3 BNatSchG der Hinweis, dass die in Land-
schaftsplänen für die örtliche Ebene konkretisierten Ziele, Erfordernisse und Maßnahmen 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege in der Abwägung nach § 1 Abs. 7 des BauGB 
zu berücksichtigen sind und als Darstellungen oder Festsetzungen nach den §§ 5 und 9 
BauGB in die Bauleitpläne aufgenommen werden können. In einigen Bundesländern werden 
Landschafts- und Grünordnungspläne als integrierter Teil von Flächennutzungs- und Bebau-
ungsplänen aufgestellt (z.B. in Bayern, Hessen, Rheinland-Pfalz und im Saarland). Unab-
hängig hiervon werden häufig Landschaftspläne zeitgleich mit dem Flächennutzungsplan 
neu aufgestellt, um bauliche und landschaftsbezogene Ziele möglichst optimal aufeinander 
abzustimmen und eine möglichst aktuelle landschaftsplanerische Grundlage für die Flächen-
nutzungsplanung zugrunde legen zu können.  
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Aus den Landschaftsplänen ergeben sich die Grundlagen für eine auch die Belange des Na-
turschutzes und der Landschaftsplanung angemessen aufgreifende und diese integrierende 
räumliche Gesamtplanung. Der Landschaftsplanung kommt damit auch eine Schlüsselfunkti-
on für die doppelte Innenentwicklung zu. Insbesondere enthalten die Landschaftspläne Aus-
sagen über den Zustand von Natur und Landschaft und die Entwicklungsziele. Dem liegt 
regelmäßig ein auf die Erfordernisse der jeweiligen Gemeinde abgestelltes Bewertungssys-
tem zugrunde, dass für die Umsetzung einer Strategie der doppelten Innenentwicklung maß-
gebend sein kann.  

Im Siedlungsbestand können Landschaftspläne eine wichtige Grundlage bei städtebaulichen 
Sanierungsmaßnahmen und Stadtumbaumaßnahmen liefern. So können im Rahmen solcher 
Maßnahmen festgestellte Defizite bei der Ausstattung mit Freiräumen für die wohnungsnahe 
Versorgung durch geeignete Ordnungsmaßnahmen behoben oder gelindert werden (z.B. 
Schaffung von Gemeinschaftsgärten in Hofbereichen, Nutzung von Baulücken für Spielplätze 
oder Grünflächen; Aufwertung des Straßenraums für eine multifunktionale Nutzung als 
Spielstraße). 

Zu den originären Zielen der Landschaftsplanung gehört es, Ziele und Maßnahmen zur Er-
haltung und Entwicklung des Erholungswertes von Natur und Landschaft sowie zur Erhal-
tung und Entwicklung von Freiräumen im besiedelten Bereich festzulegen. Die Landschafts-
planung bildet damit die programmatische Grundlage für eine Verbesserung des Umfangs 
und der Qualität der Freiräume im Siedlungsbereich, insbesondere auch im Hinblick auf ihre 
Erholungsfunktion. Der Planungsprozess macht es möglich, bestehende Defizite zu ermitteln 
und zu analysieren und auf dieser Basis geeignete Entwicklungsziele und Maßnahmen zu 
formulieren. So findet sich etwa im Landschaftsprogramm Berlin der Programmplan "Erho-
lung und Freiraumnutzung". Als Schwerpunkte der strategischen Planung für die Erholung 
und Freiraumnutzung werden häufig die Verbesserung der Freiraumversorgung und -qualität 
in den Wohngebieten der Stadt sowie die Entwicklung und Qualifizierung eines attraktiven 
Grünverbindungsnetzes zur Anbindung der dicht bebauten Innenstadt an den Außenraum 
und zur Verknüpfung der Grünflächen untereinander festgelegt. Auch die Zugänglichkeit der 
Gewässer und Nutzbarkeit der Gewässerränder soll verbessert werden (vgl. z.B. Auszug aus 
dem Landschaftsplan der Landeshauptstadt Potsdam, Abb. 9). 
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Abb. 9: Auszug aus dem Landschaftsplan Potsdam, Kartenteil K3.1 – Biotope mit einer Biotopbe-
wertung (nach KAULE 1991) in 9 Stufen. 

Auszug aus dem Landschaftsplan der Landeshauptstadt Potsdam, Textteil – Teilräumliche 
Ziele: 

Teilraum Nr. 15 Zentrum Ost 

Leitbild 

• Zentrale, in die Gewässerlandschaft der Nuthemündung und Havelniederung ein-
gebundene Großsiedlung mit hohem Erholungs- und Freizeitwert  

• Sicherung und Stabilisierung eines hohen, funktional und gestalterisch qualifizierten 
Grünanteils innerhalb der Großsiedlung, Reduzierung des Versiegelungsgrades 
(z.B. der Stellplatzflächen) und Verbesserung des Wasserrückhaltes  

• Erhalt und Entwicklung der Grünzüge entlang der Nuthe (mit Nuthepark) sowie ent-
lang des Havelufers, enge Verzahnung der Grünflächen mit den Wohnquartieren  

• Verzicht auf Bebauung bzw. nur Teilbebauung des sog. „Potsdamer Fensters“ und 
Erhalt der Grünzäsur entlang der Nuthestraße, Entwicklung abschirmender Grün-
strukturen im Zuge der Sanierung und verkehrlichen Neuordnung im Bereich Hum-
boldtbrücke / Nuthestraße  

• Erhaltung bzw. Entwicklung attraktiver fußläufiger Wegeverbindungen zum Babels-
berger Park  

• Einbindung der Großsiedlung in das Orts- und Landschaftsbild, Prüfung von Mög-
lichkeiten zur Reduzierung der Störwirkung einzelner Baukörper auf die histori-
schen Sichtbezüge  

• Erhalt natürlicher Uferabschnitte und Unterstützung von Revitalisierungsmaßnah-
men der Ufervegetation 
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Das Beispiel macht deutlich, dass insbesondere der Erholungsvorsorge, aber auch der Bio-
topvernetzung in den Innenstadtbezirken im Rahmen der Landschaftsplanung eine sehr 
wichtige Bedeutung zukommen können, um eine Unterversorgung im Hinblick auf Erholungs-
flächen und -möglichkeiten im direkten Wohnumfeld zu beheben. Mittels einer Analyse der 
Versorgung der Wohnquartiere mit wohnungsnahen Grünflächen, unter Einbindung sozial-
räumlicher und demographischer Daten, können Dringlichkeitsstufen für die Verbesserung 
des Versorgungsniveaus abgeleitet und auf diese Weise räumliche und funktionale Schwer-
punkte für Ziele und Maßnahmen festgelegt werden (SENATSVERWALTUNG FÜR STADTENT-
WICKLUNG UND UMWELT DES LANDES BERLIN 2014b).  

Landschaftspläne sollen auch die Erfordernisse und Maßnahmen zur Umsetzung der konkre-
tisierten Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege, insbesondere zur Vermeidung, 
Minderung oder Beseitigung von Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft benennen (§ 
9 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 lit. a BNatSchG). Sie liefern damit wichtige fachliche Grundlagen für die 
Umsetzung der Eingriffsregelung. Die Darstellungen zur Vermeidung können dabei unmittel-
bar im Sinne einer Weichenstellung für die Innenentwicklung wirken, soweit es um Flächen 
der Innenentwicklung geht. Im Übrigen können auch Flächen und Maßnahmen dargestellt 
werden, die für Kompensation von erwarteten Eingriffen in Natur und Landschaft genutzt 
werden sollen. Der Landschaftsplan enthält dann ein räumlich übergreifendes Kompensati-
onskonzept. Dieses kann auch die Basis für einen Maßnahmen- und Flächenpool darstellen 
und so die effektive Nutzung von Kompensationserfordernissen aus der Eingriffsregelung 
zum Ausbau und zur Aufwertung der Biotop und Freiflächensystems in den Kommunen, aber 
auch zur Entwicklung und Qualifizierung des urbanen Grüns im Rahmen der Innenentwick-
lung dienen (vgl. hierzu BÖHME et al. 2005). 

 

Grünordnungspläne 
Der Grünordnungsplan bildet das förmliche Planungsinstrument der Landschaftsplanung auf 
der untersten Planungsebene. Er bezieht sich dabei auf Teile des Gemeindegebietes und 
konkretisiert für diese die Ziele, Erfordernisse und Maßnahmen des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege (§ 11 Abs. 1 BNatSchG). Abweichend hiervon sind Grünordnungspläne in 
Nordrhein-Westfalen (§ 16 LG NW) und in Schleswig-Holstein (§ 7 LNSchG SH) nicht vorge-
sehen. Der Aufstellungsmaßstab der Grünordnungspläne liegt üblicherweise bei 1:500 oder 
1:1.000. 

Die Aufstellung von Grünordnungsplänen ist nicht verpflichtend. Vielmehr erlaubt das Gesetz 
die Aufstellung lediglich mit den Worten „können aufgestellt werden“ (§ 11 Abs. 2 Satz 2 
BNatSchG). In Baden-Württemberg wird diese Option weiter spezifiziert. Nach § 18 Abs. 3 
NatSchG BW können die Träger der Bauleitplanung Grünordnungspläne aufstellen, wenn 
Teile der Gemeinden nachteiligen Landschaftsveränderungen ausgesetzt sind oder dies er-
forderlich ist, um einen Biotopverbund einschließlich der Biotopvernetzungselemente bei der 
Ausweisung von Bauflächen zu erhalten.  

In einigen Bundesländern werden Grünordnungspläne als integrierter Teil von Bebauungs-
plänen oder begleitend zu diesen als landschaftspflegerischer Fachbeitrag aufgestellt (z.B. in 
Bayern, Hessen, Rheinland-Pfalz und Saarland). In diesen Fällen werden im Grünordnungs-
plan die aus Sicht des Naturschutzes und der Landschaftsplanung zu verfolgenden Pla-
nungsziele entwickelt und durch zeichnerische und textliche Darstellungen Funktionen bzw. 
Nutzungen sowie Maßnahmen zur Umsetzung dieser Ziele festgelegt. Die funktionale Anbin-
dung an die Aufstellung von Bebauungsplänen bedingt einerseits, dass sich der Grünord-
nungsplan den Zielen des Bebauungsplans unterordnet. Andererseits dient die funktionale 
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Anbindung einer möglichst optimalen Berücksichtigung der sich danach ergebenden Erfor-
dernisse des Naturschutzes und der Landschaftspflege. Für die grundsätzliche Weichenstel-
lung in Bezug auf die Nutzung einer Fläche zu baulichen oder nicht baulichen Zwecken 
nimmt der Grünordnungsplan deshalb, anders als der Landschaftsplan, keinen Einfluss 
mehr. Der Grünordnungsplan zielt auf eine möglichst weitreichende Berücksichtigung der 
naturschutzfachlichen Ziele bei der Planung der Baugebiete im Detail. Dies betrifft z.B. die 
Rücksichtnahme auf und den Erhalt von wertvollen Landschaftsbestandteilen, die Schaffung 
von Angeboten für die wohnortnahe Erholung, die angemessene Kompensation von Eingrif-
fen in Natur und Landschaft und ganz allgemein eine möglichst optimale Durchgrünung der 
Baugebiete. Das Anpflanzen von Einzelbäumen, Baumreihen, Baumgruppen, Hecken und 
anderen Pflanzen kann genauso vorgesehen werden wie die Sicherung des Bestandes. 
Auch Maßnahmen an Gebäuden wie Fassaden oder Dachbegrünungen kommen in Betracht. 
Als Maßnahmen können solche vorgesehen werden, die der besseren Anbindung an ein 
Biotop- oder Freiraumverbundsystem dienen. Die Palette der möglichen Maßnahmen ist da-
bei genauso weit wie die der anzutreffenden naturräumlichen Situationen. Dem Grünord-
nungsplan kommt auf diese Weise eine wichtige Funktion im Rahmen einer doppelten In-
nenentwicklung zu.  

Nach § 9 Abs. 3 Satz 2 BNatSchG ist auf die Verwertbarkeit der Darstellungen der Land-
schaftsplanung für die Raumordnungspläne und Bauleitpläne Rücksicht zu nehmen. Zum 
Teil schreiben die Landesnaturschutzgesetz noch weitergehend vor, dass die Darstellungen 
der Grünordnungspläne als Festsetzungen in die Bebauungspläne aufzunehmen sind (z.B. § 
5 Abs.1 Satz 4 ThürNatG). Dies ist allerdings nur insoweit möglich, als dass die Darstellun-
gen des Grünordnungsplans bodenrechtlichen Bezug haben und nach den Regelungen des 
BauGB festsetzbar sind. 

 
Abb. 10: Grünordnungsplan zum Bebauungsplan Nr. 5676/061 Werdener Straße/Mindener Straße, 
Stadt Düsseldorf 

Auszug aus den textlichen Darstellungen Bebauungsplan Nr. 5676/061: 

Nicht überbaute Grundstücksflächen /Flächen mit Pflanzgebot C  

Auf den nicht überbauten Grundstücksflächen sind je angefangene 200m2 ein heimischer 
Laubbaum I. Ordnung, StU 20-25 cm anzupflanzen. Die Flächen mit Pflanzgebot C entlang 
der nördlichen Plangebietsabgrenzung sind mit niedrigen Bodendeckern und/oder Rasen 
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mit Strauchgruppen zu bepflanzen. Folgende Arten für Strauchgruppen sind zu verwenden 
…  

Begrünung Tiefgaragen/Dachbegrünung  

Tiefgaragen sind dort, wo Flächen zum Anpflanzen festgesetzt sind und sie nicht mit      
sonstig zulässigen Nutzungen (Wege- und Platzflächen, Nebenanlagen) überdeckt werden, 
mit Erdandeckung mindestens 80 cm, im Bereich von Baumpflanzungen mindesten 120 
cm, zu versehen und zu begrünen. Die Erdandeckung ist mit Tiefgaragensubstrat gemäß 
FLL-Richtlinie "Planung, Ausführung und Pflege von Dachbegrünungen 2001" zuzüglich 
Drai-nage oder gleichwertig auszuführen.  

Flachdächer oder flach geneigte Dächer bis maximal 15° Dachneigung sind mit einer 
standortgerechten Vegetation mindestens extensiv zu begrünen, soweit Belange des 
Brandschutzes nichts entgegenstehen. Die Stärke der Vegetationstragschicht muss min-
destens 8 cm betragen. Verglaste Flächen, Terrassen und technische Aufbauten sind hier-
von ausgenommen. Die Dachbegrünung ist gemäß FLL-Richtlinie `Planung, Ausführung 
und Pflege von Dachbegrünungen 2001` zuzüglich Drainage oder gleichwertig auszuführen 
und dauerhaft zu erhalten 

 

Eine weitergehende Wirkung können Grünordnungspläne in denjenigen Bundesländern ent-
falten, in denen diese Pläne als Rechtsverordnung oder kommunale Satzung aufgestellt 
werden und auch unabhängig von der Bauleitplanung aufgestellt werden können. So werden 
Grünordnungspläne etwa in Berlin als Rechtsverordnungen aufgestellt und sind auch gegen-
über der Allgemeinheit und den betroffenen Grundstückseigentümern bindend. Auch in 
Brandenburg gibt es einen rechtsverbindlichen Grünordnungsplan, der als Satzung aufge-
stellt wird (§ 5 Absatz 3 BbgNatSchAG). Mit ihm können die Gemeinden auch ohne Bebau-
ungsplan ihre Ziele zur Entwicklung von Natur und Landschaft sowie zur Erholungsvorsorge 
auf bestimmten Flächen mit Bindungswirkung gegenüber jedermann umsetzen. Ähnliche 
Regelungen gibt es in Bayern und in Thüringen für den Fall, dass ein Bauleitplan nicht erfor-
derlich ist (Art. 4 Abs. 3 BayNatSchG, § 5 Abs. 4 ThürNatG). 

Soweit Grünordnungspläne als Rechtsverordnung oder Satzung aufgestellt werden, sind sie 
verbindlich auch gegenüber privaten Grundstückseigentümern. Dies wurde in Berlin zur Auf-
wertung von Begrünungsdefiziten auf privaten Grundstücken genutzt. Für eine Reihe von 
hochverdichteten Quartieren wurde in Landschaftsplänen ein sogenannter Biotopflächenfak-
tor (BFF) festgesetzt. Ähnlich den städtebaulichen Kennwerten in der Bauleitplanung wie 
Grundflächenzahl (GRZ) und Geschossflächenzahl (GFZ), die das Maß der baulichen Nut-
zung regeln, benennt der BFF den Flächenanteil eines Grundstückes, der als Pflanzen-
standort dient bzw. sonstige Funktionen für den Naturhaushalt übernimmt. Ziel ist u.a. die 
Verbesserung des Wohnumfeldes sowie die Sicherung und Verbesserung des Kleinklimas 
und der Lufthygiene. Der BFF bezieht sich auf die Nutzungsformen Wohnen, Gewerbe und 
Infrastruktur und formuliert ökologische Mindeststandards für bauliche Änderungen und 
Neubebauung, wobei zu deren Einhaltung ein Gestaltungsspielraum verbleibt. Dabei können 
sämtliche Begrünungspotenziale wie Höfe, Dächer, Mauern und Brandwände einbezogen 
werden. Die Festlegung des grundstücksbezogenen BFF bei Bauvorhaben hat sich nach 
Einschätzung der zuständigen Senatsverwaltung in Berlin bewährt (SENATSVERWALTUNG FÜR 
STADTENTWICKLUNG UND UMWELT DES LANDES BERLIN 2014a). 
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2.5.2 Informelle Planungsinstrumente 
Während formelle Planungsinstrumente (Bauleitplanung, Landschaftsplanung) im Wesentli-
chen Rechtscharakter aufweisen, sind informelle Planungsinstrumente rechtlich nicht nor-
miert. Ihre Anwendung ist gesetzlich nicht vorgeschrieben, sondern in die freie Entscheidung 
der Kommunen gestellt. Sie sind thematisch und räumlich flexibel einsetzbar und auch die 
Verfahrensschritte für solche Planungen können von den Kommunen selbst definiert werden. 
Durch Beschlussfassung der kommunalpolitischen Gremien können informelle Planungen 
Selbstbindung für die Verwaltung entfalten. Häufig dienen informelle Planungen zur Vorbe-
reitung und Effektivierung formeller Verfahren. 

 

Innenentwicklungskonzepte  
Die Notwendigkeit, für die Innenentwicklung konzeptionelle Grundlagen in den Kommunen 
zu erarbeiten, ist weitgehend unstrittig (RESCHL & KÖNIG 2013, S. 313). Gleichwohl wurde in 
der Befragung nur für 60 Prozent der Großstädte angegeben, dass ein Innenentwicklungs-
konzept vorliegt bzw. sich Erarbeitung befindet (vgl. Kapitel 3.1.). Dieses Ergebnis könnte ein 
Hinweis darauf sein, dass sich viele Großstädte eher bezogen auf einzelne Entwicklungs-
standorte und -vorhaben mit Innenentwicklung beschäftigen und weniger strategische Kon-
zepte für die Gesamtstadt erarbeiten (EBENDA). Ein weiterer Grund könnte auch der fehlende 
Entwicklungsdruck in stark schrumpfenden Städten sein, in denen dann andere Handlungs-
schwerpunkte gesetzt werden. 

Innenentwicklungskonzepte eröffnen die Chance, das Planungsleitbild der Innenentwicklung 
und Nachverdichtung zu konkretisieren sowie ressortübergreifend die Möglichkeiten für In-
nenentwicklung und Nachverdichtung für die Kommune zu fokussieren und Schwerpunkte zu 
setzen (hierzu und im Folgenden LANDESHAUPTSTADT HANNOVER, FACHBEREICH PLANEN UND 
STADTENTWICKLUNG 2010, S. 87).  

Bestandteil eines solchen Konzepts ist zunächst eine Analyse der Flächenpotenziale, die im 
nächsten Schritt einer Beurteilung zu unterziehen sind. Mit Blick auf eine doppelte Innen-
entwicklung ist es wichtig, dass in diese Bewertung nicht nur städtebauliche, sondern auch 
freiraumbezogene und über die harten artenschutzrechtlichen Restriktionen hinausgehende 
naturschutzfachliche Kriterien einfließen.  

Die Formulierung von Zielen und Leitlinien für die Innenentwicklung sind weitere Komponen-
ten eines Innenentwicklungskonzeptes. Auch hierbei sollten im Sinne der doppelten Innen-
entwicklung nicht nur bauliche, sondern auch Ziele der Freiraumentwicklung und des Natur-
schutzes unter Berücksichtigung der entsprechenden Fachplanungen (Landschaftsplanung, 
Freiraumentwicklungskonzepte, Klimaschutz-/Klimaanpassungskonzepte) entwickelt werden.  

In einem Maßnahmenteil werden dann die Bausteine für die Zielerreichung beschrieben. 
Dabei können die Maßnahmen konkrete Projekte zum Gegenstand haben, aber auch auf 
eher strategische Handlungsansätze wie die Einrichtung eines Baulücken- und Brachflä-
chenkatasters, die Durchführung von Wettbewerben und Gutachterverfahren oder die Ent-
wicklung von städtebaulichen und freiräumlichen Mindeststandards zielen. So hat die Stadt 
Stuttgart beispielsweise im Rahmen ihres Innenentwicklungsmodells mit Blick auf frei-
räumliche und grünordnerische Planungsansätze u.a. folgende Mindestqualitätsstandards 
als Richtschnur festgelegt (LANDESHAUPTSTADT STUTTGART o.J.):  

• Zusammenhängende, für Bewohner/innen zugängliche und nachbarschaftswirksame 
Grün- und Spielflächen im Quartier: öffentliche Grünflächen im Quartier 8-15 qm je 
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Einwohner, möglichst zusammenhängend; öffentliche Spielflächen im Quartier 2-4 
qm je Einwohner 

• Sicherung des Baumbestandes: Beachtung und Einbeziehung des Baumbestandes 
in die planerische Konzeption, 

• Bei Baumneupflanzungen: Verwendung heimischer und standortgerechter Arten in 
hitze- und trockenresistenten Sorten  

• Intensive oder extensive Begrünung von Flachdächern und schwach geneigter Dä-
cher bis 30° 

• Konsequente Begrünung von Fassaden und Pergolen mittels Kletter- und Rankpflan-
zen 

• Naturschutzrechtliche Kompensation und Artenschutzmaßnahmen möglichst im Ge-
biet 

Die Ergebnisse der Befragung zeigen, dass die Thematisierung der Entwicklung des urba-
nen Grüns im Rahmen von Innenentwicklungskonzepten weit verbreitet ist; für fast drei Vier-
tel der vorliegenden Konzepte wird dies bestätigt (vgl. Kapitel 3.1.2). 

Ein Innenentwicklungskonzept stellt planungssystematisch eine sektorale gesamtstädtische 
Planung dar, die neben anderen informellen Fachplanungen in ein integriertes Stadtentwick-
lungskonzept (siehe unten) einfließen kann. Im besten Fall ist das Innenentwicklungs-
konzept bereits selbst als ein integriertes Konzept angelegt. 

 

Konzepte für Flächen- und Maßnahmenpools (Naturschutzrechtliche Eingriffsrege-
lung)  
Für die Entwicklung urbanen Grüns im Rahmen der Innenentwicklung können in bestimmten 
Fällen Kompensationsleistungen im Rahmen der Eingriffsregelung (vgl. Kapitel 2.4.3) die-
nen. Von Bedeutung sind hierbei neben unmittelbar eingriffsbezogenen Kompensationsleis-
tungen auch solche, die unabhängig von konkreten Eingriffen und im Vorgriff durchgeführt 
werden. Solche Flächen- und Maßnahmenpools und Ökokonten für Zwecke der Kompensa-
tion von Eingriffen in Natur und Landschaft müssen nicht zwangsläufig die freie Landschaft 
betreffen. Sie können ebenso Ziele von Naturschutz und Landschaftspflege im Siedlungsbe-
stand zum Gegenstand haben. Hierzu können etwa die Schaffung einer neuen öffentlichen 
oder privaten Grünfläche, die Freilegung eines Gewässers, die Begrünung von Freiflächen 
oder andere Maßnahmen gehören, die neben positiven Effekten für den Naturschutz auch 
zur Verbesserung der Qualität und Nutzbarkeit von wohnungsnahen Angeboten zur Erholung 
führen (BUNZEL & BÖHME 2002; BÖHME et al. 2005).  

Zu berücksichtigen sind hierbei allerdings die naturschutzfachlichen Standards der Eingriffs-
regelung, insbesondere der erforderliche räumlich-funktionale Zusammenhang zwischen 
Eingriff und Kompensation, das Erfordernis des ökologischen Entwicklungscharakters der 
Maßnahmen sowie die Notwendigkeit der dauerhaften Sicherung der Kompensationsflächen- 
und -maßnahmen. So schließt beispielsweise der letztgenannte Aspekt eine Finanzierung 
von Zwischennutzungen über die Eingriffsregelung regelmäßig aus (EBENDA). 

Die Ergebnisse der kommunalen Befragung zeigen, dass die Städte die Möglichkeit, die 
Entwicklung urbanen Grüns mit Hilfe der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung zu finan-
zieren, offensiv nutzen: 98 Prozent der Großstädte geben an, Mittel aus Eingriffsregelung 
hierfür einzusetzen. Allerdings halten nur rund drei Fünftel dieser Städte (58 Prozent) diese 
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Mittel für die doppelte Innenentwicklung für sehr wichtig bzw. wichtig. Die restlichen Städte 
(42 Prozent) bewerten die Mittel aus der Eingriffsregelung für die Entwicklung urbanen Grüns 
als weniger wichtig (vgl. Kapitel 3.1.). Ausschlaggebend für diese teils eher skeptische Be-
wertung können möglicherweise zum einen die sich aus der Beachtung der naturschutzfach-
lichen Standards der Eingriffsregelung ergebenden Restriktionen sowie der Entfall der Aus-
gleichsverpflichtung bei Eingriffen in Natur und Landschaft bei Bebauungsplänen der Innen-
entwicklung mit weniger als 20.000 qm festgesetzter Grundfläche (§ 13a Abs. 2 Nr. 4 
BauGB) sein. 

 

Konzepte zur Nachnutzung von Brachflächen  
Ein wichtiges Element von doppelter Innenentwicklung ist die Wiedernutzung von Brachflä-
chen. Diese Wiedernutzung erfordert konzeptionelle Vorarbeiten, die möglichst in gesamt-
städtische Innenentwicklungskonzepte der Kommune (siehe oben) eingebettet sein sollten. 
Der räumliche Umgriff und Konkretisierungsgrad solcher Brachflächenkonzepte können sich 
sehr unterschiedlich darstellen und von der Planung eines ganzen Quartiers bis hin zu Ent-
würfen für einzelne Brachen reichen (BUNDESAMT FÜR BAUWESEN UND RAUMORDNUNG 2007, 
S. 44 ff.). In jedem Falle setzt die Aktivierung von Brachen voraus, dass zunächst Klarheit 
über die Nachnutzungsmöglichkeiten auch unter Berücksichtigung angrenzender Nutzungen 
geschaffen wird. Die Klärung der Entwicklungsmöglichkeiten setzt eine detaillierte Erfassung 
und Analyse von Potenzialen der Brachfläche nach Größe, Lage, Verfügbarkeit respektive 
Eigentumsverhältnissen sowie nach ihrer städtebaulichen und im Sinne der doppelten In-
nenentwicklung auch nach ihrer freiraumbezogenen und naturschutzfachlichen Bedeutung 
voraus. Eine solche integrierte Beurteilung der Brachfläche ist mit Blick auf die Art der Nach-
nutzung (bauliche, freiraumbezogene oder integrierte Nutzung) eine wichtige Entschei-
dungshilfe und scheint in der Praxis der Großstädte bereits vielfach verankert zu sein. 

  

Nachverdichtungskonzepte  
Neben der eher großflächig ausgerichteten Nachnutzung von Brachen ist die stärker kleintei-
lige Nutzungsintensivierung auf bereits baulich genutzten Grundstücken eine weitere wichti-
ger Strategie von Innenentwicklung, für die der Begriff Nachverdichtung verwendet wird. 
Nachverdichtung umfasst unter anderem Hinterlandbebauungen/Bauen in zweiter Reihe, 
Errichten größerer Ersatzbauten, Aufstocken von vorhandenen Bauten/Dachgeschoss-
ausbau sowie das Schließen von Baulücken. Auch für Maßnahmen der Nachverdichtung 
werden häufig zunächst umfassendere Konzepte aufgestellt. In der Befragung wurde für 45 
Prozent der Großstädte angegeben, dass ein Nachverdichtungskonzept vorliegt bzw. erar-
beitet wird. Die Entwicklung urbanen Grüns wird allerdings in nicht einmal der Hälfte (41 Pro-
zent) dieser Konzepte thematisiert. Nachverdichtungskonzepte belegen damit mit Blick auf 
doppelte Innenentwicklung unter den abgefragten informellen Planungen und Konzepten den 
vorletzten Platz (vgl. Kapitel 3.1.). Ein Grund hierfür kann darin liegen, dass Nachverdich-
tungskonzepte eher auf kleinteilige Maßnahmen der Innenentwicklung zielen und damit ihr 
Potenzial zur Sicherung und Entwicklung öffentlicher Freiräume geringer ist als bei Innen-
entwicklungskonzepten, die in der Regel – zumindest anteilig –  auch auf die Entwicklung 
größerer innerstädtischer (Brach)Flächen orientieren.  

Gleichwohl können Nachverdichtungskonzepte einen wichtigen Beitrag zur doppelten Innen-
entwicklung leisten, indem sie insbesondere die Sicherung und Entwicklung privater Frei-
räume in den Blick nehmen. Ein Beispiel dafür ist die Nachverdichtung einer Wohnanlage am 
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Mittleren Ring in München. Hier wurde die offene, stark verlärmte Zeilenbebauung der Anla-
ge durch eine ergänzende Schallschutzbebauung und Aufstockungen nachverdichtet. 
Gleichzeitig wurden die bislang weitgehend versiegelten Freiflächen aufgewertet sowie der 
Garagenhof entsiegelt und durch den Bau einer Tiefgarage ersetzt. Im Ergebnis wurde so 
trotz Verdichtung (GFZ alt: 0,87, GFZ neu: 1,3) eine deutliche Verbesserung der Freiflächen-
situation erzielt (BUSER 2013). 

 

Stadt(teil)entwicklungsplanung  
Eine zukunftsgerechte Stadtentwicklungsplanung ist integriert ausgerichtet. Sie nimmt 
gleichermaßen ökonomische, ökologische, soziale und kulturelle Belange der Stadt in den 
Blick und sucht „nach einem fachlich verantwortlichen und politisch tragfähigen Gleichge-
wicht zwischen diesen Dimensionen“ (DEUTSCHER STÄDTETAG 2011b, S. 7). 

Anders als die Bauleitplanung beschränkt sich integrierte Stadtentwicklungsplanung nicht 
darauf, die bauliche und sonstige Nutzung der Grundstücke in der Gemeinde vorzubereiten 
und zu leiten, sondern hat einen stärkeren Umsetzungs- und Projektbezug; so können z.B. 
Maßnahmen nach Dringlichkeit und Zeithorizonten (kurz-, mittel-, langfristig) geordnet wer-
den. Ein weiterer wesentlicher Unterschied zur Bauleitplanung besteht darin, dass Stadtent-
wicklungsplanung nicht gesetzlich geregelt ist. Sie stellt demzufolge „keine zusätzliche for-
melle Planungsebene, sondern ein informelles, ziel- und umsetzungsorientiertes strategi-
sches Steuerungsinstrument“ dar (EBENDA, S. 8). Stadtentwicklungspläne und -konzepte 
sind daher weniger regelungs- als vielmehr prozess- und verfahrensorientiert angelegt. Die 
Pläne und Konzepte verstehen sich nicht als politisch-administrative Planungsaufgabe, son-
dern als interaktiver und konsensorientierter Austausch- und Abstimmungsprozess zwischen 
verschiedenen stadtentwicklungspolitisch relevanten Akteuren (HEINZ 1998, S. 242) und als 
„lernende Systeme“ zwischen top-down-Vorgaben und bottom-up-Vorgaben (REIß-SCHMIDT 
2002, S. 13). Sie werden daher häufig unter Einsatz dialogorientierter Verfahren wie Stadtfo-
ren, Planungs- und Zukunftswerkstätten, Stadtteilkonferenzen, Runde Tische, thematische 
Arbeitskreise entwickelt (ARL 2003; FRANKE & STRAUSS 2010, S. 254). 

Der informelle und offene Charakter des Instrumentes bedingt aber auch, dass es für inte-
grierte Stadtentwicklungsplanung und -konzepte keine eindeutige Definition gibt. Ganz gene-
rell lässt sich jedoch sagen, dass es in der Stadtentwicklungsplanung um die „strukturierte 
Erarbeitung von Leitbildern, Leitlinien und Handlungsprogrammen“ (DEUTSCHER STÄDTETAG 
2011b, S. 7).geht. Dabei kann sie je nach Anlass oder Ziel stadtregional, gesamtstädtisch 
und/oder teilräumlich (Stadtteil, Quartier, Fördergebiet) ausgerichtet sein und verschiedene 
Aspekte wie unterschiedliche räumliche Ebenen, Themen/Handlungsfelder, Planun-
gen/Pläne/Konzepte, Finanzierungsmöglichkeiten integrieren. Bei aller Vielfalt und Offenheit 
zeichnen sich dennoch zwei Elemente als zentral für eine integrierte Stadtentwicklungspla-
nung ab: die Einbeziehung verschiedener sektoraler Handlungsfelder und Planungen sowie 
die Zusammenarbeit unterschiedlicher Ressorts/Ämter (FRANKE & STRAUSS 2010, S. 256). 

Bei den Anlässen für die Erstellung von integrierten Stadtentwicklungsplänen und -
konzepten lassen sich zwei Bereiche unterscheiden (FRANKE & STRAUSS 2010, S. 258; 
DEUTSCHER STÄDTETAG 2011b, S. 8ff.): 

• endogene Anlässe, die sich aus örtlichen Problemlagen, politischen Prioritäten, 
kommunalen Handlungsspielräumen und lokaler Planungskultur ergeben; 

• exogene Anlässe in Form von Förderprogrammen bzw. -richtlinien (insbesondere 
Städtebauförderungsprogramme). 
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Strategien der Innenentwicklung sind regelmäßig integraler Bestandteil von endogen veran-
lassten Stadtentwicklungskonzepten. Innenentwicklung und Stadtentwicklung hängen eng 
zusammen und die Einbindung von Innenentwicklung in die Stadtentwicklungsplanung ist ein 
wichtiger Erfolgsfaktor für die Umsetzung des Leitbilds „Innen- vor Außenentwicklung“ 
(RESCH & KÖNIG 2013, S. 312). In integrierten Stadtentwicklungskonzepten können Ziele und 
Leitlinien einer nachhaltigen Stadtentwicklung thematisiert und abgestimmt sowie politisch 
beschlossen werden. Maßnahmen und Schwerpunkte der Innenentwicklung lassen sich hier-
in verankern. Auf diese Weise kann eine stärkere Fokussierung auf Innenentwicklung im 
Verwaltungshandeln erreicht und gleichzeitig eine Grundlage für die Bereitstellung von Res-
sourcen geschaffen werden, die für eine aktive Förderung der Innenentwicklung notwendig 
sind (LANDESHAUPTSTADT HANNOVER, FACHBEREICH PLANEN UND STADTENTWICKLUNG 2010, 
S. 87). 

Im Kontext von Innenentwicklung wird vielfach auch die Entwicklung des urbanen Grüns zum 
Gegenstand der Konzepte gemacht. Es können Ziele und Maßnahmen sowohl für die ge-
samtstädtische als auch für eine quartiersbezogene Freiraumentwicklung benannt werden. 
Dabei kann es um die Vernetzung und Aufwertung vorhandenen Grüns, aber auch um die 
Schaffung neuer Freiräume und Grünflächen gehen. Häufig ist ein freiraumbezogener Teil-
plan integraler Bestandteil von Stadtentwicklungskonzepten (BLÄSER et al. 2012, S. 39). So 
hat die Stadt Leipzig beispielsweise für ihr Integriertes Stadtentwicklungskonzept ein Fach-
konzept Freiraum und Umwelt erstellt, das auf die Sicherung städtischer Freiräume, die 
Schaffung neuer Grünflächen zur Erholung und einen Beitrag zum Klima- und Umweltschutz 
zielt (STADT LEIPZIG 2009, S. B 3). Durch die Integration urbanen Grüns in Stadtentwick-
lungskonzepte besteht die Chance, den Stellenwert des Grüns in der Stadt offiziell anzuer-
kennen und zugleich allen beteiligten Akteuren bewusst zu machen. Zudem kann in der Re-
gel davon ausgegangen werden, dass Flächen, die in der Stadtentwicklungsplanung für frei-
raumbezogene Nutzungen vorgesehen sind, keine anderen Nutzungen zugewiesen werden. 
Als günstig für die Sicherung der Flächen erweist sich dabei die strategische Verknüpfung 
des urbanen Grüns mit anderen Themen wie beispielsweise Klimaanpassung, Qualifizierung 
von Wohnstandorten (BLÄSER et al. 2012, S. 143). 

Bei den durch Förderbestimmungen exogen ausgelösten Stadtentwicklungskonzepten sind 
mit Blick auf doppelte Innenentwicklung vor allem die im Rahmen der Städtebauförderungs-
programme Stadtumbau (West und Ost), Soziale Stadt sowie Aktive Stadtteil- und Ortsteil-
zentren von den Kommunen zu erstellenden integrierten städtebaulichen Entwicklungskon-
zepte (VV-Städtebauförderung 2014) von Bedeutung. Diese Konzepte beziehen sich aller-
dings in der Regel nur auf die Quartiersebene bzw. auf die geförderten Programmgebiete, 
wobei sich die Programmkulisse sehr vielfältig darstellt; sie reicht von Innenstädten über 
Wohnquartiere und Großsiedlungen bis zu Industrie-, Gewerbe- und Militärbrachen. Ge-
meinsam ist diesen gebietsbezogenen integrierten Konzepten, dass sie regelmäßig auf In-
nenentwicklung abzielen und dem Freiraum hierbei vielfach eine zentrale Rolle zukommt. 
Die Neugestaltung und Qualifizierung von urbanem Grün wird als Chance zur Aufwertung 
der Standorte und Verbesserung der Aufenthalts- und Lebensqualität in den Programmge-
bieten begriffen (vgl. PEGELS & TERFRÜCHTE 2013). Insbesondere trifft dies auf die Förderge-
biete des Stadtumbaus zu, in denen gelernt werden muss, mit massivem Bevölkerungsrück-
gang, städtebaulichen Funktionsverlusten und nachlassender Nachfrage umzugehen. Hier-
bei kann die Neuanlage und Qualifizierung von Freiräumen einen wichtigen Beitrag leisten; 
Freiraumplanung wird damit zum integralen Bestandteil von Stadtplanung (EBENDA). Ein frü-
hes Beispiel für eine solche integrierte Entwicklungskonzeption für ein einzelnes Quartier ist 
das Gesamtkonzept zur städtebaulichen Weiterentwicklung des Münchener Stadtteils Ha-
senbergl. Bereits Ende der 1980er Jahre wurde hier auf Basis dieses Konzepts die zwischen 
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1960 und 1971 errichtete und unter anderem durch Gestaltungs- und Freiraummängel ge-
prägte Siedlung aus Zeilen- und Punkthäusern im Sinne von doppelter Innenentwicklung 
zum einen nachverdichtet und zum anderen mit vielfältigen freiraumgestalterischen Maß-
nahmen aufgewertet (EBENDA, S. 149 ff.). 

Im Ergebnis stellen sich Stadtentwicklungskonzepte für die strategische Einbindung von ur-
banem Grün in die Innenentwicklung als ein Schlüsselinstrument dar. Die Stadtentwick-
lungsplanung eröffnet aufgrund ihres informellen, themenoffenen und integrierten Charakters 
wie kein anderes Planungsinstrument die Möglichkeit, die Entwicklung von Flächenreserven 
im Siedlungsbestand sowohl gesamtstädtisch als auch teilräumlich integriert zu betrachten 
und die Strategie der doppelten Innenentwicklung im kommunalen Handeln zu verankern. 

Die einerseits das Potenzial der Stadtentwicklungsplanung als informelles Instrument aus-
machende Offenheit stellt jedoch gleichermaßen auch eine Schwäche dar. Im Rahmen der 
Planungshoheit steht es den Kommunen frei, das Instrument der Stadtentwicklungsplanung 
zu nutzen und die Planung auf doppelte Innenentwicklung auszurichten oder nicht. Voraus-
setzung zur Erschließung der Potenziale der Stadtentwicklungsplanung ist also eine am 
Leitbild der doppelten Innenentwicklung ausgerichtete politische Willensbildung in den zu-
ständigen kommunalen Organen. Ein weiteres Defizit besteht darin, dass die Stadtentwick-
lungsplanung lediglich ein Konzept ist, dessen Umsetzung vor allem von der Bereitstellung 
der erforderlichen finanziellen Ressourcen abhängt. 

Stadtentwicklungsplanung hat vielfältige Schnittstellen zu allen anderen Planungen und Kon-
zepten, da sie zum einen zwischen den verschiedenen informellen Fachplanungen koordi-
niert und zum anderen zu ihrer Umsetzung die formellen Instrumente der Bauleitplanung 
oder der Fachplanungen nutzt. Diese Schnittstellen können für eine doppelte Innenentwick-
lung genutzt werden. 

 

Freiraumentwicklungskonzepte 
Neben dem im Naturschutzrecht gesetzlich verankerten Instrumentarium der Landschafts-
planung (vgl. Kapitel 2.4 und siehe oben) ist die informelle Freiraumentwicklungsplanung ein 
wichtiges Instrument für die Entwicklung urbanen Grüns im Rahmen der Innenentwicklung. 
Freiraumentwicklungskonzepte können gesamtstädtisch, quartiersbezogen oder auf Einzel-
flächen ausgerichtet sein. Die Ergebnisse der Befragung zeigen, dass – soweit solche Kon-
zepte in den Großstädten vorliegen (gesamtstädtisch: 67 Prozent, teilräumlich: 81 Prozent) – 
die Entwicklung des urbanen Grüns im Rahmen der Innenentwicklung in 88 Prozent der ge-
samtstädtischen und fast allen (96 Prozent) der teilräumlichen Freiraumentwicklungskonzep-
te thematisiert wird (vgl. Kapitel 3.1.). 

Teils verfolgen die Kommunen in den Freiraumentwicklungskonzepten integrierte Ansätze, 
mit denen die Vielzahl an Anforderungen und damit einhergehenden Funktionen von Grün 
(Erholung, Spiel, Sport und Bewegung, gärtnerische Aneignung, Klimaschutz/Klimawandel, 
Naturschutz) in einer abgestimmten Gesamtstrategie zusammengefasst und auch soziale, 
wirtschaftliche und baukulturelle Faktoren sowie Herausforderungen des demographischen 
Wandels (u.a. zunehmende Alterung, Zuzüge durch Migration) berücksichtigt werden. Teils 
werden aber auch themenzentrierte Konzepte beispielsweise zur Spielplatzentwicklung, 
Kleingartenentwicklung, Dach-, Fassaden- und Hofbegrünung, Biotopvernetzung, Erholung 
in Natur und Landschaft, zu grünen Wegeverbindungen, zu grünen Zwischennutzungen er-
stellt (BLÄSER et al. 2012, S. 133). 
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Grundlegende Voraussetzung für die Entwicklung qualifizierter Strategien, Konzepte und 
Pläne der Freiraumentwicklung ist die kleinräumige Erfassung, Analyse und Bewertung des 
vorhandenen urbanen Grüns. Auf diese Weise können räumliche und funktionale Schwer-
punkte für Ziele und Maßnahmen zur Erhaltung und Entwicklung von städtischen Freiräumen 
festgelegt werden. So ist beispielsweise Inhalt des "Grünordnungs- und Freiraumentwick-
lungskonzept (GFK) 2012 Verbinden und Vernetzen - durch GRÜN“ der Stadt Duisburg ein 
„gesamtstädtisches Freiraumleitbild sowie ein Freiraummodell, die die Zielrichtung der Frei-
raumentwicklung in Duisburg für die Zukunft vorgeben. Es werden ebenso die Entwicklungs-
perspektiven für die Stadtbezirke und für Teilräume aufgezeigt. Inhaltliche Vorgaben für die 
Fachplanungen sowie für die Stadt- und Bauleitplanung liefern Hinweise zum zielgerichteten 
Umgang mit Grünflächen und Freiraum auf sämtlichen Planungsebenen, insbesondere im 
Hinblick auf den Biotop- und Artenschutz sowie die freiraumbezogene Erholung" (STADT  
DUISBURG 2014). In der Stadt Gelsenkirchen sollen die Ergebnisse des "Freiflächenentwick-
lungskonzept Gelsenkirchen „zukünftig neben den formellen Planungsinstrumenten (Land-
schaftsplan, Flächennutzungsplan, Bebauungsplan) eine Leitlinie für die Entwicklung und 
Vernetzung der Freiflächen in Gelsenkirchen bieten und einen ständigen Dialog mit den re-
gional bedeutsamen Planungen (Emscherumbau, Emscher-Landschaftspark etc.) ermögli-
chen" (STADT GELSENKIRCHEN 2014). 

 

Klimaschutz- und Klimaanpassungskonzepte 
Durch ihre Emissionen sind Städte weltweit maßgeblich am Klimawandel beteiligt und 
gleichzeitig von dessen Folgen in besonderem Maße betroffen (DEUTSCHER STÄDTETAG 
2011a, S. 2). Die Integration des Klimaschutzes und Reaktion auf sich verändernde 
Klimabedingungen durch Anpassungsstrategien sind wichtige städtebauliche und ökologi-
sche Herausforderungen. Nach der Novelle des Baugesetzbuches (Klimaschutzklausel § 1a 
Abs. 5 BauGB) sind die Anpassung an den Klimawandel und Klimaschutz als städtebauliche 
Aufgabe definiert.  

Kommunen können Klimaschutz- und Klimaanpassungskonzepte aufstellen. Dabei handelt 
es sich um informelle Planwerke, die nach Möglichkeit ressortübergreifend und thematisch 
umfassend angelegt sind. Ihr wesentliches Ziel ist es, im jeweiligen Handlungsraum geeigne-
te Ziele und Maßnahmen zu definieren, um einen Beitrag zu einer Reduzierung des Aussto-
ßes von Treibhausgasen, insbesondere von CO2 zu leisten. Zum Teil umfassen diese Kon-
zepte auch Maßnahmen, die der Anpassung an das veränderte Klima dienen. Die Konzepte 
können bei ausreichendem politischem Rückhalt als Umsetzungsprogramm für das kommu-
nale Handeln in den genannten Aufgabenfeldern dienen.  

Insbesondere im Kontext von Maßnahmen zur Klimaanpassung, die vor allem darauf zielen, 
die negativen Folgen extremer Wetterereignisse (Hitzeperioden, Starkregen) abzumildern, 
kommt dem urbanen Grün eine wichtige Funktion zu. So spielt das urbane Grün eine wichti-
ge Rolle, wenn es um die Schaffung oder den Erhalt von Frischluftkorridoren oder um die 
Minderung der überproportionalen Aufheizung der Innenstädte geht. Diese zentrale Bedeu-
tung des urbanen Grüns für die Anpassung an den Klimawandel wird auch in den Ergebnis-
sen der Befragung in den Großstädten deutlich. Soweit Klimaschutzkonzepte in den Städten 
vorliegen (92 Prozent), wird die Entwicklung des urbanen Grüns im Rahmen der Innenent-
wicklung in fast 90 Prozent dieser Konzepte thematisiert (vgl. Kapitel 3.1.). 

Die im Rahmen der Erstellung von Klimaschutz- und Klimaanpassungskonzepten erhobenen 
Daten und Informationen zum Stadtklima (Klimakarten, Klimaprognosen, Klimafunktionskar-
ten, Wärmebildkarten) bilden dabei eine wichtige Planungsgrundlage für die Verortung, Aus-
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richtung und Gestaltung von Grünflächen. Mit Hilfe von Wärmebildkarten kann zudem die 
klimatische Wirksamkeit von städtischem Grün beurteilt und darauf aufbauend Ansatzpunkte 
für eine ökologische (Weiter-)Entwicklung von Grünflächen abgeleitet werden.  

Grundsätzlich kann die doppelte Innenentwicklung auf zweierlei Weise einen Beitrag zur 
Verbesserung der Klimaqualität bzw. zum Klimaschutz in den Städten leisten:  

• Berücksichtigung von Klimaschutzaspekten durch Gebäudearchitektur (z.B. Fassa-
dengestaltung, Dachbegrünung) und Gebäudestellung (Nutzen von Verschattungsef-
fekten, Freihalten von Luftaustauschbahnen), 

• Berücksichtigung stadtklimatischer Leistungen und Funktionen von Grünflächen und 
Bäumen durch die Entwicklung des urbanen Grüns. 

 

Stadtbiotopkartierung, Biotopverbundplanungen und Artenschutzkonzepte 
Innerstädtische naturschutzfachliche Konzepte stellen eine wichtige Grundlage für die zu-
künftige Freiraum- und Siedlungsentwicklung dar. Mit ihrer Hilfe können ökologische Flä-
chenqualitäten und -potenziale ermittelt und entwickelt werden. Die Berücksichtigung solcher 
Planungen und Konzepte in den Prozessen der Innenentwicklung ist elementar, wenn es 
darum geht 

• Innenentwicklungspotenziale für die Bereiche Ökologie, Natur- und Artenschutz zu 
erfassen, 

• naturschutzfachliche und landschaftspflegerische Leitbilder, Entwicklungsziele und 
Schwerpunkte zu formulieren und in Planungen zur Innenentwicklung zu integrieren, 

• urbanes Grün nachhaltig zu sichern und entwickeln. 

Stadtbiotopkartierungen: Biotopkartierungen dienen der Erfassung und Dokumentation des 
Ist-Zustandes von Lebensräumen und bilden die Grundlage für naturschutzfachliche Konzep-
te, insbesondere Biotopverbundplanungen. Ursprünglich als Instrument der Landschaftspla-
nung und des Naturschutzes entwickelt, konzentrierte sich die Biotopkartierung zunächst auf 
ökologisch wertvolle Flächen im unbesiedelten Bereich mit der Fokussierung auf den Natur-
schutzgedanken. Der Biotopbegriff ist jedoch weiträumiger zu betrachten. Nach DAHL (1908, 
zitiert in SCHULTE et al. 1993) ist jeder abgrenzbare Raum, in dem Tier und Pflanze leben 
können, zunächst unabhängig von seiner Schutzwürdigkeit als Biotop zu verstehen. Nach 
SCHULTE et al. (1993) übernimmt jedes Biotop spezifische Funktionen, die es zu beachten 
und im Sinne des Naturschutzes zu stärken gilt. Übertragen auf das städtische Umfeld be-
deutet dies auch die Berücksichtigung der spezifischen Funktionen städtischer Biotope.  

Für die Entwicklung der städtischen Biotope, insbesondere im Hinblick auf die ökologischen 
Herausforderungen, die beispielsweise durch Zunahme der Siedlungsflächen oder anderer 
menschlicher Nutzungsansprüche entstehen, stellt die Stadtbiotopkartierung eine wichtige 
planerische Grundlage dar. Grundsätzlich verfolgt die Stadtbiotopkartierung das Ziel, wert-
volle und schutzwürdige Flächen zu sichern, zu vernetzen sowie gefährdete Arten zu schüt-
zen Mit Hilfe der Stadtbiotopkartierung können ökologisch bedeutsame Flächen sowie Po-
tenzialflächen systematisch ermittelt und ökologisch bewertet werden. Für den innerstädti-
schen Biotopverbund und für die ökologische/naturschutzfachliche Beurteilung von urbanen 
Flächen ist die Biotopkartierung damit von immenser Bedeutung (vgl. SCHULTE & SUKOPP 
2000). SCHULTE et al. (1993) bezeichnet die Biotopkartierung als einen wesentlichen Be-
standteil der Landschaft- und Stadtplanung.  
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Eine flächendeckende Biotop- und Nutzungskartierung aller städtischen Flächen stellt eine 
der wichtigsten Grundlagen für die Bewertung und Ausrichtung der Innenentwicklung dar 
(JEDICKE 2002). Die Bedeutung der Stadtbiotopkartierung für die doppelte Innenentwicklung 
liegt insbesondere darin, dass Bereiche mit eindeutigem naturschutzfachlichem Schwerpunkt 
innerhalb der städtischen Bebauung identifiziert werden und damit als Plangrundlage und 
naturschutzfachliche Schwerpunktbereiche einer städtebaulichen Entwicklung herangezogen 
werden können. Auch wenn es darum geht, Schwerpunkfunktionen in urbanen Grünräumen 
zu ermitteln, kann die Biotopkartierung richtungsweisend sein. 

Der sich bei den flächendeckenden Typenkartierungen ergebende Nutzungs- und Funkti-
onsüberblick aller Flächen liefert zudem wertvolle Hinweise auf mögliche Potenziale für eine 
naturschutzfachliche Ausrichtung (Entwicklungsflächen), die in zukünftigen Prozessen der 
Innenentwicklung integriert werden können.  

Die Verwendbarkeit der Daten zur Stadtbiotopkartierungen wird z.T. dadurch eingeschränkt, 
dass die Biotopkartierungen mitunter schon mehrere Jahre alt sein können und dass die Ak-
tualität bei konkreten Planungen zwingend zu prüfen ist. Schwierig stellt sich auch die Ver-
gleichbarkeit der Stadtbiotopkartierung deutscher Städte untereinander dar, da sowohl un-
terschiedliche Biotop(typen)schlüssel als auch unterschiedliche Bewertungsansätze verwen-
det werden. Eine deutschlandweit gültige Typisierung besteht nicht, auch wenn sich viele der 
deutschen Städte bei der Einteilung der Stadtbiotop(typen) an den Schlüssel, der Arbeits-
gruppe "Methodik der Biotopkartierung im besiedelten Bereich" entwickelt wurde, orientieren 
(BOCHOW 2009).  

Biotopverbundplanung: Die Funktion eines Biotopverbundes wird nach § 21 Abs. 1 
BNatSchG (Biotopverbund, Biotopvernetzung) mit der "dauerhaften Sicherung der Populati-
onen wild lebender Tiere und Pflanzen einschließlich ihrer Lebensstätten, Biotope und Le-
bensgemeinschaften sowie der Bewahrung, Wiederherstellung und Entwicklung funktionsfä-
higer ökologischer Wechselbeziehungen" definiert. Nach § 20 Abs. 1 BNatSchG sollen min-
destens 10 Prozent der Landesfläche für den Biotopverbund verwendet werden. Biotopver-
bundplanungen bzw. Biotopverbundkonzepte sind als flächendeckende Naturschutzstrate-
gien zu verstehen, in deren Fokus funktionsfähige ökologische Wechselbeziehungen (KRÜ-
SEMANN 2005) stehen. Dazu zählt die Verbesserung des genetischen Austausches zwischen 
Populationen (Flora, Fauna) sowie von Ausbreitungs- und Besiedlungsprozessen (vgl. BFN 
2012). Inhalte der Planungen bzw. Konzepte sind u. a das Aufzeigen von Potenzialen und 
Möglichkeiten zur Vernetzung von Lebensräumen und (je nach Maßstabstiefe) die Nennung 
von konkreten Maßnahmen und Umsetzungshinweisen. 

Dabei steht die urbane Biotopverbundplanung vor anderen Herausforderungen (vgl. ULRICH 
2008, VOLG 2003, JEDICKE 1994) als Vernetzungsstrategien in der "freien" Landschaft. Hier-
zu zählen insbesondere der Umgang mit stark anthropogen geprägten Räumen und den 
daraus resultierenden konkurrierenden Nutzungsansprüchen, die Berücksichtigung von ext-
remen Standortbedingungen (z.B. kleinräumig wechselnde klimatische Verhältnisse) sowie 
der Isolation (Verinselung) und Kleinflächigkeit von Habitaten. 

Biotopverbundplanung im städtischen Bereich ist nicht reiner Arten- und Biotopschutz, son-
dern eng mit den anthropogenen Nutzungs- und Funktionsbereichen verwoben. In den städ-
tischen Biotopverbundplanungen geht es auch nicht nur um die Verbindung einzelner natur-
schutzfachlich hochwertiger Einzelflächen untereinander, sondern auch um die großräumige 
Vernetzung von Freiraumsystemen. Eine wesentliche Rolle spielt hierbei die Anbindung bzw. 
Verknüpfung mit dem Umland, insbesondere unter Beachtung der stadtklimatischen Situati-
on. Biotopverbindungselemente können in diesem Kontext beispielsweise als Korridore für 
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den Frischluftaustausch dienen (JEDICKE 1994). Für den Artenschutz respektive Artenerhalt 
ist ein funktionierender Austauschprozess (JEDICKE 1994) von außen und innen ebenso von 
hoher Wichtigkeit. 

Innerhalb der deutschen Großstädte ist die Biotopverbundplanung unterschiedlich in die Pla-
nungslandschaft "eingeordnet". Der Detaillierungs- und Konkretisierungsgrad reicht dabei 
von konzeptionellen Ansätzen bis hin zu konkreten Umsetzungsplanungen. 

Der Biotopverbund kann im städtischen Raum als eine Strategie und Chance gesehen wer-
den, neben der Optimierung von Habitatstrukturen und natürlicher Austauschprozesse zwi-
schen Arten zugleich zur Verbesserung der Lebensbedingungen des Menschen beizutragen 
(vgl. FINKE et al. 2011). Beispielsweise kann ein neugeschaffener Grünzug als Wanderkorri-
dor für Tierarten (z.B. Fledermäuse, Säugetiere) und gleichzeitig als neue Erholungsachse 
für die menschlichen Stadtbewohner fungieren. Im Rahmen der Innenentwicklung können 
solche Synergieeffekte gezielt eingesetzt und genutzt werden. Der gesetzliche Auftrag zur 
Schaffung von Biotopflächen kann, wo möglich, auch im städtischen Bereich erfüllt werden. 

Da Biotopverbundkonzepte in der Regel konkrete Entwicklungsflächen benennen (Flächen-
potenzial), können diese Konzepte zudem im Kontext der Eingriffsregelung genutzt werden, 
wenn es darum geht, innerstädtische Flächen für die Kompensation, z.B. von Beeinträchti-
gungen durch Nachverdichtungen, zu ermitteln.  

Artenschutzkonzepte: Die Zielstellungen und Aufgaben des Artenschutzes werden im Bun-
desnaturschutzgesetz, auch unter den Gesichtspunkten des EU-Rechtes (FFH-Richtlinie und 
EU-Vogelschutzrichtlinie) bestimmt. Zur Erfassung des Artenschutzpotenzials werden Kartie-
rungen (oftmals in Ergänzung zur Biotopkartierung) von Tier- und Pflanzenarten bzw. Art-
gruppen durchgeführt, die wiederum als Grundlage für Artenschutzkonzepte dienen. Mit 
städtischen Artenschutzkonzepten und -strategien werden Ziele und Maßnahmenvorschläge 
für den Schutz städtischer Tier- und Pflanzenarten einschließlich ihrer Lebensräume defi-
niert. Artenschutzkonzepte stellen nicht nur eine wichtige Datenbasis für naturschutzfachli-
che und landschaftsplanerische Planungen dar, sondern leisten einen bedeutenden Beitrag 
zu Biodiversität in Stadtgebieten.  

Einzelne Städte verfügen über umfassende Artenschutzkonzepte (z.B. Braunschweig) oder 
über auf Teilbereiche spezialisierte Artenschutzkonzepte (z.B. Berlin "Berliner Florenschutz-
konzept). In Bayern besteht mit dem Stadt Arten- und Biotopschutzprogramm (ABSP) eine 
Sonderform. Das Stadt-ABSP liegt für die Städte München, Nürnberg, Fürth, Erlangen und 
Augsburg vor. Darüber hinaus gibt es Sonderprogramme wie z.B. „Natur in der Stadt“ (Han-
nover) und diverse Artenschutzstrategien (z.B. Stadt Aachen).  

Bestehende Artenschutzkonzepte und -programme geben Auskunft über vorkommende Tier- 
und Pflanzenarten innerhalb eines Stadtgebietes und nennen Ziel- und Leitarten, auf die sich 
bei Vorhaben in der doppelten Innenentwicklung berufen werden kann. Durch das Aufzeigen 
von relevanten Kernflächen werden städtische Bereiche definiert, deren Entwicklung einen 
naturschutzfachlichen Schwerpunkt verlangt.  

Konzepte zum Arten- und Biotopschutz stellen einen wichtigen Beitrag für eine nachhaltigen 
naturverträgliche Stadtentwicklung dar, mit deren Hilfe Vorrangflächen und Vernetzungsele-
mente definiert und mit anderen Flächenansprüchen abgestimmt werden können. Sie kön-
nen ebenso wie andere naturschutzfachliche Konzepte im Rahmen der doppelten Innenent-
wicklung als fachliche Grundlage herangezogen werden, insbesondere wenn es darum geht, 
Systeme urbanen Grüns unter Berücksichtigung naturschutzfachlicher Aspekte zu entwi-
ckeln. 
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2.5.3 Finanzierungsinstrumente 
Im Folgenden werden Förderprogramme der EU, des Bundes und der Länder dargestellt, die 
für die Finanzierung von Maßnahmen zur Entwicklung des urbanen Grüns in Betracht kom-
men. Zudem werden die Potenziale kommunaler Haushaltsmittel und sonstiger Finanzie-
rungsquellen (naturschutzrechtliche Eingriffsregelung, Wohnungswirtschaft, Stiftungsgelder 
und Sponsoring) mit Blick auf urbanes Grün aufgezeigt. 

 

EU-Förderprogramme 
Der Europäische Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) ist das wichtigste Instrument der 
Regionalförderung der Europäischen Union. Ziel der Förderung ist es, den wirtschaftlichen 
und sozialen Zusammenhalt der Europäischen Gemeinschaft durch Ausgleich der wichtigs-
ten regionalen Ungleichgewichte zu stärken. Vor dem Hintergrund dieser Zielsetzung können 
die Mittel aus der EFRE-Förderung auch für Maßnahmen zur Entwicklung urbanen Grüns 
eingesetzt werden. Hierzu zählen insbesondere (vgl. EUROPÄISCHE UNION 2013): 

• Neuanlage, Erweiterung und Umgestaltung von Grünflächen (Förderung grüner Infra-
struktur),  

• Erhaltung und Wiederherstellung der Biodiversität, 

• Förderung von Ökosystemleistungen, 

• Förderung der Anpassung an den Klimawandel. 

Ein aus ökologischer Sicht für den städtischen Raum wichtiges Finanzierungsinstrument 
stellt das Programm LIFE+ dar. Mit diesem Programm können Maßnahmen zur Umsetzun-
gen von FFH-Richtlinie und Wasserrahmenrichtlinie auch in der Stadt unterstützt werden. 
Förderschwerpunkte sind unter anderem Umwelt und Ressourceneffizienz, Natur und Bio-
diversität (Teilprogramm Umwelt) sowie Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel 
(Teilprogramm Klimapolitik) (BUNDESMINISTERIUM FÜR WIRTSCHAFT UND ENERGIE 2015). 

 

Förderprogramme von Bund und Ländern 
Städtebauförderung 

Die Städtebauförderung dient der Finanzierung von besonderen städtebaulichen Aufgaben. 
Grundlage der Städtebauförderung ist eine jährlich neu aufgelegte Verwaltungsvereinbarung 
zwischen Bund und Ländern (§ 164b Abs. 1 Satz 2 BauGB). In der Verwaltungsvereinbarung 
werden die Förderquoten, der Schlüssel zur Verteilung auf die einzelnen Länder sowie die 
förderfähigen Maßnahmen festgelegt. Der Bund beteiligt sich an der Finanzierung der Maß-
nahmen grundsätzlich mit 33 1/3 v. H. der förderfähigen Kosten bei in der Regel gleich ho-
hem Förderanteil der Länder. Mit Stand 2013 standen folgende Förderprogramme zur Verfü-
gung (VV-STÄDTEBAUFÖRDERUNG 2014): 

• "Stadtumbau" für die Anpassung an den demographischen und strukturellen Wandel 
in Ost (105 Millionen Euro) und West (105 Millionen Euro), 

• "Städtebaulicher Denkmalschutz" für den Erhalt historischer Stadtkerne und Stadt-
quartiere in Ost (70 Millionen Euro) und West (40 Millionen Euro), 
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• "Soziale Stadt" zur Stabilisierung und Aufwertung von benachteiligten Quartieren 
(150 Millionen Euro), 

• "Aktive Stadt- und Ortsteilzentren" für die Innenentwicklung (110 Millionen Euro), 

• "Kleinere Städte und Gemeinden" zur Sicherung der Daseinsvorsorge in ländlichen 
oder dünn besiedelten Räumen (70 Millionen Euro). 

Die Umsetzung der Förderung - einschließlich der Auswahl der zu fördernden städtebauli-
chen Maßnahmen - erfolgt durch die Länder (d.h. durch die zuständigen Landesministerien 
bzw. Regierungspräsidien). Dort können Städte und Gemeinden auch den Antrag auf Förde-
rung stellen. Fördervoraussetzung ist bei allen Programmen der Städtebauförderung ein un-
ter Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger erstelltes integriertes städtebauliches Entwick-
lungskonzept, in dem Ziele und Maßnahmen im Fördergebiet dargestellt sind. Sofern dieses 
Entwicklungskonzept gesamtstädtische Belange nicht beinhaltet, ist es in ein gegebenenfalls 
bereits vorhandenes gesamtstädtisches Konzept einzubetten bzw. davon abzuleiten. Die 
Aktualität des Entwicklungskonzepts ist sicherzustellen 

Mit Blick auf doppelte Innenentwicklung weisen die Städtebauförderungsprogramme „Stadt-
umbau Ost und West“, „Soziale Stadt“ sowie „Aktive Stadt- und Ortsteilzentren“ die größten 
Potenziale auf.  

Die Programme „Stadtumbau Ost“ und „Stadtumbau West“ sollen in Gebieten genutzt wer-
den, die von erheblichen städtebaulichen Funktionsverlusten betroffen sind. Die Gemeinden 
sollen in die Lage versetzt werden, sich frühzeitig auf Strukturveränderungen, vor allem mit 
Blick auf Demographie und Wirtschaft und auf die damit verbundenen städtebaulichen Aus-
wirkungen einzustellen (VV-STÄDTEBAUFÖRDERUNG 2014, Art. 5 Abs. 1). Gefördert werden 
können u.a. insbesondere: 

• die Wieder- und Zwischennutzung von Industrie-, Verkehrs- oder Militärbrachen, 

• die Verbesserung des öffentlichen Raums, des Wohnumfeldes und der privaten Frei-
flächen, 

• die Wieder- und Zwischennutzung freigelegter Flächen (VV-STÄDTEBAUFÖRDERUNG 
2014, Art. 5 Abs. 2).  

Die Mittel der Programme „Stadtumbau Ost“ und „Stadtumbau West“ können damit im Sinne 
der doppelten Innenentwicklung nicht nur für bauliche Maßnahmen, sondern auch auf vielfäl-
tige Weise für Maßnahmen der Entwicklung und Qualifizierung von Freiräumen genutzt wer-
den (vgl. BMVBS 2012, S. 230 ff.; BMVBS/BBR 2008, S. 280 ff., 312 ff.). Dabei können mit die-
sen Maßnahmen sowohl eine hohe Funktionalität für die Wünsche und Bedürfnisse der Be-
wohnerinnen und Bewohner (Erholung, Gesundheit, Spiel, Sport, Naturerfahrung) als auch 
ökologische Funktionen (Boden, Wasser, Luft/Klima, Tier- und Pflanzenwelt) erfüllt werden. 
Das hohe Potenzial der Programme des Stadtumbaus für die doppelte Innenentwicklung 
wird durch die Ergebnisse der Kommunalbefragung bestätigt: 70 Prozent der einbezogenen 
Großstädte geben an, die Städtebauförderungsprogramme Stadtumbau Ost bzw. West zur 
Entwicklung des urbanen Grüns im Rahmen der Innenentwicklung einzusetzen, und rund 85 
Prozent dieser Städte halten die Stadtumbauprogramme in diesem Zusammenhang für sehr 
wichtig bzw. wichtig (vgl. Kapitel 3.1.). 

Das Programm „Soziale Stadt“ wird für Investitionen in städtebauliche Maßnahmen zur Sta-
bilisierung und Aufwertung von Stadt- und Ortsteilen mit besonderem Entwicklungsbedarf 
eingesetzt, die auf Grund der Zusammensetzung und wirtschaftlichen Situation der darin 
lebenden und arbeitenden Menschen erheblich benachteiligt sind (vgl. § 171 e BauGB). Da-
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mit soll ein Beitrag zur Erhöhung der Wohnqualität und Nutzungsvielfalt, zur Verbesserung 
der Generationengerechtigkeit der Quartiere und zur Integration aller Bevölkerungsgruppen 
geleistet werden (VV-STÄDTEBAUFÖRDERUNG 2014, Art. 4 Abs. 1). Die Fördermittel können 
insbesondere eingesetzt werden zur Verbesserung der Wohnverhältnisse, des Wohnumfel-
des und des öffentlichen Raumes, um das Gebiet städtebaulich aufzuwerten, die Wohn- und 
Lebensqualität für die Bewohnerinnen und Bewohner zu steigern und die Umweltfreundlich-
keit zu erhöhen (VV-STÄDTEBAUFÖRDERUNG 2014, Art. 4 Abs. 5). Damit kann das Programm 
auch gezielt zur Optimierung des urbanen Grüns in den Fördergebieten beitragen, indem 
durch freiraumbezogene Maßnahmen das Wohnumfeld und der öffentliche Raum verbessert 
werden. Dass solche Maßnahmen einen Handlungsschwerpunkt in der Umsetzung des Pro-
gramms ausmachen, zeigen die Ergebnisse der Kommunalbefragung: 85 Prozent der einbe-
zogenen Großstädte geben an, das Städtebauförderungsprogramm Soziale Stadt zur Ent-
wicklung des urbanen Grüns im Rahmen der Innenentwicklung einzusetzen, und mehr als 90 
Prozent dieser Städte halten das Programm in diesem Zusammenhang für sehr wichtig bzw. 
wichtig. Das Programm Soziale Stadt nimmt damit mit Blick auf die Entwicklung urbanen 
Grüns unter den Förderprogrammen den Spitzenplatz ein. 

Das Förderprogramm "Aktive Stadt- und Ortsteilzentren" dient der Stärkung von zentralen 
Versorgungsbereichen, die durch Funktionsverluste (insbesondere gewerblicher Leerstand) 
bedroht oder betroffen sind. Gefördert werden unter anderem die Aufwertung des öffentli-
chen Raumes (Straßen, Wege, Plätze, Grünflächen), die Instandsetzung und Modernisie-
rung von das Stadtbild prägenden Gebäuden sowie Bau- und Ordnungsmaßnahmen für die 
Wiedernutzung von Grundstücken mit leerstehenden, fehl- oder mindergenutzten Gebäuden 
und von Brachflächen einschließlich städtebaulich vertretbarer Zwischennutzung. Auch die-
ses Förderprogramm kann damit für Maßnahmen der Entwicklung und Qualifizierung von 
Freiräumen genutzt werden. In der Praxis hat es jedoch für die Freiraumentwicklung deutlich 
geringere Relevanz als die Programme des Stadtumbaus und der Sozialen Stadt: In der 
kommunalen Befragung geben weniger als die Hälfte der einbezogenen Großstädte (45 Pro-
zent) an, das Förderprogramm "Aktive Stadt- und Ortsteilzentren" zur Entwicklung des urba-
nen Grüns im Rahmen der Innenentwicklung einzusetzen, und nur zwei Drittel dieser Städte 
halten das Programm in diesem Zusammenhang für sehr wichtig bzw. wichtig (vgl. Kapitel 
3.1.). 

Durch die jüngste Fortentwicklung der Städtebauförderung werden die hier dargestellten 
Potenziale der Programme für die doppelte Innenentwicklung unterstrichen und erweitert. In 
der Präambel zur Verwaltungsvereinbarung 2015 betonen Bund und Länder die Bedeutung 
des urbanen Grüns für den Umwelt-, Klima- und Ressourcenschutz, die biologische Vielfalt, 
die Gesundheit und den sozialen Zusammenhalt in Stadtquartieren. Die Schaffung und Er-
haltung von Grün- und Freiräumen wird seitdem in allen Städtebauförderungsprogrammen 
als Fördertatbestand aufgeführt (EYINK/HECK 2015, S. 5). 

 

Naturschutzprogramme 

Da Naturschutz zu den hoheitlichen Aufgaben der Bundesländer zählt, gibt es eine große 
Anzahl an länderspezifischen Förderungsmöglichkeiten (siehe dazu 
http://www.foerderdatenbank.de/Foerder-DB/Navigation/root.html sowie 
http://www.bfn.de/0205_foerderdb.html). Diese Fördermöglichkeiten sind jedoch vornehmlich 
auf den ländlichen Raum ausgerichtet. Auf der Bundesebene ist als zentrales Naturschutz-
programm das Bundesprogramm Biologische Vielfalt zu nennen. Es wurde im Jahr 2011 
aufgelegt und unterstützt die Umsetzung der Nationalen Strategie zur biologischen Vielfalt. 
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Förderschwerpunkte dieses Programms sind Arten in besonderer Verantwortung Deutsch-
lands, Hotspots der biologischen Vielfalt, Sichern von Ökosystemdienstleistungen und weite-
re Maßnahmen von besonderer repräsentativer Bedeutung für die Nationale Strategie zur 
biologische Vielfalt (BFN 2014). Mit Blick auf die Entwicklung des urbanen Grüns spielen 
Naturschutzprogramme sowohl der Länder als auch des Bundes und der EU in der kommu-
nalen Praxis eine eher nachgeordnete Rolle. Sie werden in der Befragung von deutlich weni-
ger als der Hälfte der einbezogenen Großstädte als eingesetztes Förderprogramm benannt 
(EU-Programme: 32 %, Bundesprogramm „Biologische Vielfalt“. 24 %, Länderprogramme: 
41 %). Die Städte, die diese Programme nutzen, halten sie mehrheitlich zur Entwicklung des 
urbanen Grüns für sehr wichtig bzw. wichtig (vgl. Kapitel 3.1.) 

 

Kommunale Haushaltsmittel 
Die zentrale Bedeutung von kommunalen Haushaltsmitteln zur Entwicklung des urbanen 
Grüns im Rahmen der Innenentwicklung belegen die Ergebnisse der kommunalen Befra-
gung: Fast ausnahmslos (98 Prozent) geben die Großstädte an, Mittel aus dem kommunalen 
Haushalt für diesen Zweck einzusetzen und fast alle dieser Städte (98 Prozent) halten die 
kommunalen Mittel in diesem Kontext für sehr wichtig bzw. wichtig (vgl. Kapitel 3.1.). Dabei 
lassen sich vor allem drei Bereiche für den Einsatz kommunaler Mittel unterscheiden:  

• Ko-Finanzierung von Förderprorammen der EU, des Bundes und der Länder, 

• Finanzierung von Pflege und Unterhaltung urbanen Grüns, 

• Einrichtung kommunaler Förderprogramme. 

Ko-Finanzierung von Förderprogrammen: Alle an die Kommunen gerichteten Förderpro-
gramme der EU, des Bundes und der Länder sehen prinzipiell einen Eigenanteil der Kom-
mune vor, dies trifft auch auf die Städtebauförderung und Förderprogramme des Naturschut-
zes zu. Dieser Eigenanteil ist in der Regel als Ko-Finanzierung durch die Kommune selbst zu 
erbringen. Für Kommunen, die unter Haushaltssicherung stehen, kann das Aufbringen des 
Eigenanteils eine unüberwindbare Hürde für die Inanspruchnahme von Fördergeldern sein. 
Solche Kommunen dürfen keine weiteren Kredite aufnehmen, die aber für die Finanzierung 
des Eigenanteils gerade in diesen Fällen in der Regel notwendig sind. Teilweise kann aber 
der Eigenanteil auch vollständig oder anteilig von Dritten übernommen werden – dies richtet 
sich nach den Förderrichtlinien der einzelnen Programme, die bei Bund-Länder-Programmen 
wie der Städtebauförderung zudem zusätzlich von Land zu Land variieren können. Vereinzelt 
ist in der Städtebauförderung zudem die Erbringung des kommunalen Eigenanteils durch 
Personal- und Sachleistungen möglich (SPARS et al. 2010). 

Finanzierung von Pflege und Unterhaltung: Soweit es sich beim urbanen Grün um öffentliche 
Grünflächen handelt, sind kommunale Haushaltsmittel in der Regel auch für die Unterhaltung 
und Pflege erforderlich. So endet bei Förderprogrammen die finanzielle Förderung in der 
Regel mit Abschluss der Fertigstellungs- und Entwicklungspflege für eine neu geschaffene 
Grünfläche. Die Kommunen müssen daher die langfristigen Pflege- und Erhaltungskosten 
berücksichtigen und entsprechende Mittel im Haushalt vorsehen. Die Kommunen sind hier-
mit aufgrund schlechter Haushaltssituationen häufig überfordert. Sinnvoll kann es daher sein, 
bereits zum einen durch die Art der Gestaltung des urbanen Grüns die Pflege- und Unterhal-
tungskosten gering zu halten und zum anderen kostengünstigere Alternativen zu konventio-
nellen Ansätzen der Grünflächenpflege beispielsweise durch Einbeziehung von bürgerschaft-
lichem Engagement (Pflege durch private Initiativen, Bürgerstiftungen, Vereine; Pflegepaten-
schaften von Bürgern und Unternehmen) zu entwickeln (BLÄSER et al. 2013, S. 148 ff.). 
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Kommunale Förderprogramme: Kommunale Förderprogramme sollen Anreize für den Zielen 
des Fördergebers entsprechendes Handeln anderer, meist privater Akteure geben. Sie kön-
nen für jedes in der Zuständigkeit des Fördergebers liegende Handlungsfeld eingesetzt wer-
den und dabei die unterschiedlichsten Ziele verfolgen. Die Förderprogramme auf Bundes- 
oder Landesebene oder auf der Ebene der EU können so gezielt entsprechend der örtlichen 
Erfordernisse ergänzt werden. 

Kommunale Förderprogramme können damit auch Anreize für Maßnahmen setzen, die zur 
Entwicklung und Qualifizierung von Freiräumen beitragen. In der kommunalen Praxis finden 
sich insbesondere Beispiele, die auf eine Verbesserung der Qualität und Nutzbarkeit der 
Grün- und Freiflächen auf privaten Baugrundstücken zielen. Hierzu gehören Programme zur 
Entsiegelung und Begrünung von Hof- und Vorgartenbereichen, genauso wie zur Fassaden 
und Dachbegrünung. So wird z.B. im Rahmen des Programms „Grüne Höfe – Grüne Wände“ 
der Landeshauptstadt München zur Förderung von Entsiegelungs- und Begrünungsmaß-
nahmen (LANDESHAUPTSTADT MÜNCHEN, BAUREFERAT, GARTENBAU 2002a) die Verwendung 
wasserdurchlässiger Beläge und die Anlage von Pflanzflächen auf bislang versiegelten Flä-
chen gefördert. Die Stadt hat zudem ein Programm zur Förderung der extensiven Begrünung 
von zuvor unbegrünten Dächern aufgelegt (LANDESHAUPTSTADT MÜNCHEN, BAUREFERAT, 
GARTENBAU 2002b). In Dortmund gibt es bereits seit den 80er Jahren ein Förderprogramm 
zur Gestaltung und Begrünung von privaten Haus- und Hofflächen, welches flankierend zu 
den auf den öffentlichen Flächen realisierten Stadterneuerungsmaßnahmen eingesetzt wird 
(STADT DORTMUND, STADTPLANUNGS- UND BAUORDNUNGSAMT 2014). Ähnliche Programme 
gibt es auch in anderen Städten. Mit vergleichsweise geringen Fördermitteln können so er-
hebliche Effekte bei der Verbesserung urbanen Grüns erreicht werden. Zu den positiven Ef-
fekten gehört neben der Verbesserung der Aufenthaltsqualität durch Schaffung von begrün-
ten Räumen, eine Verminderung der Aufheizungseffekte im Verhältnis zu unbegrünten Flä-
chen sowie bei einheimischen Anpflanzungen eine Stabilisierung der Artenvielfalt im urbanen 
Raum. Teils sind die Förderprogramme auch speziell auf den Artenschutz ausgerichtet (z.B. 
Unterstützung gebäudebewohnender Vogel- und Fledermausarten). 

Voraussetzung für die Schaffung eigener kommunaler Förderprogramme ist die Bereitstel-
lung der erforderlichen Mittel aus dem kommunalen Haushalt. Angesichts der strukturellen 
Probleme der kommunalen Haushalte besteht daher nur ein geringer Spielraum für die 
Schaffung solcher Förderprogramme. In Gemeinden, die im Rahmen der Kommunalaufsicht 
Auflagen zur Haushaltssicherung erfüllen müssen, wird nicht einmal ein geringer Spielraum 
für solcherart freiwillige Aufgaben bestehen.  

 

Sonstige Finanzierungsquellen  
Wohnungswirtschaft  

Auch Mittel der Wohnungswirtschaft kommen als Finanzierungsquelle für die Entwicklung 
urbanen Grüns im Rahmen der Innenentwicklung in Betracht. Dies kann zum Beispiel der 
Fall sein, wenn sich ein Wohnungsunternehmen durch die Verbesserung der Grün- und Frei-
flächensituation in einer seiner Siedlungen ein besseres Image für seinen Wohnungsbestand 
und damit bessere Vermietungschancen verspricht. Aber auch private Einzeleigentümer 
kommen als Finanziers in Frage, wenn sie sich beispielsweise für eine Hof-, Fassaden- oder 
Dachbegrünung entscheiden. 

Nach den Ergebnissen der kommunalen Befragung werden in immerhin 60 Prozent der ein-
bezogenen Großstädte Mittel der Wohnungswirtschaft zur Entwicklung urbanen Grüns ein-
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gesetzt. Für sehr wichtig bzw. wichtig hierfür werden die Mittel der Wohnungswirtschaft je-
doch nur von etwas mehr als zwei Fünftel (42 Prozent) dieser Städte eingeschätzt. Die restli-
chen Großstädte (58 Prozent) bewerten diese Mittel für die Entwicklung urbanen Grüns als 
weniger wichtig bzw. unwichtig (vgl. Kapitel 3.1.). 

Fundraising: Stiftungen, Sponsoring 

„Fundraising wird verstanden als die umfassende Mittelbeschaffung einer nichtkommerziel-
len Organisation. Dies umfasst Finanz- und Sachmittel, Rechte und Informationen, Arbeits- 
und Dienstleistungen, wobei der Schwerpunkt auf Einwerbung finanzieller Mittel liegt. Beim 
Fundraising geht es um die Erstellung einer Kommunikationsstrategie für die Beschaffung 
von Finanzmitteln, und zwar vor allen Dingen von Mitteln, die nicht nach klaren Förderkrite-
rien vergeben werden und nicht regelmäßig fließen“ (HAIBACH 2012, S. 16). 

Angesichts knapper öffentlicher Kassen, insbesondere im kommunalen Bereich, gewinnt die 
Einnahme zusätzlicher Finanzmittel von Dritten an Bedeutung. Neben dem direkten Zufluss 
an Mitteln bieten sie auch die Möglichkeit, den für die meisten Förderprogramme erforderli-
chen Eigenanteil (siehe oben) aufzubringen. Unter Fundraising fallen u.a. Stiftungsgelder 
und Sponsorenmittel. 

Stiftungen: Nach Erhebung des Bundesverbands Deutscher Stiftungen bestanden Ende 
2013 allein 20.150 rechtsfähige Stiftungen des bürgerlichen Rechts, dazu kommen weitere 
Stiftungen anderer Rechtsformen. Die Tendenz zur Stiftungsneugründung liegt weiterhin auf 
hohem Niveau. Insbesondere in den westdeutschen Großstädten ist eine hohe Stiftungsdich-
te zu verzeichnen (BUNDESVERBAND DEUTSCHER STIFTUNGEN 2014a). Je nach Stiftungs-
zweck ergeben sich unterschiedliche Förderschwerpunkte. Umweltschutz als Stiftungszweck 
macht, bezogen auf die Verteilung der Stiftungszweckhauptgruppen, bislang noch einen ver-
gleichsweise geringen Anteil aus (4,2%, bezogen auf rechtsfähige Stiftungen des bürgerli-
chen Rechts, Stand Februar 2014) (BUNDESVERBAND DEUTSCHER STIFTUNGEN 2014a). Ta-
belle 5 zeigt exemplarisch mögliche Fördermaßnahmen zweier bundesweit tätiger Stiftungen 
mit Bezug zur doppelten Innenentwicklung. 

Tab. 5: Exemplarische Förderbereiche zweier bundesweit tätiger Stiftungen 

Allianz Umweltstiftung Förderbereich 1 „Natur-, Artenschutz und Landschaftspflege": Renaturierung 
intensiv genutzter Lebensräume. 

Förderbereich "Lebendige Gewässer ": Fördermaßnahmen zum Arten-, Biotop-, 
Boden oder Gewässerschutz, Schaffung von funktionierenden Überflutungsräu-
men/Retentionsräumen zum Hochwasserschutz und Renaturierungsprojekte für 
ein naturnahes Landschaftsbild an Flussufern; Projekte zu Erhalt und Schutz 
von natürlichen Lebensräumen und von Tier- und Pflanzenarten sowie zur 
Schaffung von Erholungsräumen für Einwohner. 

(MINISTERIUM FÜR UMWELT UND NATURSCHUTZ, LANDWIRTSCHAFT UND VERBRAUCHER-
SCHUTZ DES LANDES NORDRHEIN-WESTFALEN 2009) 

Deutsche Bundesstiftung 
Umwelt 

Förderschwerpunkt 2 "Umweltforschung und Naturschutz". Weitere Fördermittel 
stehen auch für den Bereich Naturschutz in besiedelten Räumen zur Verfügung, 
so z. B. die Entwicklung und Erprobung von Planungsinstrumenten und beispiel-
hafte Umsetzung von Maßnahmen zur Konversion genutzter Flächen. 

(MINISTERIUM FÜR UMWELT UND NATURSCHUTZ, LANDWIRTSCHAFT UND VERBRAUCHER-
SCHUTZ DES LANDES NORDRHEIN-WESTFALEN 2009) 
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Von den befragten 41 Großstädten haben 20 Erfahrungen mit Stiftungen. Die Bedeutung 
dieser Finanzmittel wird dabei insgesamt zwischen "wichtig" (30 %) und "weniger wichtig" 
(45%) eingeschätzt (vgl. Kapitel 3.1.). Eine gezielte Förderung urbanen Grüns verfolgt bei-
spielsweise die Stiftung "Lebendige Stadt", die ihre Förderaktivitäten auf Maßnahmen und 
Aktivitäten in öffentlichen städtischen Räumen mit den Leitthemen Licht, Grün und gebauter 
Raum fokussiert. Förderbeispiele sind u.a. die Anlage des 22 Hektar großen Krupp-Parks in 
Essen auf einem alten Industriegelände oder die mit einer finanziellen Förderung verbunde-
ne Auszeichnung der Stadt Hannover als "Bundeshauptstadt der Biodiversität" im Jahr 2010 
(STIFTUNG LEBENDIGE STADT 2014). Für Projekte im Rahmen der doppelten Innenentwicklung 
können sich weitere Anknüpfungspunkte zu anderen Stiftungszwecken ergeben, u.a. der 
Erholungsnutzung. Einen Überblick aller deutschen Stiftungen gibt u.a. der BUNDESVERBAND 
DEUTSCHER STIFTUNGEN (2014b) und das MAECENATA INSTITUT (2010). 

Sponsoring: Sponsoring wird von Unternehmen als Marketing und Kommunikationsinstru-
ment seit den 1980er Jahren auch im Umwelt- und Naturschutzbereich eingesetzt; seit den 
1990er Jahren werden auch zunehmend Sponsoring-Engagements mit Naturschutzverwal-
tungen durchgeführt (KÜHNAU 2006). Eine Übersicht über die Entwicklung des Sponsorings 
aus Sicht der Unternehmen gibt die Langzeitstudie "Sponsoring Trends", die seit 1998 im 
zweijährigem Rhythmus die rund 5.000 umsatzstärksten Unternehmen in Deutschland be-
fragt. Öko- oder Umweltsponsoring nimmt aktuell mit 2,5% Anteil am Sponsoringbudget der 
befragten Unternehmen den letzten Platz ein. Gegenüber den Vorjahren ist ein Rückgang zu 
verzeichnen zugunsten anderer Sponsoringarten (u.a. Bildungs- und Mediasponsoring) 
(OSTFALIA HOCHSCHULE FÜR ANGEWANDTE WISSENSCHAFTEN 2013). Von den 41 befragten 
Großstädten haben in der Vergangenheit 31 Sponsorengelder für die Entwicklung des urba-
nen Grüns im Rahmen der Innenentwicklung eingesetzt. Die Bedeutung des Finanzmittels 
wird jedoch überwiegend als "weniger wichtig" (54,8%) eingeschätzt (vgl. Kapitel 3.1.). Meist 
nutzen Kommunen Umweltsponsoring zur Gewinnung von Finanzmitteln für Projekte, für die 
keine anderen Mittel in ausreichendem Umfang zur Verfügung stehen. So vermarktete bei-
spielsweise die Stadt Bonn Werbeflächen auf städtischen Fahrzeugen. Im Zeitraum 1995 - 
2001 wurden Einnahmen in Höhe von 75.000 € erzielt, die in 14 Umweltprojekte unterschied-
licher Art flossen (u.a. Entsiegelung von Schulhöfen, Umweltbildung, Biotopmanagement) 
(STADT BONN 2014). Die Stadt Wuppertal setzt seit Jahren Sponsorengelder, Spenden und 
ehrenamtliche Helfer zur Pflege von öffentlichen Grünanlagen ein (MELNECZUK 2012). 
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3 Empirischer Teil 
Die empirischen Erhebungen sind ein wesentlicher Baustein im vorliegenden Forschungs-
vorhaben. Sie bestehen aus drei Teilen:  

• der Kommunalbefragung (Befragung der bundesdeutschen Großstädte auf der Basis 
eines standardisierten Fragebogens mit überwiegend geschlossenen Fragen; quanti-
tativ-standardisierte Befragungsform; siehe Kapitel 3.1), 

• die kommunalen Fallstudien (Interviews, qualitativ-offenes Vorgehen, siehe Kapitel 
3.2), 

• die Auswahl und Analyse von Good-Practice-Fällen (mit Rückkopplung zu den jewei-
ligen Kommunen, siehe Kapitel 3.3). 

Mit diesen drei Erhebungen sollen systematisch Daten zur Ist-Situation doppelte Innenent-
wicklung in den deutschen Großstädten gesammelt werden. Die Daten beziehen sich u.a. 
auf den Stand der Umsetzung, zugrundeliegende Konzepte sowie fördernde bzw. hemmen-
de Faktoren. Die drei Erhebungsformen wurden so gewählt, dass sie sich methodisch ergän-
zen und sowohl quantitative als auch qualitative Daten liefern. 

 

3.1 Befragung 
3.1.1 Methodik und Vorgehensweise 

Auswahl der Befragungsform 
Die Kommunalbefragung „Urbanes Grün in der doppelten Innenentwicklung von Großstäd-
ten“ stellte die erste Stufe der empirischen Erhebungen im Rahmen des Forschungsvorha-
bens dar. Die zweite Stufe bildeten im weiteren Verlauf des Vorhabens fünf kommunale Fall-
studien. Während bei den Fallstudien ein qualitativ-offenes Vorgehen bestimmend war, wur-
de für die Kommunalbefragung eine quantitativ-standardisierte Befragungsform gewählt.  

Unter den Varianten quantitativ-standardisierter Befragungsformen war zu entscheiden, ob 
die Erhebung als Online-Befragung, in schriftlicher, telefonischer oder in mündlicher Form 
erfolgen sollte. Da sowohl persönliche als auch telefonische Methoden aufgrund des höhe-
ren personellen, finanziellen und zeitlichen Aufwands dieser Erhebungsmethoden bei einem 
großen Befragungsumfang für das Projekt nicht realisierbar waren, wurde der Auswahlpro-
zess auf die Alternativen einer postalischen und einer Online-Befragung beschränkt. 

Die Option einer Online-Befragung wurde unter Berücksichtigung der zu befragenden Ziel-
gruppe und angesichts zu erwartender technischer Schwierigkeiten verworfen. Als mögliches 
Risiko galt die Frage nach der Akzeptanz einer Online-Befragung bei Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern der Kommunalverwaltungen. Ein praktisches Problem resultierte aus der Frage, 
wie die Handhabung eines Online-Fragebogens technisch gesteuert werden kann, falls meh-
rere Personen für die Beantwortung der Fragen nötig sind.  

Um eine möglichst hohe Flexibilität bei der Handhabbarkeit des Fragebogens zu erreichen, 
wurde letztlich entschieden, die Befragung postalisch und unter Einsatz eines standardisier-
ten Fragebogens mit überwiegend geschlossenen Fragen durchzuführen. Bei Bedarf wurde 
der Fragebogen jedoch zusätzlich als ausfüllbares PDF-Dokument angeboten. 
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Entwicklung des Erhebungsinstruments 
Erfahrungsgemäß sind an die Entwicklung der Erhebungsinstrumente für postalische Befra-
gungen besonders hohe Ansprüche zu stellen. Anders als bei mündlichen („face-to-face“) 
Interviews steht beispielsweise im Rahmen einer postalischen Befragung kein persönlicher 
Ansprechpartner bereit, der bei der Kontaktaufnahme die Probanden zur Teilnahme an der 
Befragung motiviert oder während der Befragung für Hilfestellungen zur Verfügung steht. 
Diese Funktionen müssen im Rahmen einer postalischen Befragung durch die schriftlichen 
Erhebungsmaterialien gewährleistet werden. Der Fragebogen muss so gestaltet sein, dass 
er zum einen auf die Zielgruppe motivierend wirkt und zum anderen in einfacher, selbsterklä-
render Form alle zur Bearbeitung notwendigen Informationen bereitstellt. Zusätzlich erfor-
dern die Formulierungen der Einzelfragen und der Antwortvorgaben eine tiefer gehende in-
haltliche Prüfung, da sie für die Befragten keinerlei Verständnisschwierigkeiten aufwerfen 
dürfen. 

Der Fragebogen der Kommunalbefragung wurde in enger Abstimmung mit dem Auftraggeber 
entwickelt. Der Fragenkatalog setzt sich aus einer Mischung von quantitativen und qualitati-
ven bzw. geschlossenen und offenen Fragen zusammen.  

Mit der Befragung sollte zum einen ein breites Bild über die kommunale Praxis in Bezug auf 
die Einbindung naturschutzfachlicher und landschaftsplanerischer Ziele in die Konzepte und 
Strategien der Innenentwicklung gewonnen werden. Gleichzeitig sollte die Umfrage dazu 
genutzt werden, besonders innovative und vorbildhafte Vorgehensweisen zu identifizieren. 
Im Einzelnen waren folgende Themenkomplexe Gegenstand der Kommunalbefragung:  

• kommunale Rahmenbedingungen und Ausgangslage 

• Ziele und Strategien der Doppelten Innenentwicklung 

• Konzepte und Planungen zur Doppelten Innenentwicklung 

• Erfassung und Bewertung der Versorgung mit urbanem Grün 

• Erfassung und Bewertung von Innenentwicklungspotenzialen 

• Akteure und Kooperationen 

• Finanzierung der Entwicklung des urbanen Grüns im Rahmen der Innenentwicklung 

• hemmende und förderliche Faktoren für die Entwicklung des urbanen Grüns im Rah-
men der Innenentwicklung 

Der Fragenkatalog wurde adressatenbezogen ausformuliert. Als zentrale Ansprechpartner 
wurden dabei die Leitungen der Grünflächen- bzw. Garten(bau)ämter angesehen. 

Als ein wichtiger Faktor für die Akzeptanz und Einsatztauglichkeit des Erhebungsinstruments 
war die Länge des Fragebogens anzusehen. Bereits bei den ersten Projektplanungen wurde 
in diesem Zusammenhang davon ausgegangen, dass zwischen der Komplexität des Unter-
suchungsthemas und der begrenzten „Aufwandstoleranz“ der Befragten ein Kompromiss zu 
finden war. Angestrebt wurde ein Erhebungsinstrument, dessen Bearbeitungszeit im Mittel 
bei etwa 20 Minuten liegen sollte. 

 

Planung und Vorbereitung der Umfrage 
Die Erfahrungen des Difu mit Kommunalumfragen zeigen, dass der Rücklauf bei schriftlichen 
Befragungen über die Jahre stetig zurückgeht. Das hat unter anderem mit der steigenden 
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Anzahl von Kommunalumfragen und mit den hohen Arbeitsbelastungen in den Kommunal-
verwaltungen zu tun. Vor diesem Hintergrund wurde zur Sicherung eines hinreichenden Be-
fragungsumfangs eine Vollerhebung aller Städte mit mehr als 100.000 Einwohner/innen 
(EW) durchgeführt. Die Kontaktadressen der jeweiligen Grünflächen- bzw. Garten(bau)ämter 
wurden von Seiten des Difu und der HSWT vorab über eine Internetrecherche ermittelt. 

Der Deutsche Städtetag (DST) wurde frühzeitig über die geplante kommunale Befragung 
informiert. Die Unterstützung des DST durch ein offizielles Begleitschreiben war als eine 
zentrale Voraussetzung anzusehen, um eine möglichst hohe Akzeptanz des Vorhabens in-
nerhalb der Zielgruppe erreichen zu können. 

Die Befragung von Stadtverwaltungen zum Thema „Urbanes Grün in der Doppelten Innen-
entwicklung von Großstädten“ bezieht sich auf einen thematisch weiten Bereich, zu dem 
nicht viele erprobte und getestete Fragebogenitems vorliegen. Der inhaltliche Aufbau des 
Erhebungsinstruments erfolgte deshalb im Rahmen des Projekts in großen Teilen über die 
Entwicklung neu formulierter Items. Um allgemeinen Verständnisschwierigkeiten bei der Be-
arbeitung der schriftlichen Erhebungsunterlagen vorzubeugen und um die Qualität der Mess-
instrumente, ihre Eignung für die einzelnen Fragestellungen sowie ihre Handhabbarkeit zu 
sichern, sollten solche Neu-Formulierungen erst nach ihrer vorherigen Prüfung durch einen 
so genannten „Pretest“ in einer Haupterhebung zum Einsatz kommen.  

Ein entsprechender Pretest wurde im Dezember 2013, d.h. etwa einen Monat vor Beginn der 
Feldphase (Mitte Januar 2014) durchgeführt. Insgesamt nahmen drei Kommunalverwaltun-
gen aus verschiedenen Bundesländern an dem Pretest teil. Die Zielpersonen wurden vorab 
telefonisch über das Projekt informiert und um ihre Mitwirkung an dem Pretest gebeten. An-
schließend wurde den Probanden der Fragebogen via Email als PDF-Datei zur Bearbeitung 
zugestellt. Der schriftliche Pretest wurde um telefonische („kognitive“) Pretest-Interviews er-
gänzt. Kognitive Pretests zählen zu den „aktiven Techniken“ und werden vor allem einge-
setzt, um das Verständnis von bestimmten Items, Fragen und Antwortvorgaben im Fragebo-
gen zu überprüfen und vorhandene Verständnisprobleme aufzudecken. 

Der Pretest brachte detaillierte Informationen über die mittlere Bearbeitungszeit einzelner 
Frageblöcke und des gesamten Fragebogens. Es zeigte sich, dass die angestrebte durch-
schnittliche Bearbeitungsdauer von ca. 20-30 Minuten mit dem vorliegenden Instrument 
überwiegend erreicht wurde.  

Ein weiteres Ziel des Pretests war es zu prüfen, ob sich die entwickelten neuen Items als 
praxistauglich erweisen. Als Gesamtbefund war festzuhalten, dass die formalen und techni-
schen Voraussetzungen des Erhebungsinstruments für einen erfolgreichen Einsatz weitge-
hend gegeben waren: Das Sprachniveau und die Begrifflichkeiten der Fragebogenitems ori-
entierten sich an der Zielgruppe und wurden überwiegend als verständlich und korrekt be-
schrieben. Das Anschreiben und der Einleitungstext im Fragebogen wurden als informativ 
empfunden. Erwartungsgemäß mussten in Folge der Pretest-Ergebnisse allerdings mehrere 
Frageformulierungen und Antwortvorgaben verändert bzw. einzelne Items gestrichen wer-
den. Der Pretest zeigte insgesamt aber auch, dass das entwickelte Erhebungsinstrument für 
eine postalische Befragung grundsätzlich geeignet war. Die Einsatzfähigkeit des Erhebungs-
instruments wurde sowohl über die Ergebnisse des schriftlichen Pretests als auch durch die 
telefonischen Interviews bestätigt. Es ließen sich keine Hinweise auf gravierende inhaltliche 
oder technische Probleme finden.  
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Durchführung der Umfrage 
Die Datenerhebung der Kommunalbefragung zum Thema „Urbanes Grün in der Doppelten 
Innenentwicklung von Großstädten“ startete Mitte Januar 2014 mit dem postalischen Ver-
sand der Fragebögen. Eine Nachfassaktion unter den nichtteilnehmenden Städten wurde 
Anfang Februar 2014 durchgeführt. Bis Ende Februar 2014 war die Datenerhebung formell 
abgeschlossen, vereinzelte Nachsendungen von Fragebögen wurden jedoch noch bis An-
fang März 2014 zugestellt. Bis zu diesem Zeitpunkt trafen von den 80 kontaktierten Städten 
41 auswertbare Fragebögen ein, das entspricht einer Teilnahmequote von 51,3 Prozent 
(Abb. 11). Das vorliegende Ergebnis entspricht der Rücklaufquote vergleichbarer Untersu-
chungen des Difu unter deutschen Großstädten. 

 

 

 
 

  Abb. 11: Teilnahmequote (N=80; n=41) (Datenbasis: Umfrage zum Thema „doppelte Innenentwick-
lung“ – 2014) 

 

3.1.2 Ergebnisse der Befragung 
Die vorliegenden Fragebögen wurden von den bearbeitenden Personen überwiegend sorg-
fältig und lückenlos ausgefüllt. Antwortverweigerungen kamen nur selten vor. Der Datensatz 
ist dementsprechend nur durch wenige „fehlende Werte“ gekennzeichnet. Auf eine detaillier-
te Darstellung der Fallzahlen in den folgenden Abbildungen kann deshalb weitgehend ver-
zichtet werden. Bei Merkmalen mit größeren Anteilen „fehlender Werte“ werden die jeweils 
zugrundeliegenden Fallzahlen in den Ergebnisdarstellungen ausgewiesen. 

 

Kommunale Rahmenbedingungen und Ausgangslage 
Mehr als die Hälfte (52,5%) der befragten Grünflächen- bzw. Garten(bau)ämter berichtet von 
einer wachsenden Bevölkerungsentwicklung ihrer Stadt in den letzten 10 Jahren (Abb. 12). 
20 Prozent gehen von einer unveränderten Bevölkerungszahl aus und in fast 28 Prozent der 
einbezogenen Großstädte ging die Zahl der Einwohner/innen innerhalb einer Dekade zurück.  

Hinsichtlich der erwarteten Bevölkerungsentwicklung für die nächsten 10 Jahre gehen über 
56 Prozent der Befragten von einer zunehmenden Einwohnerzahl ihrer Stadt aus. Mehr als 
ein Viertel der Befragten erwartet eine gleichbleibende und fast 18 Prozent eine rückläufige 
Bevölkerungsentwicklung.  
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Frage 1: „Wie hat sich die Bevölkerungsentwicklung in Ihrer Stadt in den letzten 10 Jahren 
dargestellt? Und wie schätzen Sie die Bevölkerungsentwicklung für die nächsten 10 Jahre 
ein?“ 

 
 

Abb. 12: Angaben zur (erwarteten) Bevölkerungsentwicklung (Datenbasis: Umfrage zum Thema 
„doppelte Innenentwicklung“ – 2014) 

Die quantitative Entwicklung des urbanen Grüns in der eigenen Stadt in den letzten 10 Jah-
ren wird von über zwei Drittel der Befragten (67,5%) als „wachsend“ beschrieben (Abb. 13). 
Bei den Großstädten, für die gleichzeitig über eine wachsende Bevölkerungsentwicklung in 
den letzten 10 Jahren berichtet wird, ist der Anteil mit 81% deutlich höher, während er in den 
Städten mit zurückgehender Bevölkerungsentwicklung mit 54,5% geringer ist. Von einem 
unveränderten Ausmaß an urbanem Grün kann in einem Fünftel der einbezogenen Groß-
städte ausgegangen werden. In rund 13 Prozent der Städte war die quantitative Entwicklung 
des urbanen Grüns durch eine rückläufige Tendenz gekennzeichnet.  

 

Frage 2: „Wie hat sich die quantitative Entwicklung des urbanen Grüns in Ihrer Stadt in den 
letzten 10 Jahren dargestellt? Und wie schätzen Sie die quantitative Entwicklung des urba-
nen Grüns für die nächsten 10 Jahre ein?“ 

 

Abb. 13: Angaben zur (erwarteten) quantitativen Entwicklung des urbanen Grüns (Datenbasis: Um-
frage zum Thema „doppelte Innenentwicklung“ – 2014) 
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Bei der erwarteten quantitativen Entwicklung des urbanen Grüns für die nächsten 10 Jahre 
gehen fast 48 Prozent der Befragten von einer ansteigenden Tendenz aus. Bei den Städten, 
die zugleich mehr Bevölkerung erwarten, liegt der Anteil mit 55% etwas höher; bei den Städ-
ten, die mit einer rückläufigen Bevölkerungsentwicklung rechnen, ist der Anteil hingegen mit 
28,6% deutlich geringer. Von einem „gleichbleibenden“ Ausmaß an urbanem Grün wird in 35 
Prozent der Großstädte ausgegangen. Rund 18 Prozent der Befragten erwarten hingegen 
eine „schrumpfende“ Entwicklung.  

Bei der Einschätzung der qualitativen Entwicklung des urbanen Grüns in der eigenen Stadt 
für die nächsten 10 Jahre (Abb. 14) zeichnen sich für einzelne Großstädte recht unterschied-
liche Erwartungen ab: 30 Prozent der Befragten gehen von einer qualitativen Verbesserung 
des urbanen Grüns in ihrer Stadt aus, fast ein Drittel erwartet hingegen weitgehend stabile 
Strukturen und bei immerhin fast 38 Prozent der einbezogenen Großstädte wird in diesem 
Zusammenhang sogar von Verschlechterungen ausgegangen. 

 

Frage 3: „Wie schätzen Sie die qualitative Entwicklung des urbanen Grüns für die nächsten  
10 Jahre ein?“ 

 

Abb. 14: Einschätzung der qualitativen Entwicklung des urbanen Grüns (Datenbasis: Umfrage zum 
Thema „doppelte Innenentwicklung“ – 2014) 

 

Doppelte Innenentwicklung – Ziele und Strategien 
Die Frage, ob in der Stadtverwaltung derzeit das Ziel verfolgt wird, die Entwicklung von Bau-
gebieten vorrangig durch die Wiedernutzung von Brachflächen, durch die Nachverdichtung 
oder durch sonstige Maßnahmen der Innenentwicklung zu erreichen (Abb. 15), wird von ei-
ner überwiegenden Mehrheit der Befragten (65%) bejaht. Weitere 30 Prozent sehen die 
kommunalpolitischen Zielstellungen ihrer Stadt zumindest teilweise in dieser Richtung, nur 
fünf Prozent der Befragten verneinen diese Frage. 
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Frage 4: „Wird aus Ihrer Sicht in der Stadtverwaltung derzeit das Ziel verfolgt, die Entwick-
lung von Baugebieten vorrangig durch die Wiedernutzung von Brachflächen, die Nachver-
dichtung oder sonstige Maßnahmen der Innenentwicklung zu erreichen?“ 

 

Abb. 15: Maßnahmen zum Ziel „Entwicklung von Baugebieten" (Datenbasis: Umfrage zum Thema 
„doppelte Innenentwicklung“ – 2014) 

 

Die Frage, ob von Seiten der Stadtverwaltung das Ziel verfolgt wird, Flächenreserven im 
Siedlungsbestand nicht nur baulich, sondern auch mit Blick auf urbanes Grün – im Sinne 
einer „Doppelten Innenentwicklung“ – zu entwickeln (Abb.16), wird hingegen von Seiten der 
befragten Grünflächen- bzw. Garten(bau)ämter nur in 30 Prozent der Fälle eindeutig bejaht. 
45 Prozent sehen hingegen eine entsprechende Zielstellung der eigenen Kommunalverwal-
tung nur in Teilen gegeben und immerhin 25 Prozent der Befragten verneinen diese Frage. 

 

Frage 5: „Wird aus Ihrer Sicht in der Stadtverwaltung gleichzeitig das Ziel verfolgt, Flächen-
reserven im Siedlungsbestand nicht nur baulich, sondern auch mit Blick auf urbanes Grün 
zu entwickeln („doppelte Innenentwicklung“)?“ 

 

Abb. 16: Maßnahmen zum Ziel „Entwicklung von Flächenreserven“ (Datenbasis: Umfrage zum Thema 
„doppelte Innenentwicklung“ – 2014) 

Der Stellenwert der Entwicklung des urbanen Grüns im Rahmen der Innenentwicklung wird 
von einer klaren Mehrheit der befragten Grünflächen- bzw. Garten(bau)ämter (60%) als 
„wichtig“ oder „sehr wichtig“ eingeschätzt (Abb. 17). 35 Prozent der Befragten gehen von 
einem „weniger wichtigen“ Stellenwert aus; nur fünf Prozent beschreiben den Stellenwert der 
Entwicklung des urbanen Grüns in der eigenen Stadt als „unwichtig“. 
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Frage 6: „Welchen Stellenwert hat nach Ihrer Einschätzung die Entwicklung des urbanen 
Grüns im Rahmen der Innenentwicklung derzeit in Ihrer Stadt?“ 

 

Abb. 17: Einschätzung des Stellenwerts der Entwicklung des urbanen Grüns im Rahmen der Innen-
entwicklung (Datenbasis: Umfrage zum Thema „doppelte Innenentwicklung“ – 2014) 

 

Die wichtigste Strategie zur Entwicklung des urbanen Grüns im Rahmen der Innenentwick-
lung stellt aus Sicht der befragten Grünflächen- bzw. Garten(bau)ämter die „Vernetzung von 
urbanem Grün“ dar (Abb. 18). Diese Strategie wird von vielen Großstädten derzeit innerhalb 
der Stadtverwaltung auch aktiv verfolgt (n=35). Weitere wichtige Strategien stellen in diesem 
Zusammenhang die „Entwicklung neuen urbanen Grüns“, die „Schaffung von wohnortnahem 
Grün“, eine „integrierte bauliche und freiraumbezogene Entwicklung von Brachflächen“, die 
„Qualifizierung von bestehendem urbanem Grün“, die „Herstellung historischer und baukultu-
reller Bezüge“, die „Verknüpfung der Themen Grün und Klima“, die „Verknüpfung der The-
men Grün und Arten- und Biotopschutz“, die „Verknüpfung der Themen Grün und Gesund-
heit“ und die „Förderung und Unterstützung von bürgerschaftlichem Engagement“ dar. Die 
meisten dieser als wichtig eingestuften Strategien werden von einer großen Mehrheit (über 
75%) der einbezogenen Großstädte derzeit auch aktiv genutzt. 

Von vergleichsweise geringerer Bedeutung für die Entwicklung des urbanen Grüns im Rah-
men der Innenentwicklung ist nach Einschätzung der Befragten vor allem die „Einschränkung 
von Baurechten“ sowie die „Schaffung von dauerhaftem urbanen Grün auf Brachflächen“, 
eine „temporäre grüne Zwischennutzung von Brachflächen“ und die „Etablierung alternativer 
Nutzungsformen“. Fast alle diese als relativ unwichtig eingestuften Strategien werden erwar-
tungsgemäß derzeit nur von einer kleineren Anzahl der Großstädte zur Entwicklung des ur-
banen Grüns aktiv verfolgt. 

Unter den (wenigen) offenen Einträgen zu „weiteren Strategien“ finden sich u.a. die Angaben 
„Erstellung eines Grünflächenkonzepts“ und „Bürgerbeteiligung“. 
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Frage 7: „Welche Strategien werden derzeit in der Stadtverwaltung zur Entwicklung des ur-
banen Grüns im Rahmen der Innenentwicklung verfolgt (generell oder im Einzelfall)? Und 
wie wichtig sind nach Ihrer Einschätzung die dabei verfolgten Strategien für Ihre Stadt?“ 

 

Abb. 18: Aktuelle Strategien zur Entwicklung des urbanen Grüns im Rahmen der Innenentwicklung 
(Datenbasis: Umfrage zum Thema „doppelte Innenentwicklung“ – 2014) 
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Das wichtigste Ziel, das in der eigenen Stadtverwaltung aktuell mit der Entwicklung des ur-
banen Grüns im Rahmen der Innenentwicklung verfolgt wird (Abb. 19), stellt aus Sicht der 
Befragten die „Steigerung der Wohn- und Lebensqualität“ dar. Gleichzeitig handelt es sich 
dabei um eine Zielstellung, die von den meisten der eingezogenen Großstädten derzeit auch 
aktiv verfolgt wird (n=35). Ebenfalls von relativ hoher Bedeutung sind die Ziele „Klima-
schutz/Anpassung an den Klimawandel“, „Schaffung von Räumen für Erholung und Freizeit“, 
„Schaffung von Räumen für Bewegung und Sport“, „Schaffung von (soziokulturellen) Begeg-
nungs- und Kommunikationsräumen“, „Förderung der Gesundheit“, „Umweltbildung“, „Arten- 
und Biotopschutz“ und „Identitätsbildung“. Nicht alle diese Zielstellungen werden allerdings 
derzeit auch von einer deutlichen Mehrheit (über 75%) der einbezogenen Großstädte aktiv 
verfolgt.  

 

Frage 8: „Welche Ziele werden derzeit in der Stadtverwaltung mit der Entwicklung des urba-
nen Grüns im Rahmen der Innenentwicklung verfolgt? Und wie wichtig sind nach Ihrer Ein-
schätzung die dabei verfolgten Ziele für Ihre Stadt?“ 

 

Abb. 19: Aktuelle Ziele bei der Entwicklung des urbanen Grüns im Rahmen der Innenentwicklung 
(Datenbasis: Umfrage zum Thema „doppelte Innenentwicklung“ – 2014) 
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Zu den vergleichsweise weniger wichtigen Zielstellungen, die mit der Entwicklung des urba-
nen Grüns im Rahmen der Innenentwicklung der eigenen Stadt verfolgt werden, gehören vor 
allem der „Erhalt von Biodiversität“, die „Schaffung von Flächen und Räumen zur gärtneri-
schen Betätigung“ sowie die „Schaffung von Naturerfahrungsräumen“. Zumindest die „Erhal-
tung der Biodiversität“ wird dabei dennoch von einer klaren Mehrheit (über 75%) der einbe-
zogenen Großstädte derzeit aktiv verfolgt (n=31). 

Die drei offenen Einträge zu „weiteren Zielen“ hatten die „Attraktivierung der Stadt“, das „Er-
lebbarmachen von Gewässerufern“ und „Spielräume schaffen“ zum Inhalt. 

 

Konzepte und Planungen zur doppelten Innenentwicklung 
Bei vielen Großstädten liegen derzeit mehrere informelle Konzepte und Planungen vor, die 
zum Teil auch die Entwicklung des urbanen Grüns im Rahmen der Innenentwicklung thema-
tisieren (Abb. 20). Zu den am häufigsten genannten informellen Konzepten/Planungen, die in 
der eigenen Stadt bereits vorliegen bzw. derzeit erarbeitet werden, gehören aus Sicht der 
befragten Grünflächen- bzw. Garten(bau)ämter vor allem zum einen Fachkonzepte wie eine 
„Flächenpool-/Ökokontokonzeption im Rahmen der Eingriffsregelung“, ein „Klimaschutzkon-
zept“, „teilräumliche Freiraumentwicklungskonzepte“ sowie „naturschutzfachliche Konzep-
te/Biotopverbundkonzepte“ und zum anderen integrierte Konzepte wie „Stadtteilentwick-
lungskonzepte“ und ein „gesamtstädtisches Stadtentwicklungskonzept“. Weitaus weniger 
verbreitet sind hingegen „Konzepte zur temporären Nachnutzung von Brachflächen“, „Kon-
zepte zur dauerhaften Nachnutzung von Brachflächen“ sowie ein „Nachverdichtungskon-
zept“. Die Entwicklung des urbanen Grüns im Rahmen der Innenentwicklung wird am häu-
figsten (über 80% der Fälle) in informellen Fachkonzepten wie „teilräumlichen Freiraument-
wicklungskonzepten“, „naturschutzfachlichen Konzepten/Biotopverbundkonzepten“ „Klima-
schutzkonzepten“ und „gesamtstädtischen Freiraumentwicklungskonzepten“ sowie in inte-
grierten Konzepten wie „Stadtteilentwicklungskonzepten“ und „gesamtstädtischen Stadtent-
wicklungskonzepten“ thematisiert. In spezifischen „Innenentwicklungskonzepten“ wird die 
Entwicklung des urbanen Grüns in fast drei Viertel der Fälle thematisiert. Bei „Nachverdich-
tungskonzepten“ und bei „Demographiekonzepten“ trifft dies auf weniger als die Hälfte der 
jeweiligen Fälle zu. Die offenen Einträge zu „weiteren Konzepten“ beziehen sich auf Anga-
ben wie „Straßenbaukonzept“, „Spielplatzentwicklungskonzept“, „Grünflächenkonzept“, „Lo-
kale Agenda 21“ und „Freizeitwegekonzept“. 

In formellen Planungen wird unter den einbezogenen Großstädten die Entwicklung des ur-
banen Grüns im Rahmen der Innenentwicklung am häufigsten im „Flächennutzungsplan“ und 
in „Bebauungsplänen“ thematisiert (Abb. 21). Vergleichsweise weniger häufig werden in die-
sem Zusammenhang „Landschaftspläne“ und „Grünordnungspläne“ (soweit es sich um ei-
genständige Pläne handelt) benannt. Ein möglicher Grund für dieses eher überraschende 
Ergebnis kann sein, dass nicht alle der an der Befragung teilnehmenden Großstädte über 
eigenständige Landschafts- und Grünordnungspläne verfügen. Gleichwohl sind gerade diese 
beiden formellen Planungsbereiche aus Sicht der Befragten für die Entwicklung des urbanen 
Grüns im Rahmen der Innenentwicklung von besonders großer Bedeutung. Unter den (weni-
gen) offenen Einträgen zu „weiteren formellen Planungen“ finden sich Einträge wie „Plan-
feststellungsverfahren“ und „Kleingartenentwicklungsplan“. 

Mit Blick auf Kompensationsstrategien bei der Anwendung der Eingriffsregelung entscheiden 
die meisten der einbezogenen Großstädten offenbar situationsangepasst, ob sie Aus-
gleichs/Kompensationsflächen im oder außerhalb des Siedlungsbereichs schaffen (Abb. 22). 
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Eine überwiegende Mehrheit der Befragten unter den kontaktierten Grünflächen- bzw. Gar-
ten(bau)ämter gab im Rahmen der Befragung an, vorrangig „unterschiedliche Strategien“ bei 
der Anwendung der Eingriffsregelung zu verfolgen (n=27). Lediglich zehn Prozent (n=4) der 
Städte schaffen bevorzugt Ausgleichs-/Kompensationsflächen im Siedlungsbereich und da-
mit im räumlichen Kontext von Innenentwicklung. 

 

Frage 9: „Welche informellen Konzepten und Planungen liegen in Ihrer Stadt vor bzw. befin-
den sich derzeit in Erarbeitung? Und in welchen dieser informellen Konzepten und Planun-
gen wird die Entwicklung des urbanen Grüns im Rahmen der Innenentwicklung themati-
siert?“ 
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Abb. 20: Informelle Konzepte und Planungen zur Entwicklung des urbanen Grüns im Rahmen der 
Innenentwicklung (Datenbasis: Umfrage zum Thema „doppelte Innenentwicklung“ – 2014) 
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Frage 10: „In welchen formellen Planungen Ihrer Stadt wird die Entwicklung des urbanen 
Grüns im Rahmen der Innenentwicklung thematisiert? Und wie wichtig sind diese Planungen 
nach Ihrer Einschätzung jeweils für die Entwicklung des urbanen Grüns im Rahmen der In-
nenentwicklung?“ 

  

Abb. 21: Formelle Planungen zur Entwicklung des urbanen Grüns im Rahmen der Innenentwicklung 
(Datenbasis: Umfrage zum Thema „doppelte Innenentwicklung“ – 2014) 

 

Frage 11: „Welche Kompensationsstrategie wird in Ihrer Stadt vorrangig bei der Anwendung 
der Eingriffsregelung verfolgt?“ 

 

Abb. 22: Kompensationsstrategien bei der Anwendung der Eingriffsregelung (Datenbasis: Umfrage 
zum Thema „doppelte Innenentwicklung“ – 2014) 

100,0 

65,0 

58,6 

36,8 

40,5 

30,0 

34,5 

50,0 

40,5 

13,2 

10,8 

5,0 

6,9 

8,1 

0 25 50 75 100

Weitere formelle Planungen (n=2)

Grünordnungsplan (soweit eigenständiger
Plan) (n=20)

Landschaftsplan (soweit eigenständiger Plan)
(n=29)

Bebauungspläne (n=38)

Flächennutzungsplan (n=37)

In Prozent 

sehr wichtig wichtig
weniger wichtig unwichtig

27 

9 

4 

0 10 20 30 40

Teils/teils (unterschiedliche Strategien)

Schaffung von Ausgleichs-/Kompensa-
tionsflächen bevorzugt außerhalb des

Siedlungsbereichs

Schaffung von Ausgleichs-/Kompensa-
tionsflächen bevorzugt im Siedlungsbereich

Nennungen  

96 

 



Erfassung und Bewertung der Versorgung mit urbanem Grün 
 

Frage 12-14: „Gibt es in Ihrer Stadt eine Typologisierung der verschiedenen Formen urba-
nen Grüns?“, „Werden in Ihrer Stadt zur Beurteilung der quantitativen Grünversorgung 
Richtwerte eingesetzt?“; „Und werden zur Beurteilung der qualitativen Grünversorgung Qua-
litätsstandards eingesetzt?“ 

 

Abb. 23: Typologisierungen, Richtwerte und Qualitätsstandards zu urbanem Grün (Datenbasis: Um-
frage zum Thema „doppelte Innenentwicklung“ – 2014) 

 

Frage 15: „Welche Instrumente werden in Ihrer Stadt zur Erfassung der quantitativen und 
qualitativen Versorgung mit urbanem Grün eingesetzt?“ 

 

Abb. 24: Instrumente zur Erfassung der quantitativen und qualitativen Versorgung mit urbanem Grün 
(Datenbasis: Umfrage zum Thema „doppelte Innenentwicklung“ – 2014) 
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„Typologisierungen“ der verschiedenen Formen von urbanem Grün werden von fast einem 
Drittel der einbezogenen Großstädte (30,8%) vorgenommen (Abb. 23). „Richtwerte“ zur Be-
urteilung der quantitativen Grünversorgung werden von rund zwei Fünftel der Städte (38,5%) 
eingesetzt. Deutlich seltener werden „Qualitätsstandards“ zur Beurteilung der qualitativen 
Grünversorgung verwendet (23,1%). 

Zu den am häufigsten genannten Instrumenten zur Erfassung der quantitativen und qualitati-
ven Versorgung mit urbanem Grün (Abb. 24) gehören das „Grünflächenkataster“, das 
„Baumkataster“, das „Ausgleichs-/Kompensationskataster“ und „Vor-Ort-Begehungen“. Kaum 
eingesetzt werden in diesem Zusammenhang hingegen „Nutzerbefragungen“. Zu den offe-
nen Einträgen unter „weitere Instrumente“ gehören Angaben wie „Landschaftsplanung“, 
„Freiraumbedarfsanalyse“, „Luftbilder“, „Gutachten zur Freiflächenversorgung“ und „Auswer-
tung des Flächennutzungsplanes“. 

 

Erfassung und Bewertung von Innenentwicklungspotenzialen 
Das mit Abstand am häufigsten eingesetzte Instrument zur Erfassung von Innenentwick-
lungspotenzialen stellt das „Baulückenkataster“ dar (Abb. 15, n=25). Ebenfalls vergleichs-
weise häufig kommt unter den eingezogenen Großstädten das „Brachflächenkataster“ zum 
Einsatz (n=11). Von geringerer Bedeutung für die Erfassung von Innenentwicklungspotenzia-
len ist hingegen das „Gründach(potenzial)kataster (n=5). 

Unter den offenen Einträgen zu „weitere Instrumente“ finden sich Angaben wie „Gutachten 
zur Nachverdichtung und Umstrukturierung“ sowie mehrfach der Hinweis zum „Solarkatas-
ter“. 

 

Frage 16: „Welche Instrumente werden in Ihrer Stadt zur Erfassung von Innenentwicklungs-
potenzialen eingesetzt?“ 

 

Abb. 25: Instrumente zur Erfassung von Innenentwicklungspotenzialen (Datenbasis: Umfrage zum 
Thema „doppelte Innenentwicklung“ – 2014) 
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Bei der Bewertung der Innenentwicklungspotenziale mit Blick auf die Entwicklung von urba-
nem Grün werden von der überwiegenden Mehrheit (über 75%) der einbezogenen Großstäd-
te viele der in der Befragung angeführten Aspekte berücksichtigt (Abb. 26). Am seltensten 
wird dabei gemäß der vorliegenden Angaben der Aspekt der „Relevanz für die menschliche 
Gesundheit“ beachtet.  

Die höchste Bedeutung kommt unter den angeführten Vorgaben der „Relevanz für Freiraum-
verbundsysteme“ sowie der „Relevanz für Freizeit und Erholung“ zu. Als vergleichsweise 
weniger wichtig werden in diesem Zusammenhang hingegen Aspekte wie der „Arten- und 
Biotopschutz“, die „Relevanz für Biotopvernetzung“ und die „Relevanz für die menschliche 
Gesundheit“ eingeschätzt; rund ein Fünftel bzw. ein Viertel der einbezogenen Großstädte 
schätzt diese Aspekte sogar als „unwichtig“ ein. Als gänzlich „unwichtig“ für die eigene Stadt 
wird jedoch keiner der benannten Aspekte bewertet. 

Unter den (wenigen) offenen Einträgen werden an dieser Stelle die Aspekte „Gestaltung“ 
sowie „generationsübergreifende Angebote“ genannt. 

 

Frage 17: „Welche der folgenden Aspekte werden in der Stadtverwaltung bei der Bewertung 
der Innenentwicklungspotenziale mit Blick auf die Entwicklung von urbanem Grün berück-
sichtigt (generell oder im Einzelfall)? Und wie wichtig sind nach Ihrer Einschätzung dabei die 
jeweils berücksichtigten Aspekte für Ihre Stadt?“ 

 

Abb. 26: Aspekte bei der Bewertung der Innenentwicklungspotenziale (Datenbasis: Umfrage zum 
Thema „doppelte Innenentwicklung“ – 2014) 
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Akteure und Kooperationen 
Die stärkste Rolle bei der Verbesserung des urbanen Grüns im Rahmen der Innenentwick-
lung der eigenen Stadt nimmt aus Sicht der Befragten der Verwaltungsbereich „Grünflächen“ 
ein (Abb. 27). Bei der Einordnung dieses Ergebnisses ist jedoch zu berücksichtigen, dass die 
Grünflächen- bzw. Garten(bau)ämter die Adressaten und damit die Antwortgeber der Befra-
gung waren. Eine ebenfalls starke Beteiligung wird den Bereichen „Landschaftsplanung“ und 
„Naturschutz“, aber auch der „Stadtplanung“ zugeschrieben. Von weitaus geringerer Bedeu-
tung für die Verbesserung des urbanen Grüns ist aus Sicht der einbezogenen Großstädte 
hingegen der Bereich „Finanzen“. 

Zu den offenen Einträgen unter „weitere Verwaltungsbereiche“ gehören „Liegenschaften“, 
„Verkehr“, „Stadtentwässerungsbetrieb“, „Jugendamt“, „Bauordnung“ und „Sozialreferat“. 

 

Frage 18: „Wie stark sind Ihrer Einschätzung nach einzelne Verwaltungsbereiche in Ihrer 
Stadt an der Verbesserung des urbanen Grüns im Rahmen der Innenentwicklung betei-
ligt?“  

  

Abb. 27: Einschätzungen zur Beteiligung von Verwaltungsbereichen an der Verbesserung des urba-
nen Grüns im Rahmen der Innenentwicklung (Datenbasis: Umfrage zum Thema „doppelte Innenent-
wicklung“ – 2014) 
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men die stärkste Rolle bei der Verbesserung des urbanen Grüns im Rahmen der Innenent-
wicklung als verwaltungsexternen Akteure die „Bürgerinnen und Bürgern“ ein (Abb. 28). 
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schutzverbände“. Als vergleichsweise gering wird hingegen die Intensität der Beteiligung von 
„Wohnungswirtschaft/ Wohnungsgenossenschaften“, von „Investoren“ und vor allem von 
„Stiftungen“ beschrieben. Immerhin mehr als ein Drittel der Befragten (34,3%) ordnet im 
Rahmen der Befragung „Stiftungen“ gar keine Beteiligung bei der Verbesserung des urbanen 
Grüns in der eigenen Stadt zu. 

Als weitere verwaltungsexternere Akteure wurden an dieser Stelle „Erschließungsträger“ 
genannt. 

 

Frage 19: „Und wie stark sind verwaltungsexterne Akteure in Ihrer Stadt an der Verbesse-
rung des urbanen Grüns im Rahmen der Innenentwicklung beteiligt?“ 

 

Abb. 28: Einschätzungen zur Beteiligung verwaltungsexterner Akteure an der Verbesserung des ur-
banen Grüns im Rahmen der Innenentwicklung (Datenbasis: Umfrage zum Thema „doppelte Innen-
entwicklung“ – 2014) 
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Frage 20: „Welche Finanzierungsinstrumente kommen in Ihrer Stadt zur Entwicklung des 
urbanen Grüns im Rahmen der Innenentwicklung zum Einsatz? Und wie wichtig sind dabei 
die jeweils eingesetzten Finanzierungsinstrumente?“ 

 

Abb. 29: Finanzierungsinstrumente zur Entwicklung des urbanen Grüns im Rahmen der Innenent-
wicklung (Datenbasis: Umfrage zum Thema „doppelte Innenentwicklung“ – 2014) 
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Frage 21: „Welche Förderprogramme werden in Ihrer Stadt zur Entwicklung des urbanen 
Grüns im Rahmen der Innenentwicklung eingesetzt? Und wie wichtig sind dabei die jeweils 
eingesetzten Förderprogramme?“  

 

Abb. 30: Förderprogramme zur Entwicklung des urbanen Grüns im Rahmen der Innenentwicklung 
(Datenbasis: Umfrage zum Thema „doppelte Innenentwicklung“ – 2014) 
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Frage 22: „Welche Faktoren wirken sich aus Ihrer Sicht in Ihrer Stadt hemmend auf die Ent-
wicklung des urbanen Grüns im Rahmen der Innenentwicklung aus? Und wie wichtig sind 
diese hemmenden Faktoren in diesem Zusammenhang?“ 

 

Abb. 31: Hemmende Faktoren bei der Entwicklung des urbanen Grüns im Rahmen der Innenentwick-
lung (Datenbasis: Umfrage zum Thema „doppelte Innenentwicklung“ – 2014) 
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der Innenentwicklung beteiligten Verwaltungsbereiche“ (n=32). Etwas seltener werden hier 
„vorhandene Leitbilder zur Freiraumentwicklung“ (n=28) und „vorhandene Leitbilder zur In-
nenentwicklung“ (n=25) genannt. Die wichtigsten förderlichen Faktoren stellen dabei „vor-
handene Leitbilder zur Freiraumentwicklung“ und die „Kooperation der an der Innenentwick-
lung beteiligten Verwaltungsbereiche“ dar. Als „unwichtig“ wird allerdings keiner der ange-
führten förderlichen Faktoren eingestuft. 

Als weitere förderliche Faktoren werden an dieser Stelle „Öffentlichkeitsarbeit“, „Bürgerinfor-
mation“, „Beteiligungsverfahren im Planungsprozess“ und die „Agenda 21“ erwähnt. 

 

Frage 23: „Welche Faktoren wirken sich in Ihrer Stadt förderlich auf die Entwicklung des 
urbanen Grüns im Rahmen der Innenentwicklung aus? Und wie wichtig sind diese fördern-
den Faktoren in diesem Zusammenhang?“  

 

Abb. 32: Förderliche Faktoren bei der Entwicklung des urbanen Grüns im Rahmen der Innenentwick-
lung (Datenbasis: Umfrage zum Thema „doppelte Innenentwicklung“ – 2014) 
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3.2 Fallstudien 
3.2.1 Ziel und methodische Herangehensweise 

Ziel der Fallstudien ist es, exemplarisch in fünf ausgewählten Großstädten die kommunale 
Praxis der doppelten Innenentwicklung zu untersuchen und aufzuzeigen. Dabei standen bei 
der Untersuchung insbesondere folgende Themenkomplexe im Mittelpunkt:  

• Rahmenbedingungen der kommunalen Stadt- und Freiraumentwicklung, 

• Innenentwicklung: Strategien, formelle und informelle Planungen, zentrale Projekte, 

• urbanes Grün in der Innenentwicklung: Bedeutung, Ziele und Strategien, Akteure, 
formelle und informelle Instrumente, fördernde und hemmenden Faktoren, 

• Klassifizierung, Erfassung und Bewertung der Flächenpotenziale für die doppelte In-
nenentwicklung. 

Die Fallstudien sind exemplarisch angelegt. Die jeweiligen Fallstudien illustrieren unter-
schiedliche Rahmenbedingungen und heterogene Ansätze der doppelten Innenentwicklung. 
Die Auswahl der Fallstudienstädte erfolgte insbesondere auf Basis der Ergebnisse der 
schriftlichen Befragung in den bundesdeutschen Großstädten. Es wurden dabei folgende 
Kriterien herangezogen: 

• Lage in unterschiedlichen sowie alten und neuen Bundesländern, 

• heterogene Stadtgrößen, 

• unterschiedliche Bevölkerungsentwicklung (wachsend, stagnierend, schrumpfend), 

• einschlägige Aktivitäten der Kommune im Bereich doppelte Innenentwicklung, 

• Mitwirkungsbereitschaft der Kommune. 

In allen fünf Fallstudienstädten wurden 2-3stündige Gruppeninterviews mit Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern (in der Regel Leitungsebene) des Stadtplanungsamtes, des Grünflächen-
amtes sowie des Umweltamtes/Untere Naturschutzbehörde geführt (siehe Anhang 3). Der 
Leitfaden, der den Interviews zugrunde lag (siehe Anhang 4), umfasst Fragen zu verschie-
denen Aspekten von doppelter Innenentwicklung:  

• Rahmenbedingungen der Siedlungs- und Freiraumentwicklung, 

• Strategien, Planungen und zentrale Projekte der Innenentwicklung, 

• Urbanes Grün in der Innenentwicklung: Bedeutung, Ziele und Strategien, Akteure, In-
strumente, fördernde und hemmende Faktoren, 

• Klassifizierung, Erfassung und Bewertung der Flächenpotenziale doppelter Innen-
entwicklung. 

Der Leitfaden wurde den Interviewpartnerinnen und -partnern im Vorfeld der Termine zuge-
schickt. 

Zur Vorbereitung und Nachbereitung der Interviews wurde eine Dokumentenanalyse durch-
geführt. Soweit vorhanden wurden folgende Dokumente der Fallstudienstädte gesichtet und 
ausgewertet: 

• Flächennutzungsplan, 

• Stadtentwicklungskonzept, 
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• Innenentwicklungskonzept, 

• Landschaftsplan, 

• Freiraumkonzept, 

• Biotopverbundkonzept,  

• Klimaschutzkonzept, 

• Konzepte/Darstellungen zu zentralen Projekten der doppelten Innenentwicklung. 

Die Auswertung und Dokumentation der Ergebnisse aus den Fallstudien erfolgte getrennt für 
jede Stadt in den folgenden Kapiteln. 
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3.2.2 Fallstudie Bremen  
Rahmenbedingungen der Siedlungs- und Freiraumentwicklung 
Die Stadt Bremen hat seit Anfang der 1980er Jahre sowohl Zeiten deutlichen Bevölkerungs-
rückgangs als auch solche mit starkem Bevölkerungsanstieg erlebt. Etwa seit dem Jahr 2000 
ist die Bevölkerungsentwicklung stabil mit leichter Wachstumstendenz. Von Ende 2003 bis 
Ende 2013 ist die Bevölkerung um 3.694 Einwohner auf 548.547 Einwohner angestiegen 
(+0,7 %). Dieser Anstieg ist allein auf Wanderungsgewinne zurückzuführen. Mit Blick auf die 
natürliche Bevölkerungsentwicklung besteht seit vielen Jahren aufgrund der geringen Gebur-
tenrate eine negative Bilanz (DER SENATOR FÜR UMWELT, BAU UND VERKEHR DER FREIEN 
HANSESTADT BREMEN 2014a, S. 29). Im neuen Flächennutzungsplan (Beschluss Dezember 
2014) wird davon ausgegangen, dass durch steigende Zuwanderung aus dem Ausland die 
Einwohnerzahl auch in den nächsten Jahren weiterhin leicht ansteigen wird. Erst nach 2030 
wird insbesondere aufgrund des sich dann verstärkenden negativen Saldo der natürlichen 
Bevölkerungsentwicklung mit einer Bevölkerungsabnahme gerechnet (EBENDA, S. 31). 

Aufgrund der stabilen Bevölkerungsentwicklung wird im neuen Flächennutzungsplan ausge-
hend vom Jahr 2009 bis zum Jahr 2020 von einem Nachfragepotenzial von rund 14.000 
Wohneinheiten ausgegangen. Danach wird mit einer leicht geringeren Nachfrage gerechnet 
(EBENDA, S. 65). Mit Blick auf den Bereich Gewerbe legt der Flächennutzungsplan einen 
jährlichen Bedarf von rund 30 Hektar Gewerbeflächen zugrunde (EBENDA, S. 73). 

Bremen gilt als eine „grüne Stadt“ (DER SENATOR FÜR UMWELT, BAU UND VERKEHR DER 
FREIEN HANSESTADT BREMEN 2014c, S. 71). Hierzu tragen insgesamt 2.900 Hektar öffentli-
che Grünflächen, aber auch die Summen vieler verschiedener Einzelelemente bei: öffentli-
che Grünflächen, Parks, große Kleingartengebiete, Sportstätten, Badeseen, Flüsse und Dei-
che, viele private Freiflächen und Gärten mit wertvollem Altbaumbestand sowie rund 70.000 
Straßenbäume (DER SENATOR FÜR UMWELT, BAU UND VERKEHR DER FREIEN HANSESTADT 
BREMEN 2014c, 2014a, S. 81). Gleichwohl gibt es Ortsteile, die unterdurchschnittlich mit 
Grünanlagen und sonstigen Freiflächen sowie der Anbindung an die freie Landschaft ver-
sorgt sind. In Bremen-Stadt werden 35 Prozent und in Bremen-Nord 29 Prozent der Ortsteile 
als niedrig bis sehr niedrig versorgt eingestuft (DER SENATOR FÜR UMWELT, BAU UND VER-
KEHR DER FREIEN HANSESTADT BREMEN 2014c, 2014c, S. 180). 

 

Innenentwicklung: Strategien, Planungen, zentrale Projekte 
Die Innenentwicklung hat in der Stadt Bremen sowohl in der Politik als auch in der Verwal-
tung einen hohen Stellenwert. Dies sei – so die Interviewpartner – vor allem in der Politik 
nicht immer so gewesen. Viele Jahre lang habe die Außenentwicklung „auf der grünen Wie-
se“ Vorrang gehabt. Mit dem Regierungswechsel im Jahr 2011 sei ein Richtungswechsel 
vollzogen worden. So ist das Leitbild der Innenentwicklung im aktuellen Koalitionsvertrag 
verankert. Konkret heißt es dort: „In der kommenden Legislaturperiode wollen wir den ange-
strebten Zuwachs nach Möglichkeit durch Innenentwicklung oder Umnutzung von Brachen 
realisieren“ (SOZIALDEMOKRATISCHE PARTEI DEUTSCHLANDS, LANDESORGANISATION BREMEN 
UND BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, LANDESVERBAND BREMEN 2011, S. 33). 

Die hohe Bedeutung der Innenentwicklung findet auch im Leitbild der Stadtentwicklung sowie 
bei der parallelen Neuaufstellung von Flächennutzungsplan und Landschaftsprogramm ihren 
Ausdruck: 
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• Im Leitbild „Bremen! Lebenswert urban vernetzt“ ist im Handlungsfeld ‚Erhaltung der 
räumlichen Qualitäten‘ der Vorrang der Innenentwicklung vor der Stadterweiterung 
verankert (DER SENATOR FÜR UMWELT, BAU, VERKEHR UND EUROPA DER FREIEN HAN-
SESTADT BREMEN 2009, S. 59).  

• Der neue Flächennutzungsplan konkretisiert das Leitbild der Innenentwicklung und 
verfolgt als zentrales Entwicklungsziel die „Stärkung der Innenentwicklung und Redu-
zierung des Landschaftsverbrauchs durch Darstellung neuer Wohnbauflächen und 
Gemischter Bauflächen vorrangig in zentralen und gut erschlossenen Lagen, auf 
wiedergenutzten Flächen und durch Rücknahme von Wohnbauflächendarstellungen 
im Außenbereich“ (DER SENATOR FÜR UMWELT, BAU UND VERKEHR DER FREIEN HAN-
SESTADT BREMEN 2014a, S. 6). So sieht der Flächennutzungsplan die Realisierung 
eines großen Anteils des erforderlichen Wohnungsbaus durch kleinteilige Innenent-
wicklung von Baulücken vor (EBENDA, S. 67). Auch der Bedarf an Gewerbeflächen 
soll zu einem erheblichen Anteil durch die Wiedernutzung von Bestandsflächen reali-
siert werden (EBENDA, S. 74 ff.).  

• Das parallel zum Flächennutzungsplan neu aufgestellte Landschaftsprogramm leistet 
ebenfalls einen Beitrag zur Konkretisierung des Leitbilds der Innenentwicklung. Es 
enthält qualifizierende Aussagen zu den Grün und Freiraumfunktionen in der Stadt, 
die bei einer baulichen Verdichtung zu berücksichtigen sind oder mit Blick auf eine 
lebenswerte Stadt verbessert und neu entwickelt werden müssen (DER SENATOR FÜR 
UMWELT, BAU UND VERKEHR DER FREIEN HANSESTADT BREMEN 2014c, S. 339).  

Hinweis: Der Entwurf des neuen Landschaftsprogramms, Teil Stadtgemeinde Bre-
men, wurde am 5. Februar 2015 von der Landesdeputation für Umwelt, Bau, Verkehr, 
Stadtentwicklung und Energie beschlossen. Das Landschaftsprogramm enthält im 
Land Bremen nach § 4 BremNatSchG sowohl die überörtlichen landesweiten Darstel-
lungen als auch die örtlichen auf die Stadtgebiete Bremen und Bremerhaven bezo-
genen Darstellungen. 

Mit der Integration dieser Aussagen des Landschaftsprogramms in den Flächennutzungsplan 
wird in der Stadt Bremen eine integrierte und ressortübergreifende Strategie der Innenent-
wicklung auf der vorbereitenden Planungsebene verfolgt. 

Maßgebliche Akteure der Innenentwicklung sind die Abteilung Stadtplanung und Bauordnung 
(u.a. zuständig für Flächennutzungsplanung) sowie der Fachbereich Umwelt (u.a. zuständig 
für Landschaftsprogramm). Beide Verwaltungsbereiche sind beim Senator für Umwelt, Bau 
und Verkehr der Hansestadt Bremen verortet.  

Zu den wichtigsten Projekten und Maßnahmen der Innenentwicklung der Stadt Bremen ge-
hört die Entwicklung der folgenden Stadtquartiere durch Umnutzung: 

• Überseestadt: Die Aufgabe der Hafenfunktion in den Handelshäfen, verbunden mit 
der Verfüllung des Überseehafens, ist Anlass für die städtebauliche Entwicklung der 
Überseestadt gewesen, einem innenstadtnahen Umstrukturierungsgebiet mit gewerb-
lichen Bauflächen, Sonderbaufläche (Großmarkt), gemischten Bauflächen für Büro-
flächen, Dienstleister und Wohnungsbau sowie Freiflächen (DER SENATOR FÜR UM-
WELT, BAU UND VERKEHR DER FREIEN HANSESTADT BREMEN 2014a, S. 71; WFB WIRT-
SCHAFTSFÖRDERUNG BREMEN GMBH 2015).  

• Hulsberg Viertel: Auf dem heutigen Grundstück des Klinikum Bremen-Mitte wird 
durch den Umbau des Klinikums ab 2016 eine knapp 14 Hektar große Fläche frei. 
Diese Fläche soll zu einem neuen städtischen Quartier umgebaut werden. Ein Rah-
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menplan sowie ein städtebaulicher Entwurf liegen bereits vor (GRUNDSTÜCKSENT-
WICKLUNG KLINIKUM BREMEN-MITTE 2015).  

• Gartenstadt Werdersee: Im Süden des Werdersees sollen in Anlehnung an die alte 
Gartenstadtidee auf einer ehemaligen Friedhoferweiterungsfläche ein neues 
Wohnareal mit etwa 500 Wohneinheiten, einem hohen Grünflächenanteil und ergän-
zenden Infrastrukturen entstehen (DER SENATOR FÜR UMWELT, BAU UND VERKEHR DER 
FREIEN HANSESTADT BREMEN 2014d). 

• Vorderes Woltmershausen: Auf dem Gelände eines alten Gaswerkgeländes soll ein 
moderner Gewerbepark entstehen (DER SENATOR FÜR UMWELT, BAU UND VERKEHR 
DER FREIEN HANSESTADT BREMEN 2014a, S. 75). 

 
Urbanes Grün in der Innenentwicklung 
Bedeutung, Ziele und Strategien  

Dem urbanen Grün wird in der Innenentwicklung der Stadt Bremen nach Einschätzung der 
Gesprächspartner heute große Bedeutung beigemessen und zwar sowohl von Politik und 
Verwaltung als auch von Bürgern und Bürgerinnen. Dies sei allerdings nicht immer so gewe-
sen. Noch vor ein paar Jahren hätte insbesondere die Politik das Grün in der Stadt vor allem 
als Bauerwartungsland/Baureserve angesehen. Der Sichtwandel sei unter anderem darauf 
zurückzuführen, dass die Bedeutung des Grüns für die urbane Lebensqualität stärker er-
kannt werde als früher. Hierzu beigetragen hätten sicher auch der hohe Stellenwert des 
Grüns bei den Bürgern und Bürgerinnen und ihr Engagement für dessen Erhalt.  

Der wichtige Stellenwert des urbanen Grüns in der Innenentwicklung findet auch konzeptio-
nell und planerisch seinen Niederschlag: 

• So heißt es im Leitbild der Stadtentwicklung, dass der Anteil der wohnortnahen 
Parks, Gärten, Grün- und Spielflächen in den Stadtteilen mindestens erhalten und de-
ren Qualität bei Bedarf verbessert werden soll (DER SENATOR FÜR UMWELT, BAU, 
VERKEHR UND EUROPA DER FREIEN HANSESTADT BREMEN 2009, S. 59). 

• Im Bremer Innenstadtkonzept 2025 wird ein wesentlicher Beitrag für die Innenstadtat-
traktivität darin gesehen, „die öffentlichen Platz- und Freiräume mit hoher Aufent-
haltsqualität zu gestalten und eng miteinander zu vernetzen“ (DER SENATOR FÜR UM-
WELT, BAU UND VERKEHR UND DER SENATOR FÜR WIRTSCHAFT, ARBEIT UND HÄFEN DER 
FREIEN HANSESTADT BREMEN/HANDELSKAMMER BREMEN 2013, S. 40).  

• Der neue Flächennutzungsplan der Stadt Bremen verfolgt als zentrales Ziel die „Si-
cherung und Entwicklung des Bestands an Grünflächen durch Grünverbindungen und 
Siedlungsflächen, in denen der Grünbestand in besonderem Maße berücksichtigt 
werden soll“ (DER SENATOR FÜR UMWELT, BAU UND VERKEHR DER FREIEN HANSESTADT 
BREMEN 2014a, S. 7). 

• Bei der Neuaufstellung des Landschaftsprogramms wird dem besiedelten Bereich ei-
ne besondere Bedeutung beigemessen. Vor dem Hintergrund des städtebaulichen 
Leitbilds der Innenentwicklung erfolgt eine intensive Auseinandersetzung mit den 
Werten und Funktionen von Grün- und Freiflächen in der Stadt (DER SENATOR FÜR 
UMWELT, BAU UND VERKEHR DER FREIEN HANSESTADT BREMEN 2014c, S. 26). Konkret 
heißt es „Grün- und Freiflächenfunktionen sollen bei der Innenentwicklung (...) mög-
lichst erhalten oder verbessert werden, insbesondere in Bezug auf eine Vernetzung 

110 

 



durch Grünelemente in bestehenden und neuen Wohn- und Gewerbegebieten sowie 
eine Sicherung und Neuanlage von grünen Stadtplätzen, Baumbeständen, Alleen 
und Badeseen“ (EBENDA, S. 191). Die bedarfsgerechte Verbesserung ist zum Beispiel 
zur Anpassung an die Folgen des Klimawandels oder an veränderte Bedürfnisse der 
Freiraumnutzung vorzunehmen (EBENDA, S. 341). 

Zur Konkretisierung dieser allgemeinen Zielsetzungen wurden Inhalte des Landschaftspro-
gramm in drei neue Kategorien des Flächennutzungsplans für den besiedelten Bereich inte-
griert und umgesetzt (EBENDA, S. 23).  

• vorhandene und geplante Grünverbindungen, 

• Siedlungsbereiche besonderer kulturhistorischer Bedeutung, 

• Siedlungsbereiche mit zu sichernden Grünfunktionen. 

Mit diesen Darstellungen werden im Einzelnen folgende Ziele verfolgt (EBENDA, S. 23ff): 

• Vorhandene und geplante Grünverbindungen: Ziel dieser Darstellung ist, die Anbin-
dung der Stadtteile an die Erholungsgebiete am Stadtrand sowie zu den Grünanlagen 
mit hohem Erholungspotenzial in der Stadt zu verbessern, das Erleben der „Stadt am 
Fluss“ durch flussbegleitende Grünzüge zu intensivieren und attraktive Wegebezie-
hungen für den Rad- und Fußverkehr anzubieten. 

• Siedlungsbereiche besonderer kulturhistorischer Bedeutung: In diesen Bereichen ist 
der Freiflächenanteil zu erhalten. Diese Kategorie umfasst unter anderen alle Sied-
lungskerne und Dorfrelikte mit altem Baumbestand, historischen Gartenanlagen oder 
mit sonstigen Stadtbiotopkomplexen, die einen besonderem Erlebniswert und/oder 
besondere Bedeutung für die Biotopvernetzung haben. 

• Siedlungsbereiche mit zu sichernden Grünfunktionen: In diesen Bereichen ist bei 
baulichen Entwicklungen besondere Rücksicht auf vorhandene Grünfunktionen zu 
nehmen. Für die Abgrenzung dieser Siedlungsbereiche maßgebliche Grün- und Frei-
flächenfunktionen sind ortsbildprägende, den Erholungswert steigernde Grünstruktu-
ren, naturnahe Strukturen für die Biotopvernetzung und das Naturerleben in der Stadt 
sowie stadtklimatisch wirkende Freiflächen und Baustrukturen. 

Damit Grünfunktionen in den dargestellten Siedlungsbereichen bei Nachverdichtungen oder 
Umnutzungen möglichst nicht beeinträchtigt werden, ist zudem vorgesehen, dass in diesen 
Bereichen bestehende Baurechte nach § 34 BauGB oder aufgrund vorhandener Bebau-
ungspläne im Einzelfall zu überprüfen sind. Zu diesem Zweck wurde in den neuen Flächen-
nutzungsplan für diese Bereiche die überlagernde Darstellung „Bauflächen mit zu sichernden 
Grünfunktionen/besonderes Planungserfordernis bei Innenentwicklungsvorhaben (Grün-
schraffur)“ aufgenommen. Sind die Baurechte mit der Sicherung der Grün- und Freiflächen-
funktionen nicht vereinbar, z.B. weil weitreichende Baurechte im ungeplanten Innenbereich 
(§ 34 BauGB) oder durch alte Bebauungspläne bestehen, kann ein Planungserfordernis vor-
liegen, dass durch Neuaufstellung oder Anpassung von Bebauungsplänen sowie in der Re-
gel auch durch vorbereitende Grünordnungspläne umzusetzen ist (DER SENATOR FÜR UM-
WELT, BAU UND VERKEHR DER FREIEN HANSESTADT BREMEN 2014c, S. 343). Diese neue Dar-
stellung und hausinterne Verabredung muss sich jedoch nach Ansicht der Interviewpartner 
erst noch bewähren. Bislang gebe es dazu noch kein abgestimmtes Verfahren zwischen den 
beteiligten Verwaltungsbereichen. Ein solches Verfahren soll aber zeitnah entwickelt werden.  

In der Vergangenheit seien die Grünbelange, „wenn es hart auf hart komme“, in der Abwä-
gung – auch aufgrund von Druck der Investoren – häufig zurückgestellt worden. Ökonomi-
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sche Belange, die auf eine möglichst hohe bauliche Ausnutzung der Fläche setzen, hätten in 
diesen Fällen den Vorrang erhalten. Dies treffe vor allem für Nachverdichtungen und Umnut-
zungen auf privaten Grundstücken zu. Hier sei in den zurückliegenden Jahren beispielsweise 
der Erhalt des alten Baumbestandes häufig nicht gelungen.  

Mit Orientierungswerten für die Versorgung mit urbanem Grün wird in der Stadt Bremen be-
wusst nicht gearbeitet. Bei der Erarbeitung des neuen Landschaftsprogramms ist die An-
wendung solcher Werte zwar in Erwägung gezogen, aber – so die Interviewpartner – man-
gels geeigneter Werte wieder verworfen worden. Im Ergebnis enthalte das Landschaftspro-
gramm daher keine Entwicklungswerte, sondern qualitative Ziele. Mit Qualitätszielen könnten 
spezifische Rahmenbedingungen der Stadt- und Siedlungsstruktur Bremens für die Frei-
raumentwicklung (durch bandförmige Ausdehnung bedingte sehr große Randlänge der Sied-
lung zur Landschaft, Ortsteile mit hohem privatem Grünanteil u.a.) besser berücksichtigt 
werden. 

Mit dem Erhalt und der Entwicklung des urbanen Grüns in der Innenentwicklung in Bremen 
werden gleichermaßen naturschutzfachliche (Erholungsvorsorge, Biotopschutz, Klima-
schutz), städtebauliche (insbesondere Steigerung der Wohn- und Lebensqualität) und sozia-
le Ziele (bedarfsgerechte Weiterentwicklung des Grünsystems prioritär in Ortsteilen mit nied-
rigem sozialen Index [DER SENATOR FÜR UMWELT, BAU UND VERKEHR DER FREIEN HANSE-
STADT BREMEN 2014c, S. 202]) verfolgt. Die Interviewpartner weisen jedoch darauf hin, dass 
die naturschutzfachlichen Ziele erst im Zuge der Neuaufstellung des Landschaftsprogramms 
bei der Innenentwicklung ein größeres Gewicht erhalten haben. Das Landschaftsprogramm 
verfolge dabei einen integrierten Ansatz, bei dem Synergien sowohl innerhalb der natur-
schutzfachlichen Ziele (naturnahe Erholung, Schutz der biologischen Vielfalt, Sicherung von 
klimatisch bedeutsamen Flächen) als auch mit städtebaulichen und sozialen Zielen der In-
nenentwicklung aktiv gesucht und genutzt werden. 

Brachen und Baulücken haben – so die Interviewpartner – für die Entwicklung des urbanen 
Grüns in Bremen eine geringe Bedeutung, da sie in der Regel als Vorbehaltsflächen für bau-
liche Entwicklungen angesehen werden. Auch Gebäudeflächen (Dächer, Fassaden) würden 
in der Vergangenheit noch sehr wenig für Begrünungen genutzt. Im Kontext des Klimaschut-
zes und der Anpassung an den Klimawandel sei hier aber derzeit eine veränderte Haltung in 
der Stadtplanung zu beobachten.  

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass der Erhalt und die Qualifizierung des vorhan-
denen Grüns das zentrale „Freiraumprojekt“ der Innenentwicklung der Stadt Bremen ist. Die 
Entwicklung neuer Grünflächen ist dagegen bislang eher selten. In der Regel beschränkt sie 
sich auf Anlagen bei Investorenplanungen. Ein Beispiel hierfür ist der in der Überseestadt im 
Jahr 2014 fertiggestellte repräsentative Überseepark (WFB WIRTSCHAFTSFÖRDERUNG BRE-
MEN GMBH 2015). Die Errichtung neuer Grünanlagen durch die Stadt selbst ist die Ausnah-
me. Eine solche stellt der unter anderem mit Mitteln aus dem Europäischen Fonds für regio-
nale Entwicklung (EFRE) finanzierte „Park am Weserwehr“ dar. Der fünf Hektar große Park 
ist mit dem Bau des neuen Weserkraftwerkes und auf Initiative einer Bürgerinitiative entstan-
den. Für den 2013 fertig gestellten Park wurde nach Abschluss der Baumaßnahme ein als 
Baustelleneinrichtungsfläche genutzter Sportplatz nicht wiederhergestellt, sondern entsiegelt 
und zurückgebaut. Gemeinsam mit städtischen Flächen konnte eine großzügige Anlage in 
einem bisher mit Grün eher unterversorgten Stadtteil entstehen (DER SENATOR FÜR WIRT-
SCHAFT, ARBEIT UND HÄFEN DER HANSESTADT BREMEN 2015, UMWELTBETRIEB BREMEN 2015). 
Die mit dem neuen Landschaftsprogramm vorgenommene stärkere Ausrichtung der Ein-
griffsregelung auf den besiedelten Bereich – für weniger große Flächen beanspruchende 
Vorhaben soll verstärkt nach Ausgleichsmöglichkeiten in diesem Bereich gesucht werden 
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(DER SENATOR FÜR UMWELT, BAU UND VERKEHR DER FREIEN HANSESTADT BREMEN 2014c, S. 
335)– könnte nach Ansicht der Interviewpartner jedoch in Zukunft vermehrt zur Entwicklung 
neuen urbanen Grüns insbesondere mit Blick auf die Schließung von Lücken im städtischen 
Biotopverbund führen. 

 

Akteure 

In der Verwaltung der Stadt Bremen ist in erster Linie der Bereich „Grünordnung, Schutzver-
ordnungen, ökologische Landwirtschaft, Forst und Jagd“ für das urbane Grün zuständig. Zu 
seinen Aufgaben gehören Grundsatzfragen und Aufgaben der Grünordnung, Planungspro-
jekte im öffentlichen Grün sowie Stellungsnahmen der Grünordnung zur Bauleitplanung, zu 
Planfeststellungsverfahren und zu Fachplanungen. Das konkrete Handeln vor Ort, d.h. Ob-
jektplanung, Pflege und Entwicklung der Grünflächen erfolgen im Auftrag der senatorischen 
Dienststelle durch den Umweltbetrieb Bremen (früher Gartenbauamt bzw. Stadtgrün Bre-
men). Zudem spielt mit Blick auf den Schutz und die Entwicklung des urbanen Grüns der 
Bereich „Flächen-, Biotop- und Artenschutz, Landschaftsplanung, Eingriffsregelungen“, der 
unter anderem für die Erstellung des Landschaftsprogramms zuständig ist, eine wichtige 
Rolle. Beide Verwaltungsbereiche gehören dem Senator für Umwelt, Bau und Verkehr an. In 
dieser Senatsverwaltung ist auch der Fachbereich Bau und Stadtentwicklung angesiedelt, zu 
dessen Aufgaben mit der Flächennutzungsplanung und der räumlichen Konkretisierung der 
Ziele der Innenentwicklung ebenfalls für das urbane Grün relevante Zuständigkeiten gehö-
ren. 

Außerhalb der Verwaltung sind nach Einschätzung der Interviewpartner vor allem Bürger, 
Bürgerinitiativen sowie die Ortsbeiräte in der Ortsteilen im Kontext des urbanen Grüns wich-
tige Akteure. Der Stellenwert des urbanen Grüns und das Engagement für dessen Erhalt 
seien bei diesen Akteursgruppen sehr hoch. Bei der Neuaufstellung des Flächennutzungs-
plans sei es beispielsweise durch verbandlich organisierte Bürgerproteste gelungen, dass 
die Idee der Stadt, einzelne Kleingartenflächen zu bebauen, wieder zurückgenommen wur-
de. 

 

Instrumente 

Als wichtige formelle Planungsinstrumente für die Entwicklung urbanen Grüns erachten die 
Interviewpartner gesamtstädtisch die Flächennutzungsplanung sowie das Landschaftspro-
gramm. Teilräumlich hätten Bebauungs- und Grünordnungspläne insbesondere mit Blick auf 
die im Flächennutzungsplan dargestellten Siedlungsbereiche mit zu sichernden Grünfunktio-
nen eine wichtige Funktion, da hier Baurechte, die mit den zu sichernden Grünfunktionen 
nicht vereinbar seien, zu einem Planungserfordernis führten (siehe oben).  

Unter den informellen Konzepten und Planungen werden das Klimaanpassungskonzept  
sowie das Biotopverbundkonzept (Bestandteil des Landschaftsprogramms) als wichtig für die 
Entwicklung des urbanen Grüns eingeschätzt. Im Klimaschutzkonzept werden für die Ebene 
der verbindlichen Bauleitplanung konkrete Vorschläge für Ziele gemacht, die im Rahmen 
einer klimaangepassten Planung verfolgt werden können. Einige dieser Ziele beziehen sich 
auf das urbane Grün: Festlegung von Bebauungsgrenzen, Erhaltung und Schaffung von 
Freiflächen, Entsiegelung von Flächen, Begrünung von Straßenzügen, Dächern und Fassa-
den (DER SENATOR FÜR UMWELT, BAU UND VERKEHR DER FREIEN HANSESTADT BREMEN 2012, 
S. 52). Im Biotopverbundkonzept sind stark durchgrünte Siedlungsteile mit hoher Bedeutung 
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für die Biotopvernetzung als zu sichernde Strukturen dargestellt (DER SENATOR FÜR UMWELT, 
BAU UND VERKEHR DER FREIEN HANSESTADT BREMEN 2014c, S. 191ff.). 

 

Finanzierung 

Für die Finanzierung der Entwicklung des urbanen Grüns werden von den Gesprächspart-
nern Mittel aus der Familie der Städtebauförderungsprogramme (Soziale Stadt, Stadtumbau, 
aktive Stadtteil- und Ortsteilzentren, städtebauliche Sanierungs- und Entwicklungsmaßnah-
men) sowie aus dem kommunale Programm „Wohnen in Nachbarschaften“ als sehr wichtig 
eingeschätzt. Zudem seien der Europäische Fonds für regionale Entwicklung sowie Mittel 
aus der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung, aber auch Investorengelder von hoher Be-
deutung. Die Pflege des urbanen Grüns werde dagegen hauptsächlich aus dem kommuna-
len Haushalt finanziert. Diese Mittel seien jedoch so gering, dass nur eine Basispflege und 
Maßnahmen zur Einhaltung der Verkehrssicherungspflicht finanziert werden könnten. In ein-
zelnen Parkanlagen werde die Pflege durch Vereine und Stiftungen finanziert (Bürgerpark) 
oder durch Anwohnerinitiativen getragen (Achterdiekpark). 

Hinweis: Das kommunale Handlungsprogramm „Wohnen in Nachbarschaften“ gibt es seit 
dem Jahr 1998. Zentrales Ziel des Programms ist die Verbesserung der Wohn- und Lebens-
bedingungen in benachteiligten Quartieren (DIE SENATORIN FÜR SOZIALES, KINDER, JUGEND 
UND FRAUEN DER HANSESTADT BREMEN 2015). 

 

Fördernde und hemmende Faktoren für die Entwicklung des urbanen Grüns  

Als sehr wichtige fördernde Faktoren für das urbane Grün in der Innenentwicklung der Stadt 
Bremen wird von den Interviewpartnern die Verknüpfung des Themas Freiraumentwicklung 
mit anderen Themen der Stadtentwicklung (Verbesserung der Wohn- und Lebensqualität, 
Anpassung an den Klimawandel) angesehen. Dies sei in Bremen nicht zuletzt durch die pa-
rallele Aufstellung von Landschaftsprogramm und Flächennutzungsplan sehr gut gelungen. 
Wichtig für den Erhalt und die Entwicklung des urbanen Grüns sei aber auch die gute Zu-
sammenarbeit der an der Innenentwicklung beteiligten Verwaltungsbereiche sowie Koopera-
tionen mit zivilgesellschaftlichen Akteuren (Bürgerinnen und Bürger, Bürgerinitiativen, Orts-
beiräte).  

Zu den wichtigsten hemmenden Faktoren gehören nach Einschätzung der Gesprächspartner 
bauliche Nutzungskonkurrenzen, notwendige Erhaltungs-und Pflegekosten für das urbane 
Grün sowie mangelnde Finanzmittel (kommunale Haushaltsmittel, Fördermittel). Vielfach 
wirkten sich aber auch private Eigentumsverhältnisse und mangelnde Akzeptanz bei Investo-
ren restriktiv für die Entwicklung des urbanen Grün aus. 

 

Klassifizierung, Erfassung und naturschutzfachliche Bewertung der Flächenpotenziale 
für die doppelte Innenentwicklung 
Als Flächenpotenziale für die doppelte Innenentwicklung werden in der Stadt Bremen insbe-
sondere Baulücken, Brachen und innerstädtische Grünflächen betrachtet. Verkehrsflächen 
spielen demgegenüber in diesem Zusammenhang kaum eine Rolle. Während bei Baulücken 
und Brachen in erster Linie eine bauliche Innenentwicklung angestrebt wird, geht es bei den 
Grünflächen um die Qualifizierung und Aufwertung des urbanen Grüns. 
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Für die Erfassung der Baulücken führt die Stadt ein Kataster. Die innerstädtischen öffentli-
chen, halböffentlichen und privaten Grün- und Freiflächen sind im Rahmen der Neuaufstel-
lung des Landschaftsprogramms flächendeckend nach ausgewählten Aspekten erfasst und 
bewertet worden. Bei der Bewertung wurden alle drei Zieldimensionen des Bundesnatur-
schutzgesetzes (Sicherung der Biologischen Vielfalt, nachhaltige Nutzung der Naturgüter, 
Bewahrung von Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie des Erholungswerts der Landschaft) 
berücksichtigt. Im Ergebnis wurden unter anderem Siedlungsbereiche identifiziert, bei denen 
bei baulichen Entwicklungen besondere Rücksicht auf vorhandene Grünfunktionen zu neh-
men ist (siehe oben). 
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3.2.3 Fallstudie Frankfurt am Main 
Rahmenbedingungen der Siedlungs- und Freiraumentwicklung 
Die Stadt Frankfurt am Main ist mit 705.515 Einwohnern (Stand 31.03.2014, siehe HESSI-
SCHES STATISTISCHES LANDESAMT 2015) fünftgrößte Stadt in Deutschland und wirtschaftli-
ches Zentrum des städtischen Ballungsraums Frankfurt/Rhein-Main. Als Verkehrsdrehschei-
be, Messe- und Finanzplatz sowie Wissenschafts- und Dienstleistungsstandort hat der Raum 
Frankfurt/Rhein-Main eine international große Bedeutung und wurde durch den Beschluss 
der Ministerkonferenz für Raumordnung vom 28. April 2005 als eine der elf deutschen Metro-
polregionen benannt.  

Die wirtschaftliche, demografische und bauliche Entwicklung der Stadt Frankfurt a.M. ist auf-
grund dieser räumlichen Verflechtungen auch stets im Zusammenhang mit den Entwicklun-
gen der Region zu betrachten.  

Die Stadt Frankfurt a.M. ist Mitglied im Regionalverband FrankfurtRheinMain (ehemals Pla-
nungsverband bzw. Umlandverband). Das Gebiet des Regionalverbandes umfasst 75 Mit-
gliedsstädte und -gemeinden mit insgesamt ca. 2,2 Mio. Einwohnern (HESSISCHES MINISTE-
RIUM DES INNERN UND FÜR SPORT 2015). Nach dem Gesetz über die Metropolregion Frank-
furt/RheinMain vom 8. März 2011 hat der Regionalverband neben der Flächennutzungs- und 
Landschaftsplanung weitere Steuerungs- und Koordinierungsaufgaben in regionalbedeutsa-
men Angelegenheiten übertragen bekommen. Dem Flächennutzungsplan wurde zugleich die 
Funktion eines Regionalplans eingeräumt; für den Ballungsraum wurde ein regionaler Flä-
chennutzungsplan eingeführt. Die Stadt Frankfurt am Main hat damit ihre Zuständigkeit für 
die Flächennutzungsplanung an den Regionalverband abgegeben.  

Frankfurt a.M. weist eine positive Bevölkerungsentwicklung auf; im Juni 2012 wurde (nach 
kontinuierlichen Bevölkerungsanstiegen seit 2001) erstmalig die Schwelle von 700.000 Ein-
wohnern überschritten. Prognostiziert wird ein weiterer Anstieg der Bevölkerung auf 712.230 
Einwohner bis zum Jahr 2020 (BERTELSMANN-STIFTUNG 2015) bzw. 723.000 Einwohner bis 
zum Jahr 2030 (STADT FRANKFURT, BÜRGERAMT STATISTIK UND WAHLEN 2010). Damit besteht 
ein erheblicher Unterschied zwischen dem Kern der Region und der im Umland gelegenen 
Kommunen innerhalb des Regionalverbands, bei denen stagnierende, zum Teil auch rück-
läufige Bevölkerungszahlen auftreten (vgl. REGIONALVERBAND FRANKFURTRHEINMAIN 2014).  

Der Anstieg der Einwohnerzahlen und die wachsende Anzahl von Einzelhaushalten führen 
zu einem erhöhten Wohnflächenbedarf. Bereits seit 2010/11 wurden – entgegen dem rück-
läufigen Trend seit Mitte der 1990er Jahre – wieder deutlich mehr Wohnungen in Frankfurt 
a.M. gebaut. Insgesamt stieg der Anteil an Siedlungs- und Verkehrsflächen in der Stadt zwi-
schen 2008 und 2013 um 0,8% an; dies ist im Vergleich mit den anderen Kommunen des 
Regionalverbandes ein vergleichsweise geringer Anstieg. Allerdings hat Frankfurt a.M. mit 
57,9 % Anteil an Siedlungs- und Verkehrsfläche in der Gemarkung auch bereits die höchsten 
Werte in der Region (STADT FRANKFURT AM MAIN, STADTPLANUNGSAMT 2012). 

Grün- und Freiflächen machen mehr als die Hälfte der Stadtflächen aus. Räumlich im Rhein-
Main-Becken am südlichen Taunushang gelegen wird Frankfurt am Main landschaftlich 
durch den Main geprägt, der das Stadtgebiet zentral von Ost nach West durchfließt. Die 
nördlichen Stadtteile Frankfurts liegen in der Nähe des Taunushangs, an den sich nordwest-
lich das flachwellige „Main-Taunus-Vorland“ bzw. nordöstlich die ebene bis flachwellige 
„Friedberger Wetterau“ anschließen. Die Stadtteile südlich des Mains grenzen an den rund 
50 km² großen Stadtwald, der als Schutz- bzw. Bannwald sowie als Landschaftsschutzgebiet 
ausgewiesen ist. 
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Innenentwicklung: Strategien, Planungen, zentrale Projekte 
Der Regionale Flächennutzungsplan (2011, mit aktualisiertem Planungsstand vom 
31.12.2013) weist für Frankfurt a.M. inklusive der hälftig zwischen Wohnen und Gewerbe 
aufgeteilten Mischbauflächen rund 2.340 ha Wohn- und Mischbauflächen (W+ M/2) und 
2.060 ha Gewerbeflächen (G+M/2) aus (REGIONALVERBAND FRANKFURTRHEINMAIN 2014, 
S.63). Aufgrund des grundsätzlichen Mangels an Flächen und Einschränkungen bei deren 
Verfügbarkeit (z.B. durch Siedlungsbeschränkungsgebiete des Flughafens Frankfurt/Rhein-
Main aufgrund von Bestimmungen des BImSchG zu Fluglärm) wird im Regionalen Flächen-
nutzungsplan neben der Ausweisung von Außenflächen insbesondere auf die Nutzung von 
Potenzialflächen für Wohnen im Innenbereich der Städte verwiesen. Potenzialflächen sind 
innerstädtische Flächenreserven und „Umstrukturierungsflächen“ (Brachen, Konversionsflä-
chen). Umstrukturierungsflächen machen laut Regionalem Flächennutzungsplan für Frank-
furt a.M. rund die Hälfte der Potenzialflächen für Wohnungsbau aus (EBENDA 2014, S. 64).  

Die Innenentwicklung hat in der Stadt Frankfurt sowohl in Politik als auch in der Verwaltung 
einen sehr hohen Stellenwert. In den vergangenen Jahren hat die Stadt Frankfurt a.M. be-
reits vermehrt Flächenreserven im Innenbereich für bauliche Entwicklungen genutzt. Eine 
bedeutende Rolle spielt dabei die Entwicklung der früher von den Streitkräften der Vereinig-
ten Staaten militärisch genutzten Flächen (STADT FRANKFURT AM MAIN 2012, S. 45). 

Beispiele für die Umnutzung von Innenbereichsflächen sind unter anderem  

• Europaviertel: Umnutzung der brachgefallenen Flächen des ehemaligen Hauptgüter-
bahnhofes und seines Rangierfeldes westlich der Frankfurter Innenstadt zwischen 
den Stadtteilen Bockenheim und Gallus zu einem gemischt genutzten Stadtquartier 
(Wohn- und Büroeinheiten) und als Erweiterungsfläche für die Messe Frankfurt (ins-
gesamt 145 ha überplant, davon 100 ha auf ehemals zu Bahnzwecken genutzten 
Flächen). 

• Stadterneuerung Ostend: Umnutzung von gewerblich-industriell genutzten Flächen 
(Ruhrorter Werft) hin zu Wohnungsbau (ca. 820 Wohneinheiten) sowie Schaffung der 
erforderlichen Infrastruktur und Gemeinschaftseinrichtungen. 

• Industriehof: Umnutzung eines ehemaligen rund 35 Hektar großen Kasernengelän-
des der US-Armee im Stadtteil Bockenheim zu einem Büro- und Gewerbegebiet (ca. 
zwei Drittel der Fläche) und zu einem Wohngebiet mit knapp 2000 Bewohnern (ca. 
Drittel der Fläche). 

Inzwischen werden Konversionsflächen bei anhaltender Nachfrage knapp, so dass z.B. As-
pekte der Höhenentwicklung der Gebäude und Konzentration (Nachverdichtung) innerhalb 
der Flächen wichtig werden. 

Die Entwicklung des am nordwestlichen Stadtrand gelegenen neuen Stadtteils Riedberg auf 
bisher landwirtschaftlich genutzten Hang- und Hochflächen bildet, was die strategische 
räumliche Planung des regionalen Flächennutzungsplans angeht, eine Ausnahme. Neu aus-
gewiesen wird hier eine Gesamtbruttobaulandfläche von 267 ha. Auf dieser sind der Bau von 
6.000 Wohneinheiten für ca. 15.000 Einwohner sowie Versorgungseinrichtungen und Ge-
meinbedarfseinrichtungen (Kindertagesstätten, Grund- und weiterführende Schulen, Sport-
anlagen und Parks) vorgesehen bzw. bereits weitgehend umgesetzt. Im Zusammenhang mit 
der Verlagerung des naturwissenschaftlichen Zweigs der Goethe-Universität Frankfurt am 
Main (Sonderbaufläche Hochschule/Forschung) sind zusätzlich Hochschul-, Büro- und La-
borgebäude für 3.000 Mitarbeiter und 8.000 Studenten geplant (STADT FRANKFURT AM MAIN, 
STADTPLANUNGSAMT o.J.).  
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Ressortübergreifend besteht als wichtigstes informelles Instrument für den Innenstadtbereich 
ein Innenstadtkonzept, das jedoch noch nicht von allen städtischen Gremien beschlossen ist. 
Das Innenstadtkonzept verfolgt die Aufwertung der Stadtgestalt und des öffentlichen Raums, 
die Vernetzung der zentralen Innenstadtbereiche mit dem Mainufer und den Wallanlagen 
durch Stärkung der Fuß- und Radwegverbindungen, die Förderung urbaner Nutzungsmi-
schung, die Stärkung der Wohnnutzung sowie die Weiterentwicklung urbanen Grüns unter 
Berücksichtigung der Frankfurter Klimaanpassungsstrategie. Das Innenstadtkonzept bündelt 
bestehende Planungen, etwa den Gestaltungsplan Bebauung. Um eine möglichst breite Bür-
gerbeteiligung zu erzielen, ist ein offener Planungsprozess für die Entwicklung des Innen-
stadtkonzeptes gewählt worden. Seit Anfang 2010 wurden zahlreiche öffentliche Informa-
tions- und Werkstattveranstaltungen durchgeführt. Aktuell wird außerdem ein integriertes 
Stadtentwicklungskonzept erarbeitet (STADT FRANKFURT AM MAIN, DEZERNAT PLANEN, BAUEN, 
WOHNEN UND GRUNDBESITZ, STADTPLANUNGSAMT, 2010).  

Zudem gibt es, als weitere informelle Planwerke,ein in Abstimmung mit dem Regionalen Flä-
chennutzungsplan erarbeitetes Einzelhandels- und Zentrenkonzept, das dem Trend zu Zen-
tren auf der „grünen Wiese“ entgegenwirken soll. Ziele sind die Sicherstellung einer Versor-
gungsstruktur, die für die gesamte Bevölkerung erreichbar ist, und die Sicherung und Stabili-
sierung der Angebots- und Funktionsvielfalt der Innenstadt (STADT FRANKFURT AM MAIN, 
STADTPLANUNGSAMT (o.J.). 

 

Urbanes Grün in der Innenentwicklung 
Bedeutung, Ziele und Strategien  

52% des Stadtgebietes sind Grün- und Freiflächen und besitzen eine besondere Bedeutung 
für die Naherholung der Bevölkerung und den klimatischen Ausgleich. Frankfurt gehört zu 
den zehn am dichtesten besiedelten Städten Deutschlands und hat eine steigende Bevölke-
rungsentwicklung (siehe oben). Dazu kommen täglich ca. 340.000 – 350.000 Pendler in die 
Stadt. Das Stadtgebiet ist in Relation zur Einwohnerzahl mit 248 km² relativ klein und verfügt 
über wenige Flächenreserven für Siedlungszuwächse. Damit besteht einerseits ein hoher 
Druck auf die vorhandenen Grünflächen, andererseits die Verpflichtung, ausreichend (neue) 
Grünflächen für die steigende Bevölkerung zu schaffen. Gleichzeitig ist die Grün- und Frei-
raumversorgung für die Stadt ein Marketingfaktor, der sich im Wettstreit der Kommunen um 
Gewerbe- und Dienstleistungsunternehmen förderlich auswirkt. 

Laut Aussagen der Interviewpartner hat sich das Bewusstsein für die Bedeutung von Grün in 
der Stadt sowohl bei den Bürgern als auch in der Stadtverwaltung/Stadtpolitik in den letzten 
Jahren erheblich gestärkt. Ein Anschub dafür war u.a. der sog. Green City Process, die Be-
werbung um den Titel „Europäische Umwelthauptstadt 2014“ (siehe unten). Dieser Bedeu-
tungszuwachs des urbanen Grün würde sich auch in der Außendarstellung der Stadt wider-
spiegeln. Wäre in der Vergangenheit in den Medien stets nur die Skyline von Frankfurt dar-
gestellt worden, wird nun häufig die Skyline mit dem Grün der Stadt gemeinsam (z.B. mit 
dem Stadtwald) gezeigt, aber auch das Frankfurter Mainufer. 

Auswirkungen hat dies auch auf den Etat für gestaltetes Grün. Wurde dieser bis ca. 2005 
immer weiter gekürzt, fließen seitdem insbesondere Einnahmen aus der Gewerbesteuer in 
die Bestandsentwicklung von Grünflächen (Sanierung und Neubau). Momentan werden ca. 
20 ha neue Grünflächen pro Jahr geschaffen. Mit der verbesserten Aufenthaltsqualität der 
Grünflächen steigen wiederum auch die Nachfrage nach Grün und damit verbunden auch 
der Wert der angrenzenden Immobilien. Ein Wendepunkt wird im Leitprojekt „Stadtraum 
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Main“ gesehen, in dem eine gemeinsam von Stadtplanungsamt und Grünflächenamt getra-
gene städtebauliche Entwicklung mit weitgehender Berücksichtigung des urbanen Grüns 
einsetzte.  

Bedeutende Projekte für das urbane Grün und die Freiflächen in der Innenentwicklung in der 
Stadt Frankfurt a.M. sind u.a. 

• Mainufer: Schaffung von Freiräumen mit hoher Aufenthaltsqualität auf ehemaligen 
Hafen- und Industrieflächen an beiden Mainufern (u.a. Bereiche der Weseler Werft, 
des Westhafens, des ehemaligen Schlachthofgeländes am Deutschherrnviertel) 

• Entstehung neuer, großzügiger Parks im Zusammenhang mit der Umnutzung bisher 
gewerblich genutzter Flächen (u.a. Rebstockpark, Europaviertel). 

Die zentrale Strategie zur Freiflächenerhaltung und -entwicklung ist der 1991 konzipierte 
sog. "GrünGürtel", der die einzelnen Grün- und Freiflächen der Stadt zu einem Freiflächen-
system zusammenführt. Die Frankfurter Waldgebiete, die sich im Süden und Osten der Stadt 
konzentrieren, gehören zum Kernbereich des GrünGürtels (s. Abb. 33). Die besondere Be-
deutung des GrünGürtels für die Stadt macht jedoch die Vernetzung und Verbindung der 
Grün- und Freiflächen unterschiedlicher Ausprägung (Stadtparks, Sport- und Freizeitanlagen 
im Innenstadtbereich, Streuobstwiesen, den Landschaftsraum Nidda, Äcker im äußeren 
Stadtbereich) aus. Der GrünGürtel ist ein stark genutztes Freizeitgebiet mit Wander- und 
Radwegen sowie mehreren Umweltbildungseinrichtungen ("Lernstationen"). Eine Sicherung 
erfolgte 1994 durch Ausweisung als Landschaftsschutzgebiet. Ziel ist der weitere Ausbau 
des GrünGürtels, d.h. insbesondere die Verbesserung der Zugänge in den Gürtel sowie eine 
stärkere Vernetzung mit dem innerstädtischen Grün sowie mit den Naherholungsgebieten in 
der Region. Weitere Ziele sind u.a. die Verbesserung der ökologischen Werte des GrünGür-
tels, die Erhaltung und Vernetzung der Reste naturnaher Landschaften sowie die Vermei-
dung von Flächenversiegelungen, Entsiegelungen und die klimawirksamen Freiflächen. Für 
die Planung und Koordinierung der entsprechenden Maßnahmen ist eine ämter-
/dezernatsübergreifende Projektgruppe von Umweltamt, Grünflächenamt und Stadtpla-
nungsamt eingerichtet. 

Der GrünGürtel ist Bestandteil des Regionalparks RheinMain, einem großräumigen Routen-
netz, das die Landschaften der Region erlebbar machen soll. Geplant sind 1.250 km Rou-
tennetz, die nach und nach realisiert werden und das sich vom Frankfurter GrünGürtel, west-
lich bis nach Rüdesheim im Rheingau, nördlich bis in die Wetterau, vom Hessischen Ried im 
Süden bis weit in das Kinzigtal nach Osten erstreckt. Die Planung und Koordination war an-
fangs eine Aufgabe des früheren Umlandverbands Frankfurt bzw. des Regionalverbands 
FrankfurtRheinMain. Seit 2005 ist für diese Aufgabe die Regionalpark Ballungsraum Rhein-
Main gGmbH zuständig. Dabei stimmt sich die Dachgesellschaft mit dem Regionalverband 
FrankfurtRheinMain ab (BALLUNGSRAUM RHEINMAIN GMBH o.J.). 

Einen bedeutenden Schub für die strategische Entwicklung des Grüns ging von der Bewer-
bung Frankfurts auf den Preis „Europäische Umwelthauptstadt 2014“ (European Green Capi-
tal Award) aus. Die Bewerbung förderte das Bewusstsein für das urbane Grün und führte 
dazu, dass die vielen bestehenden Planungen zu unterschiedlichen Umweltaspekten (z.B. 
Klimaschutz, Klimawandel, Energieeinsparung, Grünflächenentwicklung) unter dem Gedan-
ken „Green City“ strategisch gebündelt wurden. Im Zusammenhang mit der Bewerbung wur-
den mehrere Teilstrategien und Planungen erarbeitet, u.a. der sog. Speichen- und Strahlen-
plan des Umweltdezernates von 2012 (informelle Planung). Dieser konkretisiert die beab-
sichtigte bessere Vernetzung des GrünGürtels in die Stadt („Speichen“) und in die umliegen-
de Region („Strahlen“). Der Plan zeigt u.a. Schwerpunkte für die Entwicklung neuer Grün- 
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und Freiflächen auf, die auch klimatische Ausgleichsfunktionen übernehmen können. Weite-
re Aspekte sind der Biotopverbund  und die naturnahe Erholung. Bemerkenswert ist, dass 
der Speichen- und Strahlenplan darüber hinaus auch Schwerpunkte für städtebauliche Ver-
änderungen aufzeigt und z.B. durch verkehrsplanerische Maßnahmen wie den Rückbau von 
Straßen ergänzt wird. So soll die Erreichbarkeit des GrünGürtels ohne Auto verbessert wer-
den. Neben der Einrichtung von autofreien Zonen soll zukünftig ein gesamtstädtisches Leit- 
und Orientierungssystem zum GrünGürtel für Fußgänger, Radfahrer, Nutzer öffentlicher Ver-
kehrsmittel und Autofahrer entwickelt werden (STADT FRANKFURT AM MAIN, DEZERNAT UM-
WELT UND GESUNDHEIT (o.J.). 

Die Landschaftsplanung der Stadt Frankfurt a.M. ist im Kontext mit der Flächennutzungspla-
nung der Region zu betrachten (siehe oben). Der zum Regionalen Flächennutzungsplan 
gehörende Landschaftsplan als Fachplanung im Sinne des Hessischen Naturschutzgesetzes 
ist bereits seit 2000 rechtsverbindlich. In diesen wurden die Teillandschaftspläne der Stadt 
und der Freiflächenentwicklungsplan (siehe unten) integriert; beide besitzen keine eigene 
Rechtswirksamkeit. Zudem hat das Umweltamt flächendeckend für das gesamte nichtbesie-
delte Stadtgebiet (Teil-) Landschaftspläne erarbeitet, welche weitgehend durch die Stadtver-
ordnetenversammlung beschlossen wurden. Die Inhalte dieser Landschaftspläne dienen 
sowohl zur Fortschreibung des Freiflächenentwicklungsplans als auch zu einer inhaltlich und 
räumlich verfeinerten Detaillierung der übergeordneten Landschaftsplanung. Da das Sied-
lungsgebiet von den Teillandschaftsplänen nicht betrachtet wird, haben sie nur eine begrenz-
te Bedeutung für die Ziele der doppelten Innenentwicklung.  

Weitere Ziele sind im Freiflächenentwicklungsplan von 1999 formuliert. Dieser stellt eine ge-
samtstädtische Freiraumplanung dar, in die alle Stadtteillandschaftspläne integriert sind. Der 
Freiflächenentwicklungsplan ist mit der Stadtentwicklung abgestimmt. Neben der Darstellung 
von Bereichen mit hoher Bedeutung u.a. für den Naturschutz werden Siedlungsflächen hin-
sichtlich ihres Freiflächenbestandes eingestuft (z.B. „Siedlungsflächen mit Handlungsbedarf“: 
Flächen mit hohem Entsiegelungspotenzial, die eine Detailbetrachtung und Prüfung auf eine 
Eignung auf Entsiegelungsmaßnahmen erfordern). Dazu werden Hinweise zu Maßnahmen 
gegeben. Eine Überarbeitung und Aktualisierung  des Plans ist aufgrund seines Alters (Be-
standserhebung in den 90erJahren) beabsichtigt. 
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Abb. 33: Karte der Frankfurter Grünflächen (Quelle: Stadt Frankfurt a.M., Stadtvermessungsamt 
Frankfurt; http://www.frankfurt-greencity.de/umwelt-frankfurt/frankfurt-die-gruene-stadt/) 

Darüber hinaus bestehen Einzelkonzepte für einzelne Grünanlagen, u.a. für Seniorenfrei-
räume, Fitnessanlagen in öffentlichen Grünflächen, öffentliche Wasserspielanlagen, Klein-
gärten. Verfolgt wird das Ziel, unterschiedliche Erlebnisformen für die multikulturelle Gesell-
schaft zu schaffen.  

Orientierungswerte für die Versorgung mit Grün gibt es nicht. Verfolgt wird lediglich ein quan-
titativer Wert, der sich auf die Erreichbarkeit von Grünflächen für die Einwohner bezieht. Es 
ist Ziel, dass jeder Bewohner in einem Radius von 300 m zu einer Grünanlage mit Erho-
lungscharakter und einer Größe von mehr als 1.000 m2 wohnt. Dazu wurde im Rahmen der 
Bewerbung um den European Green Capital Award eine Bestands- und Defizitanalyse er-
stellt, die anhand der Bevölkerungszahlen/-entwicklung und anderen statistischen Daten zur 
Flächennutzung fortlaufend aktualisiert wird. Statt der Festlegung weiterer Orientierungswer-
te wird in den einzelnen B-Plan-Verfahren mit den Investoren bereits sehr früh über den 
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Grad der geplanten Grünversorgung verhandelt. Der Versorgungsgrad wird direkt in der Pla-
nung festgelegt bzw. bildet eine Grundlage für den ggf. durchzuführenden gestalterischen 
Wettbewerb. Da den Investoren der Wert von Grünflächen insbesondere für hochwertige 
Wohngebiete bewusst ist, führt diese Vorgehensweise zum Teil zu sehr hohen Grünanteilen 
in B-Plan-Gebieten (s. z.B. Europapark). Laut Aussage der Interviewpartner wären weitere 
Orientierungswerte grundsätzlich zu begrüßen, allerdings schwierig zu bestimmen, da jede 
Fläche andere Topografien und Nutzungsstrukturen aufweist.  

Betrachtet man die unterschiedlichen Zielsetzungen, die bei der Entwicklung des urbanen 
Grüns und der Freiflächen in der Innenentwicklung der Stadt Frankfurt a.M. eine Rolle spie-
len, so ist eine integrierte Betrachtung naturschutzfachlicher, städtebaulicher und sozialer 
Ziele festzustellen. Für die einzelnen Aspekte bestehen Einzelkonzepte, die jedoch in einer 
gesamtstädtischen Betrachtungsweise zusammengeführt werden. Dazu gab der Green City 
Process einen wesentlichen Anschub, hervorzuheben ist aber vor allem auch die gute ver-
waltungsinterne Zusammenarbeit von Stadtplanungsamt, Grünflächenamt und Umweltamt 
(siehe unten). 

In der Vergangenheit wurden bereits große Teile der vorhandenen Brachen und Baulücken 
genutzt, sowohl für die bauliche Nachverdichtung als auch für die Entwicklung von Grün. Ein 
wesentlicher Aspekt bei der Nutzung von Brachen sei das Vorkommen bedrohter Arten 
(Schutzstatus). 

 

Konflikte und Probleme 

Der GrünGürtel hat (auch wegen seines Status als Landschaftsschutzgebiet) in der planeri-
schen Abwägung  aus Sicht des Stadtplanungsamtes, des Umweltamtes und des Grünflä-
chenamtes ein besonderes Gewicht. Der Strahlen- und Speichenplan beinhaltet keine 
grundstücksscharfen Aussagen und Festlegungen, sodass eine Flächeninanspruchnahme 
für bauliche Zwecke  daher nicht von vornherein unterbunden ist. Die fachliche Auseinander-
setzung erfolgt in diesen Fällen im Beteiligungsverfahren (Stellungnahmen) zur Bebauungs-
planung. Ziel ist es dabei, die grünplanerischen Belange in der Abwägung weitgehend zu 
berücksichtigen und ggf. Kompensationsmaßnahmen festzusetzen. Pauschale Kriterien zur 
Gewichtung/Abwägung gibt es nicht, entscheidend sind der Einzelfall und die Kommunikati-
on zwischen den beteiligten Ämtern. Neben der  dezernatsübergreifenden Projektgruppe 
„GrünGürtel“, der das Umwelt-, das Grünflächen- und das Stadtplanungsamt angehören, 
bestehen weitere regelmäßige Abstimmungsformate zwischen den Ämtern, in deren Rah-
men notwendige Abstimmungen erfolgen. 

 

Akteure 

Zuständig für das urbane Grün sind innerhalb der Verwaltung das Grünflächenamt, das Um-
weltamt (einschließlich der Unteren Naturschutzbehörde) sowie das Stadtplanungsamt.  

Für das urbane Grün relevante verwaltungsexterne Akteure sind in erster Linie die Bürger. 
Hier ist in den letzten Jahren ein gewachsenes Bewusstsein hinsichtlich der Bedeutung von 
urbanem Grün festzustellen. Es sind zahlreiche Bürgerinitiativen entstanden, die sich in die 
Planung und Stadtentwicklung einbringen wollen. Diese Entwicklung ist nach Auskunft der 
Interviewpartner zu begrüßen, allerdings ist ebenfalls festzustellen, dass hin und wieder  
auch individuelle Interessen der Nutzergruppen im Vordergrund des Engagements stehen 
und entsprechende Ressourcen der Behörden für die Projektentwicklung gebunden werden. 
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Bürger werden u.a. durch Bürgerbefragungen aktiv in die Planung einbezogen. Hinzu kommt 
die Beteiligung der Naturschutzbeiräte als ehrenamtliches Gremium, in dem u.a. auch die 
nach BNatSchG anerkannten Naturschutzverbände mitwirken. 

 

Instrumente 

Die wichtigsten formellen Instrumente mit Blick auf das urbane Grün sind der Regionale Flä-
chennutzungsplan sowie der Landschaftsplan, auch wenn dieser sich überwiegend auf den 
Außenbereich der Stadt bezieht (siehe oben). Die wichtigsten informellen Instrumente sind 
die Frankfurter Klimaanpassungsstrategie, der Speichen- und Strahlenplan, der Freiflächen-
entwicklungsplan, das Grünversorgungskonzept und (zukünftig) das integrierte Stadtentwick-
lungskonzept.   

Ein weiteres wichtiges Instrument sind städtebauliche Verträge, die mit den Investoren bei 
der geplanten Bebauung bzw. Umnutzung einer Fläche geschlossen werden. Bereits bei der 
Vermarktung von Bebauungsflächen wird auch die Planung der Grünflächen zwischen Inves-
tor und Stadt verhandelt und vertraglich fixiert. Regelungsgegenstände sind, was die Grün-
flächen anbelangt, etwa die ggf. notwendige Durchführung eines Wettbewerbes sowie der 
Grad der Grünversorgung (siehe Beispiel Rothschildpark: HARTING 2015).  

 

Finanzierung  

Für die Entwicklung des urbanen Grüns werden vor allem kommunale Haushaltsmittel ein-
gesetzt, Mittel aus der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung, Förderprogramme (Städte-
bauprogramm Soziale Stadt, städtebauliche Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen) und 
Investorengelder. In der Stadt Frankfurt besteht ein erheblicher Haushaltsansatz von rund 10 
Mio. Euro/Jahr für die Entwicklung und Pflege des kommunalen Grüns (kommunales Begrü-
nungsprogramm). 

Sponsorengelder und Spenden werden selten eingenommen, und wenn, handelt es sich 
eher um die einmalige Finanzierung von investiven Ausgaben (z.B. Neugestaltung von Anla-
gen), die Übernahme kontinuierlicher Pflegekosten ist für Sponsoren nicht attraktiv. 

 

Fördernde und hemmende Faktoren für die Entwicklung des urbanen Grüns  

Fördernd wirkt sich zum einen der erklärte politische Wille für mehr Grün in der Stadt aus. 
Dieser zeigt sich u.a. an der Teilnahme am Wettbewerb Europäische Umwelthauptstadt 
2014 oder dem Haushaltsansatz für Grünflächen. Zum anderen ist vor allem der regelmäßi-
ge Austausch zwischen dem Stadtplanungsamt, dem Umweltamt und dem Grünflächenamt 
von wesentlicher Bedeutung für die Umsetzung der bestehenden Leitbilder und Ziele zur 
Freiraumentwicklung. Förderlich wirke sich auch aus, dass aufgrund der guten Kooperation 
zwischen Umweltamt und Stadtplanungsamt die Landschaftsplanung (d.d. Umweltamt) als 
integraler Bestandteil der Stadtentwicklung gelebt wird. 

Aus planerischer Sicht ist die Verknüpfung des Themas Freiraumentwicklung mit anderen 
Themen der Stadtentwicklung (Klimaschutz, Verbesserung der Wohnverhältnisse) wichtig. 

Als fördernd wird auch die Bündelung der Aufgaben im Grünflächenamt gesehen. Bislang 
wurden z.B. Pflegeaufgaben nicht an private Firmen vergeben (Outsourcing), die Stadt be-
schäftigt vielmehr eigene Gärtner. Planung, Ausführung und Pflege liegen in einer Verant-
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wortung. Daher kommt es zu wichtigen Rückkoppelungseffekten, etwa Informationen aus 
den Pflegetrupps für notwendige Bau- und Gestaltungsmaßnahmen.  

Hemmend sind vor allem der durch den stetigen Bevölkerungszuwachs bauliche Entwick-
lungsdruck und der davon ausgehende Druck auf Grünflächen (bauliche Nutzungskonkur-
renzen). Wachsende Ansprüche an Quantität und (Ausstattungs-)Qualität der Grünflächen 
erhöhen die Pflege- und Unterhaltungskosten und relativieren die vergleichsweise hohen 
Haushaltszuwendungen für Grünflächenpflege. 

 

Klassifizierung, Erfassung und naturschutzfachliche Bewertung der Flächenpotenziale 
für die doppelte Innenentwicklung 
Für die Erfassung der Baulücken besteht ein Baulückenkataster, ebenso sind ein Baum- und 
ein Kompensationsflächenkataster vorhanden. Aufgrund der beschränkt vorhandenen Flä-
chen und der vorhandenen Datengrundlagen bei den Ämtern sind laut Interviewpartnern so-
wohl die Flächen mit bestehendem Siedlungsdruck als auch potenzielle Flächen für die dop-
pelte Innenentwicklung bekannt. Grundsätzlich wäre eine flächendeckende Klassifizie-
rung/Erfassung (in Abgleich mit den Ansprüchen der Stadt) gut nutzbar. Weitere Potenziale 
für die doppelte Innenentwicklung könnten sich zum Beispiel aus privaten Betriebssportflä-
chen ergeben, die aufgrund eines veränderten Nutzerverhaltens teilweise untergenutzt sind. 
Der Trend gehe weg von umgrenzten Sportflächen (z.B. Tennis) zu einer Sportausübung in 
der freien Fläche, so dass die Unternutzung von Sportplätzen anhalten könnte.  

Hinsichtlich der naturschutzfachlichen Bewertung der Potenzialflächen wird eine flexible Ein-
zelfallbetrachtung verfolgt. Naturschutzrechtliche Restriktionen (insbesondere Artenschutz) 
sind ein Ausschlusskriterium für eine bauliche Nutzung. 
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3.2.4 Fallstudie Leipzig 
Rahmenbedingungen der Siedlungs- und Freiraumentwicklung 
Leipzig zählt zu den wachsenden Städten Deutschlands. Nach massiven Schrumpfungspro-
zessen (u. a. Abwanderung ins Umland) Mitte/Ende der 1990er Jahre mit einer Talsohle von 
437.101 Einwohner, ist die Bevölkerungszahl in den folgenden Jahren  kontinuierlich ange-
stiegen und lag 2013 bei 531.562 Personen. Die Wachstumsquote von 2004 bis 2013 lag bei 
6,2 %  Allein für 2014 wird ein Zuwachs von ca. 12.000 Personen erwartet (STATISTISCHES 
LANDESAMT SACHSEN, AMT FÜR STATISTIK UND WAHLEN LEIPZIG 2014). 

Die steigende Bevölkerungsrate geht mit einer wachsenden Flächeninanspruchnahme ein-
her. Dies betrifft sowohl Brachen, aber insbesondere auch Flächen im Außenbereich. Der 
Flächenbedarf für Industrie und Gewerbe ist gesamtstädtisch betrachtet am höchsten einzu-
stufen. Die gewerbliche Entwicklung findet dabei vor allem im Norden der Stadt, auch in Ko-
operation mit dem Umland statt. Hier sind große Flächenreserven auf der "Grünen Wiese" 
vorhanden. Im bundesweiten Kontext wird Leipzig mit zu den größten "Flächenverbrauchern" 
gezählt. Im Innenbereich finden sich noch Potenzialflächen für gewerbliche Nutzungsformen. 
Die südlichen und südwestlichen Stadtrandbereiche werden insbesondere in Hinblick auf die 
Aspekte Freizeit und Erholung entwickelt. Wohnbauflächen bzw. Potenzialflächen für Woh-
nungsbau (Baulücken, Umnutzungsflächen ehemals gewerblicher Strukturen) stehen in aus-
reichendem Maße zur Verfügung, sodass momentan kein Bedarf für eine Ausweisung größe-
rer Wohnbauflächen besteht. Jährlich kommen in Leipzig ca. 1.500 Wohnungen neu auf den 
Markt. Die innere Stadt wächst (vor allem im Süden und Südwesten, "Entwicklung der Stadt-
teile entlang der Grünen Achse"). Es zeichnet sich aber langsam eine Verlagerung in den 
Osten der Stadt ab. Hier wird noch ein großer städtebaulicher Handlungsbedarf gesehen, 
während in anderen Stadtteilen eine beginnende Konservierung gefragt ist. 

Das Stadtbild von Leipzig ist vor allem von gründerzeitlichen Wohnungsbeständen geprägt. 
Eine landschaftliche Besonderheit und Zäsur (Stichwort: Bebauungsfreie Achse), bildet der 
Leipziger Auwald, der das Stadtgebiet von Nordwest nach Süden durchquert. Zusammen-
fassend  lässt sich feststellen, dass, auch wenn im Innenbereich die baulichen Entwicklungs-
flächen abnehmen, Leipzig momentan kein Flächenproblem, was Siedlungs- und Freiraum-
entwicklung angeht, besitzt. Bei anhaltendender positiver Bevölkerungsentwicklung im der-
zeitigen Umfang könnte sich die Situation allerdings mittelfristig anders darstellen. Als be-
grenzt eingestuft wird die Verfügbarkeit von Ausgleichsflächen im Stadtgebiet. 

 

Innenentwicklung: Strategien, Planungen, zentrale Projekte 
Die Innenentwicklung hat in der Stadt Leipzig, nach der gegenläufigen Strategie "Außenent-
wicklung vor Innenentwicklung" in den Jahren 1990 bis 1995 und den massiven Schrump-
fungsprozessen der Vergangenheit, speziell in der Verwaltungsebene einen hohen Stellen-
wert. Schon 1995 bis 2000 erfolgte eine Konzentration auf die Innenentwicklung (z.B. durch 
Sanierungstätigkeit im Altbau und Umnutzung von gewerblichen Objekten und Flächen). 
Zwischen 2000 und 2010 fanden zahlreiche Stadtumbaumaßnahmen im Innenbereich statt 
(STADTPLANUNGSAMT LEIPZIG, DEZERNAT STADTENTWICKLUNG UND BAU 2013).  

Ressortübergreifend wird durch abgestimmte Konzepte und Planungen der Innenentwicklung 
explizit Vorrang eingeräumt. Kernpunkte der Innenentwicklung in Leipzig sind u.a. die Stär-
kung der Innenstadt, der Erhalt gründerzeitlicher Bebauung als einer der charakteristischen 
Bebauungstypen, die Stadtteilentwicklung sowie die Revitalisierung von Brachen. Was nach 
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Meinung der Interviewpartner fehlt, ist eine wirksame und rahmensetzende „Mobilisierungs-
strategie“. 

Seit 2009 besitzt Leipzig ein integriertes Stadtentwicklungskonzept (SEKo). Im SEKo 
(Leipzig 2020 - Integriertes Stadtentwicklungskonzept) werden gesamträumliche und teil-
räumliche Prioritäten und Handlungsrichtungen für die Stadtentwicklung bis 2020 formuliert 
(vgl. STADTPLANUNGSAMT LEIPZIG, DEZERNAT STADTENTWICKLUNG UND BAU 2013, STADT 
LEIPZIG 2009). Das SEKo wird von der gesamten Stadtverwaltung, d. h. im Sinne des inte-
grierten Ansatzes, ressortübergreifend "gelebt". Eine Fortschreibung des integrierten Stadt-
entwicklungskonzeptes ist ab 2015 geplant. 

Insgesamt kann festgestellt werden, dass in der Stadt Leipzig die Innenentwicklung eine lan-
ge Tradition besitzt, in der Verwaltung unstrittig ist, wenngleich auch andere Entwicklungen 
und Optionen eine Rolle in den Überlegungen zur Vorbereitung kommunalpolitischer Rollen 
spielen. Rücknahmen von Bauflächen im großen Umfang (wie z.B für den aktuellen Flä-
chennutzungsplan geschehen) wären zum jetzigen Zeitpunkt und mit Blick auf die aktuelle 
demografische Entwicklung politisch schwer durchsetzbar. Bei der Fortschreibung des Woh-
nungspolitischen Konzeptes beispielsweise sollen nach Wunsch der politischen Akteure als 
potenzielle Wohnungsbaustandorte nicht mehr nur die Innenstadtbereiche, sondern die Ge-
samtstadt, wenn gleich an integrierten Standorten definiert werden. 

Zu den maßgeblichen Akteuren der Innenentwicklung in der Stadtverwaltung gehören das 
Dezernat Stadtentwicklung und Bau mit dem Stadtplanungsamt, das Amt für Stadterneue-
rung und Wohnungsbauförderung sowie das beim Dezernat Umwelt, Ordnung, Sport ange-
siedelte Amt für Umweltschutz sowie das Amt für Stadtgrün und Gewässer.  

Flächennutzungsplan, Landschaftsplan und SEKo bilden das grundlegende Instrumentenset 
der generellen und strategischen Planungs- und Entscheidungsebene in Leipzig. Daneben 
werden das Fachkonzept Klima und Energie (mit wichtiger Schnittstelle zum Fachbeitrag 
Freiraum und Umwelt) und das Fachkonzept Brachen (derzeit in Bearbeitung befindlich)  
sowie konzeptionelle Stadtteilpläne und der Stadtentwicklungsplan Wohnen aufgeführt.  

Als wichtige Potenzialflächen für die Innenentwicklung werden ehemalige innerstädtische 
Bahnflächen sowie Gewerbeflächen, bei denen Umnutzung- und Neuorientierungsprozesse 
anstehen, angesehen. Neben den großräumigen Projekten spielen in Leipzig aber auch die 
noch verbliebenen Strukturen der Perforierung (Baulücken und Brachen) eine Rolle, der Fo-
kus lag in den letzten Jahren auf Lückenschluss und hier auf baulicher Nutzung. 

Großräumige Projekte, die auch die doppelte Innenentwicklung in ihrer gesamten Komplexi-
tät präsentieren, wie z.B.  

• Stadtraum im Bayerischen Bahnhof: Umstrukturierung ehemaliger Bahnflächen zu 
einem neuen Stadtraum, Bindeglied zwischen Südvorstadt und Alte Messe mit gro-
ßem Stadtpark, 

• Gleisgrünzug Plagwitzer Bahnhof: Umstrukturierung ehemaliger Bahnflächen zu städ-
tischem Grünzug mit Freizeit- und Erholungseinrichtungen, 

• Lindenauer Hafen: Umstrukturierung ehemaliges Hafengebiet zu Wohn-, Gewerbe-, 
Freizeit- und Erholungsgebiet. 

• Wilhelm-Leuschner-Platz: Wiederherstellung einer städtebaulichen Raumstruktur, 
Blockrandbebauung und Markthalle. Das Gebiet ist mit ca. 5 ha das größte zusam-
menhängende Areal am Innenstadtring, für das eine städtebauliche Maßnahme 
(Neugestaltung) vorgesehen ist. 
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Urbanes Grün in der Innenentwicklung 
Bedeutung, Ziele und Strategien  

Dem urbanen Grün wurde und wird als ein zentraler Teil der Stadtentwicklung eine hohe 
Bedeutung zugemessen. Gerade in den letzten Jahren war das Thema Freiraumversorgung 
ein wesentlicher Aspekt; das Grün war wichtig für die Initialzündung in der Quartiersentwick-
lung. Grün besitzt eine starke Wirkung auf die Quartiersentwicklung bzw. auf die Wiederbe-
lebung von Quartieren (z.B. Karl-Heine-Kanal, Eilenburger Bahnhof), gerade im Zusammen-
hang mit zentralen Themen der Stadtentwicklung wie der Verbesserung der Lebensqualität, 
Wohnfeldumgestaltung, Adressbildung, aber auch der Vernetzung. Es wird prinzipiell der 
Grundsatz gemäß § 1 BauGB verfolgt, städtebauliche Entwicklungen nicht zu Lasten der 
Lebensqualität durchzuführen, was insbesondere auch durch eine breite Öffentlichkeitsbetei-
ligung unterstützt wird. Ein Blick in die Vergangenheit zeigt, dass die Freiflächenentwicklung 
während der Schrumpfungs- bzw. der Übergangsphase eine sehr hohe Bedeutung besaß, 
inzwischen aber zunehmende Flächenkonkurrenzen auftreten (Flächenknappheit für z.B. 
Schulen und Kindertagesstätten und lagedifferenziert für Wohnen). Die Gefahr, dass in den 
nächsten 10 Jahren für bauliche Entwicklungen auf genutzte Grünflächen zurückgegriffen 
wird (vorbehaltlich einzelner Ausnahmen), wird allerdings nicht gesehen. Die aktuelle Her-
ausforderung stellen die Ausgewogenheit zwischen Nachverdichtung und Erhalt einer aus-
reichenden und attraktiven Freiraumversorgung in den einzelnen Stadtteilen dar. Besonders 
gilt dies in den innenstadtnahen Blockrandbebauungen der Gründerzeit. Eine Frage wird 
sein, ob auch zukünftig vor dem Hintergrund von Grundstücksmarkt- und Preisentwicklungen 
Qualität und Umfang von Grünflächen auf hohem Niveau gehalten werden können. Als gro-
ße Zukunftsaufgabe, was die Entwicklung des urbanen Grüns angeht, werden in der Stadt 
Leipzig die großen brachgefallenen Bahnareale sowie die großen, nicht entsiegelten Indust-
rie- und Gewerbeareale betrachtet. 

Die planerischen Rahmenbedingungen für das Grün sind großräumig über Landschaftsplan 
und Flächennutzungsplan klar gesteckt. Eine besondere Strategie der Vernetzung wird (ab-
geleitet aus dem Radial-Ring-System) als Leitbild des Landschaftsplans verfolgt. Die Strate-
gie der Vernetzung von Freiräumen und Biotopen wird über Bebauungspläne und Projekte 
transformiert. Schwerpunkt neben den eigentlichen Grünflächen sind in der Stadt Leipzig 
insbesondere die Fließgewässer einschließlich ihrer Auenbereiche sowie die entstehende 
Seenlandschaft. Innerstädtische Brachflächen werden als Potenziale für unterschiedliche, 
dem innerstädtischen Kontext angemessenen Freiflächenentwicklungen gesehen, darunter 
auch die urbanen Wälder. Hier besteht vor allem in der Weiterentwicklung zusammenhän-
gender urbaner Waldbereiche aufgrund ihrer vielfältigen Bedeutung (stadtklimatisch-
lufthygienisch und naturschutzfachlich, wohnfeldgestaltend und ortsbildprägend) großes Po-
tenzial. 

Allgemeine und räumlich konkretisierte Ziele für die Entwicklung des urbanen Grüns sind als 
gesamtstätische Strategie im Fachkonzept Freiraum und Umwelt des Integrierten Stadtent-
wicklungskonzeptes (SEKo) und im Landschaftsplan sowie teilräumlich in den Stadtteilent-
wicklungskonzepten und -plänen festgelegt. Das Fachkonzept Freiraum und Umwelt im Se-
Ko stützt sich stark auf die Planungsziele des Landschaftsplans, speziell auf dessen Leitbild 
zur Entwicklung einer grünen Ring- und Radialstruktur mit den Zielen der bedarfsgerechten 
Versorgung der Bevölkerung mit Grün- und Freiflächen und einem funktionstüchtigen Natur-
haushalt/ Ökosystemdienstleistungen. Zielformulierungen des Landschaftsplans werden in 
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die teilräumlichen Planungen übernommen und weiterentwickelt (z.B. konzeptionelle Stadt-
teilpläne). 

Welchen Stellenwert einzelne Zielformulierungen besitzen, hängt stark von der jeweiligen 
Fläche (Lage, Art) ab. In den meisten Fällen besteht grundsätzlich ein "Zielmix". In dicht be-
bauten Stadtteilen sind Erholung, Freiflächenversorgung (auch sozial), Stadtklima und Städ-
tebau vorrangig. Der Mensch steht klar im Mittelpunkt der städtebaulichen Entwicklungen, 
was neben der Erholungsvorsorge  auch die gestiegene Bedeutung der gesundheitsbezoge-
nen Ziele verdeutlicht. 

Ziele des Arten- und Biotopschutzes (auch mit Blick auf die Biodiversitätsentwicklung) spie-
len vor allem auf ausgewählten Flächen der Biotopentwicklung und in den Fluss- und Bach-
auen der Stadt eine wesentliche Rolle. In den Auenbereichen werden zudem Ziele des 
Hochwasserschutzes und der Erholungsfunktion verfolgt.  

Bewährte Ansätze zur Integration der naturschutzfachlichen Ziele sind der Einsatz des In-
struments des Landschaftsplanes sowie eine frühzeitige Beteiligung des Sachgebietes 
Landschafts- und Grünplanung im Stadtplanungsamt (z.B. Klärung des Gutachtenbedarfs zu 
Umweltbelangen). Als wichtige Grundlage zur Einbindung der Ziele wird das BauGB (u.a. 
durch die §§ 1, 1a, 9, 24, 25) und die damit verbundenen Steuerungsmöglichkeiten im Rah-
men der Bauleitplanung gesehen. Eine gute Arbeitsgrundlage bildet auch das Interkommu-
nale Brachflächenmanagement mit dem innerstädtische Kompensationsmaßnahmen hinge-
lenkt und somit auf das Baurecht Einfluss genommen werden kann. Ziel ist eine dingliche 
Sicherung von Ausgleichsmaßnahmen auf geeigneten innerstädtischen Flächen, was bedeu-
tet, dass die Maßnahmen auf dauerhaft gesichert werden sollen.  

Orientierungswerte für die quantitative Versorgung mit Grün- und Freiflächen werden im 
Landschaftsplan der Stadt Leipzig in Anlehnung an die Richtwerte der Gartenamtsleiterkon-
ferenz genannt. Als Richtwert werden 13 m² uneingeschränkt nutzbare Grünfläche pro Ein-
wohner angegeben. "Davon fallen 6 m² auf wohnungsnahe und 7 m² auf siedlungsnahe Flä-
chen, die jeweils innerhalb von Grünflächen von 1 bis 5 ha Flächengröße liegen sollten" 
(STADT LEIPZIG 2013 S: 144). In der tatsächlichen Grünversorgung präsentieren sich die 
Stadtteile sehr unterschiedlich (z.B. Connewitz 2,8 m²/Einwohner, Lindenau 47,5 m²/ Ein-
wohner) (STADT LEIPZIG 2013). Generell werden die Orientierungswerte stadtteilbezogen 
unter Beachtung von Defiziten (Grundlage Defizitbetrachtung des Landschaftsplans) und 
Versorgungsgrad (ausgewiesen im integrierten Stadtentwicklungskonzept Fachkonzept Frei-
raum und Umwelt) unter Nutzung der Richtwerte definiert. Es gibt quantitative und qualitative 
Untersuchungen, die sich auf unterschiedlicher Maßstabsebene bewegen. Bei größeren Pro-
jekten erfolgt eine quantitative und qualitative Untersuchung der Grünausstattung. Anhand 
der quartiersbezogenen Defizit- und Bedarfsanalyse folgt eine entsprechende Vorgabe für 
den Grünanteil im jeweiligen Projekt. Wie aber das Mengenverhältnis zwischen Grün und 
baulicher Nutzung bei konkreten Vorhaben letztendlich ausfällt, hängt entscheidend von den 
Finanzierungsmöglichkeiten des Grüns (z.B. von etwaigen Fördermittelhöhen) und dem Zu-
griff auf die Fläche ab. Für den Bayerischen Bahnhof wurde beispielsweise eine Zielvorgabe 
von 60 % Grün gesetzt, ein Anteil, der allerdings heute nach Einschätzung der Inter-
viewpartner nicht mehr durchsetzbar wäre. Für bislang verwendete Orientierungswerte wird 
eine Anpassung, Weiterentwicklung und Nachsteuerung z.B. auch im Zusammenhang mit 
dem Fachkonzept Klima und Energie als notwendig erachtet.  

In den Umweltqualitätszielen und - standards (STADT LEIPZIG 2003) werden weitere Orientie-
rungswerte genannte, so z.B. die Zielvorgabe, dass 10 % Flächen der Stadt als Waldflächen 
zu entwickeln sind. Derzeit liegt der Waldanteil im Stadtgebiet bei 8-9 %. 

128 

 



Es bestehen Bemühungen, Qualitätsstandards von urbanem Grün weiterzuentwickeln. Zur-
zeit wird das strategische Konzept "Leipzig. Lebendig und Grün" (als Grünbuch Leipzig, in 
Anlehnung an das Grünbuch Wien) erarbeitet, in dem auch überprüfbare Standards für Pfle-
ge und Entwicklung festgelegt werden sollen. 

Zu den wichtigsten Projekten für das urbane Grün in der Innenentwicklung in der Stadt 
Leipzig zählen:  

• Parkbogen Ost: 5 km langer grüner Fußgänger- und Radweg, der den Leipziger Os-
ten bogenförmig umschließt), 

• Urbane Wälder: Waldflächen als Nachnutzungsform auf innerstädtischen Brachflä-
chen, 

• Entwicklung der Bahnbrachen: Nachnutzungskonzepte auf ehemaligen Bahnstandor-
ten, 

• Grüner Bogen Paunsdorf: Nachnutzung von landwirtschaftlichen und militärischen 
Brachflächen rund um die Plattenbausiedlung „Heiterblick“ in Form von Erholungs-
räumen in Verbindung mit modellhaften Naturschutzstrategien (s. auch Kapitel 3.3.4). 

 

Konflikte und Probleme 

Das größte Problem für das urbane Grün in der Innenentwicklung sehen die Interviewpartner 
gesamtstädtisch betrachtet in dem Konflikt zwischen den naturschutzfachlichen Zielen und 
dem baurechtlichen Ist-Zustand, also dem vorhandenem Baurecht auf Flächen. So fehlt es 
beispielsweise derzeit an Strategien und ökonomischer Kraft, bestehendes Baurecht zurück 
zu nehmen, um Grün zu entwickeln bzw. dauerhaft zu sichern. Über das Instrument der Ge-
stattungsvereinbarungen hat die Stadt Leipzig in der Vergangenheit gezielt die Begrünung 
von Baulücken und Brachen gefördert. Grün als Zwischennutzung war so möglich, aber eine 
dauerhafte Sicherung nicht damit gegeben. In Bezug auf "grüne" Flächensicherung fehlt es 
insbesondere auch an ökonomischen Strategien. 

Zielkonflikte zwischen naturschutzfachlichen Zielen und anderen stadtpolitischen Zielen wie 
z.B. zunehmende Flächenkonkurrenzen sind vorhanden, konzentrieren sich jedoch eher auf 
einzelne Parzellen oder kleinteilige Flächen.  

Eine generelle Schwierigkeit stellen knappe personelle Kapazitäten in der Verwaltung dar. 
Vor diesem Hintergrund wird beispielsweise versucht, möglichst viele Bauvorhaben, sofern 
rechtlich möglich, über den § 34 BauGB, anstatt im umfangreicheren Bebauungsplanverfah-
ren durchzuführen. Die Einflussnahme- bzw. Steuerungsmöglichkeiten für das urbane Grün 
sind in Verfahren nach § 34 BauGB jedoch eingeschränkter.  

Als kontraproduktiv für naturschutzfachliche Ziele und damit für die Sicherung und Entwick-
lung des urbanen Grüns wird von den Interviewpartnern z.B. das weitgehende Nichtgreifen 
der Baumschutzsatzung in § 34 Bereichen sowie die Ländervorgabe zur Verpflichtung des 
Baus von Stellplätzen genannt. Verbesserungsmöglichkeiten bestehen in der ämter- und 
dezernatsübergreifenden Zusammenarbeit, wobei die Ressourcenverfügbarkeit als limitie-
render Faktor eingestuft wird. Insgesamt bestehen gemeinsame Zieldefinitionen, aber insge-
samt noch wenige gemeinschaftliche Strategien zur Umsetzung der Ziele. 

Nach Einschätzung der Interviewpartner lassen sich Strategien zur Entwicklung des urbanen 
Grüns grundsätzlich leichter umsetzen, wenn es Synergien mit den Zielen des Stadtumbaus/ 
der Stadtentwicklung gibt wie z.B. Freiflächenversorgung, Klimaentlastung, Adressbildung, 
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Quartiersaufwertung, Ausgleich von Eingriffen. In der Regel erfolgt eine Aushandlung der 
Zielkonflikte unter entsprechender Synergiebildung. Im Einzelfall wird in der Abwägung über 
die Rolle des urbanen Grüns entschieden. Eine wesentliche Bedeutung haben neben den 
nicht abwägbaren rechtlichen Vorgaben (Schutzgebiet und Artenschutz), bestehende Grün-
flächendefizite, welche als sehr gut vermittelbar gelten. Positive ökologische Auswirkungen 
(wie Verbesserung des Stadtklimas, Regenwasserrückhalt) gehen regelmäßig in die Abwä-
gung in den förmlichen Verfahren (Bebauungspläne, Umweltprüfungen etc.) ein. Einflussfak-
toren für den konkreten Einzelfall sind in der Stadt Leipzig: 

• Eigentumsverhältnisse 

• bestehendes Baurecht  

• rechtliche Restriktionen  

• Flächengröße 

• mögliche Fördermittel 

• engagierte Bürgergruppen 

• bestehende informelle Flächennutzung (z.B. geregelte Zwischennutzung durch Ge-
stattungsvertrag) 

 

Akteure 

Zuständig für das bestehende urbane Grün ist das Amt für Stadtgrün und Gewässer. Mit der 
Planung und der Vernetzung von neuen Grünflächen betraut sind das Stadtplanungsamt 
sowie das Amt für Stadterneuerung und Wohnungsbauförderung. Die untere Naturschutzbe-
hörde ist nicht planerisch tätig. Ihr Zuständigkeitsbereich sind Genehmigungen nach Natur-
schutzrecht, Artenschutzbelange im Rahmen von Planungen etc. Eine gute Zusammenarbeit 
bzw. Abstimmung zwischen Stadtplanung und Naturschutz gibt es im Kontext des Land-
schaftsplans (zuständig Stadtplanungsamt), bei der Biotopverbundplanung, bei Fachkonzep-
ten und in Einzelprojekten, die stark auf Biodiversität ausgerichtet sind. 

Zentrale verwaltungsexterne Akteure der doppelten Innenentwicklung sind Grundstücksei-
gentümer und Investoren. Externe Akteure explizit für das urbane Grün stellen Bürgergrup-
pen, Bürgervereine, politische Gremien und Naturschutzverbände dar, daneben auch Stif-
tungen, Verbände und Forschungseinrichtungen. Auf eine frühzeitige und breit ausgelegte 
Bürgerbeteiligung wird großer Wert gelegt. Für solche Beteiligungsverfahren gibt es in der 
Stadt Leipzig personelle und materielle Kapazitäten (z.B. Bürgerbüro). 

 

Instrumente und Finanzierung 

Als wichtigste formelle Planungsinstrumente werden Bebauungspläne, Grünordnungspläne 
und der Landschaftsplan aufgeführt. Bei den informellen Planungsinstrumenten zählen Erho-
lungskonzeptionen und andere thematische Module zum Landschaftsplan, städtebauliche- 
und landschaftsplanerische Wettbewerbe sowie konzeptionelle Stadtteilpläne zu den Grund-
lagen für die Entwicklung des urbanen Grüns in der Innenentwicklung.  

Die städtischen Finanzierungsmittel für die Entwicklung des urbanen Grüns sind sehr be-
grenzt. Die wichtigsten Finanzierungsinstrumente sind Fördermittel und hier insbesondere 
die städtebaulichen Fördermittel (mit naturschutzfachlicher Zielformulierung). Zentral für die 
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Stadt Leipzig sind beispielsweise Förderprogramme, die auf Gewässer (wie z.B. Integrierte 
Maßnahmen an Gewässern: Gewässerkonzepte, Konzepte zum Hochwasserschutz, Ge-
wässeröffnungen) ausgerichtet sind. Zukünftig wird eine Nachsteuerung notwendig werden, 
um sich auf neue Förderkulissen (z.B. EFRE 2020) einzustellen. Aus diesem Grund ist die 
Erstellung diverser Fachkonzepte wie Klima und Energie oder Brachen, aber auch die Um-
stellung bestehender Fachkonzepte wie Freiraum und Umwelt notwendig. Grundsätzlich 
müssen für die Freiraumentwicklung auch andere Strategien der Förderung entwickelt wer-
den. Eine gewisse Rolle für die Entwicklung des urbanen Grüns spielen private Investoren, 
insbesondere solche, die auf das Baurecht angewiesen sind. Wichtig ist auch die natur-
schutzrechtliche Eingriffsregelung, wobei die qualitative Verbesserung der Fläche an Bedeu-
tung gewinnt und in Leipzig auch zunehmend angewandt wird. 

Zentrale Mittel für die Pflege des urbanen Grüns kommen aus dem städtischen Haushalt 
(z.T. auch aus den Kompensationsgeldern). Durch Patenschaften können zwar keine „finan-
ziellen Sprünge“ gemacht werden, aber "Kümmerer" für die eine oder andere Grünfläche 
gewonnen werden. Daneben gibt es Unterstützung durch Sponsoring, Spenden oder die 
Bereitstellung von privatem Grund zur öffentlichen Nutzung. Hinsichtlich der Kosten (Pflege-
aufwand) werden die innerstädtischen Waldflächen gegenüber den sonstigen öffentlichen 
Grünflächen als sehr nachhaltig eingestuft. 

 

Fördernde und hemmende Faktoren  

An oberster Stelle der fördernden Faktoren für das urbane Grün steht die kollektive Wert-
schätzung von Grünflächen. Entscheidend sind auch die jeweiligen Rahmenbedingungen.  

Je größer die planerischen Spielräume (verfügbare Fläche, städtisches Eigentum, mögliche 
Fördermittel), umso stärker können naturschutzfachliche Ziele für das urbane Grün in der 
Innenentwicklung verfolgt werden. Einen Schlüsselfaktor stellt eine funktionierende städti-
sche Liegenschaftspolitik dar.  

Zu den bedeutendsten hemmenden Faktoren zählen Grundstückspekulationen (Kostenfaktor 
Grün vs. Einnahmen durch Bebauung) sowie starkes Wachstum. Weitere Hemmnisse sind 
fehlende Finanzmittel, fehlende Flächenverfügbarkeit (Eigentumsverhältnisse) und generell 
mangelndes Interesse am ökologischen Stadtumbau. 

 

Klassifizierung, Erfassung und naturschutzfachliche Bewertung der Flächenpotenziale 
für die doppelte Innenentwicklung 
Als wichtige Flächenpotenziale für die Innenentwicklung werden in der Stadt Leipzig bislang 
Brachflächen und Baulücken betrachtet. Brachflächen werden im Rahmen des Brachflä-
chenkatasters mit festgelegten Kriterien erfasst. Aus Sicht der Interviewpartner fehlt in 
Leipzig allerdings ein breiter angelegtes Brachenkataster, das u.a. auch untergenutzte Flä-
chen (z.B. großflächige Garagenhöfe) erfasst. 

Bestehende Grün- und Freiflächen werden mit Blick auf Qualifizierung des Freiraums als 
Baustein der Innenentwicklung angesehen. Als Potenzialfläche für eine bauliche Innenent-
wicklung werden Freiräume nur in Ausnahmefällen (z.B. Grünfläche in Gohlis) betrachtet.  

Flächen der Innenentwicklung werden in Leipzig einzelfallbezogen hinsichtlich der städte-
baulichen und naturschutzfachlichen Belange bewertet und die Belange untereinander ab-
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gewogen. Kriterien für die Bewertung werden insbesondere aus dem Landschaftsplan und 
dem Brachflächenkataster abgeleitet. Eine Bewertungsformel kommt nicht zum Einsatz. 

 

 
  

132 

 



3.2.5 Fallstudie Rostock 
Rahmenbedingungen der Siedlungs- und Freiraumentwicklung 
Nach einem starken Einbruch der Bevölkerungszahlen unmittelbar nach der Wende von fast 
250.000 (Ende 1990) auf unter 200.000 Einwohner (2001 bis 2005) liegt die Bevölkerungs-
zahl der Stadt Rostock heute bei 202.963 (HANSESTADT ROSTOCK 2014a). Zwischen 2005 
und 2014 verzeichnete die Stadt ein leichtes Bevölkerungswachstum von 2,83 %, ein Trend, 
der sich nach Angaben der Stadtverwaltung voraussichtlich auch noch in den nächsten Jah-
ren fortsetzen wird.  

Die Situation der Flächenverfügbarkeit stellt sich trotz großer Nachfrage (insbesondere nach 
Wohnbaufläche) positiv dar. Flächenreserven (nach Flächennutzungsplan) sind quantitativ 
ausreichend, jedoch werden aufgrund eines steigenden Drucks, insbesondere für den 
Wunsch nach Einfamilienhäusern, weitere Ausweisungen zukünftig Aufgabe der Stadtent-
wicklung sein. Aktuell (laut laufenden Planungen) besteht ein Angebot von ca. 5.000 Woh-
nungen, davon rund 1.000 Einfamilienhäuser. Der Schwerpunkt der letzten Jahre lag auf 
verdichtetem innenstadtnahen Wohnen, so wurden viele Bebauungspläne für den Innenbe-
reich aufgestellt, die nicht das Einzelhaussegment, sondern das Segment Geschossbauten 
bedienten. 

Das Angebot der Flächenverfügbarkeit an Gewerbeflächen (Flächen mit Baurecht) wird von 
der Stadtverwaltung als gut eingeschätzt. Allerdings fehlen derzeit große zusammenhängen-
de Flächen in Hafennähe, die eine Weiterentwicklung des Standortfaktors Hafen ermögli-
chen. Untersuchungen für mögliche Potenzialflächen laufen auf Regionalebene, derzeit er-
folgt eine Prüfung, ob die Vorbehaltsflächen zu Vorranggebieten umgewidmet und damit im 
Flächennutzungsplan festgeschrieben werden können. Darüber hinaus bestehen keine Be-
strebungen, weitere Gewerbestandorte zu entwickeln.  

Den naturräumlichen Rahmen für die städtebauliche Entwicklung Rostocks bilden als zentra-
le Linie die Warnow und ihre ehemaligen Zuflüsse (Niederungssenken). Beiderseits der 
Warnow haben sich unterschiedliche Siedlungsstrukturen entwickelt. Im Westen sind es 
räumlich klar definierte Wohngebiete mit einheitlicher Städtebaustruktur, die durch Grünzä-
suren voneinander getrennt sind, auf der Ostseite überwiegen die großen Hafenflächen so-
wie größere Freiflächen (landwirtschaftliche Flächen) mit eingestreuten "urbanen Dörfern 
(Stadtdörfer)". Von der gesamten Stadtfläche sind derzeit 35 % bebaut, 1/3 der Fläche sind 
Waldgebiete. Die wichtigsten Entwicklungsbereiche der Stadt stellen die Flächen entlang der 
Warnow dar. 

 

Innenentwicklung: Strategien, Planungen, zentrale Projekte 
Aus Sicht der Stadtplanung hat in den letzten Jahren ein deutlicher Wandel in Richtung In-
nenentwicklung in Rostock stattgefunden. Heute sei eine Schwerpunktsetzung „Innenent-
wicklung vor Außenentwicklung“ erkennbar, wenngleich einzelne Bebauungspläne auch auf 
die bestehenden und eher dem Außenbereich zuzuordnenden Grünflächen (Trenngrün, Puf-
ferflächen) zwischen den einzelnen Siedlungseinheiten zugreifen und es Brachflächen im 
Innenbereich gibt, die seit Jahrzehnten aufgrund schwieriger Eigentumsverhältnisse oder 
Altlasten bislang keiner Nachnutzung zugeführt werden konnten.  Eine Flächenausdehnung 
von Bebauung in bestehende Grünzüge auf der FNP-Ebene ist aber eher die Ausnahme. Vor 
allem die Stadtverwaltung befürworte den Grundsatz „Innen- vor Außenentwicklung“, In der 
Kommunalpolitik sei dieses Bekenntnis nicht so eindeutig, teils werde hier immer noch das 
das vermeintlich schnellere Bauen auf der "grünen Wiese" favorisiert. 
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Integrierte Strategien und Zielformulierungen zur Innenentwicklung finden sich insbesondere 
in den Leitlinien zur Rostocker Stadtentwicklung (HANSESTADT ROSTOCK, AMT FÜR STADT-
ENTWICKLUNG, STADTPLANUNG UND WIRTSCHAFT 2013). Eine ressortübergreifende integrierte 
Strategie der Innenentwicklung besteht in erster Linie durch die strategische Zusammenar-
beit zwischen dem Amt für Stadtentwicklung, Stadtplanung und Wirtschaft und dem Amt für 
Stadtgrün, Naturschutz und Landschaftspflege. Die Kooperation der beiden Ämter reicht von 
konzeptionellen Ansätzen bis hin zu Detailplanungen. Ein Beispiel ist der sehr gut unter-
einander abgestimmte Landschaftsplan von 2013. Neben den beiden genannten Ämtern 
zählen das Liegenschaftsamt, das Umweltamt sowie die Rostocker Gesellschaft für Stadter-
neuerung, Stadtentwicklung und Wohnungsbau mbH zu den maßgeblichen Akteuren der 
Innenentwicklung. 

Mit den Potenzialen der Innenentwicklung befassen sich insbesondere der Landschaftsplan 
der Hansestadt Rostock (1. Aktualisierung 2013), der Flächennutzungsplan der Hansestadt 
Rostock (2009) und das sich derzeit in der 2. Fortschreibung befindliche integrierte Stadt-
entwicklungskonzept (ISEK).  

Einen wichtigen Beitrag leistet zudem das kommunale Flächenmanagement, das leicht be-
baubare, sich im Besitz der Stadt befindliche Flächen der Innenentwicklung, identifiziert. Die 
Federführung für das kommunale Flächenmanagement liegt beim Stadtplanungsamt. 

Wichtige Projekte der Innenentwicklung in Rostock: 

• Petriviertel: Quartier mit ca. 700 Wohneinheiten in der östlichen Altstadt an der 
Warnow auf ehemaligen Gewerbestandstandort zur Schließung einer städtebaulichen 
Lücke in der Größe von ca. 15 Hektar. 

• Holzhalbinsel Rostock City: Flächenumstrukturierung überwiegend gewerblich ge-
nutzter Flächen zu einem Quartier mit Mischnutzung (überwiegend Wohnungsbau). 

• Ehemalige Neptunwerft: städtebauliche Überplanung und Bebauung des ehemaligen 
Werfgeländes als Mischgebiet. 

• Groter Pohl: Forschungseinrichtungen und Wohnhäuser auf ehemaligen Bahnflä-
chen, kleine Gewerbeanlagen und Kleingartenanlagen. 

• Mittelmole Warnemünde: Umstrukturierung und Qualifizierung der hafenbezogenen 
und touristischen Nutzungen, (Wohnen, Tourismus). 

• und als übergreifende Strategie das Warnow-Ufer-Konzept. 

 
Urbanes Grün in der Innenentwicklung 
Bedeutung, Ziele und Strategien 

Die Hansestadt Rostock besitzt nach Einschätzung der Interviewpartner eine gute quantitati-
ve Ausstattung an kommunalen Grünflächen mit gutem durchschnittlichem Pflegestandard. 
Die quantitative Entwicklung des urbanen Grüns wird als konstant eingeschätzt. An soge-
nannten grünen "Highlights" wie z.B. gestalterisch hochwertige Grün- und Parkanlagen fehle 
es allerdings weitgehend. Als charakteristisch werden die Pufferflächen zwischen den Sied-
lungseinheiten angegeben. Diese sollten – so die Interviewpartner als Grünstruktur mit Ver-
netzungscharakter (Stadtgliederung, Erholung, untergeordnet Artenschutz) möglichst erhal-
ten bleiben.  
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Insgesamt ist das urbane Grün nach Ansicht der Interviewpartner zwar ein Bestandteil der 
Stadt, er sei aber noch nicht wirklich in das kollektive Bewusstsein getreten. In politischen 
Gremien spiele das urbane Grün eher eine untergeordnete Rolle. Die Bevölkerung wird 
meist erst dann auf das öffentliche Grün aufmerksam, wenn in bestehende Grünstrukturen 
eingegriffen werden soll. Theoretisch werde die Bedeutung des urbanen Grüns insbesondere 
in Bezug auf Lebensqualität zwar in übergeordneten Strategien betont, aber nicht unbedingt 
auf andere Ebenen (speziell Planungsebenen) übertragen. So habe bei Bebauungsplanvor-
haben eher die volle bauliche Ausnutzung erste Priorität, die Ausstattung und Gestaltung von 
Freiräumen stehe demgegenüber hinten an. Ebenso ist das urbane Grün in der Stadt – so 
die Gesprächspartner – noch kein Schlüsselargument, wenn es um die Qualität von Wohn-
gebieten, Stadtteilen und Quartieren geht. Es bestehen jedoch Ausnahmen wie beispielswei-
se das "Petriviertel", bei dem bewusst auf Grünqualität, aber auch -quantität gesetzt wurde.  

Für die Entwicklung des urbanen Grüns im Rahmen der Innenentwicklung besitzen Brachflä-
chen eine untergeordnete Rolle. Bei diesen Flächen geht es in erster Linie um die maximale 
bauliche Nachnutzung. Auch Baulücken werden, sofern vorhanden, als reine Bauflächen 
behandelt. Begrünungsmaßnahmen an und auf Gebäuden sind eher selten, teilweise werden 
aber Dach- und Fassadenbegrünungen in Bebauungsplänen festgesetzt. 

Gesamtstädtische Strategien für das urbane Grün existieren nicht. Eine teilräumliche Strate-
gie zur Entwicklung des urbanen Grüns stellen die Biotopverbundkonzepte für die Niede-
rungsbereiche dar.  

Allgemeine Zielformulierungen für das urbane Grün finden sich jedoch in den Leitlinien der 
Stadtentwicklung in der Leitlinie VIII "Grüne Stadt am Meer" (HANSESTADT ROSTOCK, AMT 
FÜR STADTENTWICKLUNG, STADTPLANUNG UND WIRTSCHAFT 2013). Auch im Landschaftsplan 
werden in einem integrierten Ansatz ökologische, soziale, kulturelle sowie wirtschaftliche und 
umwelttechnische Entwicklungsziele formuliert (HANSESTADT ROSTOCK, AMT FÜR STADTGRÜN, 
NATURSCHUTZ UND LANDSCHAFTSPFLEGE 2013, Teil III Planung) und der Aufbau eines multi-
funktionalen Grünsystems angestrebt, bei dem Zielkonflikte der unterschiedlichen Entwick-
lungsgruppen harmonisiert werden sollen (EBENDA, S. 124). Im Kapitel III.1 des Land-
schaftsplanes werden Ziele und Grundsätze des Naturschutzes und der Landschaftsplanung 
flächentypbezogen und auch räumlich (z.B. Schwerpunktbereiche) konkretisiert. Eine inhalt-
liche Vertiefung erfolgt in den Umweltqualitätszielen der Hansestadt Rostock (Kapitel III.1.2 
des Landschaftsplanes): "Die Umweltqualitätsziele basieren in erster Linie auf Rechtsgrund-
lagen und auf wissenschaftlich fundierte Kenngrößen für die konkrete Rostocker Situation. 
Außerdem berücksichtigen sie politische Vorgaben, wie z.B. beim Klimaschutz." (EBENDA, S. 
130).  

Bei der Entwicklung des urbanen Grüns in der Innenentwicklung liegt der Schwerpunkt auf 
den städtebaulichen Zielen, was sich z.B. in dem von den Interviewpartnern verwendeten 
Begriff "städtebaulich wirksames Grün" ausdrückt. Das städtebaulich wirksame Grün sollte – 
so die Interviewpartner – so gestaltet sein, dass es aus sich heraus einen Beitrag für den 
Stadtraum liefert. Soziale und gesundheitliche Komponenten, aber auch Aspekte der Erho-
lungsvorsorge würden dann entsprechend einhergehen. Ziele des Arten- und Biotopschutzes 
werden für den Innenbereich als sekundär eingestuft. Klimaschutzziele werden zwar formu-
liert, entsprechende Planungsbeispiele gibt es allerdings noch nicht. 

Als bewährter Ansatz zur verbindlichen Integration von naturschutzfachlichen Zielen werden 
entsprechende Festsetzungen in der Bauleitplanung sowie die Einbindung von Inhalten des 
Landschaftsplans in den Flächennutzungsplan eingestuft.  
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In der Hansestadt Rostock gibt es, mit Ausnahme der Werte zu Spielflächenbedarf (stadt-
spezifische Nettospielfläche von 7,5 m² pro Kind/Jugendliche, Mindestgröße von 65 m² laut 
Satzung der Stadt Rostock, HANSESTADT ROSTOCK, AMT FÜR STADTGRÜN, NATURSCHUTZ UND 
LANDSCHAFTSPFLEGE 2013, S. 243) keine Orientierungswerte für den Flächenbedarf zur 
Grünversorgung. Aus Sicht der Interviewpartner wäre ein Richtwert zum Mindestbedarf an 
Grünversorgung jedoch eine wertvolle Argumentationshilfe, gerade was die quantitative Ent-
wicklung von Grün in Bebauungsplangebieten anbelangt. Auch in städtebaulichen Konzep-
ten könnte die Entwicklung des urbanen Grüns mit Hilfe von Orientierungswerten besser 
gesteuert werden. Ansatzweise werden in den Umweltqualitätszielen und Umweltstandards 
des Landschaftsplans Richtwerte aufgeführt. Dabei handelt es sich überwiegend um Ab-
standsempfehlungen bzw. Größendimensionierungen von Randstreifen (z.B. Mindestbreite 
Gewässerschutzstreifen: 100 m, Mindestabstand der Bebauung im Geltungsbereich B-Plan 
zu gesetzlich geschützten Biotopen: 60 m, Regelbreite extensiver Randbereiche an Fließge-
wässern im Innen- und Außenbereich: 7 m). Für Grünverbindungen wird eine Mindestbreite 
von 30 bis 40 m als ausreichend, eine Aufweitung je nach örtlicher Situation auf 300 m als 
wünschenswert betrachtet (HANSESTADT ROSTOCK, AMT FÜR STADTGRÜN, NATURSCHUTZ UND 
LANDSCHAFTSPFLEGE 2013, S. 249). Als Faustregel (mündliche Auskunft Interviewpartner) 
sollte eine Grünfläche mindestens die Größe eines Fußballplatzes (also 1 Hektar) aufweisen, 
um Erholungs- wie auch ökologische Wirkungen entfalten zu können.  

Als eines der derzeit wichtigsten Freiraumprojekte der Innenentwicklung der Hansestadt 
Rostock lässt sich der Petripark im Kontext des Warnow-Ufer-Konzeptes einordnen. 

 

Konflikte und Probleme 

Die Verwaltung sieht sich grundsätzlich im Spannungsfeld der Bereitstellung von Bauflächen 
und den damit verbundenen Anspruch auf bestehende Freiräume. Eine Flächenausdehnung 
von Bebauung in bestehende Grünzüge auf der FNP-Ebene ist eher die Ausnahme. Als ei-
ner der wichtigsten Konflikte, wenn es um die Entwicklung urbanen Grüns geht, stellt sich 
klar die intensive Ausnutzung der Bebauungsflächen (Stichwort: Dichte) heraus. Bei der Ab-
wägung Bauen oder Grün bzw. das Maß der Flächennutzung ist in der Regel die Wirtschaft-
lichkeit das "schlagende" Hauptargument. Im Zuge der Bauleitplanung können meist nur 
noch kleine "kosmetische" Vorgaben zum Grün gemacht werden. Es gibt aber auch Beispie-
le, bei denen dem Grün ein Vorrang bzw. ein höherer Stellenwert gegeben wird. Ein aktuel-
les Beispiel ist das "Quartier am Rosengarten". In dem städtebaulichen Konzept soll beste-
hende Bebauung zurückgenommen und die Hälfte des Gebietes als öffentliches Grün ange-
legt werden (Vorgabe der Aufgabenstellung zum städtebaulichen Entwicklungskonzept). Ein 
Beispiel aus der Vergangenheit ist die August-Bebel-Straße, bei der ein Abriss der Bebau-
ung zugunsten der Entwicklung einer Grünfläche erfolgte.  

Zielkonflikte zwischen Bebauung und naturschutzfachlichen Zielen (Schwerpunkt Arten und 
Biotope) werden von den Interviewpartnern insbesondere für "wassernahe" Flächen gese-
hen, da gewerblich nutzbare Flächen am Wasser nur mehr im begrenzten Umfang vorhan-
den sind. Ein Beispiel für diesen Zielkonflikt ist das Baugebiet Großklein, hier soll aufgrund 
fehlender Alternativstandorte in einen historischen Grünzug, Niederungsbereich und ge-
schützten Landschaftsbestandteil eingegriffen werden. Weitere Konflikte zwischen baulichen 
und naturschutzfachlichen Zielen werden in der zukünftigen Stadtentwicklung im Zuge der 
Hafenerweiterung erwartet, da hierzu voraussichtlich in sehr großem Umfang auf bislang 
unbebaute Freiräume zurückgegriffen werden muss.  
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Grundsätzlich werden eine frühzeitige Abstimmung und eine gute Abwägung als Schlüssel-
faktoren für die Lösung von Zielkonflikten angesehen. Die Abwägung erfolge immer einzel-
fallbezogen. Mit Blick auf die  naturschutzfachlichen Belange hätten dabei naturschutzfach-
lich sensible Bereiche immer ein großes Gewicht in der Abwägung.  

Hinsichtlich der Verfügbarkeit von Kompensationsflächen stößt die Stadt Rostock mittlerweile 
an ihre Grenzen. Zwischenzeitlich werden daher verstärkt naturschutzfachliche Pflegemaß-
nahmen als Kompensationsmaßnahmen durchgeführt. Dies ist allerdings – so die Inter-
viewpartner – nur dann möglich, wenn sich die Flächen im Besitz der Stadt befinden. Disku-
tiert wird in der Stadt zudem, ob und inwieweit die Aufwertung bestehender städtischer Grün-
flächen "rechtssicher" als Kompensationsmaßnahme anerkannt werden kann. Die Inter-
viewpartner sehen viele Flächen, auf denen gerade eine Aufwertung einen wertvollen Beitrag 
zur Verbesserung der naturschutzfachlichen Aspekte und damit zur Entwicklung des urba-
nen Grüns in der Innenentwicklung leisten kann. 

 

Akteure 

Zuständig für das urbane Grün, sowohl was Pflege, Unterhalt und Entwicklung angeht, ist 
das Amt für Stadtgrün, Naturschutz und Landschaftspflege. Dieses Amt nimmt auch die Auf-
gaben der unteren Naturschutzbehörde (ausgenommen Bereiche des Landschaftsschutzge-
bietes Rostocker Heide) wahr und ist auch zuständig für Aufgaben, die das Naturschutzaus-
führungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern den Ämtern und Gemeinden übertragen hat 
(HANSESTADT ROSTOCK 2014b)  

Zu den für das urbane Grün relevanten verwaltungsexternen Akteuren zählen in Rostock die 
Ortsbeiräte (je nach Größe des Ortsbereichsbereiches zwischen 9 und 13 Mitglieder), die 
sich in ihrem jeweiligen Zuständigkeitsbereich (19 Ortsbeiratsbereiche) im Sinne von Bür-
gerbeteiligung (Beratung von Bürgern, Befassung mit Wünschen und Anregungen aus der 
Bürgerschaft) für das urbane Grün einsetzen können (vgl. HANSESTADT ROSTOCK 2014c). 
Eine Beteiligung der Bürgerschaft kann z.B. auch im Rahmen der "Grünen Runde 
(Warnemünde)" stattfinden. 

 

Instrumente 

Als wichtigste formelle Planungsinstrumente für das urbane Grün werden neben dem Land-
schaftsplan der Flächennutzungsplan sowie Grünordnungs- und Bebauungspläne eingestuft. 
Zu zentralen informellen Planungsinstrumenten zählen nach Ansicht der Interviewpartner in 
der Stadt Rostock Freiraumentwicklungskonzepte, Nachverdichtungskonzept (kommunales 
Flächenmanagement), Klimaschutzkonzept, Straßenbaumentwicklungskonzepte, Biotopver-
bundentwicklungskonzepte.  

Zentrale Finanzierungsinstrumente zur Entwicklung und Pflege von urbanem Grün sind in 
Rostock kommunale Haushaltsmittel und Mittel aus Förderprogrammen (EFRE, Städte-
bauförderungsprogramme, Städtebauliche Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen, Na-
turschutzprogramme). Daneben spielen Mittel der Wohnungswirtschaft und Investorengelder 
eine gewisse Rolle. 
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Fördernde und hemmende Faktoren 

Ein wichtiger fördernder Faktor für die Entwicklung des urbanen Grüns im Rahmen der In-
nenentwicklung ist nach Ansicht der Interviewpartner die Kooperation der an der Innenent-
wicklung beteiligten Verwaltungsbereiche. Als weitere begünstigende Faktoren werden ge-
nannt: vorhandene Leitbilder der Innenentwicklung und zur Freiraumentwicklung, Verknüp-
fung Freiraumentwicklung mit anderen Themen der Stadtentwicklung, Kooperation mit zivil-
gesellschaftlichen Akteuren. 

Als zentralen Hemmfaktor schätzen die Interviewpartner die begrenzten kommunalen Haus-
haltsmittel ein. Weitere Hemmnisse werden in baulichen Nutzungskonkurrenzen, mangeln-
der Akzeptanz des urbanen Grüns bei Teilen der Bevölkerung, Erhaltungs- und Pflegekosten 
für das urbane Grün sowie Privateigentum der Flächen angesehen. 

 

Klassifizierung, Erfassung und naturschutzfachliche Bewertung der Flächenpotenziale 
für die doppelte Innenentwicklung 
Ein eigener Klassifizierungsansatz bzw. eine Einstufung von Flächenpotenzialen der doppel-
ten Innenentwicklung liegt in Rostock nicht vor. Die Thematik der Brachflächen spielt für die 
Entwicklung des urbanen Grüns als Teil der doppelten Innenentwicklung keine große Rolle, 
auf diesen Flächen stehe die bauliche Nachnutzung im Vordergrund. Potenzial für die Ent-
wicklung des urbanen Grüns wird aber bei bestehenden Grünflächen hinsichtlich der qualita-
tiven Aufwertung dieser Flächen gesehen. Auch Verkehrsräume werden durchaus als Po-
tenzial für die Entwicklung des urbanen Grüns betrachtet.  

Eine gezielte Erfassung von Flächen, die für die doppelte Innenentwicklung (also sowohl für 
die bauliche Nutzung, als auch für Entwicklung des urbanen Grüns) eingesetzt werden kön-
nen, erfolgt in Rostock nicht. Das bestehende kommunale Flächenmanagement zielt in ers-
ter Linie auf die Identifizierung von Flächen ab, die eine bauliche Entwicklung "leicht und 
unproblematisch" zulassen. In Einzelfällen werden vakante Flächen durch die Stadt gezielt 
(allerdings ohne vorherige Erfassung) erworben, die als urbanes Grün z.B. im Sinne einer 
Ergänzungsfläche für bestehende Grünanlagen entwickelt werden können. Als zukünftige 
Aufgabe hat sich die Stadt vorgenommen, ein Baulückenkataster aufzubauen. Ziel soll dabei 
sein, Flächen der Innenentwicklung zu erfassen und zu bewerten und somit eine mögliche 
Entwicklungsrichtung vorzugeben. Bislang ist dieser Vorstoß noch am Verwaltungsaufwand 
gescheitert.  

Eine naturschutzfachliche Bewertung der Flächenpotenziale für die doppelte Innenentwick-
lung wird in Rostock einzelfallbezogen vorgenommen und zwar dann, wenn bereits feststeht, 
dass die Flächen baulich entwickelt werden sollen, die Zielrichtung der Innenentwicklung 
also schon vorgegeben ist. In diesen Fällen wird überprüft, inwieweit Naturschutzbelange 
durch die geplante bauliche Nutzung betroffen sind.  

In der Stadt Rostock kommen verschiedene fachliche Bewertungssysteme zum Einsatz. Im 
Rahmen der Flächennutzungsplanung wurde beispielsweise eine, schutzgutbezogene natur-
schutzfachliche Bewertung der Flächen vorgenommen. Die Innenentwicklungsflächen wur-
den unter dem Fokus bauliche Nutzung mit Blick auf ihre Wohnungsbaupotenziale bewertet. 
Grundsätzlich wird Bewertungssystemen eine hohe Bedeutung zugesprochen, wenn es da-
rum geht, eine Entscheidungs- und Abwägungshilfe zu generieren, die nachvollziehbar und 
überprüfbar ist. 
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3.2.6 Fallstudie Saarbrücken  
Rahmenbedingungen der Siedlungs- und Freiraumentwicklung 
Die Stadt Saarbrücken ist viele Jahre lang – nicht zuletzt aufgrund des ökonomischen Struk-
turwandels – durch rückläufige Bevölkerungszahlen geprägt gewesen. Von 1974 bis 2010 
sank die Bevölkerungszahl von 205.987 auf 175.741 (STATISTISCHES AMT SAARLAND 2015); 
dies ist ein Rückgang von fast 15 Prozent. Seit 2011 steigt die Bevölkerungszahl der Stadt 
jedoch leicht an. Ende des Jahres 2014 hatte Saarbrücken wieder 178.629 Einwohnerinnen 
und Einwohner (LANDESHAUPTSTADT SAARBRÜCKEN, AMT FÜR ENTWICKLUNGSPLANUNG, STA-
TISTIK UND WAHLEN 2015). Dieser Anstieg ist allein auf Wanderungsgewinne zurückzuführen. 
Mit Blick auf die natürliche Bevölkerungsentwicklung besteht wie im bundesweiten Abbild ein 
Geburtendefizit, also eine negative Bilanz.  

Aufgrund des leichten Bevölkerungswachstums ist in den letzten Jahren ein zunehmender 
Bedarf an Wohnungen und damit einhergehend ein steigender Bedarf an Wohnbauflächen 
festzustellen. Gleichzeitig steigt nach Einschätzung der Interviewpartner der Nutzungsdruck 
auf die öffentlichen Grünflächen in der Innenstadt und daher auch in diesem Bereich der 
Flächenbedarf. Vor einigen Jahren sei dieser Nutzungsdruck noch nicht abzusehen gewe-
sen. Damals wurde noch ein Zuwachs von Brachflächen und Freiräumen infolge von Dein-
dustrialisierung und Schrumpfung konstatiert (HARTZ & DAMS 2007, S. 7) und im Freiraum-
entwicklungsprogramm von 2008 vor diesem Hintergrund ein Pool von Bebauungspotenzia-
len auf Freiflächen ausgewiesen (LANDESHAUPTSTADT SAARBRÜCKEN, AMT FÜR GRÜNANLA-
GEN, FORSTEN UND LANDWIRTSCHAFT 2008, S. 59). Heute zeichnet sich an Defizit an städti-
schen Grünflächen ab. 

Im Bereich Gewerbenutzung besteht ebenfalls zusätzlicher Flächenbedarf; die Nachfrage 
kann in diesem Bereich nicht allein durch brachgefallene, fehl- oder untergenutzte Gewerbe-
flächen gedeckt werden (LANDESHAUPTSTADT SAARBRÜCKEN 2015b). 

Topographisch und naturräumlich ist die Stadt Saarbrücken durch die Saar mit ihren Seiten-
tälern geprägt. Die Hänge der Täler sind überwiegend bewaldet. In den Talbereichen selbst 
bestehen Überschwemmungsrisiken; daher sind hier Überschwemmungsgebiete festgesetzt 
(LANDESHAUPTSTADT SAARBRÜCKEN, BAUDEZERNAT 2011a, S. 52). Saarbrücken ist eine sehr 
grüne Stadt: 72 Prozent der Gesamtfläche (168 km²) können der Kategorie „Freiraum“ zuge-
ordnet werden. Den Großteil davon machen  mit 47 Prozent des Stadtgebietes Waldflächen 
aus (LANDESHAUPTSTADT SAARBRÜCKEN, AMT FÜR GRÜNANLAGEN, FORSTEN UND LANDWIRT-
SCHAFT 2008, S. 33). Wälder befinden sich überwiegend in den Stadtrandlagen, aber auch in 
der Innenstadt gibt es charakteristische und erhaltenswerte Waldhänge. Die Waldflächen 
sind überwiegend als Landschaftsschutzgebiet ausgewiesen. Trotz des hohen Grünanteils 
hat Saarbrücken jedoch relativ wenige öffentliche Freiflächen (LANDESHAUPTSTADT SAAR-
BRÜCKEN, BAUDEZERNAT 2011a, S. 161).  

Den Kern Saarbrückens bildet das kompakte und verdichtete Siedlungsband im Saartal. Hier 
konzentrieren sich verdichteter Geschosswohnungsbau in Blockrandbebauung sowie die 
Industrie- und Gewerbegebiete der Stadt. Dies sind auch die Bereiche, in denen heute Frei-
raumdefizite bestehen. In den Nebentälern der Saar schließen sich schmalere Siedlungs-
bänder an. Auf den Talhängen haben sich im 20. Jahrhundert innenstadtnahe Wohngebiete 
in verdichteter Straßenrandbebauung entwickelt. Die steilen Hanglagen blieben dagegen bis 
heute meist unbebaut und bewaldet. Die im Rahmen der Stadterweiterungen in den 1960er 
Jahren entstandenen Wohngebiete auf den Hügelkuppen sind stadträumlich isoliert. Die 
Randlage der Kernstadt und die äußern Stadtteile sind durch Ein- und Zweifamilienhausbe-
bauung geprägt (LANDESHAUPTSTADT SAARBRÜCKEN, BAUDEZERNAT 2011a, S. 54 ff.). 
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Als Rahmenbedingung der Siedlungs- und Freiraumentwicklung sind zudem die folgenden 
Besonderheiten in der Aufgabenverteilung von Bedeutung: 

• Flächennutzungs- und Landschaftsplanung sind nicht Aufgabe der Stadt Saar-
brücken, sondern des Regionalverbands Saarbrücken (ehemals Stadtverband Saar-
brücken). Der Flächennutzungsplan des Regionalverbands datiert aus dem Jahr 
1993 (STADTVERBAND SAARBRÜCKEN 1993) und wurde seitdem mehrfach geändert; 
der Landschaftsplan wurde 2004 erstellt (STADTVERBAND SAARBRÜCKEN, AMT FÜR 
BAUEN, UMWELT UND PLANUNG, TEAM LANDSCHAFTSPLANUNG 2004). 

• Anders als sonst üblich ist die Untere Naturschutzbehörde weder bei der Stadt Saar-
brücken noch beim Regionalverband, sondern im Landesamt für Umwelt und  Ar-
beitsschutz angesiedelt. Dem Bereich Naturschutz im Umweltamt der Stadt Saar-
brücken obliegen daher keine staatlichen Aufgaben. 

 

Innenentwicklung: Strategien, Planungen, zentrale Projekte 
Die Innenentwicklung hat in der Stadt Saarbrücken einen hohen Stellenwert. Dies trifft – so 
die Interviewpartner – vor allem für die Verwaltung zu. In der Kommunalpolitik werde das 
Thema dagegen ambivalent betrachtet. Einige Politiker würden zwar generell einer Innen-
entwicklung zustimmen, aber gleichwohl gerne in „ihrem Stadtteil“ neue Wohnbauflächen 
erschließen wollen. Es habe aber in den letzten Jahren – abgesehen von einer Ausnahme – 
keine Bebauungspläne mehr für die Entwicklung von Wohnbauflächen „auf der grünen Wie-
se“ gegeben. Schwerpunkte waren Bebauungspläne der Innenentwicklung. Für die Deckung 
des zusätzlichen Wohnflächenbedarfs stünde noch ausreichend Potenzial an Brachen zur 
Verfügung. Die bauliche Entwicklung dieser Brachen sei mit Blick auf den Naturschutz je-
doch nicht immer konfliktfrei. 

Die hohe Bedeutung der Innenentwicklung findet auch im Stadtentwicklungskonzept sowie 
im städtebaulichen Entwicklungskonzept der Stadt Saarbrücken ihren Ausdruck. Das Stadt-
entwicklungskonzept setzt für den Wohnungsneubau insbesondere auf die Schließung von 
Baulücken (OBERBÜRGERMEISTERIN DER STADT SAARBRÜCKEN 2009, S.41) und das Städte-
bauliche Entwicklungskonzept formuliert „Innenentwicklung vor Außenentwicklung“ als ein 
zentrales städtebauliches Ziel (LANDESHAUPTSTADT SAARBRÜCKEN, BAUDEZERNAT 2011a, S. 
63). Als zentrale Strategien zur Umsetzung dieses Ziels werden Baulücken- und Brachflä-
chenmobilisierung, eine Optimierung der Bestandsgebiete für Gewerbe sowie eine eventuel-
le Rückgabe von Baurechten am Stadtrand und von im Flächennutzungsplan dargestellten 
Flächenpotenzialen genannt (EBENDA).  

Zu den maßgeblichen Akteuren der Innenentwicklung in der Stadtverwaltung gehören das 
Stadtplanungsamt, das Amt für Grünanlagen, Forsten und Landwirtschaft, das Amt für Klima-
und Umweltschutz, das Liegenschaftsamt sowie das Amt für Wirtschaftsförderung. Diese 
arbeiten zwar nicht auf Basis einer schriftlich fixierten integrierten und ressortübergreifenden 
Strategie der Innenentwicklung, verfolgen aber – so die Interviewpartner – eine solche Stra-
tegie „in den Köpfen“. Eine wichtige Kooperationsstruktur hierfür sei die „Baurunde“, in der 
gemeinsam jedes Bauvorhaben diskutiert wird und Rahmenbedingungen für dessen Reali-
sierung formuliert werden. Im Ergebnis führe dieses Verfahren zu qualifizierten Planungen, 
auch bei Investorenplanungen. Wird sich die „Baurunde“ nicht einig, wird das Vorhaben an 
die generell für alle städtebaulichen Planungen zuständige Bauamtskonferenz weitergege-
ben und dort erörtert.  
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Zu den wichtigsten Projekten und Maßnahmen der Innenentwicklung der Stadt Saarbrücken 
gehören:  

• Stadtmitte am Fluss: Das Projekt Stadtmitte am Fluss ist das zentrale Leitprojekt für 
die Entwicklung der Saarbrücker Innenstadt. Ziel ist die Entstehung neuer urbaner 
Lebensqualität im Zentrum der Stadt. Zur Aufwertung der Innenstadt sind u.a. eine 
Untertunnelung der Stadtautobahn, die Schaffung attraktiver Freiräume sowie die 
Entwicklung neuer Flächen für Wohnungen und Dienstleistungen vorgesehen (LAN-
DESHAUPTSTADT SAARBRÜCKEN 2015d). Für dieses Leitprojekt wurde eine dezernats- 
und ämterübergreifende Projektgruppe gebildet, der Stadtplanungsamt, Umweltamt, 
Grünflächenamt, Kämmerei und andere Ämter angehören. 

• Wohngebiet Franzenbrunnen: Ziel der Planung ist es, dem großen Bedarf an Neu-
bauflächen für innerstädtisches Wohnen nachzukommen. Der Bereich am Franzen-
brunnen im Stadtteil Alt-Saarbrücken ist das größte Wohnbauflächenpotenzial (ca. 11 
Hektar), das die Landeshauptstadt in Innenstadtnähe zur Verfügung hat und soll zu 
einem attraktiven Wohngebiet mit vielfältigen Grünflächen entwickelt werden (LAN-
DESHAUPTSTADT SAARBRÜCKEN 2015a). Die Planung ist jedoch in der Bevölkerung 
nicht unstrittig. Eine Bürgerinitiative setzt sich bereits seit 1993 für das nach ihrer An-
sicht letzte zusammenhängende Naherholungsgebiet in Alt-Saarbrücken ein (BÜR-
GERINITIATIVE FRANZENBRUNNEN E.V. 2015). 

• Halberger Ohr: Auf einer seit fast 20 Jahren bestehenden Industriebrache (ehemali-
gen Röhrenlagers der Halberger Hütte) im Ortsteil Brebach soll ein neues Neben-
zentrum mit verschiedenen Fachmärkten, einem medizinischen Versorgungszentrum 
sowie weiteren sozialen Einrichtungen entstehen (SPD SAARBRÜCKEN, STADTRATS-
FRAKTION 2014). 

 

Urbanes Grün in der Innenentwicklung 
Bedeutung, Ziele und Strategien 

Dem urbanen Grün wird nach Einschätzung der Interviewpartner in der Innenentwicklung der 
Stadt Saarbrücken heute große Bedeutung beigemessen. Dies treffe sowohl auf die Verwal-
tung als auch auf den überwiegenden Teil der Kommunalpolitik zu. Früher sei dies anders 
gewesen. Insbesondere in der Kommunalpolitik habe sich in den zurückliegenden Jahren die 
Einstellung zum urbanen Grün verändert. Während in den 1990er Jahren das urbane Grün 
von der Politik vielfach noch als Hemmnis für die bauliche, verkehrliche und wirtschaftliche 
Entwicklung wahrgenommen worden sei, sei mittlerweile die Überzeugung gewachsen, dass 
ein attraktives städtisches Wohnumfeld mit qualifizierten Grünflächen die „Renaissance der 
Stadt“, die Trendwende „Zurück in die Stadt“ befördern könne. Nicht zuletzt sei dieser Ein-
stellungswandel in der Politik durch die zuständigen Fachämter bewirkt, die der Kommunal-
politik immer wieder das Potenzial von urbanem Grün mit Blick auf Lebens- und Aufenthalts-
qualität sowie Klimaschutz deutlich gemacht hätten. Die heute in der politischen Spitze 
(Oberbürgermeisterin, Baudezernentin) vorhandene Wertschätzung für das Grün in der Stadt 
garantiere die politische Rückendeckung bei der Entwicklung des urbanen Grüns.  

Die hohe Bedeutung des urbanen Grüns in der Innenentwicklung findet auch konzeptionell 
ihren Niederschlag. So heißt es im Stadtentwicklungskonzept, dass die Grünflächen in ihrer 
Qualität verbessert und an die sich verändernde Stadtgesellschaft und an die sich wandeln-
den Stadträume angepasst werden sollen. Das Stadtbild soll „durch Qualifizierung und Profi-
lierung der Freiräume positiv beeinflusst (…) werden“ (OBERBÜRGERMEISTERIN DER STADT 
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SAARBRÜCKEN 2009a, S. 8). Und im städtebaulichen Entwicklungskonzept für die Landes-
hauptstadt Saarbrücken wird mit Blick auf Baulücken- und Brachflächenmobilisierung als 
eine zentrale Strategie der Innenentwicklung explizit darauf hingewiesen, dass bei „Nutzung 
vorhandener Bauflächenpotenziale im innerstädtischen Bereich (…) auf ausreichende Grün-
flächenversorgung für Naherholung und Klimaschutz zu achten“ ist (LANDESHAUPTSTADT 
SAARBRÜCKEN, BAUDEZERNAT 2011a, S.63). Insoweit wird im städtebaulichen Entwicklungs-
konzept von „qualifizierter Innenentwicklung“ gesprochen. 

Das Ziel der „qualifizierten Innenentwicklung“ ist vor dem Hintergrund zu betrachten, dass  
die Versorgung mit Grünflächen in der Stadt Saarbrücken teilräumlich sehr unterschiedlich 
ist. In den dichten Innenstadtgebieten ist sie deutlich ungünstiger als am Stadtrand. Hinzu 
kommt, dass die innerstädtischen Grünflächen vielfach wegen der Lärmbelastung durch die 
Stadtautobahn nur sehr eingeschränkt Freiraumfunktionen übernehmen können. Weiterhin 
sind eine Reihe von Grünflächen durch die Barrierewirkung von Stadtautobahn, aber auch 
von Eisenbahntrassen teils nur schwierig zu erreichen. Gleichwohl werden die innerstädti-
schen Grünflächen aufgrund fehlender Alternativen stark genutzt, teils ist sogar eine Über-
nutzung festzustellen (LANDESHAUPTSTADT SAARBRÜCKEN, BAUDEZERNAT 2011b, S. 37 ff.). 

Angesichts dieser defizitären Situation werden im Freiraumentwicklungsprogramm und im 
städtebaulichen Entwicklungskonzept unter anderen folgende Ziele und Handlungsschwer-
punkte für die urbanen Freiräume formuliert (LANDESHAUPTSTADT SAARBRÜCKEN, AMT FÜR 
GRÜNANLAGEN, FORSTEN UND LANDWIRTSCHAFT 2008; LANDESHAUPTSTADT SAARBRÜCKEN, 
BAUDEZERNAT 2011a, S.170 ff.): 

• Anbieten guter Freiräume für Wohn- und Arbeitsumfeld, Naherholung und Tourismus, 
Freizeit und Sport, 

• Sicherung des Bestands urbaner Freiräume (Priorität vor Neuanlagen), 

• Anpassung an veränderte Freiraumbedürfnisse insbesondere aufgrund des demo-
graphischen Wandels, 

• Inwertsetzung zentraler oder benachteiligter Standorte durch Entwicklung von Frei-
räumen, 

• Aufwertung der Saarfreiräume, 

• Freiraumentwicklung für die Qualität von Neubebauung. 

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass bei den Zielen, die mit der Entwicklung des 
urbanen Grüns in der Innenentwicklung verfolgt werden, eine Verbesserung der Wohn- und 
Lebensqualität sowie die Schaffung von Erholungsräumen im Vordergrund stehen. Dies wird 
auch so von den Interviewpartnern bestätigt. Ökologische Ziele wie Arten- und Biotopschutz 
sowie der Erhalt von Biodiversität spielten zwar auch eine wichtige Rolle bei der Entwicklung 
des urbanen Grüns, seien aber gegenüber städtebaulichen und sozialen Zielen eher nach-
geordnet. Ökologische Ziele kämen vor allem bei großflächigen Gewässermaßnahmen im 
Saartal und Renaturierungsmaßnahmen in den Bachtälern zum Tragen.  

Festgelegt sind die gesamtstädtischen Ziele für das urbane Grün insbesondere im Freiraum-
entwicklungsprogramm. Die wesentlichen Inhalte dieses Konzepts sind in das Stadtentwick-
lungs- sowie in das Städtebauliche Entwicklungskonzept übernommen. Zudem enthalten die 
für einige Stadtteile erarbeiteten Stadtteilentwicklungskonzepte sowie verschiedene Bebau-
ungs- und Grünordnungsplänen teilräumliche Aussagen und Festlegungen zum urbanen 
Grün.  
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Die Integration der naturschutzfachlichen Ziele für das urbane Grün in die Stadtentwicklungs- 
und Bauleitplanung erfolgt im Rahmen der Abwägung. Generelle Kriterien, in welchen Fällen 
den naturschutzfachlichen Zielen für das urbane Grün gegenüber anderen Zielen bei Ziel-
konflikten in der Abwägung der Vorrang eingeräumt wird, und in welchen Fällen diese zu-
rückgestellt werden, gibt es nicht. Die Abwägungsentscheidungen erfolgen vielmehr einzel-
fallbezogen und in Abhängigkeit vom jeweiligen Gewicht der naturschutzfachlichen Belange. 
Bei gravierenden Eingriffen in Natur und Landschaft sowie in artenschutzrelevanten Fällen 
findet immer eine Berücksichtigung statt. Generell werde in der Stadt Saarbrücken in der 
Stadtentwicklung – so die Interviewpartner – ein integrierter Ansatz verfolgt, der mehrere 
Zieldimensionen berücksichtige. Insbesondere bei größeren Projekten sei es möglich, Lö-
sungen zu finden, die bauliche, soziale und naturschutzfachliche Ziele gleichermaßen be-
rücksichtigten. Dieser integrierte Ansatz werde beispielsweise beim Leitprojekt für die Ent-
wicklung der Saarbrücker Innenstadt „Stadtmitte am Fluss“ und auch bei der Entwicklung 
des Wohngebiets „Franzenbrunnen“ verfolgt.  

Ein generelles Verfahren zur Lösung von möglichen Nutzungskonflikten zwischen baulichen 
und naturschutzfachlichen Belangen bei der Innenentwicklung existiert nicht. Bei Konflikten 
zwischen baulichen und freiraumbezogenen Nutzungsansprüchen bei der Entwicklung städ-
tischer Grundstücke in dicht bebauten Quartieren wird im Einzelfall geprüft, ob die Bebauung 
oder die Freihaltung als Grünfläche zur Verbesserung der Wohnqualität oder zum Erhalt kli-
ma-, natur- und erholungsrelevanter Flächen im Sinne „Qualifizierter Dichte“ Vorrang haben 
soll (LANDESHAUPTSTADT SAARBRÜCKEN, BAUDEZERNAT 2011a, S. 71) 

Mit Orientierungswerten für die Versorgung mit urbanem Grün wird in der Stadt Saarbrücken 
nicht gearbeitet. Vielmehr wird qualitativ-argumentativ für das urbane Grün „gekämpft“. Ge-
nerell werden  – zumindest bundeseinheitliche – Orientierungswerte von den Interviewpart-
nern als zu starr und unflexibel eingeschätzt. So stelle sich beispielsweise der Bedarf an 
wohnungsnahen Grün in der Stadt Saarbrücken mit einem hohen Anteil an Ein- und Zweifa-
milienhäusern gänzlich anders dar als in einer Mieterstadt wie Berlin. Im Einzelfall könnten 
Orientierungswerte aber, soweit sie die Spezifika der Stadt berücksichtigen, eine Argumenta-
tionshilfe sein. 

Zu den wichtigsten Projekten für das urbane Grün in der Innenentwicklung in der Stadt Saar-
brücken zählen: 

• Stadtmitte am Fluss: Aus Sicht der Freiraumentwicklung stehen die Aspekte Grün 
und Vernetzung von Freiräumen bei diesem Leitprojekt für die Entwicklung der Saar-
brücker Innenstadt (siehe oben) im Vordergrund. Ziel ist die Schaffung einer grünen 
Mitte, die an die übrigen Stadtteile der Kernstadt angebunden ist, um damit den Men-
schen in der Stadt öffentlich zugängliche und hochwertige Freiräume zu bieten (LAN-
DESHAUPTSTADT SAARBRÜCKEN, AMT FÜR GRÜNANLAGEN, FORSTEN UND LANDWIRT-
SCHAFT 2008, S. 56).  

• Stadtteilaktionsprogramm: Im Stadteilaktionsprogramm werden für die einzelnen 
Stadtteile spezifische Maßnahmenpakete „geschnürt“. Im Freiraumentwicklungspro-
gramm ist für jeden Stadtteil mindestens ein Stadtpark und ein Stadtplatz ausgewie-
sen (LANDESHAUPTSTADT SAARBRÜCKEN, AMT FÜR GRÜNANLAGEN, FORSTEN UND 
LANDWIRTSCHAFT 2008, S. 101ff.). Ein aktuelles Beispiel für die Umsetzung des 
Stadtteilprogramms ist das Projekt „Grüne Insel Kirchberg“. Im Rahmen des Projek-
tes wurde die rund 1,6 Hektar große und bislang heterogene Grünfläche im ansons-
ten dicht bebauten Zentrum des Stadtteils zu einem „lebendigen Ort“ für alle Genera-
tionen und Ethnien entwickelt (LANDESHAUPTSTADT SAARBRÜCKEN 2015b). 
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• Wohngebiet Franzenbrunnen: Bestandteil des neuen Wohngebiets sind ein weitläufi-
ger, parkähnlicher Grünzug und verschiedene Quartiersplätze (LANDESHAUPTSTADT 
SAARBRÜCKEN 2015a). 

 

Akteure 

Für das bestehende urbane Grün ist mit wenigen Ausnahmen das Amt für Grünanlagen, 
Forsten und Landwirtschaft zuständig. Die Ausnahmen betreffen den Baumschutz (zustän-
dig: Amt für Klima- und Umweltschutz) und den Artenschutz (zuständig: Untere Naturschutz-
behörde beim Landesamt für Umwelt und Arbeitsschutz). Mit Blick auf die Entwicklung des 
urbanen Grüns spielt zudem das Stadtplanungsamt eine wichtige Rolle, da es federführend 
für die Bauleit- und Stadtentwicklungsplanung ist. 

Außerhalb der Verwaltung sind nach Einschätzung der Interviewpartner vor allem die Bürger 
für die Entwicklung des urbanen Grüns wichtige Akteure. So sei beispielsweise „Urban Gar-
dening“ auch in Saarbrücken ein zunehmend an Bedeutung gewinnendes Thema. Darüber 
hinaus seien Umwelt- und Naturschutzverbände, das Kleingartenwesen sowie die Woh-
nungswirtschaft an der Entwicklung des urbanen Grüns beteiligt.  

 

Instrumente 

Als wichtige formelle Planungsinstrumente für die Entwicklung urbanen Grüns erachten die 
Interviewpartner die Bauleitplanung (Flächennutzungsplan, Bebauungspläne) sowie die 
Grünordnungsplanung. Grünordnungspläne werden in der Stadt Saarbrücken regelmäßig im 
Kontext von Bebauungsplänen erstellt. Sie enthalten insbesondere Festlegungen über Zu-
stand, Funktion, Ausstattung und Entwicklung der Frei- und Grünflächen. Dem Landschafts-
plan hingegen wird eine geringere Bedeutung beigemessen, da er seinen ganzheitlichen 
Ansatz verloren und sich immer mehr zum Kompensationsinstrument entwickelt habe.  

Unter den informellen Konzepten und Planungen werden das Freiraumentwicklungspro-
gramm, das Stadtentwicklungskonzept sowie das städtebauliche Entwicklungskonzept der 
Stadt Saarbrücken als sehr wichtig für die Entwicklung des urbanen Grüns eingeschätzt. 
Zudem werden die teilraumbezogenen Stadtteilentwicklungskonzepte, die für verschiedene 
Stadtteile Saarbrückens mit besonderem Handlungsbedarf erstellt wurden und insbesondere 
der Aufwertung der Wohnqualität dienen, für die quartiersbezogene Freiraumentwicklung als 
wichtig erachtet. Auch die im Rahmen der Stadtklimaanalyse erstellte Planungshinweiskarte 
Stadtklima sei in diesem Kontext von Bedeutung. Diese Karte stellt zum einen die bioklimati-
sche Bedeutung der Grün- und Freiflächen und zum anderen die bioklimatische Situation der 
Siedlungsflächen für das Stadtgebiet dar und kann damit als Argumentationshilfe für den 
Erhalt, aber auch die Neuschaffung von urbanem Grün dienen (LANDESHAUPTSTADT SAAR-
BRÜCKEN, AMT FÜR KLIMA- UND UMWELTSCHUTZ 2012).   

 

Finanzierung 

Als bedeutende Finanzierungsquelle für die Entwicklung des urbanen Grüns werden vor al-
lem Mittel aus Förderprogrammen sowie kommunale Mittel eingeschätzt. Bei den Förderpro-
grammen seien insbesondere die Städtebauförderungsprogramme Soziale Stadt und Stad-
tumbau sowie der Europäische Fonds für regionale Entwicklung von hoher Bedeutung. Bei 
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Gewässermaßnahmen spielten Naturschutzprogramme, aber auch Mittel aus der natur-
schutzrechtlichen Eingriffsregelung eine wichtige Rolle. 

 

Fördernde und hemmende Faktoren 

Als sehr wichtige fördernde Faktoren für das urbane Grün in der Innenentwicklung der Stadt 
Saarbrücken werden von den Interviewpartnern die vorhandenen und politisch beschlosse-
nen Leitbilder zur Innenentwicklung und zur Freiraumentwicklung, die Verknüpfung des 
Themas Freiraumentwicklung mit anderen Themen der Stadtentwicklung (Anpassung an den 
Klimawandel, Verbesserung der Wohn- und Lebensqualität) angesehen. Zudem wirke sich 
die gute Kooperation der an der Innenentwicklung beteiligten Verwaltungsakteure sehr för-
derlich aus. Auch die Eingriffsregelung könne ein fördernder Faktor sein, wenn Kompen-
sationsmaßnahmen gezielt zur Entwicklung urbanen Grüns genutzt würden. 

Zu den wichtigsten hemmenden Faktoren gehören nach Einschätzung der Interviewpartner 
bauliche Nutzungskonkurrenzen sowie mangelnde finanzielle Ressourcen, vor allem mit 
Blick auf die notwendigen Erhaltungs-und Pflegekosten für das urbane Grün. Vereinzelt wird 
von den Gesprächspartnern auch die Meinung vertreten, dass mangelnde Akzeptanz des 
urbanen Grüns in der Kommunalpolitik ein Hemmnis darstelle. 

 

Klassifizierung, Erfassung und naturschutzfachliche Bewertung der Flächenpotenziale 
für die doppelte Innenentwicklung 
Als Flächenpotenziale für die doppelte Innenentwicklung werden in der Stadt Saarbrücken 
insbesondere Brachen und Baulücken, aber auch Verkehrsflächen (Untertunnelung der Au-
tobahn, Rückbau großer Straßen, Rückbau von Parkplätzen) und Grünflächen betrachtet. 
Eine systematische Erfassung der Flächenpotenziale für die doppelte Innenentwicklung er-
folgt jedoch nicht. So wird von der Stadt auch kein Brachflächenkataster geführt. Das Poten-
zial an Baulücken ist aber mit Blick auf zukünftigen Wohnungsbau im städtebaulichen Ent-
wicklungskonzept ermittelt worden. Dabei wurden sowohl Baulücken im Geltungsbereich von 
rechtskräftigen (§30 BauGB) oder planreifen Bebauungsplänen (§33 BauGB) als auch Bau-
lücken in der bebauten Ortslage (§ 34 BauGB) berücksichtigt (LANDESHAUPTSTADT SAAR-
BRÜCKEN, BAUDEZERNAT 2011a, S. 69ff.). Zudem sind im Freiraumentwicklungsprogramm 
alle Freiräume der Stadt nach funktionalen Kategorien erfasst, u.a. funktionsgebundene Frei-
flächen (Parkanlagen, Gärten, Sport- und Freizeitanlagen, Spielplätze, Friedhöfe u.a.), Plät-
ze und Fußgängerzonen, Verkehrsgrün, nicht funktionsgebundene Freiflächen (Pflegeflä-
chen des Naturschutzes, Sukzessionsflächen u.a.) (LANDESHAUPTSTADT SAARBRÜCKEN, 
BAUDEZERNAT 2008, S. 23ff.). Kriterien für die Bewertung von Innenentwicklungsflächen gibt 
es in der Stadt Saarbrücken bislang nicht. 
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3.3 Good-Practice 
3.3.1 Ziel und methodisches Vorgehen 

Ziel ist es, innovative Konzepte und Ansätze zur doppelten Innenentwicklung zu identifizie-
ren, zu analysieren und zu dokumentieren. Dabei sollen solche Praxisbeispiele im Fokus 
stehen, bei denen es gelungen ist, naturschutzfachlichen Zielen bei der Planung und/oder 
Umsetzung von Maßnahmen und Projekten in besonderem Maße Rechnung zu tragen. Bei 
der Analyse sollen Erfolgsfaktoren für diese Berücksichtigung naturschutzfachlicher Ziele 
herausgearbeitet werden.  

„Good-Practice“ wird dabei nicht im Sinne eines Rankings verstanden. Vielmehr geht es da-
rum, gelungene Praxisbeispiele exemplarisch und damit stellvertretend für viele andere vor-
zustellen. 

Bei der Dokumentation der insgesamt vier Good-Practice-Beispiele sollen die Lösungsansät-
ze nachvollziehbar illustriert werden, um sowohl zum „Nachmachen“ als auch zu eigenen 
Ideen anzuregen. Es wird aber nicht darauf gezielt, dass die Good-Practice-Beispiele eins zu 
eins in anderen Kommunen umgesetzt werden. Dies wird aufgrund der individuellen und 
heterogenen Ausgangsbedingungen in den Städten in der Regel auch nicht möglich sein. 
Die Beispiele sollen vielmehr Anregungen zur Berücksichtigung naturschutzfachlicher Ziele 
bei Konzepten zur doppelten Innenentwicklung in der eigenen Kommune geben. 

 

Räumliche Betrachtungsebene 
Als Good-Practice-Beispiele werden auf Einzelflächen ausgerichtete Konzepte und Ansätze 
dargestellt. Die Entwicklung der Einzelflächen muss jedoch in gesamtstädtische und/oder 
quartiersbezogene Konzepte zur doppelten Innenentwicklung eingebunden sein.  

 

Betrachtete Nutzungsformen 
Die Beispiele sollen die Vielfalt möglicher naturschutzbezogener Nutzungsformen im Rah-
men doppelter Innenentwicklung aufzeigen und insbesondere integrierte/multifunktionale 
Nutzungskonzepte berücksichtigen, in denen auf einer Fläche zwei oder mehrere Nutzungs-
formen (Naturschutz, Erholung, Klimaschutz, Städtebau) kombiniert werden. 

 

Good-Practice-Kriterien/Auswahlkriterien 
Für eine nachvollziehbare Auswahl von Good-Practice-Beispielen sind die Entwicklung von 
Good-Practice-Kriterien und eine projektbezogene Good-Practice-Begründung auf Grundla-
ge dieser Kriterien erforderlich. Dabei wird zwischen Basis- und Zusatzkriterien differenziert. 
Basiskriterien sind Kriterien, denen alle Good-Practice-Beispiele entsprechen müssen. Die 
Zusatzkriterien sind dagegen optionale Kriterien, die nicht alle auf Beispiel zutreffen müssen. 

Folgende Basiskriterien werden zugrunde gelegt: 

• Berücksichtigung naturschutzfachlicher Ziele,  

• Einbindung in gesamtstädtische/quartiersbezogene Konzepte bzw. kommunale Leit-
bilder zur Stadtentwicklung  

Die optionalen Zusatzkriterien beziehen sich auf: 
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• integriertes/multifunktionales Nutzungskonzept (Naturschutz, Erholung, Klimaschutz, 
Städtebau), 

• Vorliegen von Kriterien und Richtwerten für die naturschutzfachliche Bewertung ur-
banen Grüns,  

• vorhandenes Verfahren zur Einbindung naturschutzfachlicher Ziele,  

• Beteiligung der Bewohnerschaft. 

Zudem erfolgte die Auswahl der Good-Practice-Beispiele so, dass möglichst unterschiedliche 
Ausgangsbedingungen in den Kommunen (u.a. demographisch, naturräumlich) gespiegelt 
werden und eine räumliche Verteilung im Bundesgebiet gewährleistet ist. 

 

Quellen für Good-Practice-Beispiele 
Für die Recherche wurden insbesondere folgende Quellen genutzt: 

• Hinweise der an der schriftlichen Befragung beteiligten Großstädte zu guten Beispie-
len, 

• einschlägige Literatur- und Internetseiten (u.a. Publikationen der Deutschen Umwelt-
hilfe, Internetplattform des Ministeriums für Verkehr und Infrastruktur Baden-
Württemberg www.innen-bw.de). 

 

Struktur für die Darstellung der Good-Practice-Beispiele 

• Eckdaten zur Kommune und zum Standort 

• Räumlich geographischer und stadtstruktureller Kontext 

• Gesamtstädtische Stadt- und Freiraumentwicklungspolitik 

• Beschreibung des Good-Practice-Beispiels 

o Ausgangssituation (u.a. Größe der Fläche, bisherige Nutzung und Funktionen, 
Eigentumsverhältnisse)  

o Anlass und Ziele der Maßnahme (naturschutzfachlich, städtebaulich) 
o Vorgehen und Umsetzung 
o Ergebnis (Nutzung und Funktionen nach Umsetzung, ggf. Flächenanteile) 
o Träger der Maßnahme 
o Beteiligte 
o Finanzierung 

• Good-Practice-Begründung  

o Basiskriterien 
o ggf. Zusatzkriterien 

• Lessons Learned (Rückblick aus Sicht der Kommune: Erfolgsfaktoren, Stolpersteine 
und Empfehlungen der Kommunen) 

• Quellen 

• Ansprechpartner 
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3.3.2 Park am Nordbahnhof in Berlin-Mitte: Urbane Wildnis und Erholung 

Tab. 6: Eckdaten Park am Nordbahnhof, Berlin-Mitte 

Kommune Berlin  

Bundesland Berlin 

Einwohnerzahl (31.12.2013) 3.415.091* 

Bevölkerungsentwicklung 2004-
2013 

+ 0,8 %** 

Flächengröße  5,5 Hektar 

Lage im Stadtgebiet innerstädtisch 

Flächenpotenzialtyp Brache (ehemaliges Bahngelände) 

Quellen: * AMT FÜR STATISTIK BERLIN-BRANDENBURG 2014, ** EBENDA/eigene Berechnung 

 

Räumlich-geographischer und stadtstruktureller Kontext 
Berlin ist die flächenmäßig größte und einwohnerstärkste Stadt Deutschlands, Hauptstadt 
der Bundesrepublik (mit Regierungssitz) und zugleich eines der 16 Bundesländer. Berlin ver-
zeichnet mit Blick auf seine Bevölkerungsentwicklung erhebliche Wachstumstendenzen. Der 
innerstädtische Bezirk Mitte, in dessen Ortsteil Mitte der Park Nordbahnhof liegt, ist flächen-
mäßig mit rund 40 Hektar zwar der zweitkleinste, mit Blick auf die Einwohnerzahl jedoch der 
zweitgrößte Bezirk Berlins. Die durchschnittliche Einwohnerdichte im Bezirk ist doppelt so 
hoch wie die der Gesamtstadt. Durch den Bevölkerungszuwachs hat sich die Grünversor-
gung im Bezirk in den letzten Jahren verschlechtert; sie liegt unter dem gesamtstädtischen 
Durchschnitt (BEZIRKSAMT MITTE VON BERLIN, ARBEITSGRUPPE SOZIALRAUMORIENTIERUNG 
2014). 

 

Gesamtstädtische Stadt- und Freiraumentwicklungspolitik 
Bereits im Erläuterungsbericht zum 1994 beschlossenen und 2009 neu bekannt gemachten 
Flächennutzungsplan sind Innen- vor Außenentwicklung sowie der Erhalt des grünen Cha-
rakters der Stadt als Grundsätze für die Gestaltung der Stadtstruktur festgelegt (SENATS-
VERWALTUNG FÜR STADTENTWICKLUNG UND UMWELTSCHUTZ 1994, S. 23ff.). Die 2012 be-
schlossene "Strategie Stadtlandschaft - natürlich urban produktiv" (SENATSVERWALTUNG FÜR 
STADTENTWICKLUNG UND UMWELT 2012c) entwickelt ein Leitbild für das zukünftige Berlin, 
demzufolge grüne Räume nicht nur einen wichtigen Beitrag zur urbanen Lebensqualität, 
sondern auch zur Lösung drängender gesellschaftlicher Herausforderungen wie Klimawan-
del, Ressourceneffizienz, demographischer Wandel, kulturelle Vielfalt leisten. Als ein Leit-
thema stehen dabei die "Urbane Natur" und damit die Verschränkung von Natur und Stadt im 
Mittelpunkt. Unter anderem soll die biologische Vielfalt erhalten, gestärkt und gestaltet wer-
den, auch um neue Formen des Naturerlebens zu ermöglichen. Diesem Ziel dient ebenso 
die 2012 beschlossene „Berliner Strategie zur Biologischen Vielfalt“, die mit Blick auf die ur-
ban geprägten Lebensräume Berlins eine Erweiterung von Spielräumen für die Naturentwick-
lung verfolgt (SENATSVERWALTUNG FÜR STADTENTWICKLUNG UND UMWELT 2012a, S. 21). 

 

148 

 



Beschreibung des Good-Practice-Beispiels 
Bis 1961 war das Areal des Nordbahnhofs ein intensiv genutztes innerstädtisches Bahnge-
lände. Mit dem Bau der Mauer verlor der Bahnhof seine Funktion und das Gelände gehörte 
zu den Grenzanlagen zwischen West- und Ost-Berlin. Als 1989 die Mauer fiel, blieb das Are-
al des Nordbahnhofs weiter geschlossen. Erst 1994 entstand beim Bezirk Mitte von Berlin 
die Idee, den Standort für eine Sportanlage zu nutzen. Durch einen Flächentausch mit der 
Bahn erhielt das Land Berlin einen Erbbaupachtvertrag für das Gelände, auf dem sowohl ein 
Fußballplatz mit Laufbahn als auch ein Park realisiert werden sollten. Zu diesem Zweck wur-
de ein internationaler städtebaulich-landschaftsplanerischer Ideenwettbewerb ausgelobt. 
Aufgrund langjähriger Vertragsverhandlungen zwischen der Bahn und dem Bezirksamt von 
Mitte und technischer Schwierigkeiten blieb die Umsetzung des siegreichen Wettbe-
werbsentwurfs der Arbeitsgemeinschaft Atelier Loegler (Architekten), Krakau und Fugmann 
& Janotta (Landschaftsarchitekten, Berlin) jedoch bis 2002 aus. Mittlerweile hatte sich die 
Natur das ehemalige Bahnhofs- und spätere Grenzgelände zurückerobert: ein Birkenwäld-
chen, kleine Büsche und Hochstaudenflure, Trockenrasen und Flechten hatten sich angesie-
delt und verschiedene Vogelarten und Kleintiere einen Lebensraum gefunden (DUBRAU 
2006). Zudem bestand ein Bedarf an Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen für verschiedene 
mit Eingriffen in Natur und Landschaft verbundene Bauvorhaben im Bezirk. 

Vor diesem Hintergrund entwickelten der Bezirk Mitte und die landeseigene Grün Berlin 
GmbH zusammen mit dem Büro Fugmann & Janotta und der Senatsverwaltung für Stadt-
entwicklung 2002 ein neues Konzept für das Gelände. Ziel war es nun, auf dem Areal einen 
naturnahen Stadtpark anzulegen und die über mehr als zehn Jahre entstandene Spontanve-
getation zu erhalten. Der ehemals in der Mitte des Geländes vorgesehene Sportbereich soll-
te daher in den Randbereich verlegt werden. Gleichzeitig zielte diese Verlegung darauf, 
Lärmbeeinträchtigungen in Folge des Sportbetriebs für Anwohnerinnen und Anwohner einer 
angrenzenden Wohnbebauung zu vermeiden.  

Die Entwicklung des ehemaligen Bahnhofgeländes basiert damit vor allem auf informellen 
Konzepten, ein Landschaftsplan wurde für das Gelände nicht erstellt. Im Flächennutzungs-
plan ist das Gelände als Parkanlage dargestellt.  

Da die Finanzierung der Gesamtkosten für den Park in Höhe von etwa 1,6 Millionen Euro 
überwiegend mit Mitteln für naturschutzrechtliche Kompensationsmaßnahmen erfolgte, konn-
te das neue Konzept nur schrittweise umgesetzt werden. Von 2004 bis 2009 entstand unter 
Regie der Grün Berlin GmbH mit wenigen zurückhaltenden Gestaltungsmaßnahmen und 
unter Einbindung von Resten der früheren Bahnanlagen sowie des ehemaligen Mauerver-
laufs „ein ‚Grünes Gerüst‘ aus extensiv bewirtschafteten Wiesen- und Gehölzflächen, wel-
ches dem Park eine lebendige, fast naturnahe Grundstimmung verleiht“ (DEUTSCHER LAND-
SCHAFTSARCHITEKTURPREIS 2011).  

149 

 



Abb. 34: Park am Nordbahnhof Berlin (Quelle: Grün Berlin GmbH 2014b) 

In die Wiesen eingebettet sind trapezförmige Inseln mit Angeboten für Spiel und aktive Erho-
lungsformen. Diese Angebote sind gestalterisch deutlich von den naturnahen Bereichen ab-
getrennt und über Metallstege mit den Hauptwegen verbunden. Südlich angrenzend sind mit 
dem Park verbundene Sportanlagen (Hochseilgarten, Beachvolleyballfelder) in der Zustän-
digkeit des Bezirks Mitte errichtet worden. Der Park ist planungsrechtlich als öffentliche 
Grünfläche gesichert. 

Das ehemalige Bahnhofsgelände bietet heute einen zum Großteil naturbelassenen Erho-
lungsraum in einem hoch verdichteten innerstädtischen Quartier. Durch eine behutsame Er-
schließung der auf der brachgefallenen Fläche entstandenen urbanen Wildnis und das Of-
fenhalten von Teilflächen bleibt die biologische Vielfalt des Lebensraums gesichert und wer-
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den gleichzeitig Erholungsmöglichkeiten für die Anwohnerinnen und Anwohner geschaffen. 
Diese besondere Qualität des Parks wurde auch von der Jury des Deutschen Landschafts-
architekturpreises des BDLA gewürdigt, die das Berliner Landschaftsarchitekturbüro Fug-
mann Janotta für die Realisierung des Parks am Nordbahnhof im Jahr 2011 mit dem 1. Preis 
auszeichnete. In der Begründung der Jury heißt es: „Dabei ist es in überzeugender Weise 
gelungen, die sich im Grunde konkurrierend gegenüberstehenden Aspekte von Ökologie und 
intensiver Parknutzung in einem Gesamtkonzept zu vereinen“ (DEUTSCHER LANDSCHAFTSAR-
CHITEKTURPREIS 2011). 

 

Good-Practice-Begründung  
Berücksichtigung naturschutzfachlicher Ziele:  

• Sicherung biologischer Vielfalt des Lebensraums durch behutsame Erschließung der 
auf der brachgefallenen Fläche entstandenen urbanen Wildnis und Offenhalten von 
Teilflächen  

• Schaffung von naturnahen Erholungsflächen 

• Kompensation von Eingriffen in Natur und Landschaft 

Einbindung in gesamtstädtische/quartiersbezogene Konzepte bzw. kommunale Leitbilder zur 
Stadtentwicklung 

• Beitrag zur Erreichung von Zielsetzungen gesamtstädtischer Konzepte:  

• Innen- vor Außenentwicklung und Erhalt des grünen Charakters der Stadt (Flächen-
nutzungsplan),  

• Verschränkung von Natur und Stadt, Erhalt und Stärkung biologischer Vielfalt, Schaf-
fung neuer Formen des Naturerlebens (Strategie Stadtlandschaft - natürlich urban 
produktiv), 

• Erweiterung von Spielräumen für die Naturentwicklung (Berliner Strategie zur Biologi-
schen Vielfalt) 

• Beitrag zur Erreichung von quartiersbezogenen Zielen:  

• Verbesserung der defizitären Grünversorgung im Quartier durch den neuen Park  

Integriertes Nutzungskonzept  

• Sicherung biologischer Vielfalt und gleichzeitig Schaffung von naturnahen Erho-
lungsmöglichkeiten zur intensiven Parknutzung 

 

Lesson Learned 
Akzeptanz: Das Konzept eines naturnahen, lediglich extensiv zu nutzenden Parks in einem 
städtischen Verdichtungsraum muss bei der Bevölkerung Akzeptanz finden. Da auf keinerlei 
Erfahrungen zurückgegriffen werden konnte, hatten die Planungsinhalte und die Umsetzung 
eher experimentellen Charakter. Obwohl es keine Form der Bürgerbeteiligung im Rahmen 
des Projektes gab, kam er dem vorherrschenden Zeitgeist und dem Wunsch breiter Bevölke-
rungsschichten, „Natur“ auch im städtischen Lebensumfeld wahrnehmen zu können, entge-
gen. Der Park fand als eher ruhiger und kontemplativer Rückzugsraum zumindest in den 
ersten Jahren nach Eröffnung in der breiten Bevölkerung eine hohe Akzeptanz. Er stellte 
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auch einen als wohltuend empfundenen Kontrast zu den stark frequentierten Parkanlagen 
(Mauerpark, Humboldthain) in der Umgebung dar. Um Flächenkonkurrenzen zu vermeiden, 
ist ein extensiv nutzbarer, naturnaher Park nur dort sinnvoll, wo in der Umgebung intensiv 
nutzbare Freiflächen mit den entsprechenden Spiel- und Bewegungsangeboten vorhanden 
sind. 

Nachhaltigkeit: Auch ein naturnaher Park erfordert eine angemessene Pflege. Daher wurde 
für den Park ein Pflege- und Entwicklungsplan erarbeitet. Allein die Erstellung eines solchen 
Plans reicht jedoch nicht aus, er muss auch umgesetzt werden. Ansonsten droht der prä-
gende Charakter des Parks beispielsweise durch Gehölzaufwuchs in den zentralen Wiesen-
bereichen verloren zu gehen. Ungenügende Pflege zieht zudem eine vermehrte Tendenz zu 
Vandalismus und Nutzung durch gesellschaftliche Randgruppen mit sich – mit der Folge, 
dass andere Nutzergruppen wie ältere Menschen und Familien mit Kindern den Park mei-
den. Es muss daher gewährleistet sein, dass ausreichend finanzielle Mittel und personelle 
Kapazitäten für die Pflege zur Verfügung stehen.   

 

Ansprechpartner 

Harald Fugmann 

Fugmann & Janotta 

Landschaftsarchitekturbüro  

Belziger Straße 25 

10823 Berlin 

Tel.: 030)/70011960 

E-Mail: harald.fugmann@fugmannjanotta.de 

Bettina Riese 

Grün Berlin GmbH  

Columbiadamm 10, Turm 7 

12101 Berlin 

Tel.: 030/700906-20 

E-Mail: b.riese@gruen-berlin.de 
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3.3.3 Park vor der Haustür, Bruckhausen im Grüngürtel Duisburg-Nord 

Tab. 7: Eckdaten Park vor der Haustür, Bruckhausen, Duisburg 

Kommune Duisburg  

Bundesland Nordrhein-Westfalen 

Einwohnerzahl (Stand2013) 487.346* 

Bevölkerungsentwicklung 2006-
2012 

- 2,35 % 

Flächengröße des Standorts 8,4 Hektar 

Lage im Stadtgebiet innerstädtisch 

Flächenpotenzialtyp Wohnbauflächen 

Quellen: * IT.NRW, ** STADT DUISBURG 2012a, ***RICHTER 2008 

 

Räumlich-geographischer und stadtstruktureller Kontext  
Der Stadtteil Bruckhausen, in dem der "Park vor der Haustür" entsteht, liegt im Norden Duis-
burgs im Bezirk Meiderich-Beeck. Wie der gesamte Bezirk ist auch Bruckhausen stark von 
der ehemaligen Stahlindustrie geprägt. Bruckhausen zeigt eine hoch verdichtete altindustriel-
le Bebauung mit z.T. erheblichen Modernisierungsbedarf und einen sehr geringen Anteil an 
Grün- und Freiflächen (EG.DUa). Der Stadtteil wird aufgrund hoher Umweltbelastungen 
(Schwermetallindustrie), der überalterten Bausubstanz und wegen des hohen Anteils an ein-
kommensschwacher und ausländischer Bevölkerungsstruktur als problematischer Stadtteil 
eingestuft (EG.DUb). Die negative demografische Entwicklung Duisburgs (RICHTER 2008) 
spiegelt sich im Bezirk Meiderich-Beeck (Bevölkerungsentwicklung 2003 bis 2012: -6 %) wie 
auch in Bruckhausen (Bevölkerungsentwicklung 2003 bis 2012: -14 %) wider. Für beide Ge-
biete werden bis zum Jahr 2027 Einwohnerverluste bis zu 15 % prognostiziert (RICHTER 
2008, S.  8). Gekoppelt an den Bevölkerungsrückgang ist ein großer Anteil an leerstehenden 
Häusern und Wohnungen zu verzeichnen, betroffen ist hier insbesondere der Norden der 
Stadt (INNOVATIONSAGENTUR STADTUMBAU NRW 2008). 

 

Gesamtstädtische Stadt- und Freiraumentwicklungspolitik 
Die Stadt Duisburg verfolgt den Ansatz einer integrierten Stadterneuerung. Zu diesem Zweck 
wurden und werden diverse integrierte Handlungskonzepte entwickelt und umgesetzt. Die 
Stadt wird dabei durch die Förderprogramme "Soziale Stadt - NRW" und "Stadtumbau West" 
unterstützt. Der Stadtteil Bruckhausen wurde als einer von 5 Stadtteilen in dem Programm 
"Soziale Stadt - NRW" aufgenommen. Im Rahmen von Stadterneuerungsmaßnahmen wer-
den hier wirtschaftliche, soziale, städtebauliche, infrastrukturelle und ökologische Aspekte 
gemeinsam behandelt. Zum Umgang mit den strukturellen Wandelprozesse der letzten Jahr-
zehnte und den demografischen Entwicklungen wurde als flächenbezogene Strategie in Du-
isburg ein gesamtstädtisches Entwicklungskonzept zum Stadtumbau erstellt (STADT DUIS-
BURGb, EG.DU c).  

Mit dem Grünordnungs- und Freiraumentwicklungskonzept "Verbinden und Vernetzen - 
durch Grün zu blau" - "Duisburg2027" besitzt die Stadt ein gesamtstädtisches Freiraumleit-
bild und ein Freiraummodell, mit dem die zukünftige Richtung der Freiraumentwicklung vor-
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gegeben wird. Inhalte sind u. a. Entwicklungsperspektiven für Bezirke und Teilräume, inhalt-
liche Vorgaben für Fachplanungen, Stadtplanung und Bauleitplanung und somit die "Berück-
sichtigung von Grün und Freiräumen auf allen Planungsebenen" (AMT FÜR UMWELT UND 
GRÜN 2012, S. 3). Entwicklungsziele und -maßnahmen für den Bezirk Meiderich-Beeck sind 
u.a. die Entwicklung von Grünzügen und  -verbindungen, die funktionale Aufwertung von 
Grün- und Freiflächen, die Ermittlung von Flächen für Waldvermehrung und die Gestaltung 
des Siedlungsrandes (z.B. Grüngürtel Nord Bereich Marxloh). 

Im Teilräumlichen Strategiekonzept für die nachhaltige Stadtentwicklung "Duisburg2027" 
(Entwurfsfassung, 2014) wird eine flächensparende und nachhaltige Stadtentwicklung ver-
folgt. Ein Schwerpunkt ist u.a. die Reaktivierung von Brachflächen. Im Zuge dessen sollen 
ca. 130 Hektar neue Grünflächen auf baulich geprägten Flächen ohne bisherige Freiraum-
funktion entstehen (EG.DU d). 

Als städtebauliches Sanierungsprojekt führt die Stadt Duisburg seit 2007 das Projekt "Grün-
gürtel Duisburg-Nord" durch. Mit dem Projekt sollen städtebauliche Missstände durch Rück-
bau von Wohngebäuden in Bereichen mit hohem Leerstand und schlechter baulicher Sub-
stanz behoben werden. Baustein des Projektes ist eine aktive Beteiligung von Akteuren und 
Bewohnern. Neben einer baulichen Aufwertung ist die Errichtung eines qualitativ hochwertig 
gestalteten Grüngürtels, der mehrere Stadteile miteinander verbinden, den Anschluss an 
überregionale Grünverbindungen ermöglichen und als Puffer zwischen Industrie und Wohn-
bebauung fungieren soll, vorgesehen (STADT DUISBURG 2012c). Zu den Zielen der Sanie-
rungsmaßnahme für den Bereich Bruckhausen zählen: Schaffung von qualitativ hochwerti-
gem Grün- und Freiraum mit hoher ökologischer Bedeutung und hoher Aufenthaltsqualität, 
Lärmminderung durch Abschirmfunktion des Grüngürtels, Verbesserung der städtebaulich 
räumlichen Situation und Verbesserung der Wohn- und Lebensqualität (STADT DUISBURG 
2012d). 

 

Beschreibung des Good-Practice-Beispiels 
Der "Park vor der Haustür" im Stadtteil Bruckhausen ist Teil des stadtteilübergreifenden Ver-
netzungselementes Grüngürtel Duisburg-Nord und stellt die Verbindung zwischen dem Ab-
schnitt "Marxloh" und den südlich angrenzenden Freiräumen Beeckerwerth und Rönsberghof 
dar. Für eine Realisierung des Projektes waren die Aufgabe der bisherigen Wohnbaunutzung 
und der Rückbau der vorhandenen Bebauung notwendig. Betroffen davon waren ca. 98 be-
baute private Grundstücke (STADT DUISBURG 2012d). 

Es erfolgte eine frühzeitige Auseinandersetzung mit den Folgen von Rückbaumaßnahmen 
für bisherige Bewohner, Gewerbetreibende und Besitzer von Privateigentum, zum Beispiel 
im Rahmen des Beteiligungsprozesses zur Stabilisierung der Ortsteile, Aufstellung eines 
Sozialplans, Anbieten von Ersatzwohnraum, Umzugsmanagement, Beratung und Hilfestel-
lung (vgl. EG.DU 2007). Um die Bürger aktiv in das Wettbewerbsverfahren einzubinden, 
wurde 2009 ein Workshop-Verfahren für verschiedene Personengruppen (Frauen, Gewerbe-
treibende, Kinder und Jugendliche, Sanierungsbeirat und Sprecherkreis Runder Tisch 
Bruckhausen) durchgeführt, in dem ein Ideenkatalog mit den Wünschen zu Ausstattung und 
Gestaltung des Parks entstand. Die Vorstellungen der Bewohner flossen als Vorlage in den 
landschaftsarchitektonischen Wettbewerb ein, den das Planungsbüro r+b, Freie Land-
schaftsarchitekten Dresden, 2010 gewann. "Die drei elementaren Bausteine des Parks sind: 
das Landschaftsbauwerk als begehbare Raumskulptur und Lärmschutz im Westen mit Aus-
sichtpunkten, die mit Blüh- und Obstgehölzen flankierte Promenade im Osten und die zentra-
len Rasen- und Wiesenflächen" (R+P FREIE LANDSCHAFTSARCHITEKTEN 2012). Im Süden des 

154 

 



Parks wird die bestehende Kleingartenanlage mit einbezogen. Insgesamt verknüpft sich der 
Park gut mit dem Ortsteil (STADT DUISBURG 2012e). Eine Besonderheit stellt der Finanzie-
rungsansatz dar, bei dem die städtebauliche Sanierungsmaßnahme zu einem wesentlichen 
Teil durch ein privates Unternehmen mitfinanziert wird. Neben Zuwendungen (Spende) der 
ThyssenKrupp Steel AG werden die Maßnahmen des Grüngürtels Duisburg Nord durch För-
dermittel des Landes und der EU sowie durch die Stadt Duisburg finanziert (STADT DUISBURG 
2012f). Der erste Spatenstich für den Park erfolgte im Mai 2014, die Fertigstellung ist bis 
Ende 2015 vorgesehen.  

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Abb. 35: Vorentwurf Grüngürtel Duisburg-Nord, Bruckhausen (Quelle: r+b FREIE LANDSCHAFTSARCHI-
TEKTEN 2012) 
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Good-Practice-Begründung  
Berücksichtigung naturschutzfachlicher Ziele:  

• Neuschaffung von vielfältig nutzbaren, großen und gut erschlossenen öffentlichen 
Freiflächen 

• Schaffung von klimarelevanten Flächen durch Entsiegelung und Erhöhung des Grün-
anteiles, Stärkung des Wasserhaushaltes 

• Gesundheitsfürsorge durch Abrücken der Wohnbebauung von Industrieanlagen, 
Grünanlage fungiert als Puffer (z.B. Lärmschutz)  

• Anlage von Wildblumenwiesen in extensiver genutzten Bereichen als Beitrag zur Ar-
tenvielfalt 

• Berücksichtigung von Artenschutzaspekten, spezielle Artenschutzmaßnahmen z.B. 
Durchführung von CEF-Maßnahmen zur Schaffung von Ersatzquartieren für Gebäu-
de- und Spaltenbewohnende Fledermausarten 

Einbindung in gesamtstädtische/quartiersbezogene Konzepte bzw. kommunale Leitbilder zur 
Stadtentwicklung 

• Einbindung in städtische Gesamtkonzepte (Gesamtstädtisches Entwicklungskonzept 
zum Stadtumbau, Grüngürtel Duisburg Nord, Grünordnungs- und Freiraumentwick-
lungskonzept "Verbinden und Vernetzen - durch Grün zu blau" Duisburg2027) 

• Beitrag zur Erreichung gesamtstädtischer Ziele: Steigerung des Grünflächenanteils, 
Behebung städtebaulicher Missstände, Erhöhung des Freiflächenanteils, Erhöhung 
der Aufenthaltsqualität, Entwicklung von Freiraumqualität, Entzerrung von Wohnbe-
bauung und industriellen Nutzungsflächen  

Integriertes/multifunktionales Nutzungskonzept  

• Beseitigung städtebaulicher Missstände in einem benachteiligten Stadtquartier und 
Schaffung eines Erholungsraumes, der gleichzeitig zum Klima- und Lärmschutz einen 
wichtigen Beitrag leistet 

Vorhandenes Verfahren zur Einbindung naturschutzfachlicher Ziele  

• Bebauungsplanverfahren mit Festsetzung der Nutzungsänderung ehemaliger Wohn-
bauflächen in öffentliche Grünflächen und Sicherung des öffentlichen Grüns mit der 
Zweckbindung "Parkanlage" sowie Sicherung der Kleingärten (Südende) als private 
Grünfläche mit der Zweckbindung "Pachtgärten" 

• Änderung des Flächennutzungsplanes zur Berücksichtigung des Entwicklungszieles 
der Umsetzung einer öffentlichen Grünanlage 

Beteiligung der Bewohnerschaft  

• Frühzeitige Beteiligung unterschiedlichster Personengruppen z.B. im Rahmen von 
Workshops, Schulaktionen und öffentlicher Veranstaltungen 

• Generierung eines Ideenpools der Bevölkerung mit Aussagen zur Gestaltung und 
Ausstattung der Parkfläche 

• Berücksichtigung des Ideenpools in einem städtebaulichen Wettbewerb und in den 
folgenden Planungsschritten 
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Lesson Learned 
Ein wesentlicher Erfolgsfaktor für das Projekt war der intensive Aufklärungs- und Informati-
onsprozess und damit verbunden die umfangreiche Bürgerbeteiligung in zeitlich unterschied-
lichen Handlungsphasen. Ein großes Plus war hier die sehr aktive Bürgerschaft von Bruck-
hausen. So haben sich die Bürger, wenngleich zum Teil anfänglich "Startschwierigkeiten" 
bestanden, durch Aufklärung und Überzeugung von alten Vorstellungen und Strukturen ge-
löst und somit wesentlich zur Realisierung beigetragen.  

Grundsätzlich stellen Eigentumsverhältnisse bei kleinen, aber auch großräumigen Umstruk-
turierungsmaßnahmen die größte "Hürde" dar. Nur durch freie Personalressourcen und aus-
reichend zur Verfügung stehende Finanzmittel können Grundstücke angekauft und Entschä-
digungsleistungen gegeben werden. In Duisburg wäre diese Herausforderung ohne staatli-
che und europäische Fördermittel, durch die hohe Förderung (Spenden) der Stahlindustrie, 
aber auch ohne den Einsatz personeller Mittel aus der Verwaltung nicht zu bewältigen gewe-
sen.  

Da die Finanzmittel in der Regel der limitierende Faktor für Umstrukturierungsmaßnahmen 
sind, wird ein Flächenfonds, auch wenn in Duisburg nicht vorhanden, als immens wichtig für 
Realisierungen von der Stadt angegeben. 

Die anfängliche Ablehnung und fehlende Bereitschaft der Bewohner, Eigentum und Miet-
wohnungen herzugeben und an anderer Stelle neu zu starten, konnten mit Hilfe eines inten-
siven Informationsprozesses, umfangreichen unterstützenden Angeboten (Mieterbetreuung, 
Hilfe bei Grunderwerb, Begleitung, Hilfe bei Vermittlung der Immobilien) und nicht zuletzt 
aufgrund des finanziellen Anreizes gelöst werden. Nur im Falle eines Eigentümers musste 
Bestandsschutz durchgeführt werden. Von den direkt von der Umstrukturierung betroffenen 
Bewohnern sind 49 % innerhalb des Ortsteils Bruckhausen verblieben und 50 % in umge-
bende Ortsteile gezogen. Dass die ehemaligen Bewohner sich noch stark mit ihrem alten 
"Wohngebiet" identifizieren, wurde an ihrer Mitwirkung zur Parkgestaltung deutlich. 

 

Ansprechpartner 

Amt für Stadtentwicklung und  

Projektmanagement 

Friedrich-Albert-Lange-Platz 7 

47051 Duisburg 
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3.3.4 Grüner Bogen in Leipzig: Natur und Erholung in Großwohnsiedlung 

Tab. 8: Eckdaten Grüner Bogen, Leipzig 

Kommune Leipzig  

Bundesland Sachsen 

Einwohnerzahl (31.12.2013) 531.562* 

Bevölkerungsentwicklung 2004-
2013 

+ 6,2 %** 

Flächengröße des Standorts 120 Hektar 

Lage im Stadtgebiet Stadtrand 

Entwicklungsflächentyp Landschaftsraum, bestehend aus Brachen (ehemalig landwirtschaftlich 
und  

Quellen: *STATISTISCHES LANDESAMT SACHSEN, AMT FÜR STATISTIK UND WAHLEN LEIPZIG 2014 ,** STA-
TISTISCHES LANDESAMT SACHSEN, AMT FÜR STATISTIK UND WAHLEN LEIPZIG 2014/eigene Berechnung 

 

Räumlich-geographischer und stadtstruktureller Kontext  
Die Stadt Leipzig ist neben Dresden und Chemnitz eines der drei Oberzentren des Landes 
Sachsen und Schwerpunkt für Wirtschaft und Beschäftigung in der Region. War die Bevölke-
rungsentwicklung Leipzigs bis Ende der 1990er Jahre durch Abwanderung bzw. rückläufige 
Zahlen gekennzeichnet – verbunden mit hohen Leerständen –, werden heute wieder Zuwan-
derungsgewinne verzeichnet (STADT LEIPZIG 2009, STATISTISCHES LANDESAMT SACHSEN, AMT 
FÜR STATISTIK UND WAHLEN LEIPZIG 2014). Das Stadtbild ist vor allem von gründerzeitlichen 
Wohnungsbeständen geprägt. Etwa 15 Prozent der Bevölkerung Leipzigs leben jedoch in 
Großwohnsiedlungen (HELMHOLTZ-ZENTRUM FÜR UMWELTFORSCHUNG  2011). Eine dieser 
Siedlungen ist Paunsdorf-Heiterblick. Sie wurde Ende der 1980er Jahre am nordöstlichen 
Stadtrand mit insgesamt 6.290 Wohneinheiten errichtet und ist damit die jüngste und zweit-
größte Großwohnsiedlung Leipzigs (WEIGEL 2011). 

 

Gesamtstädtische Stadt- und Freiraumentwicklungspolitik 
Das 2009 vom Stadtrat beschlossene integrierte Stadtentwicklungskonzept 2020 der Stadt 
Leipzig (SEKo) bezieht sich auf das Zielsystem der „LEIPZIG-CHARTA zur nachhaltigen 
europäischen Stadt“ und damit auf die Präferenz der Innenentwicklung vor einer Außenent-
wicklung (STADT LEIPZIG 2009, S. 70).  

Integraler Bestandteil des SEKo ist das Fachkonzept Freiraum und Umwelt, das ebenfalls 
die Umsetzung des Prinzips „Innenentwicklung vor Außenentwicklung“ und zudem folgende 
Ziele verfolgt:  

• die Sicherung urbaner Freiräume und die Schaffung neuer Grünzuge für Erholung, 
Sport und Freizeit sowie zur Aufwertung des städtischen Wohnumfelds, 

• die Verbindung der Innenstadt über Grünzüge und Wegeverbindungen mit dem Um-
land (STADT LEIPZIG 2009, S. 35).  

Aus den im Fachkonzept festgestellten Defiziten und Potenzialen werden sieben konkrete 
räumliche Handlungsschwerpunkte für die Stadt Leipzig abgeleitet, die jeweils mit einem 
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Maßnahmenbündel untersetzt sind. Einer der Handlungsschwerpunkte ist Paunsdorf-
Heiterblick. Das Fachkonzept sieht hier mit der Entwicklung des Grünen Bogen Paunsdorf 
auf 120 Hektar das größte Freiraumprojekt im Nordosten Leipzigs vor (STADT LEIPZIG 
2015b).  

Der Entwurf des fortgeschriebenen Flächennutzungsplans (Stand 2013), der kurz vor dem 
Wirksamwerden steht, setzt sich das Ziel, die Landschaft in der Stadt als besonderes Merk-
mal Leipzigs zu erhalten und zu entwickeln sowie neue Bauflächen sparsam und unter be-
sonderer Berücksichtigung von Umweltaspekten bereitzustellen (STADT LEIPZIG 2015a). Der 
als ökologische Grundlage für den Flächennutzungsplan erstellte und 2013 beschlossene 
Landschaftsplan ist auf die Entwicklung, Erhaltung und nachhaltige Sicherung eines funkti-
onsfähigen Naturhaushaltes unter Einschluss aller seiner Potenziale und einer lebenswerten 
Stadtlandschaft gerichtet (STADT LEIPZIG 2015c). 

 

Beschreibung des Good-Practice-Beispiels 
Für die Großwohnsiedlung Paunsdorf-Heiterblick wurde im Fachkonzept Freiraum und Um-
welt konstatiert, dass es wenig Grün im unmittelbaren Wohnumfeld gibt. Vor diesem Hinter-
grund formuliert das Fachkonzept das Ziel, gezielte Aufwertungsmaßnahmen in diesem Be-
reich durchzuführen und auf diese Weise insbesondere die Bewohnerstruktur in der Groß-
wohnsiedlung zu stabilisieren (STADT LEIPZIG 2009; S. B 3-15).  

Das Projekt Grüner Bogen Paunsdorf dient der Realisierung dieses Ziels. Im Rahmen dieses 
Projektes, das Teil des Grünen Ringes Leipzigs ist, wurden von 1999 bis 2014 auf militäri-
schen und landwirtschaftlichen Brachflächen rund um die Siedlung schrittweise Erholungs-
räume entwickelt und mit modellhaften Naturschutzstrategien verknüpft. „Die konträren An-
forderungen der Erholungsvorsorge und des Naturschutzes werden hier beispielhaft mit 
landschaftsarchitektonischen Mitteln und innovativer Naturschutzplanung (…) unter dem 
Thema „Naturschutz durch Nutzung“ zu einer modellhaften Lösung vereint“ (LANDSCHAFTS-
ARCHITEKTUR HEUTE 2015). 

Ein Kernstück des Grünen Bogen Paunsdorf ist ein 2004 gestartetes „Beweidungsprojekt“ 
auf dem ehemaligen Militärgebiet der Kaserne „Heiterblick“. Durch die militärische Nutzung 
haben sich auf dieser 35 Hektar großen Fläche wertvolle Biotope mit seltenen Tierarten (u.a. 
Moorfrosch, Kammmolch, Libellen- und Vogelarten) entwickelt, die bisher durch weidende 
Wildpferde mit Heckrindern bzw. mit Wasserbüffeln in ihrem Offenlandcharakter erhalten 
blieben und den Erlebniswert des Wohnumfeldes der Großwohnsiedlung erheblich steiger-
ten. Während die Kasernenanlage selbst als Gewerbestandort revitalisiert wurde, ist die Ma-
növerfläche auf diese Weise in ihrem schützenswerten Landschafts- und Bioptopcharakter 
gesichert. Die Fläche wurde bislang zur naturschutzgerechten Pflege und Bewirtschaftung 
durch die Stadt an einen Landwirtschaftsbetrieb verpachtet.  

In unmittelbarer Nachbarschaft zur Beweidungsfläche ist schrittweise ein neuer zehn Hektar 
großer Bürgerpark für die Anwohner entstanden, der 2014 offiziell eingeweiht wurde und mit 
einem See (naturnahes Regenrückhaltebecken für das benachbarte Gewerbegebiet sowie 
Angelgewässer) und weiteren Spiel-, Sport- und Freizeitangeboten die Attraktivität der 
Großwohnsiedlung verbessert.  

Den gestalterischen Rahmen für Beweidungsprojekt und Bürgerpark bildet eine umlaufende 
Promenade; zudem ist die Weidelandschaft durch eine Aussichtsterrasse erschlossen. 
(BMVBS/BBSR 2009; STADT LEIPZIG 2015c). Im nächsten Bauabschnitt soll mit der Entwick-
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lung des Südwestteils des Grünen Bogens eine öffentlich nutzbare Grünverbindung zur alten 
Ortslage Paunsdorf geschaffen werden. 

 
Abb. 36: Landschaftsarchitektonisches Gesamtkonzept (Quelle:STADT LEIPZIG, Amt für Stadtgrün und 
Gewässer) 

Die Finanzierung des Projektes Grüner Bogen Paunsdorf erfolgte mit Eigenmitteln der Stadt 
und Spenden. Das naturnahe Regenrückhaltesystem mit Landschaftssee für das benachbar-
te Gewerbegebiet konnte durch das Liegenschaftsamt anteilig unter Inanspruchnahme von 
Fördermitteln im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt-
schaftsstruktur“ finanziert werden. Zudem wurden gezielt Kompensationsmaßnahmen ande-
rer Bauvorhaben auf die Fläche gelenkt, sodass ein großer Teil der Maßnahmen aus Mitteln 
der Eingriffsregelung finanziert werden konnten (BMVBS/BBSR 2009, S. 82). 

Die konzeptionelle Vorbereitung des Projektes basiert auf dem Siegerentwurf eines im Jahr 
2000 durchgeführten städtebaulich-landschaftsplanerischer Realisierungswettbewerb (Büro 
Häfner/Jimenez) und dessen Weiterentwicklung im Rahmen der Erstellung eines natur-
schutzfachlichen Konzeptes (Büro poserplan). Zudem wurde als Grundlage für den Flächen-
erwerb durch die Stadt, die Festlegung von Kompensationsflächen, die Sicherung von We-
gerechten auf privaten Grundstücken, aber auch zur Verhinderung der Ansiedelung großflä-
chigen Einzelhandels ein Bebauungsplan für den Südwestteil des Grünen Bogens erstellt 
(BMVBS/BBSR 2009, S. 82). 

Das Gesamtprojekt zeichnet sich durch eine kontinuierliche und intensive Bürgerbeteiligung 
aus. In Foren, Workshops, Ausstellungen, Führungen und im Rahmen von Pflanzaktionen 
und Baumpatenschaften konnten und können sich die Anwohner aktiv in das Freiraumprojekt 
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einbringen. Zudem war der ortsansässige Bürgerverein Paunsdorf eng in das Projekt einge-
bunden (STADT LEIPZIG 2015c). 

Die ehemaligen militärischen und landwirtschaftlichen Flächen bieten heute der Bewohner-
schaft der Großwohnsiedlung ein abwechslungsreiches Erholungsgebiet, das nicht zuletzt 
wegen seiner großen Biodiversität einen hohe Aufenthalts- und Freizeitqualität aufweist. Im 
Jahr 2007 erhielt der Grüne Bogen Paunsdorf den „Leipziger Architekturpreis“ (LAND-
SCHAFTSARCHITEKTUR HEUTE 2015) und 2011 den Sonderpreis „Natur in der Stadt“ im Wett-
bewerb „Bundeshauptstadt der Biodiversität“ (DEUTSCHE UMWELTHILFE o.J.). 

 

Good-Practice-Begründung  
Berücksichtigung naturschutzfachlicher Ziele:  

• Erhalt und Weiterentwicklung wertvoller Biotopflächen 

• Kompensation von Eingriffen in Natur und Landschaft 

Einbindung in gesamtstädtische/quartiersbezogene Konzepte bzw. kommunale Leitbilder zur 
Stadtentwicklung 

• Beitrag zur Erreichung von Zielsetzungen gesamtstädtischer Konzepte:  

o Sicherung urbaner Freiräume und Schaffung neuer Grünzuge für Erholung, 
Sport und Freizeit sowie zur Aufwertung des städtischen Wohnumfelds 
(Fachkonzept Freiraum und Umwelt, SEKo) 

o Erhalt der Landschaft in der Stadt (Flächennutzungsplan, Landschaftsplan) 

o Innen- vor Außenentwicklung (SEKo, Flächennutzungsplan) 

o Beitrag zur Erreichung von quartiersbezogenen Zielen:  

o Realisierung des für den räumlichen Handlungsschwerpunkt Paunsdorf-
Heiterblick vorgesehenen Maßnahmenbündels (Fachkonzept Freiraum und 
Umwelt)  

Integriertes Nutzungskonzept  

• Verbindung von stadtnaher Erholung und nutzungsbezogenem Naturschutz  

• Verbindung einer naturnahen Entwässerungslösung für das Gewerbegebiet mit der 
Entwicklung des Grünen Bogens im Einklang mit dem bestehenden Landschafts-
schutzgebiet 

Verfahren zur Einbindung naturschutzfachlicher Ziele 

• Erstellung naturschutzfachlicher Konzepte sowie einer Wasserkonzeption als Grund-
lage für die Weiterentwicklung des Gesamtkonzeptes 

• Aufstellung eines Bebauungsplanes, u.a. zur Festsetzung von Kompensationsflächen 
und zur Verhinderung großflächigen Einzelhandels 

• Abschluss eines Bewirtschaftungsvertrages zur Regelung der Beweidung im Sinnes 
des Naturschutzes 

 

Beteiligung der Bewohnerschaft 
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• Anwohner wurden an der Konzeption beteiligt und sind in die Pflege des Parks einge-
bunden  

• Der Bürgerverein Paunsdorf e.V. war bis zu seiner Auflösung im Jahr 2104 gemein-
sam mit dem Amt für Stadtgrün und Gewässer der Stadt Leipzig Ansprechpartner für 
Bürger und Interessierte 

 

Lesson Learned 

• Priorität bei der Weiterentwicklung des Wettbewerbsergebnisses hatten neben funkti-
onalen und gestalterischen Aspekten vor allem auch ökonomische und besonders 
ökologische Belange. So konnten die Eingriffe in die Landschaft minimiert werden. 

• Durch die interdisziplinäre Zusammenarbeit von Fachplanern, Gutachtern, Fachäm-
tern und Behörden und weiteren Institutionen im Rahmen der Naturraumentwicklung 
wurden Lösungen entwickelt und die Belange von Natur und Landschaft gestärkt. 

• Die Zuordnung von externen Ausgleichsmaßnahmen im Gebiet besitzt eine fördernde 
Rolle bei der Entwicklung des Grünen Bogens. 

• Der Landschaftssee im Bürgerpark bündelt vielfältige Vorteile: Seine Hauptfunktion 
ist die naturnahe Regenrückhaltung für das benachbarte Gewerbegebiet. Der See 
prägt in attraktiver Weise das Landschaftsbild und wertet damit die Erholungsnutzung 
sowie die Wohnumfeldqualität stark auf. Außerdem bildet der See einen wichtigen 
ökologischen Baustein und wurde als Angelgewässer verpachtet. Der See trägt durch 
seine Ausformung zur Entspannung des Oberflächenwasserabflusses der unmittelba-
ren Umgebung positiv bei. Auf ein weiteres technisches Regenrückhaltebecken im 
Gewerbegebiet konnte im Ergebnis verzichtet werden. 

• Die intensive Bürgerbeteiligung, beginnend mit der Zukunftswerkstatt 1999 bis heute, 
trug maßgeblich zur Identifikation der Anwohnerinnen und Anwohner mit ihrem Woh-
numfeld bei. 

 

Ansprechpartner 

Uta Walter 

Amt für Stadtgrün und Gewässer 

Technisches Rathaus 

Prager Straße 118-136 

04317 Leipzig 

Tel.: 0341/123- 6153 

E-Mail: uta.walter@leipzig.de 
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3.3.5 Quartier Paul-Gerhard-Allee in München 

Tab. 9: Eckdaten Paul-Gerhard-Allee, München 

Kommune München  

Bundesland Bayern 

Einwohnerzahl (30.08.2014) 1.479713* 

Bevölkerungsentwicklung 2006-
2013 

+ 10,5 %** 

Flächengröße des Standorts 33 Hektar 

Lage im Stadtgebiet innerstädtisch 

Entwicklungsflächentyp Gewerbegebiet und Brachflächen 

Quellen: * STADT MÜNCHEN 2014a und b, ** STADT MÜNCHEN 2014a /eigene Berechnung 

 

Räumlich-geographischer und stadtstruktureller Kontext  
Die bayerische Landeshauptstadt München ist statistisch betrachtet die am dichtesten be-
siedelste Stadt in Deutschland (STADT MÜNCHEN 2014c). Das Bevölkerungswachstum hat in 
den letzten Jahren mit über 10% deutlich zugenommen und wird laut Prognosen bis 2030 
weiter ansteigen (LANDESHAUPTSTADT MÜNCHEN, REFERAT FÜR STADTPLANUNG UND BAUORD-
NUNG 2012). Der Bedarf an neuen Wohn- und Arbeitsräumen stellt die Stadt, insbesondere 
im Zusammenhang mit einer nachhaltigen Freiraum- und Grünflächenversorgung, weiter vor 
große Herausforderungen.  

Das neu geplante Stadtquartier "Paul-Gerhardt-Allee" liegt im Münchner Westen im Stadtbe-
zirk 21 Pasing-Obermenzing. Der Stadtteil Obermenzing gilt allgemein als attraktives Wohn-
quartier mit hohem Anteil einkommensstarker Bevölkerungsstruktur. Neben dem alten noch 
erhaltenen Dorfkern prägt ein weiträumiges Villenviertel, die Schlossanlage Blutenburg und 
die Würm diesen Stadtteil (STADT MÜNCHEN 2014d). Der Bezirk Pasing stellt sich als "leben-
diger" urbaner Raum dar. Charakteristische Elemente sind ein Villenviertel und der großflä-
chige Stadtpark (STADT MÜNCHEN 2014e). Die Bevölkerungsdichte des Bezirks 21 ist mit 42 
Einwohnern pro ha (STATISTISCHES AMT MÜNCHEN 2013) im Vergleich zu den anderen 
Münchner Bezirken als eher gering zu bezeichnen. 

 

Gesamtstädtische Stadt- und Freiraumentwicklungspolitik 
Das strategische Stadtentwicklungskonzept "Perspektive München" von 1998 gibt den städ-
tebaulichen Orientierungsrahmen vor, in dem neben der baulich-räumlichen Komponente 
auch gesellschaftliche, wirtschaftliche, kulturelle und ökologische Entwicklungen gesteuert 
werden (STADT MÜNCHEN 2014c). In der im Konzept festgelegten thematischen Leitlinie "Zu-
kunftsfähige Siedlungsstrukturen durch qualifizierte Innenentwicklung - kompakt, urban, 
grün" wird der nachhaltige Umgang mit bislang unbebauten und unversiegelten Flächen ge-
fordert und ein Fokus auf Umnutzung und Umstrukturierung bestehender Baugebiete, Ver-
kehrsflächen und ehemaliger Gewerbe- und Industrieflächen gelegt. Zwischen 1990 und 
2008 entstanden in München ca. 650 ha Wohnbauflächen überwiegend durch Innenentwick-
lung auf ehemaligen Flughafen-, Bahn-, Gewerbe oder Kasernenflächen (REIß-SCHMIDT 
2014). Für Grün- und Landschaftsflächen besteht die Vorgabe einer Flächenentwicklung und 
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Flächensicherung. "Dies bezieht sich nicht nur auf die Einhaltung der bedeutenden Freiräu-
me und Landschaftsteile und deren großräumige Vernetzung, sondern auch auf die kleintei-
lige Vernetzung und Versorgung innerhalb der einzelnen Quartiere, die vielerorts verbesse-
rungsbedürftig sind." (LANDESHAUPTSTADT MÜNCHEN, REFERAT FÜR STADTPLANUNG UND 
BAUORDNUNG 1998, S: 45).  

Als weiterer wichtiger Orientierungsrahmen sowie als Beurteilungsmaßstab für Projekte der 
Stadtentwicklung fungiert die Leitlinie Ökologie der "Perspektive München" (vgl. LANDES-
HAUPTSTADT MÜNCHEN, REFERAT FÜR STADTPLANUNG UND BAUORDNUNG 2002, S: 5), die im 
Jahr 2014 um einen Teil „Klimawandel und Klimaschutz" erweitert wurde und die die Bedeu-
tung von Grünräumen hervorhebt (LANDESHAUPTSTADT MÜNCHEN, REFERAT FÜR STADTPLA-
NUNG UND BAUORDNUNG 2014, S.27). Mit dem Leitprojekt Münchner "KlimaGrünGürtel" sol-
len beispielsweise die Grün- und Freiflächen am Stadtrand vor weiterer Bebauung geschützt 
und schwerpunktmäßig für den Bereiche Klima und Erholung entwickelt werden (vgl. LAN-
DESHAUPTSTADT MÜNCHEN, REFERAT FÜR STADTPLANUNG UND BAUORDNUNG 2014, S.26). 

In der Stadt München besteht durch die Zuordnung der Grünplanung zum "Referat für Stadt-
planung und Bauordnung" eine enge Verzahnung der beiden Bereiche Stadt- und Land-
schaftsplanung. Konzepte der Stadtentwicklung werden in der Regel bilateral zwischen 
Stadtplanern und Landschaftsarchitekten (Landschaftsplanern) erarbeitet. Dabei können 
"grundlegende Entscheidungen für spätere Freiraumsituationen […) wie Größe, Zuordnung 
und Zuschnitt von Freiflächen sowie die Freihaltung und Entwicklung wertvoller Bereiche z.B. 
als Ausgleichsflächen […] unter Berücksichtigung aller erkennbaren Raumansprüche getrof-
fen werden (vgl. LANDESHAUPTSTADT MÜNCHEN, REFERAT FÜR STADTPLANUNG UND BAUORD-
NUNG, o.J., S: 30). 

 

Beschreibung des Good-Practice-Beispiels 
Im Sinne der Leitlinie "kompakt, urban, grün" wurden in den letzten Jahren weite Teile der 
ehemaligen „Zentralen Bahnflächen“ zwischen Hauptbahnhof und Pasing städtebaulich um-
strukturiert. Seit 2003 sind in diesem Umgriff mehrere neue Quartiere mit zugehörigen Grün-
räumen entstanden. Zu den allgemeinen übergeordneten ökologischen Zielsetzungen der 
Planungen entlang der „Zentralen Bahnflächen“ zählen der Erhalt der bestehenden ökologi-
schen Potenziale (Arten- und Biotopschutz, aber auch Freiraumqualität) und deren Entwick-
lung für die umgebenden Stadtteile (vgl. LANDESHAUPTSTADT MÜNCHEN, REFERAT FÜR 
STADTPLANUNG UND BAUORDNUNG, o.J., S. 67). 

Das Quartier "Paul-Gerhardt-Allee" ist der letzte Bauabschnitt zur Umstrukturierung der 
"Zentralen Bahnflächen". 2011 hat die Stadt München beschlossen, den Flächennutzungs-
plan mit integrierter Landschaftsplanung zu ändern und einen Bebauungsplan mit Grünord-
nung aufzustellen. Zusätzlich wurde ein städtebaulicher und landschaftsplanerischer Ideen-
wettbewerb ausgelobt, den das Büro Palais Mai zusammen mit lohrer.hochrein Landschafts-
architekten gewann. Der Wettbewerbsentwurf diente als Grundlage für die Bauleitplanung. 
Im Dezember 2014 wurde der Satzungsbeschluss für den Bebauungsplan gefasst und eine 
entsprechende Änderung des Flächennutzungsplans beschlossen. 
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Abb. 37: Bebauungsplan mit Grünordnung, Paul-Gerhard-Allee, München (Quelle: REFERAT FÜR STADT-
PLANUNG UND BAUORDNUNG 2014b)  

Das 33 Hektar große Planungsareal liegt in der Schnittfläche der zwei Bahnlinien München-
Ingolstadt und München-Augsburg. Auf der Fläche befindet sich derzeit ein Gewerbegebiet 
mit zahlreichen baulichen Anlagen, Verkehrsflächen und Brachen. Im südöstlichen Bereich 
führen alte Schienenstränge bogenförmig in das Gewerbegebiet hinein. "Das Planungsgebiet 
weist einige Altgrasbestände, Ruderalfluren und Pioniervegetation auf Kiesflächen sowie 
vereinzelten Gehölzbestand auf. Im Osten und Süden des Gebietes, auf den bahnzuge-
wandten Bereichen, befinden sich magere Vegetationsstrukturen auf Bahnschotter, so ge-
nannte Bahnbiotope, die sich auch entlang der vorhandenen Gleisanlagen in das Gebiet 
fortsetzen. Der Bereich stellt einen Trittstein in der Verbundachse zwischen innerstädtischen 
Bahnbiotopen und Trockenbiotopen im westlichen Stadtrand (Langwieder Heide) sowie zu 
den erhaltenen Heideflächen im Norden (Allacher Lohe) dar. In diesem Lebensraum kom-
men seltene und geschützte Arten der Trocken- und Halbtrockenrasen vor", bspw. Zau-
neidechse und Blauflügelige Ödlandschrecke. Die Zauneidechsenhabitate gelten als "zentra-
le und unverzichtbare Bausteine einer größeren Metapopulation entlang der Bahnanlagen 
zwischen Pasing und dem Stadtzentrum." (LANDESHAUPTSTADT MÜNCHEN, REFERAT FÜR 
STADTPLANUNG UND BAUORDNUNG, RIS, S. 6-7). Zum Teil sind die bahnbegleitenden Flächen 
als geschützte Biotope nach Art. 23 BayNatSchG kartiert (LANDESHAUPTSTADT MÜNCHEN, 
REFERAT FÜR STADTPLANUNG UND BAUORDNUNG, RIS, S. 6). 

Laut Bebauungsplanentwurf soll auf der Fläche mit ca. 2.400 Wohneinheiten Wohnraum für 
5.500 Menschen geschaffen werden. Daneben sind eine Schule mit Sporthalle, Kindertages-
einrichtungen sowie ein Quartierszentrum mit diversen Versorgungseinrichtungen (Einzel-
handel, soziale Einrichtungen) eingeplant. Zukünftig sollen 800 Menschen im Gebiet arbeiten 
können. Die Bebauungsstruktur sieht eine Hofbebauung entlang eines bügelförmigen Er-
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schließungssystems vor. Die einzelnen Wohngebäude sind mit großzügigen Innenhofberei-
chen (private bzw. gemeinschaftliche Nutzung) ausgestattet. Über die als Anger angelegten 
öffentlichen Grünräume öffnet sich die Siedlung zum neuen Landschaftspark. Dieser entsteht 
zwischen Wohnbebauung und Bahnlinien. Der Park soll der intensiven Erholungsnutzung 
dienen und wird mit einem umlaufenden Rad- und Fußweg erschlossen. Im Zentrum des 
Planungsgebietes entsteht eine weitere größere öffentliche Grünfläche. Im südlichen und 
östlichen Übergang zu den Bahnflächen sind ökologische Vernetzungszonen vorgesehen. 
Es wird dabei zwischen Flächen mit besonderen Entwicklungsmaßnahmen zur Stärkung des 
Biotopverbundes für trockene und magere Lebensräume und einem vorgelagerten (angren-
zend an Rad- und Fußweg) extensiv zu pflegenden Wiesen- und Gehölzbereich unterschie-
den. Schutzwände und -wälle entlang der Bahnlinie dienen dem Lärmschutz (REFERAT FÜR 
STADTPLANUNG UND BAUORDNUNG 2014). Der Gesamtanteil der Grünflächen liegt bei knapp 
10 Hektar (Stadt München 2014e), 2 Hektar werden zur Biotopvernetzung herangezogen 
(REFERAT FÜR STADTPLANUNG UND BAUORDNUNG 2014). 

 

Good-Practice-Begründung  
Gemäß der Zielsetzung der Stadtentwicklungsplanung (LANDESHAUPTSTADT MÜNCHEN, RE-
FERAT FÜR STADTPLANUNG UND BAUORDNUNG, RIS, S.10) wird auf dem Planungsareal die 
gewerbliche und industrielle Nutzung zugunsten neuen Wohnraums umstrukturiert und der 
Grün- und Freiflächenanteil des Gebietes gesteigert und durch Entsiegelung eine Verbesse-
rung der Aufenthaltsqualität erreicht.  

In dem bislang stark versiegelten Planungsgebiet, das "aktuell keine Bedeutung für Grünver-
sorgung und Naherholung" (REFERAT FÜR STADTPLANUNG UND BAUORDNUNG 2012 a, S. 120) 
besitzt, wird durch den relativ hohen vorgesehenen Anteil an Grünräumen neuer Erholungs-
raum zur Verfügung gestellt.  

Zur Berücksichtigung der Artenschutzaspekte und im Spannungsfeld des Umganges mit 
bestehenden hochwertigen Biotoptypen (Bahnbiotope) werden "Erhalt und Entwicklung der 
naturschutzfachlich hochwertigen Trockenlebensräume als ökologische Vernetzungszone 
entlang der südlichen und östlichen Ränder des Planungsgebietes unter Berücksichtigung 
der Belange des Artenschutzes" (REFERAT FÜR STADTPLANUNG UND BAUORDNUNG 2014a, S. 
129) angestrebt und so die zentralen Vernetzungsbereiche von Trocken- und Heidelebens-
räumen im Münchner Raum erhalten. Weiter werden Kompensationsmaßnahmen für Le-
bensräume (wie z.B. ein Teil der ABSP-Biotopfläche) und Arten (FCS-Maßnahmen Flussre-
genpfeifer, CEF-Maßnahmen Zauneidechse) vorgenommen. Mit der geplanten Durchgrü-
nung werden zusätzlich neue Habitatstrukturen für stadtbewohnende Tierarten geschaffen 
(REFERAT FÜR STADTPLANUNG UND BAUORDNUNG 2014a). 

Berücksichtigung naturschutzfachlicher Ziele:  

• Erhalt und Entwicklung der Trockenlebensräume als ökologische Vernetzungszone  

• Berücksichtigung von Artenschutzaspekten, spezielle Artenschutzmaßnahmen 

• Kompensation von Eingriffen in Natur und Landschaft weitestgehend innerhalb des 
Planungsgebietes 

• Neuschaffung von vielfältig nutzbaren, großen und erreichbaren Freiflächen im öffent-
lichen wie privaten Raum. 
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• Schaffung von klimarelevanten Flächen durch Entsiegelung und Erhöhung des Grün-
anteiles, Stärkung des Wasserhaushaltes 

Einbindung in gesamtstädtische/quartiersbezogene Konzepte bzw. kommunale Leitbilder zur 
Stadtentwicklung 

• Einbindung in städtische Gesamtkonzepte (Zentrale Bahnflächen, Perspektive Mün-
chen: Leitlinien Ökologie und "urban, kompakt, grün", Biotopvernetzung) 

• Beitrag zur Erreichung gesamtstädtischer Ziele: Innen- vor Außenentwicklung, Stei-
gerung des Grünflächenanteils, Erhöhung der Aufenthaltsqualität, Entwicklung von 
Freiraumqualität, Erhalt und Sicherung biologische Vielfalt (Artenschutz, Biotopver-
netzung) 

Integriertes/multifunktionales Nutzungskonzept  

• Städtebauliche Umstrukturierung mit Schaffung neuer Lebens- und Arbeitsräume mit 
gleichzeitiger Schaffung von Erholungsraum (und Angeboten) sowie Sicherung der 
biologischen Vielfalt. 

Vorhandenes Verfahren zur Einbindung naturschutzfachlicher Ziele  

• qualifizierter Bebauungsplan mit integrierter Grünordnungsplanung einschließlich 
Umweltbericht 

• spezielle artenschutzrechtliche Prüfung 

 

Lesson Learned 
Erfolgsfaktoren 

• Hoher Grünflächenanteil (Verhältnis 1/3 Grün zu 2/3 Bebauung), möglich aufgrund 
der frühen klaren Vorgaben: Orientierungswert für Grünversorgung (17 m²/EW öffent-
liche Grünflächen, 15 m²/EW nutzbare private Freiflächen) und Flächenbedarf für den 
Artenschutz (Zauneidechse). 

• Frühzeitige Zusammenarbeit zwischen Stadtplanung, Grünplanung und Naturschutz-
behörden (zu Fragen des Artenschutzes) 

Stolpersteine 

• Großer Anteil an Grünflächen erfordert "harte" Verhandlungen mit Investoren, um ei-
ne gerechte Verteilung der unterschiedlichen finanziellen Belastungen zu erreichen. 

Empfehlungen 

• Wichtige Grundlage für die Entwicklung des urbanen Grüns ist ein städtebauliches 
Konzept, das diesen Aspekt ausreichend berücksichtigt.  

• Auslobung der Konzepte in gemeinsamen stadt- und landschaftsplanerischen Wett-
bewerben (für Architekten und Landschaftsarchitekten als verpflichtende Planungs-
teams) mit klaren Vorgaben (insbesondere auch quantitativ) für das urbane Grün. 

• Grundsätzlich sollte eine Stadt sich klare qualitative und quantitative Forderungen 
und Vorgaben (Zahlen) für das urbane Grün setzen und auch als Forderung einbrin-
gen, wobei immer der Einzelfall zu betrachten ist. 
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• Eine Kommune hat Spielräume bei der Anwendung der Eingriffsregelung in Bebau-
ungsplänen, da diese durch Übernahme in das Baugesetzbuch in die Planungshoheit 
der Kommunen fällt. Dies gilt auch für die Anwendung des § 13a BauGB. So hat 
München beispielsweise per Stadtratsbeschluss die 20.000 m²-Schwelle des § 13a 
BauGB auf 5.000 m² herunter gesetzt. Das heißt, dass bereits ab 5.000 m² kein be-
schleunigtes Bebauungsplan-Verfahren, und damit auch keine Aussetzung der Ein-
griffsregelung, stattfindet. 

• Die aus der Eingriffsregelung resultierenden Ausgleichsflächen können dann gezielt 
in die Umsetzung landschaftsplanerischer Konzepte zur Aufwertung von Natur und 
Landschaft eingesetzt werden. 

 

Ansprechpartner 

Landeshauptstadt München 

Referat für Stadtplanung und Bauordnung. 

Blumenstraße 28b, 80331 München 
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3.4 Zentrale Ergebnisse der empirischen Erhebungen 
3.4.1 Rahmenbedingungen der Siedlungs- und Freiraumentwicklung 

Hinsichtlich der Entwicklung der Bevölkerungszahlen und ihrer Siedlungs- und Freiraument-
wicklung sind die deutschen Großstädte als ausgesprochen heterogen zu bezeichnen.  

Allerdings lässt sich mehrheitlich eine Tendenz zu steigenden Einwohnerzahlen ausmachen. 
So berichtet mehr als die Hälfte (52,5%) der befragten Kommunen von einer wachsenden 
Bevölkerungsentwicklung ihrer Stadt in den letzten 10 Jahren. In 20 Prozent der Städte 
stagnierte die Bevölkerungszahl und in rund 28 Prozent der befragten Großstädte ging die 
Zahl der Einwohner/innen in diesem Zeitraum zurück. Hinsichtlich der erwarteten Bevölke-
rungsentwicklung gehen sogar 56 Prozent der befragten Großstädte von einer zunehmenden 
Einwohnerzahl aus. Einen Bevölkerungsrückgang erwarten nur noch 18 Prozent. 

Diese Ergebnisse decken sich mit statistischen Daten anderer Institutionen (siehe unter an-
derem STATISTIKA 2015). Insbesondere die großen Städte (ab 500.000 Einwohner) werden 
voraussichtlich zukünftig ein Bevölkerungswachstum zu verzeichnen haben. Das Institut der 
deutschen Wirtschaft Köln prognostiziert, dass bis 2030 allein in den 14 deutschen Groß-
städten mit mehr als einer halben Million Einwohnerinnen und Einwohner 19 Prozent aller 
Bundesbürger leben werden, bisher sind es 16 Prozent. Insbesondere die Metropolregionen 
Berlin, München, Hamburg, Stuttgart, Frankfurt und Köln-Bonn-Düsseldorf werden von die-
ser Bevölkerungskonzentration betroffen sein. Allerdings werden andere Städte voraussicht-
lich (weiterhin) an Bevölkerung verlieren, etwa Städte im Ruhrgebiet und Städte abseits der 
Metropolen (vgl. RÖHL 2013).  

Mit Blick auf die Freiraumentwicklung gaben zwei Drittel aller befragten Kommunen an, dass 
in den letzten 10 Jahren der Anteil an urbanem Grün gewachsen ist; ungefähr die Hälfte der 
befragten Kommunen geht auch für die nächsten 10 Jahre von einer ansteigenden Entwick-
lung aus. In beiden Fällen sind es eher die wachsenden Städte, die eine Steigerung ver-
zeichnen bzw. erwarten. Offenbar stehen diese Städte vor der Herausforderung, für neue 
Wohnstandorte die Versorgung mit Grün- und Erholungsflächen sicher zu stellen. Was aller-
dings die qualitative Entwicklung des urbanen Grüns für die nächsten 10 Jahre anbelangt, so 
zeichnen sich recht unterschiedliche Erwartungen ab. Je ungefähr ein Drittel der Städte er-
warten qualitative Verbesserungen, weitgehend stabile Strukturen bzw. Verschlechterungen. 

 

3.4.2 Doppelte Innenentwicklung: Stellenwert, Ziele und Strategien 
Das Ziel der (baulichen) Innenentwicklung hat sich in den Großstädten weitgehend durchge-
setzt; die überwiegende Mehrheit der befragten Kommunen versucht, die Entwicklung von 
Baugebieten vorrangig durch Wiedernutzung von Brachflächen, Schließung von Baulücken, 
Nachverdichtung und sonstige Maßnahmen der Innenentwicklung zu erreichen. Die Zielstel-
lung der doppelten Innenentwicklung (d.h. die innerstädtischen Flächenreserven nicht nur 
baulich, sondern auch mit Blick auf urbanes Grün zu entwickeln) wird dagegen nur von ca. 
einem Drittel der befragten Kommunen verfolgt, obwohl der Stellenwert der Entwicklung des 
urbanen Grüns im Rahmen der Innenentwicklung. von einer klaren Mehrheit der befragten 
Grünflächen- bzw. Garten(bau)ämter als „wichtig“ oder „sehr wichtig“ eingeschätzt wird.  

Sowohl die Befragung als auch die Fallstudien und Good-Practice-Beispiele zeigen: Das 
wichtigste Ziel, das in den Städten mit der Entwicklung des urbanen Grüns verfolgt wird, ist 
die Steigerung der Wohn- und Lebensqualität; von ebenfalls hoher Bedeutung, aber im Ver-
gleich nachgeordneter Bedeutung, sind auch die Ziele  
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• Klimaschutz/Anpassung an den Klimawandel 

• Schaffung von Räumen für Erholung und Freizeit bzw. für Bewegung und Sport 

• Schaffung von (soziokulturellen) Begegnungs- und Kommunikationsräumen 

• Förderung der Gesundheit 

• Umweltbildung 

• Arten- und Biotopschutz 

• Identitätsbildung 

Die Ziele „Erhalt von Biodiversität“, die „Schaffung von Flächen und Räumen zur gärtneri-
schen Betätigung“ sowie die „Schaffung von Naturerfahrungsräumen“ werden von den be-
fragten Kommunen als weniger wichtig betrachtet. 

Zur Entwicklung des urbanen Grüns werden in den Großstädten verschiedene Strategien 
verfolgt. Vor allem die Vernetzung von urbanem Grün, für die in diversen Städten gezielt 
konzeptionelle Planungen erarbeitet werden („Grünachsen“) wird von den befragten Städten 
als sehr wichtig eingeschätzt. Weitere Strategien sind u.a. die Entwicklung von neuem, meist 
wohnortnahem urbanen Grün, die Qualifizierung von bestehendem urbanem Grün, die Ver-
knüpfung der Themen Grün und Arten- und Biotopschutz bzw. Grün und Gesundheit oder 
die Förderung und Unterstützung von bürgerschaftlichem Engagement. 

 

3.4.3 Orientierungswerte für das urbane Grün 
Die Festlegung von normierten und einheitlichen Werten für Flächengrößen ist nicht zuletzt 
aufgrund der spezifischen Anforderungen an das Grün und der Multifunktionalität der Frei-
räume sehr schwierig. So ergab die Kommunalbefragung, dass nur 38,5 % der befragten 
Städte Richtwerte für die Beurteilung der quantitativen Grünversorgung einsetzen. Noch sel-
tener werden qualitative Standards zur Beurteilung der qualitativen Grünversorgung verwen-
det.  

Auch in den Fallstudienstädten wird der Einsatz von Orientierungswerten unterschiedlich 
diskutiert bzw. gehandhabt.  

• In den Städten Bremen, Frankfurt a.M. und Saarbrücken wird zurzeit nicht mit quanti-
tativen Orientierungswerten gearbeitet, da es an geeigneten Werten, die zugrunde 
gelegt werden könnten, mangelt. In Frankfurt wird lediglich ein quantitativer Wert, der 
sich auf die Erreichbarkeit von Grünflächen für die Einwohner bezieht, angewendet. 
Stattdessen werden in diesen Städten qualifizierte Entwicklungsziele in der überge-
ordneten Planung (s. z.B. Landschaftsprogramm) oder für den Einzelfall (Bebau-
ungsplan, städtebaulicher Wettbewerb) festgelegt. Einheitliche Orientierungswerte 
werden als starr und unflexibel eingeschätzt. Sofern es gelinge, die Spezifika der je-
weiligen Stadt zu berücksichtigen, werden Orientierungswerte jedoch auch in diesen 
Städten im Einzelfall als mögliche Argumentationshilfe eingeschätzt. 

• In der Hansestadt Rostock existieren partielle Orientierungswerte (Werte zum Spiel-
platzbedarf, Richtwerte für Umweltqualitätsziele und Umweltstandards im Land-
schaftsplan). Ein genereller Richtwert zum Mindestbedarf an Grünversorgung wird al-
lerdings als wertvolle Argumentationshilfe für die Entwicklung des urbanen Grüns und 
als Steuerungsmöglichkeit gesehen. 
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• Der Landschaftsplan der Stadt Leipzig nennt Orientierungswerte für die quantitative 
Versorgung mit Grün- und Freiflächen in Anlehnung an die Richtwerte der Garten-
amtsleiterkonferenz. Allerdings erfolgt eine stadtteil- bzw. quartiersbezogene Anpas-
sung der Orientierungswerte auf der Grundlage der Defizitanalysen im Landschafts-
plan. Bei größeren städtebaulichen Vorhaben erfolgt einzelfallbezogen eine quantita-
tive und qualitative Ermittlung des Grünflächenbedarfs. Eine Weiterentwicklung von 
Qualitätsstandards für das urbane Grün sowie dessen Pflege wird angestrebt. 

Zusammengefasst lässt sich feststellen, dass die Kommunen durchaus die möglichen Vortei-
le von Orientierungswerten (insbesondere als Argumentationshilfe in Abwägungen) sehen. 
Aufgrund der sehr unterschiedlichen kommunalen Rahmenbedingungen werden bestehende 
Richtwerteangaben zu Flächengrößen jedoch als kaum übertragbar eingeschätzt. Vielmehr 
seien - ausgehend von den örtlichen Gegebenheiten - ortsspezifische Werte erforderlich. 

 

3.4.4 Konzepte und Planungen 
Die Ziele und Maßnahmen zur Entwicklung des urbanen Grüns im Rahmen der Innenent-
wicklung werden in den Städten in diversen Konzepten und Planungen thematisiert, wobei 
es sich sowohl um formelle als auch informelle Konzepte/Planungen handelt.  

Als formelle Instrumente, deren Regelungsmöglichkeiten und Verfahrensschritte in gesetzli-
chen Vorgaben klar definiert sind, werden vor allem der Flächennutzungsplan und die Be-
bauungspläne genutzt, da sie die wichtigsten Instrumente zur Steuerung der Siedlungsent-
wicklung sind und Verbindlichkeit entfalten. Als weitere wichtige formellen Instrumente für die 
doppelte Innenentwicklung werden kommunale Landschaftspläne und (falls als eigenständi-
ges Instrument im Land vorgesehen) Grünordnungspläne eingesetzt. Was die Bedeutung 
von Landschafts- und Grünordnungsplänen anbelangt, gibt es jedoch insbesondere in den 
Fallstudien unterschiedliche Einschätzungen. Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass 
die Bedeutung der Landschaftsplanung erheblich steigt, je mehr diese räumlich und inhaltlich 
auf den Siedlungsbereich und die Anforderungen der Bauleitplanung ausgerichtet ist. 

Die formellen Instrumente werden zumeist durch eine Reihe von informellen Konzepten und 
Planungen ergänzt. Sie dienen in der kommunalen Praxis häufig zur Vorbereitung und Effek-
tivierung formeller Verfahren. Informelle Planungsinstrumente sind in ihrer Anwendung ge-
setzlich nicht vorgeschrieben, sondern in die freie Entscheidung der Kommunen gestellt. Die 
räumliche Ausdehnung sowie die thematische Schwerpunktsetzung der informellen Pläne 
können flexibel an die Erfordernisse im jeweiligen Einzelfall angepasst werden. Diese Mög-
lichkeit wird in den Kommunen offensiv genutzt und je nach örtlichen Problemlagen und 
Spezifika unterschiedliche Themenschwerpunkte gesetzt. Mit Blick auf die doppelte Innen-
entwicklung spielen insbesondere folgende informelle Planungsinstrumente eine Rolle: fach-
liche Konzepte wie Freiraumentwicklungskonzepte, Biotopverbundkonzepte, Klimaschutz-
konzepte sowie integrierte Stadt(teil)entwicklungskonzepte. 

 

3.4.5 Erfassung und naturschutzfachliche Bewertung der Flächenpotenziale 
Was die Erfassung der Flächenpotenziale für die doppelte Innenentwicklung anbelangt, so 
werden in der Mehrzahl der Kommunen verschiedene Kataster geführt, vor allem Baulücken- 
und Brachflächenkataster sowie Grünflächenkataster, Baumkataster und Aus-
gleichs/Kompensationskataster. Von geringerer Bedeutung für die Erfassung von Innenent-

171 

 



wicklungspotenzialen ist das „Gründach(potenzial)kataster. Eine systematische Erfassung 
aller möglichen Flächenpotenziale erfolgt zumeist nicht. 

Als Instrumente zur Erfassung der quantitativen und qualitativen Versorgung mit urbanem 
Grün werden vor allem der Landschaftsplan, Freiraumbedarfsanalysen, Luftbilder, Gutachten 
zur Freiflächenversorgung und entsprechende Auswertungen des Flächennutzungsplanes 
und damit sowohl formelle als auch informelle Instrumente genutzt. Nur ungefähr ein Drittel 
der befragten Kommunen setzt bei der Erfassung der verschiedenen Formen von urbanem 
Grün „Typologisierungen“ (Klassifizierungen) ein. Die Befragung der Fallstudienstädte ergab 
ein ähnliches Ergebnis. 

Die naturschutzfachliche Bewertung der Flächenpotenziale für die Innenentwicklung wird 
überwiegend einzelfallbezogen vorgenommen. Standardisierte Verfahren für die Bewertung 
kommen kaum zum Einsatz. 

Als Kriterien für die Bewertung der Innenentwicklungspotenziale mit Blick auf die Entwicklung 
von urbanem Grün werden vor allem die Relevanz der Flächen für Freiraumverbundsysteme 
sowie für Freizeit und Erholung genutzt. Weitere Aspekte wie die Relevanz der Flächen für 
den Arten- und Biotopschutz, die Biotopvernetzung und die menschliche Gesundheit spielen 
bei der Bewertung auch eine Rolle, sind aber in der Regel nachgeordnet. 

 

3.4.6 Akteure und Kooperationen 
Sowohl die Kommunalbefragung als auch die Analyse der Good-Practice-Fälle und der Fall-
studienstädte zeigen, dass im Wesentlichen zwei Akteursgruppen an der Umsetzung der 
doppelten Innenentwicklung beteiligt sind: die Verwaltungen und (im weitesten Sinn) private 
Akteure.  

Innerhalb der Verwaltungen sind vor allem die Bereiche Stadtplanung sowie die Bereiche 
Grünflächen und Landschaftsplanung/Naturschutz involviert; Unterstützung erfolgt zum Teil 
durch andere Fachbereiche wie Finanzen, Liegenschaften und Verkehr. Wesentlich für die 
erfolgreiche Umsetzung doppelter Innenentwicklung ist die konstruktive Zusammenarbeit 
dieser Verwaltungsbereiche. 

Als verwaltungsexterne Akteure nehmen - entsprechend den Einschätzungen in der Kom-
munalbefragung - die Bürgerinnen und Bürger die stärkste Rolle bei der Verbesserung des 
urbanen Grüns im Rahmen der Innenentwicklung ein, ebenfalls von großer Bedeutung sind 
demnach auch Umwelt- und Naturschutzverbände, als geringer wird die Beteiligung von 
„Wohnungswirtschaft/ Wohnungsgenossenschaften“ und „Investoren“ beurteilt. Diese Ergeb-
nisse decken sich auch mit den Erfahrungen der Interviewpartner aus den Fallstudienstädten 
sowie mit den Ergebnissen aus der Analyse der Good-Practice-Fälle. Von Seiten der Bür-
gerinnen und Bürger besteht i.d.R. ein großes Interesse an urbanem Grün, vor allem im ei-
genen Wohnumfeld. Veranstaltungen zur Beteiligung der Bürger werden zumeist gut ange-
nommen. Gleiches gilt für die Umwelt- und Naturschutzverbände.  

Die Zusammenarbeit der Verwaltungen mit Investoren gestaltet sich in den einzelnen Städ-
ten unterschiedlich. Zum Teil liegen sehr gute Erfahrungen vor, da gemäß Aussagen der 
Städte den Investoren der Stellenwert des Grüns als Marketingfaktor in den letzten Jahren 
bewusster geworden sei. Von der Realisierung größerer Bauvorhaben gehen daher häufiger 
Impulse zur Entwicklung und Qualifizierung des urbanen Grüns aus. Investoren haben 
dadurch eine vergleichsweise hohe Bedeutung für die Umsetzung der doppelten Innenent-
wicklung.  
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Bei der Wohnungswirtschaft und den Wohnungsgenossenschaften liegt, was die Entwicklung 
des urbanen Grüns im unmittelbaren Wohnumfeld anbelangt, ebenfalls viel Potenzial (z.B. 
Qualifizierung des Abstandsgrüns bei Modernisierungsmaßnahmen). Dieses Potenzial könn-
te aus Sicht der Städte zukünftig noch stärker ausgeschöpft werden. 

 

3.4.7 Finanzierung 
Mit Blick auf die Finanzierung von Maßnahmen zur Entwicklung des urbanen Grüns haben 
Förderprogramme eine hohe Bedeutung. Insbesondere Teilprogramme der Städtebauförde-
rung (Soziale Stadt Stadtumbau Ost und West, Städtebauliche Sanierungs- und Entwick-
lungsmaßnahmen, Aktive Stadt und Ortsteilzentren) und der Europäische Fonds für regiona-
le Entwicklung werden in diesem Kontext in den Städten genutzt. Naturschutzprogramme 
spielen demgegenüber eine deutlich geringere Rolle.  

Neben Fördermitteln werden vor allem kommunale Mittel eingesetzt – zum einen zur Finan-
zierung des Eigenanteils bei Förderprogrammen, zum anderen für kommunale Förderpro-
gramme, z.B. zur Hof-, Fassaden- oder Dachbegrünung und die Pflege von Freiräumen. 

Aber auch Mittel aus der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung – dies zeigen insbesonde-
re die Ergebnisse der Good-Practice-Analyse und der Fallstudien – werden häufig zur Finan-
zierung urbanen Grüns genutzt. Einzelne Projekte wurden ganz oder überwiegend mit Mit-
teln aus der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung finanziert, u.a. dadurch dass Kompen-
sationsmaßnahmen anderer Bauvorhaben gezielt auf die Fläche gelenkt wurden. 

Private Gelder (etwa Spenden, Sponsorengelder) werden ebenfalls teilweise genutzt, im 
Vergleich zu den anderen Finanzierungsquellen aber als unwichtiger eingestuft. Private Gel-
der können im Einzelfall eine wichtige Anschub-Finanzierung bilden, sind aber als Einnahme 
nicht langfristig kalkulierbar und in der Einwerbung häufig zeitaufwändig.  

Problematisch sind aus Sicht der Städte die langfristig anfallenden Pflege- und Unterhal-
tungskosten, die bei einem Zugewinn an öffentlichen Grün- und Freiflächen in der Regel für 
die Kommune ebenfalls ansteigen und sowohl bei der Planung als auch der Finanzierung 
frühzeitig berücksichtigt werden müssen. 

 

3.4.8 Fördernde und hemmende Faktoren 
Wie sich in der Kommunalbefragung, der Good-Practice-Fälle-Analyse und der Untersu-
chung der Fallstudienstädte zeigte, gibt es Rahmenbedingungen und Umstände, die sich 
regelmäßig positiv oder negativ auf die Umsetzung der doppelten Innenentwicklung auswir-
ken. 

"Fördernde Faktoren" sind demnach: 

• Verknüpfung des Themas Freiraumentwicklung mit anderen Themen der Stadtent-
wicklung (z.B. Verkehr, Soziale Stadt). Durch die Multifunktionalität des urbanen 
Grüns bestehen häufig gemeinsame Ziele mit diesen anderen Themen (z.B. Erholung 
und Gesundheit). Deren Anforderungen können eine unterstützende Argumentati-
onshilfe für die Entwicklung des urbanen Grüns sein.  

• Vorhandensein von Leitbildern zur Innenentwicklung und zur Freiraumentwicklung: 
die bewusste Formulierung und Festlegung von kommunalen Leitbildern, die auf die 
spezifischen Rahmenbedingungen der Stadt zugeschnitten sind und möglichst ge-
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meinsam mit den relevanten Akteuren entwickelt wurden, sind von wesentlicher Be-
deutung für die Umsetzung der doppelten Innenentwicklung. Sie sind Ausdruck eines 
politischen Willens für die Erhaltung und Förderung des urbanen Grüns im Rahmen 
der baulichen Innenentwicklung und bilden die Grundlage für konzeptionelle Planun-
gen auf verschiedenen Ebenen (gesamtstädtisch, quartiersbezogen). 

• Festlegung von klaren quantitativen und qualitativen Forderungen und Vorgaben 
(Zahlen) für das urbane Grün durch die Stadt (Orientierungswerte). 

• Kooperation der an der Innenentwicklung beteiligten Verwaltungsbereiche: Die empi-
rischen Erhebungen zeigen, dass die ressortübergreifende Zusammenarbeit der rele-
vanten Akteure in der kommunalen Verwaltung, ob formelle oder informelle, ein wich-
tiger Baustein für die Umsetzung der doppelten Innenentwicklung ist. Erforderlich ist 
die kontinuierliche und konstruktive Zusammenarbeit insbesondere der Bereiche 
Stadtplanung, Grünflächen und Naturschutz in einem gemeinsamen Planungs- und 
Umsetzungsprozess. Nur so gelingt es, frühzeitig mögliche Konflikte oder Zieldiver-
genzen zu erkennen und in einem integrierten Planungsprozess Lösungen zu finden. 

• Beteiligungen von Bürgerinnen und Bürger: Von Seiten der Bürgerinnen und Bürger 
besteht in der Regel vor allem Interesse an Planungen, die sich auf ihr Wohnumfeld 
beziehen. Um auch hier ggf. vorhandene Konflikte zu erkennen und Kompromisse zu 
finden, ist eine frühzeitige und kontinuierliche Beteiligung der Öffentlichkeit unerläss-
lich; wobei gezielt auch sozioökonomisch benachteiligte Bevölkerungsgruppen ein-
gebunden werden sollten. Bürgerbeteiligung wird von den Städten zwar nicht als kon-
fliktfrei empfunden, aber es wird das Potenzial an kreativen Ideen und möglicher Un-
terstützung (für Anliegen des urbanen Grüns, aber auch etwa bei der späteren Pflege 
der Flächen) gesehen. Wesentlich sei vor allem die Entwicklung einer Wertschätzung 
für das urbane Grün bei den zivilgesellschaftlichen Akteuren. Als wichtige Elemente 
der Bürgerbeteiligung werden Öffentlichkeitsarbeit und Information gesehen. 

• Auslobung von gemeinsamen stadt- und landschaftsplanerischen Wettbewerben 
(verpflichtende Planungsteams von Architekten und Landschaftsarchitekten) mit kla-
ren Vorgaben (insbesondere auch quantitativ) für das urbane Grün; bei der auch die 
Bürger eingebunden werden können. 

• Finanzierungsmix über verschiedene Quellen: Förderprogramme, kommunale Mittel 
(Investorengelder, Mittel aus der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung, Spenden 
u.a.). 

 

Hemmend wirken sich zumeist die folgenden Faktoren aus: 

• bauliche Nutzungskonkurrenzen, 

• private Eigentumsverhältnisse können eine Hürde für die Umsetzung sein, vor allem, 
wenn diese zu langwierigen Vertragsverhandlungen zwischen der Stadt und den pri-
vaten Eigentümern führen, 

• Knappheit der finanziellen Mittel in der Kommune, zumal neben den einmaligen Kos-
ten für ggf. den Erwerb der Fläche, für die Planung und die Umsetzung der Maßnah-
men auch laufende Erhaltungs- und Pflegekosten für das urbane Grün entstehen;  

• mangelnde Akzeptanz der Investoren für Zusatzkosten durch urbanes Grün, 
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• Kommunikationsdefizite/-barrieren in der Verwaltung zwischen den beteiligten Fach-
ressorts, die zu mangelnder Kooperation führen, 

• hoher Personaleinsatz in der Verwaltung: integrierte Planungsprozesse, die Durch-
führung von Wettbewerben, die Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger und anderer 
Akteure bedürfen einen hohen Zeit- und Personalaufwand; nicht jede Stadt hat dafür 
ausreichend Ressourcen. 
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4 Tools für die praktische Arbeit vor Ort 
Wie die empirische Erhebungen zeigen, werden die Potenziale für die doppelte Innenent-
wicklung in den Kommunen bislang nicht bzw. nur zum Teil erhoben und bewertet (vgl. Kap. 
3.4.5). Als Hilfestellung wurden daher im Forschungsvorhaben zwei Tools entwickelt: die 
Erfassung von Potenzialen/Klassifizierung, Kap. 4.1 und die Bewertung von Potenzialen, 
Kap. 4.2. Für die Tools wurden eine Reihe von bestehenden Methoden und Ansätzen ge-
sichtet, analysiert und an die Zwecke der doppelten Innenentwicklung angepasst. Die Klassi-
fizierung wurde zudem im Rahmen der projektbegleitenden Arbeitsgruppe mit den Experten 
sowie mit den Fallstudienstädten abgestimmt, die Bewertungsmethodik mit den Fallstudien-
städten diskutiert. 

Die Tools richten sich in erster Linie an die Kommunen, die bislang keine eigenen Erfas-
sungs- und Bewertungsmethoden systematisch anwenden. Sie können aber auch dazu ge-
nutzt werden, bereits in den Städten angewandte Methoden zur Erfassung und Bewertung 
zu ergänzen. Beide Tools haben einen Empfehlungscharakter. 

 

4.1 Klassifizierung von Potenzialflächen für die doppelte Innenentwicklung 
Bei der derzeitigen Umsetzung der Ziele der doppelten Innenentwicklung ist eine Schwer-
punktsetzung auf einzelne, bestimmte Flächenpotenziale wie Brachflächen oder Baulücken 
zu beobachten. Das Spektrum möglicher Flächenpotenziale geht jedoch weit über die bis-
lang im Fokus stehenden Flächentypen hinaus. So besteht Entwicklungspotenzial sowohl für 
die bauliche Nutzung als auch für die Qualifizierung/Entwicklung des urbanen Grüns auch 
auf bereits baulich genutzten Flächen und auf Verkehrsflächen. Zudem bieten öffentliche 
Grünanlagen Chancen vor allem zur Qualifizierung des urbanen Grüns, in Ausnahmefällen 
aber auch zur baulichen Nutzung. Für die Praxis bedeutet dies, dass zunächst alle Flächen, 
die im Sinne der doppelten Innenentwicklung entwickelt werden könnten, ermittelt werden 
sollten. Eine Zuordnung bzw. Erfassung von Potenzialflächen in Flächenkategorien (bzw. 
Klassifizierungstypen) ist dabei ein wesentlicher Baustein.  

Um Flächen verschiedenen Kategorien bzw. Klassifizierungstypen zuteilen zu können, be-
darf es grundlegender Informationen über die Fläche. Auf Grundlage einer Bestandsaufnah-
me kann eine spätere Bewertung der Flächen erfolgen und Entscheidungen über eine zu-
künftige Entwicklung der Flächen getroffen werden. Mittels einer Klassifizierung können die 
komplexen Informationen der einzelnen Flächen betreffend geordnet und auf vereinfachte 
Weise "verarbeitet", d.h. als Informationsgrundlage für die Bewertung und Entscheidung ge-
nutzt werden. 

 

4.1.1 Anforderungen an eine Klassifizierung von Potenzialflächen für die doppelte 
Innenentwicklung 

Bezogen auf die Ziele der doppelten Innenentwicklung muss eine Klassifizierung folgende 
inhaltliche Anforderungen erfüllen: 

• Sie muss alle Flächentypen beinhalten, die für die Ziele der doppelten Innenentwick-
lung nutzbar sein können und entsprechende Potenziale bieten. Damit fungiert die 
Klassifizierung als Bestandsaufnahme, die eine Übersicht über die in der Stadt vor-
handenen Flächenpotenziale liefert. 
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• Für eine städtebauliche Steuerung nach den Zielsetzungen der doppelte Innenent-
wicklung sind demnach nicht nur Brachen und Baulücken, sondern auch bebaute 
Flächen (z.B. locker bebaute Siedlungsgebiete mit ggf. Nachverdichtungspotenzial) 
und Verkehrsflächen (z.B. Stadtplätze mit Aufwertungspotenzial) sowie Freiflächen 
im engeren Sinn (Grünflächen, urbanes Grün) zu erfassen. 

• Sie muss als fachliche Grundlage für die städtebauliche Entscheidung über die zu-
künftige Nutzung der einzelnen Fläche dienen können. Dafür muss sie - trotz Verein-
fachung durch Typisierung - relevante Informationen für eine spätere Bewertung der 
Flächen bereitstellen. 

Aus methodischer Sicht muss sie: 

• eine eindeutige Zuordnung nach Merkmalen ermöglichen, 

• in der Handhabung einfach sein, 

• übertragbar und auf alle Großstädte bundesweit anwendbar sein sowie deren unter-
schiedliche demografischen Entwicklungen abbilden können, 

• erweiterbar sein, um zusätzlichen Fragestellungen zu genügen (z.B. Ergänzung um 
weitere Flächentypen, die in der Planung berücksichtigt werden sollen), 

• zu detaillieren sein (z.B. Bildung von Untertypen, Aufnahme zusätzlicher Ausprägun-
gen); damit kann der mit der Klassifizierung verbundene Informationsverlust begrenzt 
und die spezifische Ausgangslage in der jeweiligen Stadt berücksichtigt werden, 

• möglichst digital aufbereitet und verwaltet werden (GIS-Systeme), um eine Überlage-
rung mit anderen digital vorliegenden Informationen (z.B. Stadtbiotopkartierung) zu 
ermöglichen und leichter aktualisierbar zu sein. 

 

4.1.2 Vorschlag zur Klassifizierung 
Der im Folgenden dargestellte Ansatz einer Flächenkategorisierung von Flächen mit Poten-
zial für die doppelte Innenentwicklung: 

• erweitert den bisher vorrangig in den Blick genommenen Pool potenzieller Flächen 
für die doppelte Innenentwicklung und geht daher über die Betrachtung von Brachflä-
chen und Baulücken hinaus; 

• hat Empfehlungscharakter; 

• ist ein Modul, das die Kommunen anwenden können, um Flächenpotenziale für die 
doppelte Innenentwicklung zu ermitteln; 

• erfasst wertneutral, das heißt, er unterscheidet zunächst nicht zwischen Flächenpo-
tenzialen für bauliche Entwicklung und/oder für die Entwicklung/Qualifizierung des 
urbanen Grüns; 

• ersetzt nicht eigene, bestehende Klassifizierungen in den Kommunen, sondern bietet 
Kommunen die Möglichkeit, diese mithilfe der vorgeschlagenen Klassifizierung zu 
überprüfen und ggf. zu ergänzen;  

• ist in seinen vorgeschlagenen Kategorien mit Blick auf Breite wie auch Detailierungs-
grad erweiterbar, um den Städten die Möglichkeit zu geben, diese auf ihre spezifi-
schen Bedürfnisse anzupassen; 
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• kann vor allem von den Kommunen eingesetzt werden, die noch keine eigene Sys-
tematik zur Benennung und Ermittlung der Flächen mit Potenzial für die doppelte In-
nenentwicklung haben; 

• bietet die Möglichkeit, das Daten aus bestehenden Planungen und Erhebungen (z.B. 
Flächennutzungsplanung, Biotopkartierung) zu nutzen, um den Aufwand in der 
Kommune gering zu halten.  

In der Methodik des Klassifizierungsansatzes werden zwei Aspekte berücksichtigt: 

• Zum einen geht es um die Erfassung bzw. Zuordnung aller Potenzialflächen für die 
doppelte Innenentwicklung anhand eines einfach handhabbaren Klassifizierungs-
schlüssels mit vier Haupteinheiten (siehe nachfolgende Beschreibung und Tabellen 
im Anhang). Diese Erfassung bzw. Zuordnung ist mit geringem Aufwand umsetzbar 
und liefert wichtige Hinweise auf die Priorität von Funktionen und ggf. vorhandene 
Konflikte oder Einschränkungen für die Planung (z.B. Straßenraum: Priorität Verkehr, 
Beschränkung durch Verkehrssicherheitspflicht).  

• Zum anderen geht es um die Erfassung von Strukturmerkmalen der Potenzialflächen, 
die Informationen für eine spätere naturschutzfachliche Bewertung der Funktionen 
der Flächen liefern. Die Strukturmerkmale sind aufgrund der Ausprägung der Flächen 
selbst (z.B. Alter der Vegetation, Vorkommen seltener Arten) oder auch aufgrund be-
nachbarter (externer) Flächenbeziehungen (z.B. Lage, Vernetzung, im Einzugsbe-
reich unterversorgter Wohnquartiere) einzustufen. 

 

Haupteinheiten der Klassifizierung 
Der Klassifizierungsschlüssel (siehe auch Tabellen 10 bis 13) unterscheidet vier Hauptein-
heiten, die im Weiteren nach Typen und ggf. Untertypen differenziert werden können. Ty-
pen werden mit ihren wesentlichen Eigenschaften charakterisiert, um die Einstufung der je-
weiligen Flächen in einen Typ und die Abgrenzung der Flächen untereinander zu ermögli-
chen. Einige der Typen können hinsichtlich ihrer Nutzung und Ausgestaltung stark variieren 
und damit ein unterschiedliches Potenzial für die doppelte Innenentwicklung aufweisen. Für 
diese Typen wurden beispielhaft Untertypen vorgeschlagen. Spezifische Verhältnisse kön-
nen von den Städten durch "eigene" Untertypen definieren werden. Eine Unterscheidung 
könnte z.B. durch besondere Eigenschaften erfolgen (z.B. Stadt Bremen: Siedlungsbereiche 
mit besonders zu sichernder Grün- und Freiflächenfunktion). 

Die vier Haupteinheiten und ihre Typen werden im Folgenden näher erläutert und es werden 
exemplarisch Entwicklungspotenziale aufgezeigt. Im Sinne der doppelten Innenentwicklung 
werden Möglichkeiten der baulichen Nutzung von Flächenreserven und/oder die Entwicklung 
und Qualifizierung des innerstädtischen Grüns betrachtet, wobei der Fokus aber auf der 
Stärkung des urbanen Grüns liegt. Die für einzelne Typen gebildeten Untertypen können den 
Tabellen im Anhang entnommen werden. 

Die Haupteinheiten der Klassifizierung sind: 

• baulich genutzte Flächen (siehe Tabelle 10) 

• Verkehrsraum (siehe Tabelle 11) 

• Brachen und Baulücken (siehe Tabelle 12) 

• öffentliches urbanes Grün (siehe Tabelle 13) 
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Abb. 38: Haupteinheiten der Flächenpotenziale für die doppelte Innenentwicklung 

 

Haupteinheit 1: Baulich genutzte Flächen 
Unter "Baulich genutzten Flächen mit Potenzial für die doppelte Innenentwicklung" werden 
bebaute und deutlich erkennbar genutzte innerstädtische Bereiche zusammengefasst. Bei 
den Typenbezeichnungen wird sich an den Bezeichnungen der Flächennutzungsplanung 
orientiert. 

Wohngebiete einschließlich der zugehörigen Grünflächen: Grundsätzlich sind alle gängigen 
Formen der Wohnbebauung bzw. Wohngebietsstrukturtypen einbezogen. In Abhängigkeit 
des Bebauungstyps (siehe Untertypen in Tabelle 10) können unterschiedliche Dichten und 
Versiegelungsgrade bestehen und damit das Spektrum der Grünflächen sehr unterschiedlich 
ausfallen (z.B. Hausgärten, Mietergärten, Abstandsgrün, Gemeinschaftsgrün). Die vorge-
schlagenen Untertypen können bei Bedarf ergänzt werden (z.B. Nennung aller in der Stadt 
jeweils typischen Stadtstrukturtypen). Ebenfalls ist eine Ausdifferenzierung der Untertypen 
möglich (z.B. "Baugebiete in Einzelbauweise" nach "Einfamilienhausgebieten", "Reihen-
hausgebieten" oder "Villengebieten", da diese i.d.R. über eine unterschiedliche Ausstattung 
mit Grün verfügen). 

Mischgebiete sind Stadtflächen mit gemischter Nutzung, mit unterschiedlicher Qualität und 
Quantität von Grünstrukturen und Freiraumausprägung. 

Industrie- und Gewerbegebiete sind Bereiche mit deutlich erkennbarer Betriebsnutzung 
(exklusive Land- und Forstwirtschaft); i.d.R. geringer Begrünungsanteil, mit unterschiedlicher 
Freiraumgestaltung (z.B. repräsentative Grünflächen in Bereichen des Dienstleistungssek-
tors/Handel vs. stark versiegelte Logistikunternehmen).  
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Flächen für Gemeinbedarf sind im Zusammenhang mit zweckgebundener Bebauung (z.B. 
Schulhöfe), i.d.R. im öffentlichen Besitz, können z.B. für mehrere Nutzungen zu bestimmten 
Zeiten genutzt werden (Beispiel: Öffnung von Schulhöfen am Nachmittag), unterschiedliche 
Art und Intensität der Freiraumgestaltung. 

Potenziale 

Die beiden Zielsetzungen der doppelten Innenentwicklung (bauliche Nutzung von Flächenre-
serven und/ oder Entwicklung und Qualifizierung des innerstädtischen Grüns) gelten auch für 
die Siedlungs- und Gewerbegebiete im Siedlungsbestand.  

Hinsichtlich der Entwicklung bzw. Stärkung des urbanen Grüns bestehen u.a. folgende Po-
tenziale: 

• Qualifizierung und quantitative Erweiterung von bestehendem Grün, Verbesserung 
von dessen Erreichbarkeit.  

• Qualitative Aufwertung, ggf. auch quantitative Erweiterung bislang wenig durchgrün-
ter Industrie- oder Gewerbegebiete hinsichtlich ihrer Freiflächenausstattung.  

• Entwicklung neuer Freiräume durch einen kompletten Rückbau von Wohneinheiten/-
vierteln bei massiv sinkender Nachfrage und einer rückläufigen demografischen Ent-
wicklung (z.B. Rückbau von Plattenbauvierteln). 

• Ökologische Freiraumgestaltung z.B. bei Schulhöfen. 

 

In Bezug auf eine bauliche Entwicklung (unter Beachtung des urbanen Grüns) bestehen u.a. 
folgende Potenziale: 

• Nachverdichtungen (Erhöhung der Geschossflächenanzahl, Bauen in der zweiten 
Reihe) in locker bebauten Stadtstrukturtypen z.B. Einfamilienhausgebieten.   

• Weitere bauliche Entwicklung in Gewerbe- und Industriestandorten. 

 

Haupteinheit 2: Verkehrsraum 
Unter der Haupteinheit werden alle Flächen der Verkehrsinfrastruktur einschließlich ihrer 
Randstrukturen (z.B. Verkehrsbegleitgrün) sowie Stadtplätze zusammengefasst. 

Straßen: Bestandteil des Verkehrsnetzes, i.d.R. vollständig versiegelt, unterschiedlicher 
Ausbauzustand, Verkehrsaufkommen und Begrünung je nach Untertyp; i.d.R. nur Straßen-
begleitgrün (Verkehrsinseln, Mittelstreifen, Randstreifen mit Rasen, ggf. Baumreihen und 
Alleen). 

Stadtplätze: Freiraum am Zusammentreffen mehrerer Verkehrswege und/oder Bebauung; 
ähnlich der "öffentlichen Grünanlage", oftmals höherer Versiegelungsgrad als in öffentlichen 
Grünanlagen; i.d.R. Freiraumgestaltung mit Möblierung. 

Wege: Verbindungen für Fußgänger und Radfahrer, unterschiedlicher Versiegelungsgrad, oft 
begleitende Grünstrukturen. 

Bahnstrecken/Bahnanlagen: Bestandteil des Schienennetzes, unterschiedlicher Ausbau-
zustand, i.d.R. kaum Grün im Gleisbereich, ggf. Bahndämme 
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Flugplätze: Start- und Landebahnen, Rollbahnen und Vorfelder von Flugplätzen; hoher Ver-
siegelungsgrad im Flugbereich; extensiv genutzte Teilflächen mit meist Rasen bzw. Grün-
landvegetation 

Parkplätze: Zusammenhängende Flächen des ruhenden Verkehrs/Abstellfläche für Fahr-
zeuge, in der Regel hoher Versiegelungsgrad, ggf. Einzelbaumpflanzungen und grüne 
Randstreifen. 

Potenziale 

Ein Umbau von Verkehrsräumen kann (bei entsprechender Gestaltung) unter anderem  

• dazu beitragen, die Aufenthaltsqualität im Straßenraum erheblich zu verbessern und 
einen Zugewinn an Wohn- und Lebensqualität für die Bewohner zu gewinnen, 

• einen teilweisen oder kompletten Rückbau zu Gunsten des urbanen Grüns bedeuten 
(z.B. Reduzierung der Parkbuchten, Rückbau ganzer Straßen und Parkplätze im Zu-
ge des Rückbaus von Wohn- und Gewerbevierteln), 

• durch gestalterische Aufwertung oder Rückbau sich fördernd auf die Qualitäten des 
urbanen Grüns (Schaffung von Erholungsqualitäten, ökologische Effekte u.a. durch 
Aufhebung der Versiegelung) auswirken. 

 

Haupteinheit 3: Brachen und Baulücken 
Die Haupteinheit umfasst aktuell nicht genutzte oder untergenutzte Flächen, die regelmäßig 
als Potenzial für die bauliche Entwicklung bzw. die Entwicklung innerstädtischen Grüns her-
angezogen werden. In der Haupteinheit wird zunächst nicht unterschieden, ob sich auf den 
Flächen Gebäude bzw. Gebäudereste befinden oder ob diese bebauungsfrei sind. Auf den 
Flächen können sich je nach Zeitrahmen der Nutzungsaufgabe unterschiedliche Sukzessi-
onsstadien an Vegetation entwickelt haben.  

Zum Verständnis des Begriffes Brache: Eine einheitliche Definition des Begriffes "Brache" 
existiert nicht. In der Landschafts- und Stadtplanung wird darunter in der Regel eine durch 
Standortaufgabe entstandene, nicht mehr genutzte Fläche verstanden (vgl. u.a. GÜTHLING 
2009). KOWARIK (1993, S. 4) beschreibt Brachen als "Flächen, auf denen die ursprünglich 
prägende Nutzung stark oder völlig zurückgenommen wurde". Eine Klassifizierung von 
Brachflächen lässt sich beispielsweise anhand der Vornutzung bzw. des Entstehungsge-
schichte vornehmen. Gängiger Ansatz (vgl. HANSEN et al. 2012) ist die Differenzierung in 
Industrie und Gewerbebrachen, Infrastruktur- und Verkehrsbrache, Wohnbau- und Garten-
brache sowie Militärbrachen (Militärische Konversionsflächen). Im Sinne des Projektes wer-
den folgende Bezeichnungen verwendet: 

Bauliche Nutzungsbrachen und Konversionsflächen: Flächen im städtischen Siedlungs-
bereich, deren ursprüngliche Nutzung weggefallen ist; vorübergehend oder dauerhaft nicht 
mehr oder nur noch sehr extensiv genutzt; unterliegen mehr oder weniger der natürlichen 
Sukzession; Rest- oder Zwischennutzungen sind möglich; zum Teil können bauliche Reste 
vorhanden sein, unterschiedliche Versiegelungsgrade möglich. Unter "Konversion" werden 
die Umnutzung von Brachflächen (bauliche Wiedernutzung oder freiräumliche Folgenutzung) 
sowie die Nutzungsänderung von Gebäuden verstanden. Ursprünglich für Flächen für militä-
rische Zwecke gedacht, kann der Begriff auch auf andere Entwicklungsflächen angewandt 
werden. 
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Landwirtschaftsbrachen: Aufgegebene landwirtschaftliche Nutzflächen, zum Teil mit Ge-
bäuden, Gebäuderesten wie Glas-/Gewächshäusern. 

Brachen öffentlichen Grüns: Aufgegebene bzw. nicht mehr genutzte öffentliche Grünflä-
chen, ggf. mit besonderer Zweckbindung z.B. Sportflächen. 

 

Unter die Haupteinheit fallen neben den unterschiedlichen Brachentypen die Untertypen 
"Baulücken" und "untergenutzte Grundstücke", die im Folgenden definiert werden. 

Baulücken: Bei weitgehend geschlossener umliegender Bebauung baulich nicht genutzte 
Fläche. Baulücken werden nach BAYERISCHES STAATSMINISTERIUM FÜR LANDWIRTSCHAFT UND 
FORSTEN (2006. S. 45) als "bebaubare oder durch Bodenordnung verwendbare Grundstücke 
– angrenzend an öffentliche Erschließungsstraße oder Erschließung mit relativ geringem 
Aufwand" definiert und so auch im Sinne dieses Projektes betrachtet. Baulücken liegen in-
nerhalb eines bebauten Gebietes zwischen bestehenden Gebäuden.  

Untergenutzte Grundstücke: Flächen, auf denen die zulässige Nutzung (z.B. Bebauungs-
grad) unterschritten wird.  

 

Potenziale 

Obwohl das auf baulichen Nutzungsbrachen, innerstädtischen Baulücken und untergenutz-
ten Grundstücken bestehende Baurecht zunächst den Entwicklungsschwerpunkt in Richtung 
bauliche Nutzung (z.B. bauliche Nachnutzung/Lückenschließung, Nachverdichtung) weist, 
zeigen sich auch Potenziale zur Stärkung des urbanen Grüns: 

• Durch die doppelte Innenentwicklung ergibt sich die Chance, naturschutzfachliche 
Ziele in die bauliche Entwicklung zu integrieren. Dies kann sich in der Fläche bei-
spielsweise durch niedrige Versiegelungsgrade oder entsprechende Grünflächenan-
teile, aber auch in Kontext mit der Bebauung z.B. durch Dach- und Fassadenbegrü-
nung, ausdrücken. 

• Ist der Bedarf an innerstädtischen Bauflächen gering oder eine bauliche Nachnutzung 
zeitlich nicht absehbar, können Baulücken auch Potenzial für eine attraktive Zwi-
schennutzung (z.B. als temporäre Grünfläche) bieten. 

• Grundsätzlich können solche Flächen auch aus der baulichen Nutzung ganz heraus 
genommen und dauerhaft als Grünfläche gesichert werden.  

• Werden Brachflächen und Baulücken im räumlichen Kontext zu anderen Grünflächen 
betrachtet, bieten sich Möglichkeiten einer innerstädtischen Vernetzung (Biotopver-
bund, Vernetzung von Erholungsräumen). 

 

Haupteinheit 4: Öffentliches urbanes Grün 
Unter der Haupteinheit öffentliches urbanes Grün werden alle öffentlichen Grünanlagen zu-
sammengefasst. 

Öffentlicher Park: großflächige Grünfläche im öffentlichem Raum, die überwiegend der Er-
holungsfunktion dient und bei der architektonische, ästhetische und gärtnerische Gesichts-
punkte die Anlagenstruktur und Pflanzenwahl bestimmen; z.T. Infrastruktur vorhanden 
(Spielplätze, Wege, Mobiliar). 
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Öffentliche Grünanlage: ähnlich dem öffentlichen Park, aber kleinflächiger. 

Sport- und Freizeitanlagen: Flächen, die überwiegend der Freizeitnutzung dienen, i. d. R. 
Vorhandensein von Infrastruktureinrichtungen (Verwaltungsgebäude, Umkleideanlagen, 
Parkplätze); zweckgebundene Gestaltung und Pflege der Grünflächen, der Sport- und Frei-
zeitnutzung untergeordnet. 

Spielplätze: Fläche für Kinder mit Ausstattung an Spielgeräten, meist im Kontext mit der 
Bebauung. 

Dauerkleingärten: Anlagen, die sich aus Einzelgärten mit Gartenlauben zusammensetzen 
und durch Wege verbunden sind; i.d.R. auch Vorhandensein von Gemeinschaftsflächen (z.B. 
Parkplätze, Abfallsammelstellen); gärtnerische Nutzung der Flächen 

Grünflächen auf/an Bauwerken: Grünflächen bzw. Grünstrukturen, die mit Bauwerken ver-
bunden sind (Dachbegrünung, Dachgärten, Fassadenbegrünung) 

Sonstige Grünflächen mit spezifischer Nutzung: Größere Grünflächen mit spezifischer 
Nutzungszuweisung; Anlagenstruktur, Pflanzenauswahl kann dem "öffentlichen Park" äh-
neln, oft mit Eintrittsgebühren, i. d. R. umzäunt (z.B. Zoo, Wildpark). 

Friedhof: Friedhofsanlagen mit Grabfeldern, Zwischengrün, Überhangflächen, Gebäuden 
bzw. Bauwerken (z.B. Aufbewahrungshalle, Kapelle oder Kirche, ggf. Monumenten), gärtne-
rische Gestaltung; auch aufgelassene Friedhöfe. 

Pflegeflächen Naturschutz: Freiflächen mit naturschutzfachlicher Zweckbindung und ggf. 
Pflegemaßnahmen; u.a. als Kompensationsmaßnahme festgelegt, auch Sukzessionsfläche, 
naturnahe Vegetationsausstattung 

Innerstädtische Wälder: Weitgehend geschlossene Waldfläche, die keine bauliche Nutzung 
erkennen lässt; zum Teil eingestreute Wiesen, Säume. 

Innerstädtische land- und forstwirtschaftliche Flächen: Landwirtschaftlich genutzte Flä-
chen, ggf. mit Betriebs- und Wohngebäuden, auch Glasdachanbau. Für einige der Typen 
wurden Untertypen vorgeschlagen, da diese Typen eine große Bandbreite aufweisen. Ein 
Beispiel hierfür sind z.B. Wiesen und Weiden, kleinflächiges Grabeland und Sonderkulturen 
unter Glasdachanbau. 

Stillgewässer: Stehendes Gewässer mit direkt angrenzender Uferzone. 

Fließgewässer: Fließendes Gewässer mit direkt angrenzender Uferzone, ggf. mit Aue. 

Grünflächen für den Hochwasserschutz: Retentionsflächen für Hochwasser; Unterhal-
tungsmaßnahmen zur Aufrechterhaltung der Funktion. 

 

Potenziale 

• Grundsätzlich sollte der Erhalt öffentlicher Grünflächen angestrebt werden, sowohl in 
ausreichender Menge als auch in ausreichender Qualität (vgl. § 1 Abs. 5 BNatSchG). 
In diesem Sinn ist urbanes öffentliches Grün vor allem mit Blick auf die Qualifizierung 
dieser Flächen (u.a. Ausstattung, Zugänglichkeit, ökologische Aufwertung) als Poten-
zial für die doppelte Innenentwicklung zu betrachten. Wesentliche Aspekte sind hier 
das Maß der tatsächlichen und absehbaren Nutzung (Über- bzw. Unternutzung) und 
die Feststellung, ob und inwieweit die jeweilige Grünfläche ihrer Funktion gerecht 
wird. 
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• In Einzelfällen kann auch eine bauliche Nutzung in Betracht kommen, z.B. wenn ab-
sehbar ist, dass Grünflächen aufgrund gesellschaftlicher Veränderungen und Nut-
zungsmuster dauerhaft nicht mehr benötigt werden. Dies kann unter anderem bei 
Überhangflächen von Friedhöfen oder nicht mehr genutzten Sport- und Freizeitanla-
gen der Fall sein.  

• Die Begrünung an und auf Gebäuden kann gerade in hoch verdichteten Gebieten ein 
wichtiger Beitrag für das urbane Grün darstellen. 

 

Strukturmerkmale 
Die durch die Strukturmerkmale erhobenen Flächeninformationen sind die Grundlage für die 
spätere naturschutzfachliche Bewertung des Flächenpotenzials im Sinne der doppelten In-
nenentwicklung. Die Erfassung ist demnach zielgerichtet auf die spätere Bewertung ausge-
richtet.  

Strukturmerkmale können vor Ort erfasst (kartiert) werden und/oder aus der Überlagerung 
mit bestehenden Daten aus anderen Erhebungen gewonnen werden (z.B. Stadtbiotopkartie-
rung, Freiraumentwicklungskonzepte, Pflegekonzepte). Es empfiehlt sich eine digitale Erfas-
sung (Überlagerung im Sinne eines "Erhebungsbogens" auf GIS-Basis, in welche die vorlie-
genden GIS-Daten eingespeist werden können). 

Auswahl möglicher Strukturmerkmale: 

• Flächenmerkmale wie Größen und Zuschnitte 

• Lage der Fläche (speziell auch Vernetzung, Nachbarschaft mit Grünflächen) 

• derzeitige Nutzungsform 

• Bebauungsgrad (GRZ, GFZ) 

• Versiegelungsgrad 

• Erschließung 

• Eigentumsverhältnisse 

• Schutzstatus 

• bestehende Restriktionen 

• Infrastruktur 

• angrenzende Bebauungstypen 

• Vorkommen wertgebender Arten 

• Vegetation 

• Nutzungsfrequentierung  

• anthropogene Beeinträchtigungen  

• Altlasten 

• Umweltparameter z.B. Wasserqualität, Bodeneigenschaften 

• Bewirtschaftungsform/Pflegeintensität 
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Die Strukturmerkmale sind einerseits erweiterbar, andererseits sind nicht alle aufgeführten 
als ein "Pflichtprogramm" zu erfassen. Vielmehr können die Kommunen hier nach ihren ei-
genen planerischen Strategien und Schwerpunktsetzungen Erfassungsprioritäten setzen.
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4.1.3 Tabellen zur Klassifizierung von Potenzialflächen für die doppelte Innenentwicklung 

Tab. 10: Haupteinheit 1 „Baulich genutzte Flächen“  

Typ Charakteristik mögliche Untertypen (exemplarisch) 

Wohngebiete Gebiete mit überwiegend wohnlicher 
Nutzung, einschließlich Grünflächen, 
z.B. Hausgärten, Mietergärten, Ab-
standsgrün, Gemeinschaftsgrün; je 
nach Bebauungstyp unterschiedliche 
Dichten und Versiegelungsgrade 

City/Stadtkern/Stadtteilkern (heterogene Nutzung aus Wohnen, Gewerbe, Verwaltung, 
Verkehrs- und Versorgungswege treffen sich, stark verdichtete Bauweise, hohe Baudichte 
mit i.d.R. geringem Grünanteil) 

Baugebiete in Einzelbauweise (aufgelockerte Wohnbebauung mit freistehenden Einzel- und 
Doppelhäusern mit 1-3 Stockwerken, i.d.R.  privat genutzte Gärten und Grünflächen) 

Geschosswohnungsbau in großflächigen Einheiten (Blockrand, Block, Zeilenbau) (i.d.R. 3-8 
Stockwerke, wobei die Gesamthöhe der Gebäude unter der Mindesthöhe eines Hochhau-
ses bleibt; eingestreute gewerbliche Nutzung möglich; typische Nutzungen des Innenho-
fes/der Innenhöfe mit Parkplätzen, Mietergärten und Grünflächen; in Zeilenbebauung 
überwiegend gemeinschaftlich genutzte (Abstands-)Grünflächen) 

Großformbebauung, Hochhauskomplexe (Baublöcke mit Wohngebäuden mit einer Min-
desthöhe gemäß Landesbauordnung (meist höher als 22 m), i. d. R. gemeinschaftlich ge-
nutzte (Abstands-)Grünflächen) 

Sonstige Gebäudekomplexe mit spezifischen Nutzungszuweisungen, z.B. Klöster, Schlös-
ser sowie soziale, kulturelle und administrative Einrichtungen (großflächige Einzelgebäude, 
meist mit Nebengebäuden und parkartigen Grünflächen) 

Mischgebiete Stadtflächen mit gemischter Nutzung 
(Wohnen und Gewerbe), mit unter-
schiedlicher Qualität und Quantität 
von Grünstrukturen und Frei-
raumausprägung. 
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Industrie- und Gewerbegebiet Bereiche mit deutlich erkennbarer 
Betriebsnutzung (exklusive Land- und 
Forstwirtschaft); i.d.R. geringe Begrü-
nung, mit unterschiedlicher Freiraum-
gestaltung (z.B. repräsentative Grün-
flächen in Bereichen des Dienstleis-
tungssektors/Handel vs. stark versie-
gelte Logistikunternehmen) 

Industrieflächen (großflächige, produzierende, ggf. emittierende Anlagen) 

Gewerbeflächen 

Dienstleistungssektor 

Logistikbereich 

Messegelände 

Flächen für Gemeinbedarf Flächen für den Gemeinbedarf sofern 
keine Grünflächen, i.d.R. im öffentli-
chen Besitz, die z.B. für mehrere Nut-
zungen zu bestimmten Zeiten genutzt 
werden können (Beispiel: Öffnung von 
Schulhöfen am Nachmittag), unter-
schiedliche Intensität der Freiraumge-
staltung 

Schulhöfe 

Definitionen angelehnt an: MAGISTRAT DER STADT WIEN, WIENER UMWELTSCHUTZABTEILUNG 2014, LFU 2003, HANSEN et al. 2012; Landeshauptstadt Dresden 
2000 
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Tab. 11: Haupteinheit 2 „Verkehrsraum“  

Typ Charakteristik mögliche Untertypen (exemplarisch) 

Straßen Bestandteil des Verkehrsnetzes, i.d.R. 
vollständig versiegelt, unterschiedli-
cher Ausbauzustand, Verkehrsauf-
kommen und Begrünung je nach Un-
tertyp; i.d.R. nur Straßenbegleitgrün 
(Verkehrsinseln, Mittelstreifen, Rand-
streifen mit Rasen, ggf. Baumreihen 
und Alleen) 

Autobahn 

Bundesstraßen, Landesstraßen 

kommunale Straßen 

befahrbare Wege 

Zu- und Ausfahrten 

Stadtplätze Freiraum am Zusammentreffen meh-
rerer Verkehrswege und/oder Bebau-
ung; ähnlich der "öffentlichen Grünan-
lage", oftmals höherer Versiegelungs-
grad als in öffentlichen Grünanlagen; 
i.d.R.   

begrünte Stadtplätze 

nicht begrünte Stadtplätze 

Wege Verkehrsverbindungen für Fußgänger 
und Radfahrer, unterschiedlicher Ver-
siegelungsgrad, oft begleitende Grün-
strukturen. 

 

Parkplätze Zusammenhängende Flächen des 
ruhenden Verkehrs/Abstellfläche für 
Fahrzeuge, in der Regel hoher Ver-
siegelungsgrad, ggf. Einzelbaum-
pflanzungen und grüne Randstreifen. 

 

Bahnstrecken, Bahnanlagen Bestandteil des Schienennetzes, un-
terschiedlicher Ausbauzustand, i.d.R. 
kaum Grün im Gleisbereich, ggf. 
Bahndämme 

Bahnstrecken der Bahn (ICE-Trassen, Regionalstrecken, regionale Kleinbahnen)  

Versorgungsbahnen auf Industriegelände 

Straßenbahnen 
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Flugplätze Start- und Landebahnen, Rollbahnen 
und Vorfelder von Flugplätzen; hoher 
Versiegelungsgrad im Flugbereich; 
extensiv genutzte Teilflächen mit 
meist Rasen bzw. Grünlandvegetation  

Flughäfen, Hubschrauberlandeplätze  

Sport- und Segelflugplätze. 

Definitionen angelehnt an: MAGISTRAT DER STADT WIEN, WIENER UMWELTSCHUTZABTEILUNG 2014; LFU 2003, HANSEN et al. 2012; Landeshauptstadt Dresden 
2000, NLWKN 2011 
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Tab. 12: Haupteinheit 3 „Brachen- und Baulücken“  

Typ Charakteristik mögliche Untertypen (exemplarisch) 

Bauliche Nutzungsbrachen, Kon-
versionsflächen 

Flächen im städtischen Siedlungsbe-
reich, deren ursprüngliche Nutzung 
weggefallen ist; vorübergehend oder 
dauerhaft nicht mehr oder nur noch 
sehr extensiv genutzt; unterliegen 
mehr oder weniger der natürlichen 
Sukzession; Rest- oder Zwischennut-
zungen sind möglich; zum Teil können 
bauliche Reste vorhanden sein 

Industrie- und Gewerbebrachen 

Infrastruktur- und Verkehrsbrachen 

Wohnbaubrachen 

Gartenbrachen 

Militärbrachen 

Baulücken bei weitgehend geschlossener Be-
bauung baulich nicht genutzte Fläche 

 

Untergenutzte Flächen Flächen, auf denen die zulässige 
Nutzung unterschritten wird 

 

Landwirtschaftsbrachen aufgegebene landwirtschaftliche Nutz-
flächen, zum Teil mit Gebäuden, Ge-
bäuderesten wie Glas- und Gewächs-
häusern 

 

Brachen öffentliches Grün aufgegebene bzw. nicht mehr genutz-
te öffentliche Grünflächen, ggf. mit 
besonderer Zweckbindung z.B. Sport-
flächen. 

 

Definitionen angelehnt an: MAGISTRAT DER STADT WIEN, WIENER UMWELTSCHUTZABTEILUNG 2014; LFU 2003, HANSEN et al. 2012; Landeshauptstadt Dresden 
2000 
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Tab. 13: Haupteinheit 4 „Öffentliches urbanes Grün“  

Typ Charakteristik mögliche Untertypen (exemplarisch) 

öffentlicher Park großflächige Grünfläche im öffentli-
chem Raum, die überwiegend der 
Erholungsfunktion dient und bei der 
architektonische, ästhetische und 
gärtnerische Gesichtspunkte die Anla-
genstruktur und Pflanzenwahl be-
stimmen; z.T. Infrastruktur vorhanden 
(Spielplätze, Wege, Mobiliar) 

historische Parkanlagen 

moderne Parkanlagen 

öffentliche Grünanlagen ähnlich dem "öffentlichen Park", aber 
kleinflächiger 

 

Sport- und Freizeitanlagen Flächen, die überwiegend der Frei-
zeitnutzung dienen, i. d. R. Vorhan-
densein von Infrastruktureinrichtungen 
(Verwaltungsgebäude, Umkleideanla-
gen, Parkplätze); zweckgebundene 
Gestaltung und Pflege der Grünflä-
chen, der Sport- und Freizeitnutzung 
untergeordnet 

Sport- und Fußballplätze 

Tennisplätze 

Bolzplätze 

Freibäder 

Zelt- und Campingplätze 

Reitanlagen 

Minigolfanlagen 

Spiel- und Bewegungsplätze Fläche mit Ausstattung an Spiel- und 
Bewegungsgeräten, meist im Kontext 
mit der Bebauung 

konventioneller Spielplatz 

Bewegungsräume für bestimmte Personengruppen (z.B. Senioren) 

als Spiel- und Erlebnisraum ausgewiesene Flächen 

als Naturerfahrungsraum ausgewiesene Flächen 
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Dauerkleingärten Anlagen, die sich aus Einzelgärten mit 
Gartenlauben zusammensetzen und 
durch Wege verbunden sind; i.d.R. 
auch Vorhandensein von Gemein-
schaftsflächen (z.B. Parkplätze, Ab-
fallsammelstellen); gärtnerische Nut-
zung der Flächen 

 

Grün auf/an Bauwerken Grünflächen bzw. Grünstrukturen, die 
mit Bauwerken verbunden sind und je 
nach Typ unterschiedliche Begrünung 
aufweisen 

Dachbegrünung 

Dachgärten 

Fassadenbegrünung 

sonstige Grünflächen mit spezifi-
scher Nutzung  

größere Grünflächen mit spezifischer 
Nutzungszuweisung; Anlagenstruktur, 
Pflanzenauswahl kann dem "öffentli-
chen Park" ähneln, oft mit Eintrittsge-
bühren, i. d. R. umzäunt 

Zoo 

Botanischer Garten 

Wildpark 

Friedhof Friedhofsanlagen mit Grabfeldern, 
Zwischengrün, Überhangflächen, 
Gebäuden bzw. Bauwerken (z.B. 
Aufbewahrungshalle, Kapelle oder 
Kirche, ggf. Monumenten), gärtneri-
sche Gestaltung; auch aufgelassene 
Friedhöfe 

konventionelle Friedhöfe 

historische Friedhöfe mit altem Baumbestand und Monumenten 

Friedwälder 

Tierfriedhöfe 

Pflegeflächen Naturschutz Freiflächen mit naturschutzfachlicher 
Zweckbindung und ggf. Pflegemaß-
nahmen; u.a. als Kompensationsmaß-
nahme festgelegt, auch Sukzessions-
flächen, naturnahe Vegetationsaus-
stattung 

 

innerstädtische Wälder weitgehend geschlossene Waldfläche, 
die keine bauliche Nutzung erkennen 
lässt; zum Teil eingestreute Wiesen, 
Säume 

mehrere Unterscheidungen möglich, z.B.:  

nach Vegetation: Laubwälder, Mischwälder, Nadelwälder 

nach Nutzung: Erholungswald, Wirtschaftswald, Parkwald 
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innerstädtische land- und forst-
wirtschaftliche Flächen 

landwirtschaftlich genutzte Flächen, 
ggf. mit Betriebs- und Wohngebäuden, 
auch Glasdachanbau 

Äcker 

Wiesen, Weiden 

Obst- und Gemüseanbau 

Gartenbau, Gärtnereien 

Baumschulen 

Grabeland 

Urban Gardening/Stadtgärten 

sonstige Sonderkulturen 

Stillgewässer stehendes Gewässer mit direkt an-
grenzender Uferzone 

Seen 

Baggerseen 

Teiche 

Regenrückhaltebecken 

Fließgewässer fließendes Gewässer mit direkt an-
grenzender Uferzone, ggf. mit Aue 

Flüsse 

Bäche 

Gräben 

Kanäle 

Grünflächen für den Hochwas-
serschutz 

 Flutrinnen, Flutmulden 

Gründeiche 

Auenbereiche 

Definitionen angelehnt an: MAGISTRAT DER STADT WIEN, WIENER UMWELTSCHUTZABTEILUNG 2014; LFU 2003, HANSEN et al. 2012; Landeshauptstadt Dresden 
2000 
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4.2 Naturschutzfachliche Bewertung der Flächenpotenziale für die doppelte 
Innenentwicklung 

Im vorherigen Kapitel wurde ein Ansatz zur Klassifizierung von Flächen mit Potenzial für die 
doppelte Innenentwicklung vorgeschlagen. Auf dieser fachlichen Basis kann ein Pool an Flä-
chen innerhalb des Stadtgebietes identifiziert werden, die für die Umsetzung der Ziele der 
doppelten Innenentwicklung in Frage kommen.  

Um Entscheidungen über die geplante zukünftige Entwicklung der Flächen treffen zu können 
(freiraumbezogen, baulich-freiraumbezogen, baulich), müssen diese Flächen hinsichtlich 
ihrer Eignung und Qualitäten zur Erfüllung der Ziele der doppelte Innenentwicklung bewertet 
werden.  

Im Sinne einer nachhaltigen Stadtentwicklung müssen bei diesen Entscheidungen  alle für 
eine doppelte Innenentwicklung relevanten Aspekte (städtebaulich, naturschutzfachlich, so-
zial, ökonomisch) berücksichtigt werden. Ziel muss eine nachvollziehbare Flächenbewertung 
sein, deren Ergebnis die Basis für eine ausgewogene Abwägungsentscheidung der Kommu-
ne über die zukünftige Entwicklung jeder Fläche im Einzelfall sowie im quartiersbezogenen 
und gesamtstädtischen Kontext ist. Die Bewertung von Innenentwicklungspotenzialen muss 
also mehrere räumliche Betrachtungsebenen bedienen, die der Einzelfläche, des Quartiers 
und der Gesamtstadt. Derzeit ist in der kommunalen Praxis eine Tendenz zu Einzelfallent-
scheidungen mit Blick auf Einzelflächen auszumachen, die aber wichtige Aspekte (z.B. Ver-
netzung, gesamtstädtische Versorgung, Entwicklungspotenzial) häufig ausblendet. 

Im Folgenden wird eine Bewertungsmethode dargestellt, die zur Vorbereitung des Abwä-
gungsprozesses für Entscheidungen zur doppelten Innenentwicklung genutzt werden kann, 
soweit es die naturschutzfachlichen Aspekte betrifft. Ausgehend von der Schwerpunktset-
zung des Forschungsvorhabens berücksichtigt das Tool die Funktionen der identifizierten 
Flächen zur Erfüllung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes sowie ihre 
Eignung für das Erleben und Wahrnehmen von Stadtlandschaften.  

Mit dem Tool ist eine strukturierte Darstellung und Aufbereitung naturschutzfachlicher Belan-
ge im Abwägungsprozess möglich. Der Bewertungsansatz kann von der Kommune sowohl 
für Einzelfallentscheidungen (z.B. Bauanfrage für einzelne Flächen) als auch mit Blick auf 
strategische Planungen für die Gesamtstadt bzw. für einzelne Stadtteile oder -quartiere ge-
nutzt werden. Die Bewertungsmethode wurde in den Fallstudienstädten vorgestellt und dis-
kutiert. 

 

Die Methode sieht vier Bewertungsschritte vor (siehe Abb. 39): 

• Naturschutzfachlichen Funktionserfüllung der Einzelfläche (aktuell und potenziell) 

• Bedeutung der Fläche für quartiers-/stadtteilbezogene naturschutzfachliche Ziele und 
Strategien  

• Bedeutung der Fläche für gesamtstädtische naturschutzfachliche Ziele und Strate-
gien  

• Berücksichtigung von Schlüsselfunktionen 
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Funktionserfüllung

aktuell
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Bedeutung der Fläche für 
gesamtstädtische 

naturschutzfachliche 
Strategien und Zielen 

(Entwicklung des urbanen 
Grüns)
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baturschutzfachliche Bewertung der Flächenpotenziale  baturschutzfachliche Bewertung der Flächenpotenziale  

Einzelfläche im gesamt- 
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Strategien und Ziele 
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Grüns) im Stadtteil bzw. 

Quartier

Baustein 3Baustein 3
gesamtstädtischgesamtstädtisch

teilräumlichteilräumlich

Berücksichtigung von 
Schlüsselfunktionen

Baustein 4Baustein 4 gesamtstädtischgesamtstädtisch

wanking wanking 

 
Abb. 39: Naturschutzfachliche Bewertung der Flächenpotenziale für die doppelte Innenentwicklung 

 

4.2.1 Baustein 1: Bewertung der naturschutzfachlichen Funktionserfüllung der 
Einzelfläche 

Die Eignung von Flächen zur Erfüllung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Natur-
haushaltes sowie für das Erleben und Wahrnehmen von Stadtlandschaften kann über ver-
schiedene (schutzgutbezogene) ökologische Landschaftsfunktionen abgebildet werden (vgl. 
u.a. HAAREN 2004). Betrachtet werden dabei die Handlungsfelder gemäß BNatSchG: Arten- 
und Biotopschutz, Bodenschutz, Klimaschutz, Gewässerschutz sowie der Schutz der Land-
schaft, des Landschaftsbildes und die Sicherung der Erholungseignung, inkl. Gesundheits-
funktion der Landschaft. 
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Im Folgenden werden diese Funktionen vereinfacht bezeichnet als  

• Lebensraumfunktion für Arten und Biotope 

• Klimafunktion 

• Gewässerfunktion 

• Boden- und Grundwasserfunktion 

• Erholungs- und Gesundheitsfunktion 

 

Landschaftsfunktionen werden mithilfe von Kriterien erfasst und bewertet. Unterschieden 
werden funktionsübergreifende und funktionsspezifische Kriterien. Die Kriterien leiten sich ab 
von den Strukturmerkmalen, die im Rahmen der Klassifizierung der Flächenkategorien erho-
ben wurden (s. Kapitel 4.1). 

Funktionsübergreifende Kriterien haben i.d.R. Einfluss auf die Erfüllung aller Funktionen der 
Flächen. Funktionsübergreifende Kriterien sind: 

 

• Flächengröße und -form: Die Größe der Fläche ist entscheidend für die Art und die 
Vielzahl der Funktionen, die sie potenziell übernehmen kann. Eine allgemeingültige, 
absolute Skala für die Bewertung von Flächengrößen ist nicht möglich. Die Skalen 
müssen vielmehr den Zweck der Verwendung des Parameters "Flächengröße" be-
rücksichtigen, da für die Erfüllung einzelner Funktionen unterschiedliche Flächengrö-
ßen benötigt werden (z.B. Mindestareal spezifischer Arten, Mindestflächengröße für 
spürbare/messbare klimatische Ausgleichswirkungen). Die Form der Fläche hat 
ebenfalls Einfluss auf die mögliche Belastbarkeit der Fläche, so unterliegen insbe-
sondere Inselbiotope und Saumzonen vielfältigen direkten und indirekten Störungen 
und Veränderungen, z.B. dem Eintrag von Biozid (vgl. u.a. BASTIAN & SCHREIBER 
1999). 

• Lage, Verbindung und Vernetzung: Die Lage einer Grünfläche im Stadtgebiet sowie 
die Verbindung und Vernetzung zu anderen Grünflächen und Grünstrukturen haben 
einen besonderen Einfluss auf die unterschiedlichen Funktionserfüllungen. Auch un-
mittelbar angrenzende Flächen wirken i.d.R. auf die zu betrachtenden Flächen, wobei 
sowohl negative als auch positive Wirkungen auftreten können (z.B. Zuwanderung 
von Arten; klimatische Belastung durch erhöhte Abstrahlung der umgebenden Be-
bauung, optische Wirkungen durch benachbarte Nutzungen/Strukturen). Um negative 
Isolationseffekte inselartiger Biotope zu mindern, müssen Biotope über Korridore   
oder Trittsteine miteinander verbunden sein. Auch hinsichtlich weiterer Funktionen ist 
ein Zusammenhang wertgebender Flächen von Vorteil (z.B. großräumige Erho-
lungsmöglichkeiten, luftklimatische Austauschzonen).  

• Vegetationsbestand: Das Vorhandensein von Vegetation bildet die Grundlage für alle 
weiteren Funktionen, indem sie bspw. Lebens- oder Erholungsraum bietet und natür-
liche Bodenprozesse ermöglicht. Je nach Typ, Alter, Entwicklungsgrad, Struktur, 
Dichte, Höhenschichtung, Verteilung und Diversität der bestehenden Vegetation kön-
nen auf einer Fläche unterschiedliche Funktionen in unterschiedlichem Grad erfüllt 
werden.  
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• Versiegelungsgrad/Bebauungsgrad: Der Versiegelungsgrad korreliert mit der Flä-
chennutzung. Er reglementiert den möglichen Bestand an Vegetation und steuert 
damit eine Reihe von natürlichen Prozessen (z.B. klimatisch oder hydrogeologisch). 
Die ökologischen Auswirkungen variieren je nach Grad und Art/Material der Versiege-
lung.  

• Anthropogene Beeinträchtigungen: Es besteht ein sehr breites Spektrum an anthro-
pogenen Einflüssen, die auf Flächen wirken können, z.B. Lärm, Übernutzung, Eintrag 
von Altlasten, auch die Intensität der Pflege. Je nach Art und Maß des Einflusses, 
Beschaffenheit der Flächen und betroffenen Funktionen sind spezifische Beeinträch-
tigungen möglich bzw. kann sich der menschliche Einfluss hemmend auf die jeweilige 
Funktionserfüllung auswirken.  

Zusätzlich bestehen einige funktionsspezifische Kriterien, die sich nur auf einzelne schutz-
gutbezogene Landschaftsfunktionen beziehen: 

Tab. 14: Funktionsspezifische Kriterien 

Naturschutzfachliche Funktion Funktionsspezifische Kriterien 

Lebensraumfunktion Habitateignung/Vorkommen wertgebender, seltener, geschützter Arten 

Boden- und Grundwasserfunktion Speicher- und Reglerfunktion 

Ertragsfunktion 

Archivfunktion 

Erholungs- und Gesundheitsfunk-
tion 

Landschaftliche Eigenart/Besonderheit 

Infrastrukturelle Ausstattung 

Zu beachten ist, dass zur Funktionserfüllung oftmals nicht nur ein Kriterium entscheidend ist, 
sondern die Kombination aus verschiedenen Kriterien. Umgekehrt kann und muss nicht jede 
der einzustufenden Flächen alle genannten Kriterien aufweisen, um von Bedeutung für die 
Umsetzung der doppelten Innenentwicklung zu sein. 

In den Tabellen 17 bis 21 erfolgt eine ausführliche Darstellung insbesondere der spezifi-
schen Kriterien für die einzelnen naturschutzfachlichen Funktionen in Form einer Checkliste. 
Als Hilfestellung für die Kommunen werden bestehende Orientierungswerte (sofern vorhan-
den) aufgezeigt, um die Bewertung der naturschutzfachlichen Funktionen zu erleichtern. Zu-
sätzlich gibt es Hinweise, aus welchen Planwerken bzw. Quellen Informationen gezogen 
werden können. 

Beim Gebrauch der Checklisten sind folgende Punkte zu beachten: 

• Bei den aufgeführten Kriterien  handelt es sich um die am häufigsten gebrauchten 
und wichtigsten Erfassungs- und Bewertungsparameter für die naturschutzfachlichen 
Funktionen. Die Checkliste gibt den Kommunen damit auch Hinweise, welche Infor-
mationen und Daten zukünftige Kartierungen oder Planwerke unbedingt enthalten 
sollten. 

• Die Checkliste ist erweiterbar und differenzierbar, etwa wenn innerhalb einer Stadt 
spezifische Problemlagen bestehen, die einer genaueren Prüfung bedürfen (z.B. Alt-
lastenproblematik, Hochwassergefährdung). Einige Städte haben bereits Checklisten 
entwickelt, etwa für die Beurteilung der Freiraumsituation (siehe u.a. FREIE UND HAN-
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SESTADT HAMBURG 2013). Diese könnten ggf. um die übrigen Aspekte/Funktionen er-
weitert werden. 

• Die zu erfassenden Kriterien können aus (meist auch digital) vorliegenden Daten und 
Planungen entnommen werden, insbesondere aus Daten der Landesvermessung 
und den Fachinformationssystemen (FIS) der einzelnen Fachämter. Ein aktueller und 
fachlich fundierter (kommunaler) Landschaftsplan wird in der Regel die wesentlichen 
Informationen zu Naturschutz und Landschaftspflege beinhalten und bildet daher eine 
wichtige Grundlage für die doppelte Innenentwicklung. Weitere (stadt)spezifische In-
formationsquellen sind u.a. Stadtbiotopkartierungen, Erholungskonzepte oder Klima-
gutachten (zur Vielzahl möglicher Quellen vgl. u.a. HANSEN et al. 2012). In der prakti-
schen Anwendung empfiehlt sich zur Einstufung der unterschiedlichen Flächenfunkti-
onen eine Überlagerung in Geoinformationssystemen.  

• Die Erhebung zusätzlicher Daten wird in der Regel nicht nötig sein. Damit ergibt sich 
kein weiterer Erfassungsaufwand für die Kommunen. 

 

Bewertung des Entwicklungspotenzials zur naturschutzfachlichen Funktionserfüllung 
Für die Entwicklung des urbanen Grüns in der Innenentwicklung spielt nicht nur die aktuelle 
Funktionserfüllung einer Fläche eine wichtige Rolle, sondern auch das mögliche Potenzial für 
die Erfüllung einzelner oder mehrerer schutzgutbezogener Funktionen. Manche Flächen zei-
gen u.U. zurzeit einen geringen Grad zur Funktionserfüllung, könnten aber bei entsprechen-
der Entwicklung (u.a. Entsiegelung) wichtige Funktionen (bezogen auf die Einzelfläche, aber 
auch im großräumigen Kontext) übernehmen (z.B. als Baustein im Biotopverbund, klimati-
schen Ausgleichssystem oder Erholungsachse. Je nach Flächenbeschaffenheit und Ände-
rung von Art und Maß der Einflussfaktoren bestimmt sich das Entwicklungspotenzial der ein-
zelnen Fläche. Eine wichtige Datenquelle zum Entwicklungspotenzial einer Fläche aus der 
Sicht von Naturschutz und Landschaftserleben ist der kommunale Landschaftsplan.  

Die in den Tabellen 17-21 dargestellten Kriterien lassen sich sowohl für die Einschätzung der 
aktuellen Erfüllung der naturschutzfachlichen Funktionen als auch zur Einschätzung des 
Entwicklungspotenzials der Fläche nutzen. 

 

Rahmenbedingungen 
Es gibt Rahmenbedingungen, die erheblichen Einfluss auf die naturschutzfachliche Beurtei-
lung der Flächen haben können. Dies bezieht sich vor allem auf einen möglichen Schutzsta-
tus (rechtskräftig ausgewiesene oder geplante Schutzgebiete unterschiedlicher Schutzge-
bietskategorie und auf unterschiedlichen Gesetzesgrundlagen basierend, z.B. Naturschutz-
gesetz, Wasserhaushaltsgesetz oder Aussagen übergeordneter Planungen (z.B. Vorrang- 
und Vorbehaltsgebiete, Eignungsgebiete). In Hinblick auf eine mögliche Flächenentwicklung 
stellt zudem die Verfügbarkeit der Flächen (bestehende Eigentumsrechte) einen wichtigen 
Rahmenfaktor dar. 

 

4.2.2 Baustein 2: Bedeutung der Fläche für naturschutzfachliche Ziele und Strate-
gien auf Quartiers- bzw. Stadtteilebene  

Strategien und Zielsetzungen für das urbane Grün werden nicht nur für die Gesamtstadt 
ausgesprochen, sondern aufgrund der oftmals sehr großen strukturellen Unterschiede (Anteil 
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an Stadtgrün, Verdichtungsgrad usw.) auch für teilräumliche Stadtgebiete. Flächen können 
unter diesem Aspekt eine andere Bedeutung haben als in der gesamtstädtischen Betrach-
tung. Aus diesem Grund sollen ggf. bestehende Strategien und Entwicklungskonzepte auf 
Ebene von Stadtteilen und Quartieren ebenfalls mit in die Bewertung einfließen. 

 

4.2.3 Baustein 3: Bedeutung der Fläche für gesamtstädtische naturschutzfachli-
che Ziele und Strategien 

In den Kommunen bestehen örtliche Zielsetzungen und strategische Ausrichtungen für das 
urbane Grün. Einige Kommunen haben sich darüber hinaus zu einem (über die gesetzlichen 
Anforderungen hinausgehenden) Schutz von Natur und Landschaft entschlossen und sich in 
kommunalen Strategien zu weitergehenden naturschutzfachlichen Zielsetzungen verpflichtet. 
Ein bundesweites Beispiel ist hierfür ist das Bündnis "Kommunen für biologische Vielfalt 
e.V." Relevant sind auch konkrete Entwicklungskonzepte, wie z.B. Freiflächenentwicklungs-
konzepte, Biotopverbundkonzepte, Klimaschutzkonzepte (so gehen zahlreiche Städte auch 
Selbstverpflichtungen zur Minderung von CO2-Emissionen ein). Die Bedeutung der Fläche 
zur Erreichung spezieller naturschutzfachlicher Zielsetzungen der Kommune wird daher im 
Bewertungsansatz ebenfalls berücksichtigt. 

 

4.2.4 Baustein 4: Berücksichtigung von Schlüsselfunktionen 
Einzelflächen können innerhalb eines Stadtsystems aus naturschutzfachlicher Sicht eine 
wichtige Schlüsselfunktion einnehmen, so z.B. als bedeutendes innerstädtisches Habitat für 
besonders geschützte Arten oder als wesentlicher Teil eines städtischen Verbundsystems 
(z.B. Klimakorridor). Der Bedeutung solcher Flächen soll durch die Einbindung in das Bewer-
tungssystem Rechnung getragen werden. 

 

4.2.5 Bewertungseinstufung und Ranking 
In der Fachliteratur und der Planungspraxis existiert eine enorme Vielfalt unterschiedlicher 
fachlicher Bewertungsansätze und -methoden zur Einschätzung der Bedeutung der Schutz-
güter (vgl. LUBW o.J.). Dies liegt vor allem daran, dass es sich nur bei einigen der Kriterien 
um kardinale Größen handelt, d.h. Sachverhalte, die meß- und beschreibbar sind (etwa die 
Mindestgrößen für die Habitatansprüche einzelner Arten). Die meisten Kriterien sind jedoch 
ordinal im Sinne einer Rangfolge zu werten (etwa die Erholungseignung). Nur in wenigen 
Fällen sind Wertgrößen durch wissenschaftliche Erkenntnisse belegt.   

Die im Rahmen der vorliegenden Arbeit durchgeführten Recherchen zeigen, dass die Kom-
munen in der Regel über die notwendigen Informationen verfügen, die Eignung einer Fläche 
zur Erfüllung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes sowie für das Erle-
ben der Stadtlandschaft auf der Basis bestehender Planwerke (u.a. kommunaler Land-
schaftsplan, Klimagutachten, Integrierte Stadtentwicklungskonzepte) sach- und fachgerecht 
abzuschätzen. Dazu kommt, dass in den Planwerken der Städte und Gemeinden die spezifi-
schen Ausgangsbedingungen berücksichtigt werden (Anpassung von Bewertungsmethoden 
und Wertgrößen an die örtliche Situation). 

Auf die Erarbeitung eines weiteren Ansatzes zur Bewertung der Landschaftsfunktionen einer 
Fläche wird daher an dieser Stelle verzichtet. Vielmehr sollen die Städte und Gemeinden die 
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Bewertungen aus den o.g. zugrundeliegenden Planwerken übernehmen. Eine neue Bewer-
tungsmethode für die Kriterien der einzelnen Landschaftsfunktionen wird nicht eingeführt. 

Es bedarf jedoch einer Methode, die  

• für jede vorhandene Fläche mit Potenzial für die doppelte Innenentwicklung eine zu-
sammenfassende Bewertung ihrer Eignung zur Erfüllung der Leistungs- und Funkti-
onsfähigkeit des Naturhaushaltes sowie für das Erleben der Stadtlandschaft durch-
führt (d.h. Berücksichtigung aller Landschaftsfunktionen) und  

• basierend auf dieser naturschutzfachlichen Bewertung alle Flächen mit Potenzial für 
die doppelte Innenentwicklung in eine Rangfolge bringt. 

• Dieses "Ranking" der Flächen bildet aus naturschutzfachlicher Sicht die Entschei-
dungsgrundlage für die zukünftige Entwicklung der Fläche und kann in den kommu-
nalen Abwägungsprozess einfließen. Die Bewertung der Flächen dient vor allem der 
Entscheidung, ob es sich im jeweiligen Einzelfall um eine 

o Ausschlussfläche für eine Bebauung bzw. Nachverdichtung aufgrund rechtli-
cher Restriktionen (z.B. aufgrund von Regelungen zum Hochwasserschutz 
oder Artenschutz), 

o Fläche mit dem Entwicklungsschwerpunkt bauliche Nutzung mit Berücksichti-
gung des Aspektes urbanes Grün, 

o Fläche mit dem Entwicklungsschwerpunkt Qualifizierung und Entwicklung ur-
banen Grüns, 

o Fläche, auf der in Teilbereichen sowohl eine bauliche Nutzung als auch eine 
Entwicklung/Qualifizierung urbanen Grüns denkbar und realisierbar wäre 
(multifunktionaler Entwicklungsschwerpunkt, insbesondere auf größeren Flä-
chen, auch Quartiersebene)  

handelt. 

Für die Bewertungsbausteine werden folgende Bewertungseinstufungen vorgeschlagen: 
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Tab. 15: Bewertungseinstufung 

Aktuelle und potenzielle naturschutzfachliche Funktionserfüllung der Einzelfläche (Baustein 1) 

Der Grad der naturschutzfachlichen Funktionserfüllung wird in eine zweistufige Skala "übersetzt". Diese Ver-
einheitlichung ist nötig, um anschließend den Pool an Flächen mit Potenzial für die doppelte Innenentwicklung 
untereinander vergleichen zu können (Vorbereitung Ranking). Beurteilt wird hierbei sowohl die aktuelle Funk-
tionserfüllung als auch das Entwicklungspotenzial der Fläche. Vorgesehen ist zu beiden Aspekten eine 
zweistufige Skala: 

Der Bearbeiter muss diese Einstufung aufgrund der Ausprägung der oben genannten Kriterien selbstständig 
vornehmen. Wichtige Hinweise geben ihm die in der Regel vorhandenen Bewertungen in den der Gemeinde 
vorliegenden Planwerken (insbesondere Bewertung der Schutzgüter im kommunalen Landschaftsplan). 

 

a) aktuelle Funktionserfüllung 

● = Die Fläche erfüllt aktuell die jeweilige Land-
schaftsfunktion (überwiegend). 

○ = Die Fläche erfüllt die Funktion aktuell überwie-
gend nicht. 

b) Entwicklungspotenzial der Fläche  

● = Die Fläche hat ein Entwicklungspotenzial für die 
jeweilige Landschaftsfunktion (überwiegend). 

● = Die Fläche hat kein Entwicklungspotenzial für die 
jeweilige Landschaftsfunktion. 

Abgleich mit teilräumlichen (quartiers-/stadtteilbezogenen) naturschutzfachlichen Strategien und Zie-
len (Baustein 2) 

Die Bedeutung der Fläche für teilräumliche naturschutzfachliche Strategien wird in einer zweistufigen Skala 
vorgenommen. Beurteilt wird, ob die Fläche für quartier- oder stadtteilbezogene Strategien und Ziele eine Rolle 
spielt. 

● = Die zu bewertende Fläche ist wichtig für die Erreichung der teilräumlichen naturschutzfachlichen Ziele bzw. 
Strategien. 

○= Die zu bewertende Fläche hat keine Bedeutung für die Erreichung der teilräumlichen naturschutzfachlichen 
Ziele bzw. Strategien. 

 

Abgleich mit gesamtstädtischen naturschutzfachlichen Zielen und Strategien (Baustein 3) 

Die Bedeutung der Fläche für gesamtstädtische naturschutzfachliche Strategien wird ebenfalls in einer zwei-
stufigen Skala vorgenommen. Beurteilt wird, ob die Fläche für  gesamtstädtische Strategien und Ziele eine 
Rolle spielt. 

● = Die zu bewertende Fläche ist wichtig für die Erreichung der naturschutzfachlichen Ziele bzw. Strategien der 
Kommune. 

○= Die zu bewertende Fläche hat keine Bedeutung für die Erreichung der naturschutzfachlichen Ziele bzw. 
Strategien der Kommune. 

Schlüsselfunktion der Fläche (Baustein 4) 

Bewertet wird in einer zweistufigen Skala, ob die Fläche im gesamtstädtischen Kontext eine Schlüsselfunktion 
für das urbane Grün einnimmt. 

● = Die zu bewertende Fläche nimmt eine wichtige Schlüsselfunktion ein. 

○= Die zu bewertende Fläche besitzt keine wichtige Schlüsselfunktion. 

 

In einem folgenden Schritt kann die Einstufung in eine Bewertungsmatrix eingegeben wer-
den (siehe Beispiel Tabelle 16). 
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Tab. 16: Bewertungsmatrix (beispielhaft ausgefüllt) 

 Funktionserfül-
lung 

aktuell 

Funktionserfül-
lung  

Entwicklungs-
potenzial 

Bedeutung 
teilräumli-
cher Strate-
gien (Quar-
tier, Stadtteil) 

Bedeutung 
kommuna-
le Ziele 
bzw. Stra-
tegien 

Schlüs-
sel-
funktion 

Lebensraumfunktion 
für Arten und Bioto-
pe 

● ● ●  ● ● 

Stadtklimatische 
Funktion 

○ ● ○ ○ ○ 

Gewässerfunktion ○ ○ ○ ○ ○ 

Boden- und Grund-
wasserfunktion 

○ ○ ○ ○ ○ 

Erholungs- und 
Gesundheitsfunktion 

○ 

 

● 

 

○ 

 

○ ○ 

 

Festlegung einer Reihenfolge (Ranking) 
Um den Pool der möglichen Flächen mit Potenzial für die doppelte Innenentwicklung unter-
einander vergleichen zu können, müssen die Bewertungseinstufungen in eine einfache ordi-
nale Skala gebracht werden. Hierzu wird vorgeschlagen, für die mit "●" bewerteten Funktio-
nen einen Punkt zu vergeben, für die mit "○" Funktionen keinen Punkt. Damit ergibt sich eine 
Spannbreite von maximal 25 Punkten für eine Fläche, wobei pro Baustein maximal 5 Punkte 
möglich sind (je 1 Punkt für jede der 5 Funktionen). Eine weitere Verrechnung der Punkte 
erfolgt nicht.  

Für das oben aufgeführte Beispiel würde die Punkteverteilung wie folgt aussehen: 7 von 25 
möglichen Punkten. 

 

                         

 

Gewichtung 
Eine allgemeingültige Vorgabe für eine Gewichtung einzelner Funktionen oder auch inner-
halb der Bausteine ist grundsätzlich nicht zielführend, da in den einzelnen Städten  

• unterschiedliche spezifische Ausgangsbedingungen (naturräumliche Situation, ab-
sehbare Bevölkerungsentwicklung, Grad der Versorgung mit urbanem Grün,…),  

• unterschiedliche Schwerpunkte bei örtlichen Zielsetzungen und strategischen Aus-
richtungen  
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• eigene Leitbilder und Bewertungsmaßstäbe; u.U. auch (fachliche) Orientierungswerte 
als Selbstbindung bestehen und (trotz Typisierung/Klassifizierung) die Flächentypen 
sehr heterogen sind. 

Die Kommunen sollten daher individuell prüfen, ob eine Gewichtung sinnvoll erscheint, und 
diese Gewichtung dann ggf. unter Berücksichtigung der ortsspezifischen Rahmenbedingun-
gen vornehmen. 

 

Interpretation 
Wie die ermittelte Punktzahl in Hinblick auf die zukünftige Entwicklung der Fläche einzu-
schätzen ist, liegt im Ermessen und in der Abwägung der Kommune. Ab welcher Punktzahl 
eine Fläche bebaut bzw. als Grünfläche entwickelt, erhalten und qualifiziert wird, liegt in der 
Entscheidung der jeweiligen Stadt. Das Ranking dient dem Vergleich der Flächen unterei-
nander; die erreichte Punktzahl ist ein Belang, der in die Abwägung fließt. Insofern muss die 
Stadt sich nicht auf eine Punktzahl festlegen, bei der eine Fläche ggf. für den Schwerpunkt 
Bebauung freigegeben wird. 

 

Standardisierte Bearbeitung 
Um den Bearbeitungsaufwand in den Kommunen zu reduzieren und eine Vergleichbarkeit in 
der Bewertung der Flächen zu sichern, empfiehlt sich ein standardisiertes Vorgehen bei allen 
Freiflächen mit Potenzial für die doppelte Innenentwicklung. Aufgrund der häufig digital vor-
liegenden Flächen- und Fachinformationen wird in der Regel eine GIS-basierte Bearbeitung 
erfolgen. Hierzu gibt es bereits eine Reihe von Anwendungen/Tools, etwa Brachflächenka-
taster, deren Datenbanken um die Informationen und Kriterien der doppelten Innenentwick-
lung erweitert werden könnten. So sieht beispielsweise das (für niedersächsische Gemein-
den kostenlose) Brachflächenkataster des Landesamtes für Bergbau, Energie und Geologie 
eine Einschätzung des Nutzungspotenzials von Brachflächen vor, hier könnte (nach Erfas-
sung und Bewertung der naturschutzfachlichen Bedeutung der Flächen) auch eine zusam-
menfassende Einschätzung bzw. Empfehlung zur Fläche im Sinne der doppelte Innenent-
wicklung erfolgen (LBEG 2008). Vergleichbar damit ist "FLOO", ein Flächenmanagement-Tool 
für Städte und Gemeinden zur Erfassung und Bewertung von Flächenpotenzialen im Innen-
bereich aus Baden-Württemberg (LANDESANSTALT FÜR UMWELT, MESSUNG UND NATURSCHUTZ 
BADEN-WÜRTTEMBERG O.J.). Ein weitergehendes Beispiel ist u.a. das von der ETH Zürich 
entwickelte Modell Raum+, das neben quantitativen Angaben zu Siedlungsflächenreserven 
insbesondere auch problemorientiert qualitative Aspekte berücksichtigt und auf der Basis der 
EDV-gestützten Analyse eine Grundlage für räumliche Entwicklungsstrategien bietet (ETH 
ZÜRICH o.J.). Natürlich ist auch eine "analoge" Bearbeitung mit einem standardisierten For-
mular möglich. 

 

4.2.6 Hinweise für den kommunalen Abwägungsprozess 
Das dargestellte "Ranking" der Flächen ermöglicht die Berücksichtigung der naturschutz-
fachlichen Belange in der kommunalen Abwägung. Von Bedeutung ist bei diesem Ansatz, 
dass nicht nur die aktuelle Funktionserfüllung der Flächen, sondern auch ihr Entwicklungspo-
tenzial und ihre Bedeutung für die Erreichung gesamtstädtischer und quartiers-
/stadtteilbezogener naturschutzfachlicher kommunaler Ziele und Strategien nun in die Abwä-
gung einfließen können.  

203 

 



Um eine fach- und sachgerechte Entscheidung über die zukünftige Entwicklung von Flächen, 
Quartieren bzw. der Stadt im Sinne der doppelte Innenentwicklung treffen zu können, müs-
sen neben der Bewertung der naturschutzfachlichen Funktionserfüllung eine Reihe von wei-
teren Aspekten in die Entscheidung einfließen und abgewogen werden, z.B. 

• die aktuelle und absehbare demografische Entwicklung der Stadt (Wieviel Wohnraum 
wird benötigt?), 

• soziale Aspekte (u.a. Bereitstellung einer ausreichenden Menge an bezahlbarem 
Wohnraum, Qualität des Wohnumfeldes, Erreichbarkeit sozialer Infrastruktur, negati-
ve Auswirkungen auf die Nachbarschaft),  

• ökonomische Aspekte (ökonomische Tragfähigkeit von neuen Quartieren, auch fi-
nanzielle Möglichkeiten der Stadt zur Entwicklung/Qualifizierung von urbanem Grün, 
Erschließungsaufwand),  

• städtebauliche Aspekte (z.B. vorhandene Infrastruktur, Funktion). 

Das Forschungsvorhaben befasst sich mit den naturschutzfachlichen Aspekten, in die zum 
Teil soziale Betrachtungsansätze (Bereich Erholungs- und Gesundheitsfürsorge) einfließen. 
Eine Verflechtung des naturschutzfachlichen Bewertungsansatzes für die Potenzialflächen 
einer doppelten Innenentwicklung mit städtebaulichen, ökonomischen und weiteren sozialen 
Aspekten (siehe oben) ist nicht Teil des Vorhabens. Das Tool " Bewertung" ist vielmehr als 
Beitrag für das urbane Grün zu begreifen, der letztendlich mit anderen bestehenden oder 
noch zu entwickelnden städtebaulichen, sozialen und ökonomischen Ansätzen gemeinsam 
in eine integrierte Stadtentwicklung einfließen soll, um Ziel- und Schwerpunktsetzungen zur 
Innenentwicklung formulieren zu können. Andere Belange müssen daher über andere Erfas-
sungs- und Bewertungsverfahren ermittelt werden, um eine nachhaltige Stadtentwicklung zu 
gewährleisten.
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4.2.1 Tabellen zur naturschutzfachlichen Bewertung der Flächenpotenziale für die doppelte Innenentwicklung 

Tab. 17: Kriterien zur Beurteilung der Lebensraumfunktion  

Lebensraumfunktion 

Kriterien Anmerkungen/ Orientierungswerte Was ist zu erheben/zu bewerten 

Flächengröße und -
form 

Die Ansprüche an Flächengrößen und -qualitäten sind bei Tieren stark biotoptypenabhängig bzw. 
gruppen- und artabhängig. Zur Festlegung von Flächenansprüchen zur Verfolgung naturschutzfach-
licher Ziele wird sich in der Regel an den Flächenansprüchen von Ziel- und Leitarten orientiert. Ziel-
arten können bedrohte (seltene) Arten oder auch Arten mit besonderen Schlüsselfunktionen inner-
halb eines Ökosystems sein. Allgemein wird davon ausgegangen, dass durch die Betrachtung von 
Zielarten auch Arten mit "geringeren bzw. unspezifischen" Ansprüchen profitieren können (vgl. 
HOVESTADT 1990). Für Tiere und einige Gefäßpflanzen gilt, sowohl was die Artendiversität als auch 
das Vorkommen von wertgebenden Arten betrifft, dass die Größe der Grünfläche einen wichtigen 
Einflussfaktor darstellt (vgl. HOVESTADT 1990, DAVIES et al. 2011, MEFFERT & DZIOCK 2012, GUNTERN 
et al. 2013, MATTHIES 2013). 

Beispiele: Flächengrößen ab 5 ha sind speziell für gefährdete Vogelarten relevant (MEFFERT & DZI-
OCK 2012, MATTHIES 2013). Bei anderen Artgruppen bspw. den Reptilien können wesentlich geringe-
re Flächengrößen ausreichend sein. Mindestflächengrößen für eine überlebensfähige Population 
der Zauneidechse schwanken in der Literatur zwischen (1)3-4 ha, in Einzelfällen können aber auch 
kleine Eidechsenpopulationen bei Gebietsgrößen von 0,1 bis 0,2 ha bestehen, wobei bei diesen 
Größen in der Regel keine Überlebensfähigkeit nachgewiesen werden konnte (MÄRTENS 
1999).Wichtig ist auch die Betrachtung der Mobilität (Aktionsradien) verschiedener Tiergruppen 
beispielsweise im Zusammenhang mit Teillebensräumen. Der mittlere Aktionsradius einer Zaun-
eidechse liegt bei 150 m² (vgl. LÄUFER 2014). Maximale Wanderleistungen können bei einzelnen 
Populationen allerdings deutlich höher liegen und im Jahresverlauf mehrere Kilometer betragen 
(BAST & WACHLIN 2010).Wie unterschiedlich Aktionsradien innerhalb einer Artengruppe sein können, 
zeigt das Beispiel siedlungsgebundener Fledermausarten. Arten wie Großes Mausohr, Nordfleder-
maus und Breitflügelfledermaus legen zwischen Quartieren und Jagdhabitat Strecken über 10km 
zurück, das Graue Langohr 4,5 km, Bartfledermaus und Braunes Langohr bis 3 km (MESCHEDE & 
RUDOLPH 2004). 

absolute Flächengröße, Flächenzuschnitt 

Vorhandensein von Ziel- und Leitarten 
(Definierte Ziel- und Leitarten des Lan-
des/der Region/der  jeweiligen Kommu-
ne) 

Abgleich der räumlichen  Ansprüche 
dieser Ziel- und Leitarten (Mindestareale, 
Aktionsräume) mit den Flächenverhält-
nissen 
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Neben der Größe stellen Flächenzuschnitte und damit korrelierende Randeffekte einen wichtigen 
Faktor dar (vgl. BEGON et al. 1991, VENN 2001). 

 

Lage, 

Verbindung, Vernet-
zung 

Die Lage innerhalb eines Biotopverbunds ist ein wesentlicher Aspekt zur Erfüllung der Lebensraum-
funktion, insbesondere zum Populationsaustausch. Artenzahl und Artenzusammensetzung können 
auch durch die Lage der Grünfläche beeinflusst werden. So hat die räumliche Nähe oder die Ver-
bindung mit anderen Grünstrukturen eine förderliche Wirkung auf die Biologische Vielfalt (vgl. BEGON 
et al. 1991, VENN 2001,GLOOR et al. 2010, HANSEN et al 2012) und Austauschprozesse. Gerade für 
die Biotopvernetzung können schmale lineare Grünelemente (z.B. entlang von Verkehrswegen oder 
Fließgewässern) sehr wertvoll sein. 

Lage innerhalb eines/angrenzend an 
einen Biotopverbund 

Randlage, Insellage (Isolation) 

Vegetations- 

bestand 

Bestimmte Artengruppen sind an verschiedene Vegetationsstrukturen gebunden. Positiv wirkt sich 
eine hohe Vielfalt an (Vegetations)-strukturen auf die Artenvielfalt aus (vgl. BEGON et al. 1991, VENN 
2001,GLOOR et al. 2010, HANSEN et al 2012).  

Die Vegetationsstruktur ist i. d. Regel in Korrelation zur Flächengröße zu setzen. 

Beispiel: Die Anzahl der Vogelarten wie auch der Gefäßpflanzen steigt signifikant bei zunehmender 
Flächengröße. Ab einer Größe von 6 ha und entsprechender struktureller Ausstattung können Frei-
flächen einen bedeutenden Beitrag für die Artendiversität leisten (vgl. Untersuchungen MATTHIES 
2013). MEFFERT & DZIOCK (2012) konnten auf Ruderalflächen in Berlin den Nachweis erbringen, dass 
für gefährdete Vogelarten Flächengrößen ab 5 ha relevant sind. 

Das Alter und der Entwicklungsgrad von Vegetationsbestanden begünstigen bestimmte Artengrup-
pen (vgl. GLOOR et al. 2010). Für andere wertgebende Arten können dagegen frühe Sukzessions-
stadien, wie sie beispielsweise auf Brachflächen zu finden sind, wichtig sein (HANSEN et al 2012). 

Anteil der Vegetationsbedeckung auf der 
Fläche  

Ausprägung, Dichte, Verteilung und Hö-
henschichtung der Vegetation 

Strukturelle Diversität 

Alter, Sukzession 

Pflegeintensität 

Versiegelungs-/ 

Bebauungsgrad 

Im Allgemeinen wirkt sich ein hoher Versiegelungsgrad negativ auf das Vorkommen von Tier- und 
Pflanzenarten aus, z.B. auf das Vorkommen von Insekten, Spinnen und Schnecken (vgl. ERZ & 
KLAUSNITZER 1998, GLOOR et al. 2010).  

Auf der anderen Seite können urbane Kies- und Schotterflächen, aber auch versiegelte Brachflä-
chen (vgl. MATHEY et al. 2003) wertvolle Habitate für spezialisierte Arten (z.B. Blauflügelige Sand-
schrecke) darstellen.  

Ein wichtiger Schlüsselfaktor für bestimmte Artengruppen stellt der Bebauungsgrad dar. Beispiel: 
Die Abundanz der Libellen, insbesondere der Kleinlibellen, geht mit dem Grad der Bebauung zu-
rück. Ab einem Bebauungsgrad von 40 % und mehr im Umkreis von 200 m um das Gewässer wer-

Anteil der versiegelten Fläche an der 
Gesamtfläche 

Art der Versiegelung 

Bebauungsgrad 
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den nur noch geringe Dichten erreicht (WILLGALLA & FARTMANN 2011). 

Anthropogene Beein-
trächtigung 

Negativ auf die Lebensraumfunktion können sich beispielsweise ein hoher Freizeitdruck und eine 
damit ggf. verbundene Übernutzung, eine hohe Pflegeintensität  sowie akustische und optische 
Störungen auswirken 

Natürlichkeitsgrad der Fläche bzw. Grad 
des menschlichen Einflusses (pnV, 
Hemerobie)  

vorhandene Beeinträchtigungen:  Aus-
maß und Wirkungen 

Habitat-
eignung/Vorkommen 
wertgebender, selte-
ner, geschützter Ar-
ten 

Habitate sind durch spezifische abiotische und biotische Faktoren bestimmte Wohn- oder Standorte) 
für die Individuen einer einzelnen Art bzw. einer Gruppe von Arten (vgl. BASTIAN &SCHREIBER 1999: 
164). Entscheidend für eine Habitateignung sind die charakteristischen Merkmale von Vegetations-
beständen und abiotischen Landschaftselementen, die für das Vorhandensein einzelner Tierarten 
bzw. Artgruppen wesentlich sind. Zu berücksichtigen sind alle ggf. notwendigen Teilhabitate (z.B. 
Nahrungsflächen, Fortpflanzungsflächen, Singwarten,…) sowie saisonale Änderungen in den Habi-
tatpräferenzen und -ansprüchen wertgebender Arten. 

Vorkommen von Leitar-
ten/Zielarten/geschützten Arten, seltenen 
oder gefährdeten Arten  

Abgleich der vorhandenen Landschafts-
strukturen/abiotischen Landschaftsele-
menten mit den Habitatansprüchen der 
wertgebenden Arten 

Regenerationsfähig-
keit/Ersetzbarkeit 

Die Regenerationsfähigkeit ist in natürlichen Ökosystemen am größten, daher ist der Parameter eng 
verbunden mit dem Natürlichkeitsgrad (siehe unter Anthropogenen Beeinträchtigungen). Der Begriff 
der Ersetzbarkeit umfasst die Fähigkeit eines Ökosystems oder einer Population, sich nach einer 
Störung wieder bis zu einem gewissen Grad zu regenerieren, wobei der dafür nötige Zeitraum je 
nach Ökosystem sehr unterschiedlich ist (vgl. BASTIAN &SCHREIBER 1999). Unterschiedliche Positio-
nen bestehen bei der Frage, wann ein Ökosystem wieder ersetzt/regeneriert ist; Hinweise zur Ent-
wicklungsdauer gibt u.a. das Alter der Bestände. 

Natürlichkeitsgrad der Fläche bzw. Grad 
des menschlichen Einflusses (Hemero-
bie)  

vorhandene Beeinträchtigungen: Ausmaß 
und Wirkungen 

Wichtige Datenquel-
len* 

Automatisierte Liegenschaftskarte (ALK), Fachinformationssysteme (FIS) einzelner Fachbehörden, Artenschutzkonzepte für Leit- und Zielarten, 
Biotopkartierungen, artgruppenspezifische Informationen zu Verbreitung und Bestandsentwicklung (z.B. Brutvogelatlas), (kommunaler) Land-
schaftsplan, Biotopverbundplanung 

* Genannt werden nur beispielhaft geeignete Informationsquellen. Die Darstellung erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit. 
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Tab. 18: Kriterien zur Beurteilung der Klimafunktion 

Klimatische Funktion 

Kriterien Anmerkungen/ Orientierungswerte Was ist zu erheben/zu bewerten 

Flächengröße und -
form 

Für die Erfüllung stadtklimatischer Funktionen spielt die Flächengröße in Kombination mit Bewuchs-
arten und -dichte, sowie Lage der Grünflächen eine entscheidende Rolle (KUTTLER 1998 und 2010). 
Zur Fragestellung klimatischer Wirkungen unterschiedlicher Freiraumsysteme (Größe und Vertei-
lung) kommen MATHEY et al. 2012 zu dem Ergebnis, dass messbare Temperaturreduzierungen 
bereits bei Flächen < 1 ha eintreten können, wenngleich sich positive Effekte mit zunehmender 
Flächengröße vergrößern.  

Eine nennenswerte Durchlüftung der umgebenden Siedlungsstruktur findet ab einer Flächengröße 
von 5 ha statt (AGL 2012) 

Entscheidend ist die Flächengröße auch für eine mögliche positive Außenwirkung (Einfluss auf die 
umgebende Stadt). Im Vergleich Berliner Grünflächen unterschiedlicher Größenordnungen wurde 
bei großen Flächen eine größere klimatische Reichweite sowie höhere Temperaturdifferenzen in der 
unmittelbaren Umgebung festgestellt (KUTTLER 1998). Die klimatischen Reichweiten des Berliner 
Tiergartens (212 ha) bei unterschiedlicher Wetterlage liegen beispielsweise mit Windrichtung bei bis 
zu 1500 m, entgegen der Windrichtung bei einer Größenordnung von bis zu 200 m. Bei dem kleine-
ren Stadtpark Steglitz (ca. 18 ha) lag die Reichweite bis zu 280 m (in Windrichtung) und 140 m (ge-
gen die Windrichtung) (vgl. KUTTLER 1998).  

Auch für die Funktionserfüllung oberirdischer Gewässer und ihrer Aue im Zusammenhang mit klima-
tischen Effekten auf die Umgebung (Abkühlung, Erhöhung der Luftfeuchtigkeit) spielt die Flächen-
größe eine wesentliche Rolle. Die Absorption von Strahlungsenergie über Wasserflächen und der 
damit einhergehende Abkühlungseffekt steigen mit zunehmender Gewässergröße (KUTTLER 1998). 
Von der Größe und auch Tiefe des Gewässers ist es abhängig, ob eine Windzirkulation zwischen 
Stadt und Gewässer stattfinden kann. Von besonderer Bedeutung für die Verdunstung ist die Uferli-
nie, die relative Luftfeuchtigkeit ist im Ufersaumbereich generell höher als oberhalb der freien Was-
seroberfläche. Je länger also eine Uferlinie bzw. der Gewässersaumbereich (Stillgewässern) ist, 
desto mehr mikroklimatische Effekte sind möglich. 

absolute Flächengröße, Flächenzuschnitt 
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Lage, 

Verbindung, 

Vernetzung 

Zur Verbesserung der klimatischen Bedingungen in der Stadt sind die Austauschvorgänge zwischen 
(belasteten) Stadtklimaten und Umland über Frischluft-/Kaltluftbahnen von wesentlicher Bedeutung. 
Bei lockerer Bebauung und dem Vorhandensein größerer Grünflächen steigen die Durchlüftungs- 
und Abkühlungseffekte. Lineare Grünflächen, die von der Stadt ins Umland führen, können zudem 
als Ventilationsbahnen dienen (vgl. KUTTLER 1998). 

In stark verdichteten Bereichen wirkt urbanes Grün vor allem als kleinklimatische Entlastungsfläche 
und ermöglicht einen Temperaturausgleich in der unmittelbaren Umgebung (Abkühlung durch Ver-
dunstung, Oaseneffekt). 

Lage zu klimatisch wirksamen Flächen 
(Kaltluft- und Frischluftgebieten, Kaltluft-
bahnen) 

Art der angrenzenden Bebauungsstruktu-
ren 

Windrichtung 

Vegetations- 

bestand 

Art und Dichte sowie die Höhenschichtung des Bewuchses sind relevante Parameter für stadtklima-
tische Ausgleichsfunktionen. Dies gilt vor allem für Klimaausgleich (auch Mikroklima), Staubbindung, 
Wirkungen auf Luftfeuchte und Versickerungsleistung (vgl. ARLT & LEHMANN 2005). Generell lassen 
sich bioklimatische Effekte auf jeder mit Gras bestockten Fläche erzielen, Hauptleistungsträger für 
das Stadtklima sind jedoch mit Gehölzen und insbesondere mit Bäumen bestockte Grünräume. 

Über die luftklimatische Leistungsfähigkeit von Bäumen (Baumarten) und Urbanen Wäldern, auch 
quantitativ, schreiben Autoren wie NOVAK (2000, 2001), BRACK (2002), NOVAK & CRANE (2002), NO-
VAK et al. (2006). Wie MATZARAKIS & STREILING 2004 in Freiburg nachweisen, erhöhen sich positive 
thermische wie auch lufthygienische Effekte mit zunehmender Anzahl an Bäumen. Die Stadt Leipzig 
definiert als Größenordnung für Urbane Wälder, die eine Funktion als thermischer Ausgleich für die 
angrenzende Bebauung übernehmen sollen > als 1 ha (BURKHARDT et al. 2008). 

absolute Flächengröße, Flächenzuschnitt 

Art, Dichte, Höhenschichtung des Vege-
tationsbestands 

Versiegelungs-/ 

Bebauungsgrad 

Die in der Stadt vorhandenen verschiedenen Oberflächenmaterialien weisen unterschiedliche Wär-
mereflexions-, leit- und -speichereigenschaften auf. Entsprechend heizen sich die Oberflächen und 
die darüber liegenden Luftschichten unterschiedlich auf.  In dicht bebauten Gebieten mit hohem 
Versiegelungsgrad können Wärmeinsel ausgebildet werden. Stadtstrukturen (Gebäudehöhen, -
ausrichtung) verändern die Oberflächenrauigkeit. Sie bilden Strömungshindernisse, führen zu einer 
Reduktion der mittleren Windgeschwindigkeit und damit zu schlechteren Durchlüftungsverhältnisse 
(Anreicherung der Stadtluft mit Schadstoffen, Erhöhung der Lufttemperatur) (vgl. LANDESHAUPTSTADT 
DRESDEN, Umweltatlas 2013). 

Anteil der versiegelten Fläche an der 
Gesamtfläche 

Art der Versiegelung 

Bebauungsstruktur 

Anthropogene Beein-
trächtigung 

Neben der Bebauungsdichte bzw. der Versiegelung verändert insbesondere das Freisetzen von 
Abgasen (aus Industrie, Gewerbe, Verkehr) und Abwärme die klimatische Situation in der Stadt. Für 
die unterschiedlichen Emittenten/Anlagen bzw. Stoffe gelten spezifische Grenz-, Richt- und Orientie-
rungswerte (s. Bundes-Immissionsschutzgesetz). 

vorhandene Beeinträchtigungen: Ausmaß 
und Wirkungen 
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Wichtige Datenquel-
len* 

Daten des Deutschen Wetterdienstes, Automatisierte Liegenschaftskarte (ALK)/Luft- und Satellitenbilder  für Ermittlung des Versiegelungsgrads, 
Stadtklimaanalysen, Klimafunktionskarten , Lärmminderungspläne, Emissionskataster, Luftreinhaltepläne 

* Genannt werden nur beispielhaft geeignete Informationsquellen. Die Darstellung erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit. 
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Tab. 19: Kriterien zur Beurteilung der Gewässerfunktion 

Gewässerfunktion 

Kriterien Anmerkungen/ Orientierungswerte Was ist zu erheben/zu bewerten 

Flächengröße und -
form 

Maßgebliche qualitative Kriterien für die Funktionsfähigkeit eines Gewässers sind Natürlichkeits-
grad, Wasserqualität und Dynamik (vgl. BAYERISCHES LANDESAMT FÜR WASSERWIRTSCHAFT 2002). Die 
Auenbereiche von Fließgewässern bilden wichtige Retentionsräume, die für den Rückhalt von 
Hochwasser und Niederschlagswasser genutzt werden können. Entscheidend für die Abflussverzö-
gerung sind Flächengrößen, Vegetation, Struktur und Versiegelungsgrad der Auenbereiche. Grund-
sätzlich gilt, je mehr ungenutzter Retentionsraum zur Verfügung steht, desto mehr kann das Gewäs-
ser seine natürlichen Funktionen erfüllen. 

absolute Flächengröße,  

Flächenzuschnitt 

Lage, 

Verbindung, Vernet-
zung 

Gewässernetze, die innerhalb ihres Einzugsgebietes möglichst vollständig und ökologisch durch-
gängig vorhanden sind, bilden zusammenhängende, dynamische Ökosystemkomplexe, die durch 
eine Vielzahl mosaikartig miteinander verzahnter Lebensraumtypen charakterisiert sind. Um die 
ökologischen Funktionen (u.a. genetischer Austausch) zu gewährleisten, ist eine Unterbrechung der 
Gewässernetze zu vermeiden. 

Lage innerhalb eines/angrenzend an 
einen Biotopverbund 

Durchgängigkeit (Vorhandensein von 
Längs- und Querbauwerken) 

Verbindung mit der umgebenden Land-
schaft 

Vegetations- 

bestand 

Vegetationsbestände an Gewässern übernehmen vielfältige Funktionen (u.a. Lebens- und Repro-
duktionsraum für Pflanzen- und Tierwelt, lineare Verbreitungskorridore, Schutz vor Schadstoffeinträ-
gen aus angrenzender Nutzung, Ufersicherung, Wasserrückhalt, klimatische Ausgleichswirkung 
durch Verschattung, Windschutz), wobei die Funktionserfüllung je nach Ausprägung der Vegetati-
onsbestände sehr unterschiedlich ist. 

Ausprägung, Dichte, Verteilung und Hö-
henschichtung der Vegetation 

Pflegeintensität 

Versiegelungs-/ 

Bebauungsgrad 

Versiegelungen von Gewässern können im Rahmen des Längs- und Querausbaus erfolgen, wobei 
Gewässeruntergrund und Ufer mit harten Materialien verbaut werden.  

Versiegelungen in der Aue können durch Verringerung des Retentionsraumes zu Auswirkungen auf 
das Abflussgeschehen und damit auf das Hochwasserregime führen (siehe Ausführungen Flächen-
größe und -form). 

Anteil der versiegelten Fläche an der 
Gesamtfläche 

Art der Versiegelung 
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Anthropogene Beein-
trächtigung 

Durch u.a. Gewässerausbaumaßnahmen, direkten oder indirekten Schadstoffeintrag (Abwässer, 
Düngemittel, Erosion landwirtschaftlicher Flächen) können die natürlichen Funktionen der Gewässer 
in unterschiedlichem Maß eingeschränkt werden. 

vorhandene Beeinträchtigungen: Ausmaß 
und Wirkungen 

Wichtige Datenquel-
len* 

Wasserwirtschaftliche Rahmenpläne, Gewässerstrukturkartierungen (GSK), Gewässerentwicklungspläne, Kartengrundlagen zu gesetzlichen und 
potenziellen Überschwemmungsgebieten/Hochwasserschutzbauten, Biotopkartierungen/Biotopverbundplanungen 

* Genannt werden nur beispielhaft geeignete Informationsquellen. Die Darstellung erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit. 
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Tab. 20: Kriterien zur Beurteilung der Boden- und Grundwasserfunktion 

Boden- und Grundwasserfunktion 

Kriterien Anmerkungen/ Orientierungswerte Was ist zu erheben/zu bewerten 

Flächengröße und -
form 

Grundsätzlich gilt, je mehr unversiegelter Boden zur Verfügung steht, desto mehr kann die Fläche 
ihre Boden- und Grundwasserfunktionen erfüllen. Ausschlaggebend für die Erfüllung der natürlichen 
Bodenfunktionen ist in erster Linie ein unversiegelter Boden (siehe unten; ENDLICHER 2012, STATIS-
TISCHE ÄMTER DER LÄNDER, IASS 2013). Das Alter der Böden spielt eine gewisse Rolle, da trotz anth-
ropogener Einflüsse und Veränderungen bei nicht versiegelten Böden natürliche Bodenprozesse mit 
zunehmendem Alter einsetzen können (vgl. u.a. BLUME 1998, ENDLICHER 2012, REBELE 2009). 

absolute Flächengröße,  

Flächenzuschnitt 

Lage, 

Verbindung, Vernet-
zung 

Nicht bzw. teilversiegelte Böden können bei entsprechender Vegetations- bzw. Habitatausstattung 
Teil eines Biotopverbunds sein bzw. dazu entwickelt werden. 

Lage innerhalb eines/angrenzend an 
einen Biotopverbund 

Vegetationsbestand Eine dauerhafte Vegetationsbedeckung verhindert den Abtrag des Bodens durch Wind- und Was-
sererosion. Durch Speicherung von der im Wasser gelösten Schadstoffen im Wurzelwerk der Pflan-
zen wird eine Verlagerung der Schadstoffe ins Grundwasser vermieden. 

Anteil der Vegetationsbedeckung auf der 
Fläche  

Ausprägung, Dichte, Verteilung und Hö-
henschichtung der Vegetation 

Pflegeintensität 

Versiegelungs-/ 

Bebauungsgrad 

Je nach Versiegelungsgrad können unterschiedliche Bodenfunktionen beeinträchtigt bzw. aufgeho-
ben werden und so negative Auswirkungen auf Wasserhaushalt, Lebensraumfunktion, Mikroklima, 
Fauna und Flora hervorgerufen werden. Je geringer der Versiegelungsgrad einer Fläche, desto 
mehr ökologische Funktionen können i.d.R. erfüllt werden. Einen Einfluss auf den Versiegelungs-
grad einzelner Grundstücke können die Städte über die Grundflächenzahl (GRZ), geregelt über die 
Baunutzungsverordnung, nehmen. Allerdings werden darüber nicht alle Siedlungsflächen (z.B. Ver-
kehrswege) abgedeckt. Als Maß der baulichen Nutzung ist laut Baunutzungsverordnung für Wohn-
gebiete ein Versiegelungsgrad von max. 40 %, in Gewerbegebieten von max. 80 %, in Mischgebie-
ten von max. 60% und in Kerngebieten von 100 % erlaubt. Gesetzliche Vorgaben für maximale 
Versiegelungsgrade in Grünanlagen und Freiräumen gibt es nicht. 

Anteil der versiegelten Fläche an der 
Gesamtfläche 

Art der Versiegelung 
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Anthropogene Beein-
trächtigung 

Boden kann einer Vielzahl von anthropogenen Einflüssen unterliegen, die die Erfüllung seiner natür-
lichen Funktionen ganz oder teilweise einschränken können. Vom Veränderungsgrad, d. h. von der 
Höhe oder Art der anthropogenen Überprägung (z.B. Verdichtung, Versiegelung, Veränderung der 
Substrate, Altlasten, Erosion, Stoffeintrag), hängt entscheidend die Erfüllung natürlicher Bodenfunk-
tionen ab. 

vorhandene Beeinträchtigungen: Ausmaß 
und Wirkungen 

Speicher- und Regler-
funktion 

Auch anthropogen veränderte Böden können, sofern sie nicht versiegelt sind, natürliche Bodenfunk-
tionen übernehmen wie die Pufferung und Filterung von Schadstoffen und die Versickerung von 
Niederschlagswasser. Damit verbunden ist eine Verzögerung des Oberflächenabflusses (Entlastung 
der Kanalisation) und eine Senkung der Hochwassergefährdung. 

Bodeneigenschaften, Fähigkeit zur Spei-
cherung und Regulation 

Ertragspotenzial Eine umweltschonende Landwirtschaft ist am ehesten auf Böden mit einer hohen natürlichen Er-
tragsfähigkeit möglich, die für landwirtschaftliche Nutzung verfügbar gehalten werden sollten. Auch 
in Städten kommen landwirtschaftlich genutzte Flächen vor, etwa Gärtnereien. 

Einstufung der aktuellen und potenziellen 
land- und forstwirtschaftlichen Ertragsfä-
higkeit 

Archivfunktion Fossile Böden oder Paläoböden sind wertvolle Archive der Naturgeschichte, denn sie konservieren 
Hinweise auf das Klima und die Vegetation vergangener Epochen. Böden können auch Archive der 
Kulturgeschichte sein, da menschliche Siedlungs- und Kulturaktivitäten Spuren in den Böden hinter-
lassen haben können. 

Charakter eines naturgeschicht-
lich/kulturgeschichtlich wertvollen Bo-
dens, ggf. Schutzstatus 

Wichtige Datenquel-
len* 

Bodenkarten/Bodenübersichtskarten, Mittelmaßstäbliche landwirtschaftliche Standortkartierung, Forstliche Standortkartierungen, geologische 
Karten, wasserwirtschaftliche Rahmenpläne (für Grundwasser), Bodenbelastungskarten, Daten der Landesämter für Denkmalpflege (Boden-
denkmäler), forstliche Standortkartierung, Geotopkataster 

* Genannt werden nur beispielhaft geeignete Informationsquellen. Die Darstellung erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit. 
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Tab. 21: Kriterien zur Beurteilung der Erholungsfunktion/Gesundheitsfunktion 

Erholungsfunktion/Gesundheitsfunktion 

Kriterien Anmerkungen/ Orientierungswerte Was ist zu erheben/zu bewerten 

Flächengröße und -
form 

Es gilt, je größer eine Fläche, desto mehr Raum für unterschiedliche Möglichkeiten steht zur Verfü-
gung. Die Städte setzen sich z.T. eigenen Ziele/Ansprüche an die Flächengrößen und -qualitäten 
zur Erfüllung der Erholungsfunktion. Die Städte Dresden, München, Berlin und Freiburg setzen 
beispielsweise für erholungsrelevante Freiräume bzw. landschaftsorientierte Freiräume Mindestgrö-
ßen von 10 ha an. Für Naturerfahrungsräume werden mit 1-2 ha (vgl. REIDL et al. 2005) oder mit 0,5 
ha in Berlin (STIFTUNG NATURSCHUTZ IN BERLIN 2011) wesentlich geringere Flächengrößen veran-
schlagt. Die Flächendimensionen für wohngebietsbezogene oder wohnungsnahe Freiräume und 
Grünanlagen bewegen sich zwischen 0,5 ha (Berlin und Dresden) und 5 ha (Braunschweig) (VERCH 
2007, DLR 2006). 

absolute Flächengröße, Flächenzuschnitt 

Abgleich der räumlichen  Zielsetzungen 
mit den Flächenverhältnissen 

Lage, 

Verbindung, Vernet-
zung 

Die Anbindung an andere Grünräume ist ein qualitatives Kriterium, wenn es um die Vernetzung von 
Erholungsstrukturen auch im gesamtstädtischen Kontext geht. So können unterschiedliche Stadtge-
biete oder die umgebende Landschaft mit urbanem Grün, das gleichzeitig als Erholungsachse dient, 
zu Fuß oder mit dem Fahrrad erschlossen werden. 

Als wichtige Faktoren für eine Erholungsnutzung gelten Erreichbarkeit und Zugänglichkeit. Dabei ist 
wichtig, dass die Grünflächen keine Zugangsbarrieren (physisch wie sozial) besitzen und damit auch 
das Bedürfnis nach persönlicher Sicherheit gefragt ist (vgl. OBRIST et al. 2012). 

Lage innerhalb eines/angrenzend an 
großräumigere Erholungsgebiete/-achsen 

Zugänglichkeit/Zugangsbarrieren 

Vegetations- 

bestand 

Abwechslungsreiche und gut strukturierte Grünflächen auch mit einem gewissen Grad an Naturnähe 
gelten für den Nutzer als attraktiv, solange die Naturnähe die Nutzung und Zugänglichkeit nicht 
einschränkt (OBRIST et al. 2012). Der durch Vegetation mögliche Schutz vor Verkehrslärm und ein 
gewisser Windschutz können zur Erhöhung der Erholungseignung einzelner Flächen beitragen.  

Vegetationsbestände können zur Lärmdämpfung beitragen, wobei die Lärmdämpfungseffekte in 
tiefen Frequenzen nachgewiesen sind. Dies betrifft insbesondere die Minderung von Verkehrslärm, 
weniger die Frequenz menschlicher Stimmen (BASTIAN &SCHREIBER 1999). 

Naturerleben/Naturerfahrung fördert die Sinnesentwicklung, die Aufmerksamkeit für sich selbst und 
die Umwelt. Naturerleben/Naturerfahrung wird u.a. begünstigt durch naturnahe, extensiv gepflegte 

Anteil der Vegetationsbedeckung auf der 
Fläche  

Ausprägung, Dichte, Verteilung und Hö-
henschichtung der Vegetation 

Pflegeintensität 
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Bereiche, Vogelnährgehölze und Bienenweiden, Vegetationsvielfalt, Möglichkeiten zum eigenen 
Gärtnern (RITTEL et al. 2014). 

Versiegelungs-/ 

Bebauungsgrad 

Die Bewertung des Versiegelungsgrads ist abhängig von der Art der geplanten bzw. ausgeübten 
Erholungsart vorzunehmen. So ist bei einzelnen Sportflächen ein hoher Versiegelungsrad er-
wünscht/notwendig (z.B. Skateboarding).In der landschaftsbezogenen Erholung im Sinne des 
BNatSchG stehen jedoch nicht bzw. gering versiegelte Flächen im Fokus. 

Anteil der versiegelten Fläche an der 
Gesamtfläche 

Art der Versiegelung 

Anthropogene Beein-
trächtigung 

Mögliche Beeinträchtigungen der Erholungseignung ergeben sich durch die Nutzung benachbarter 
Flächen (z.B. Lärm- und Staubbelastungen durch frequentierte Straßen) sowie aus Beeinträchtigun-
gen auf der Fläche (z.B. Müllablagerung, Beschädigung der infrastrukturellen Ausstattung durch 
Vandalismus). 

Auch urbanes Grün kann gesundheitsbeeinträchtigende Merkmale und Elemente aufweisen, die mit 
Blick auf seine gesundheitsfördernde Funktion möglichst gering gehalten werden sollten. Dies kann 
u.a. durch die Verwendung allergenarmer sowie ungiftiger Pflanzenarten, häufige Mahd intensiv 
genutzter Wiesen (Reduzierung Zeckenrisiko), ausreichend Schattenplätze (Schutz vor intensiver 
Sonneneinstrahlung) erreicht werden (RITTEL et al. 2014). 

vorhandene Beeinträchtigungen: Ausmaß 
und Wirkungen 

Landschaftliche Ei-
genart/Besonderheit 

Grünflächen tragen dazu bei, die bebauten Flächen ästhetisch zu gliedern und die Stadt als solche 
zu strukturieren. Damit entsteht eine typische Stadtgestalt, die Identifikations- und Orientierungs-
möglichkeiten bildet.  

Innerstädtische Grünflächen, etwa alte Industriebrachen, können Zeugnis abgeben von historischen 
Nutzungen. An Gewässerläufen und baukulturellen Phasen kann die Zeitgeschichte und die Ent-
wicklungsgeschichte der Stadt nachvollzogen werden.  

Voraussetzung für die Nutzung des urbanen Grüns durch den Menschen und damit für die gesund-
heitsfördernden Effekte des Grüns ist eine positive Wahrnehmung des Grüns und eine damit ver-
bundene positive emotionale Verbindung zum Grün. Zur Erfüllung dieser Voraussetzung tragen die 
ästhetische Erscheinung (u.a. bewegtes Gelände, Wasserelemente, Sichtachsen, abwechslungsrei-
che Vegetation) sowie Besonderheiten des urbanen Grüns (u.a. charakteristische, wiedererkennba-
re Ort, ortstypische Besonderheiten) bei (RITTEL et al. 2014). 

natur- und kulturhistorische Bedeutung 
der Fläche (z.B. Gartenkunst) 

Infrastrukturelle Aus-
stattung 

Auch die Ausstattung der Flächen ist abhängig von der Art der geplanten bzw. ausgeübten Erho-
lungsart. Die infrastrukturelle Ausstattung (z.B. Wege, Bänke,…) dient der Sicherstellung der Er-
schließung der Erholungsflächen sowie der Ausübung der Erholungsaktivitäten.  

Freiräume können auch als "städtische Naturerfahrungsräume" (vgl. SCHEMEL et al. 2005, STOPKA & 

Art und Zustand der infrastrukturellen 
Ausstattung 
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RANK 2013) fungieren. Insbesondere Brachen und Ruderalfluren ermöglichen das Erleben und Be-
obachten von Entwicklungsprozessen in der Natur, die in gepflegten, unterhaltenen Parks nicht auf 
diese Weise stattfinden. Kinder und Jugendliche können auf Brachen Freizeitaktivitäten ausüben, 
die in anderen Freiräumen unerwünscht sind und damit neue Erfahrungen in der Natur sammeln 
(experimentelle Naturerfahrung, vgl. KIRSCH-STRACKE 1990, GEBHARD 1998). Auf das daraus ggf. 
entstehende Konfliktpotenzial (u.a. Vandalismus, mangelnde Attraktivität von Brachen als "unge-
pflegte Flächen") weisen u.a. HANSEN et al. 2012 hin. 

Bewegung im urbanen Grün kann Krankheiten wie Herz-Kreislauf-Erkrankungen, Diabetes, Depres-
sionen vorbeugen. Damit Bewegung im Grünen möglich ist, ist ein breites Angebot an Bewegungs-
möglichkeiten für verschiedene Altersgruppen wichtig (u.a. Spielgeräte zur Stimulierung verschiede-
ner Bewegungsmuster, Bäume zum Klettern und Balancieren, Spiel-, Tobe- und Sportwiesen, Sand-
flächen für Beachvolleyball, befestigte Flächen für Fuß- oder Basketball) (RITTEL et. al. 2014). Sozia-
le Interaktionen in Grünräumen schaffen ein Gefühl sozialer Zugehörigkeit und wirken sich damit 
positiv auf die Gesundheit aus. Um solche Interaktionen zu ermöglichen, muss das urbane Grün 
möglichst vielen Nutzergruppen zugänglich sein (u.a. barrierefreie Gestaltung) und einen angeneh-
men Aufenthalt (u.a. als Treffpunkt geeignete Orte wie Spielwiesen, Plätze, Brunnen mit Sitzmög-
lichkeiten; getrennte Flächen für verschiedene sich beeinträchtigende Nutzungen) gewährleisten 
(RITTEL et al. 2014). 

Wichtige Datenquel-
len* 

Erholungs-, Freiraumkonzepte, kommunaler Landschaftsplan, Begehungen/Geländeerhebungen, Besucherzählungen, Besucherbefragungen, 
Pflegepläne von Grünanlagen 

* Genannt werden nur beispielhaft geeignete Informationsquellen. Die Darstellung erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit. 
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5 Handlungsempfehlungen 
Die Grundlage für die Handlungsempfehlungen bilden insbesondere die Ergebnisse des em-
pirischen Teils (vgl. Kap. 3). Mit der Kommunalbefragung, der Analyse von Good-Practice-
Fällen und insbesondere den Interviews von Fallstudienstädten konnten wichtige Hinweise 
und Ansatzstellen für eine verbesserte Umsetzung der doppelten Innenentwicklung in den 
Städten herausgefiltert werden. Diese werden im Folgenden entlang folgender sechs Hand-
lungsfelder gebündelt dargestellt: 

• Entwicklung von Leitbildern, Strategien und Konzepten für die doppelte Innenentwick-
lung, 

• Urbanes Grün in der doppelten Innenentwicklung: Vom Konzept zur Umsetzung, 

• Erfassung und Bewertung von Potenzialflächen für die doppelte Innenentwicklung, 

• Finanzierung von Entwicklung und Pflege des urbanen Grüns, 

• Prozessgestaltung: Kooperation und Beteiligung, 

• Hinweise für Bund und Länder. 

Umsetzungsbeispiele aus verschiedenen Städten ergänzen die Handlungsempfehlungen 
und ermöglichen die eigene, vertiefte Recherche.  

Es ist angedacht, die Handlungsempfehlungen als gesonderte Publikation für die Städte und 
Gemeinden aufzubereiten. Der Text der Handlungsempfehlungen orientiert sich daher be-
reits an dieser Zielstellung. In diesem Zusammenhang ist auch das Kapitel 5.1 (Vorbemer-
kungen) zu verstehen, das sich bereits inhaltlich und sprachlich direkt an die Städte und 
Gemeinden wendet. 

Darüber hinaus bietet es sich an, die vorliegenden guten Beispiele aus den Kommunen in 
das vom Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit geplante 
"Weißbuch Stadtgrün" einfließen zu lassen. Dieses soll den durch das bereits veröffentlichte 
"Grünbuch Stadtgrün" angestoßenen interdisziplinären Dialogprozess für das Stadtgrün mit 
guten Beispielen aus Kommunen und Handlungsempfehlungen unterstützen (BMUB 2015). 

 

5.1 Vorbemerkungen 
Die Innenentwicklung ist als Leitbild der Stadtentwicklung und zentrale städtebauliche Stra-
tegie in den Kommunen weit verbreitet. Es gilt das Prinzip "Innen vor Außen": der zukünftige 
Flächenbedarf soll durch die Nutzung von innerstädtischen, bereits erschlossenen Flächen 
gedeckt und der offene Landschaftsraum von einer weiteren Flächeninanspruchnahme und 
zusätzlichen Eingriffen entlastet werden. Doppelte Innenentwicklung geht noch einen Schritt 
weiter, indem in einem integrierten Ansatz Flächenreserven im Siedlungsbestand nicht nur 
baulich genutzt, sondern auch mit Blick auf das urbane Grün entwickelt werden.  

Urbanes Grün übernimmt nicht nur wichtige ökologische Funktionen wie die Sicherung der 
biologischen Vielfalt und des klimatischen Ausgleichs im Stadtgebiet, sondern bietet der 
Stadtbevölkerung auch Raum für die Erholung und Freizeitnutzung. Durch die Sicherung und 
Entwicklung des urbanen Grüns gewinnt die Stadt an Lebensqualität. Damit ist urbanes Grün 
im Wettbewerb der Städte auch zum wichtigen Standortfaktor geworden. 

Urbanes Grün umfasst nicht nur die "klassischen Grün- und Parkanlagen", sondern es wer-
den in den vorliegenden Handlungsempfehlungen hierunter alle Formen temporärer oder 
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permanenter urbaner Grünräume sowie von Grünstrukturen an Gebäuden (u.a. öffentliche 
Parks und Gärten, Alleen, Grüngürtel, Stadtwälder, Friedhöfe, Ruderalflächen, ruderalisierte 
Brachflächen, wohnbezogene Grünanlagen, Klein-, Mieter- und Gemeinschaftsgärten, Hof-, 
Dach- und Fassadenbegrünungen, grüne Zwischennutzungen) verstanden. Auch sogenann-
te Blauräume – Gewässer einschließlich Gewässerufer – zählen zum urbanen Grün. Graue 
Freiräume, die vorwiegend versiegelt sind (z.B. asphaltierte oder gepflasterte Brachflächen) 
können zu urbanem Grün entwickelt werden bzw. erfüllen bei signifikantem Grünanteil (z.B. 
hoher Baumbestand auf versiegelten Freiräumen) bereits wichtige Funktionen urbanen 
Grüns. Die grauen Freiräume werden deshalb mit in die Handlungsempfehlungen einbezo-
gen. 

Die doppelte Innenentwicklung bietet den Kommunen auch doppelte Chancen: Innenent-
wicklung und Nachverdichtungen im Bestand erhalten langfristig die verschiedenen ökologi-
schen Funktionen von unbebauter Landschaft und Böden für Mensch und Biodiversität. Sie 
leisten einen Beitrag zu Erreichung des 30-ha-Ziels der Nachhaltigkeitsstrategie. Eine Nut-
zung der innerstädtischen Flächenpotenziale im Sinne der doppelten Innenentwicklung erhält 
und verbessert gleichzeitig die naturschutzfachlichen Qualitäten der innerstädtischen Wohn-
standorte und tragt dazu bei, die Auswirkungen des Klimawandels im Siedlungsraum durch 
Grünstrukturen und Freiräume ab zu puffern. Urbanes Grün, das ästhetisch und nutzbar ist, 
erhöht zudem die Lebensqualität der Stadtbewohner und die Attraktivität von Stadtquartieren 
als Wohnstandort.  

Die Handlungsempfehlungen richten sich schwerpunktmäßig an die Kommunen, teils aber 
auch an Bund und Länder als rahmensetzende Akteure. Adressaten innerhalb der Kommu-
nen sind insbesondere die für die doppelte Innenentwicklung zuständigen Verwaltungsberei-
che (v.a. Stadtplanungs-/Bauämter, Grünflächenämter, Untere Naturschutzbehörden); ange-
sprochen ist hier sowohl die Arbeitsebene als auch die Verwaltungsspitze. Einige Empfeh-
lungen wenden sich aber auch an private Akteure, insbesondere Wohnungsbaugesellschaf-
ten und -genossenschaften, Investoren, private Eigentümer und Verbände. Weitere Empfeh-
lungen adressieren die Kommunalpolitik, da die politische Rückendeckung für eine erfolgrei-
che doppelte Innenentwicklung unabdingbar ist. Nur wenn alle mit den Empfehlungen ange-
sprochenen Adressaten – Kommunen, Zivilgesellschaft, Bund und Länder – fachübergrei-
fend zusammenwirken, wird die Entwicklung von integrierten Lösungen, wie sie für die dop-
pelte Innenentwicklung erforderlich sind, gelingen.  

Es gibt verschiedene Bausteine für die Umsetzung der doppelten Innenentwicklung, u.a. die 
Entwicklung von kommunalen Leitbildern, Strategien und Konzepten oder das Erfassen der 
Flächenpotenziale. Doppelte Innenentwicklung kann sich sowohl auf Einzelflächen als auch 
auf das gesamte Stadtgebiet beziehen. In einer gesamtstädtischen Betrachtung sollte zudem 
grundsätzlich geprüft werden, ob es zweckmäßig ist, teilräumliche Schwerpunkte zu setzen. 
Grundsätzlich kann die Kommune – entsprechend ihrer individuellen Ausgangssituation und 
Rahmenbedingungen – mit jeden dieser Bausteine starten. Es empfiehlt sich jedoch, auf der 
strategischen Ebene zu beginnen. Die doppelte Innenentwicklung sollte sich idealerweise 
wie ein "Roter Faden" durch die Stadtentwicklung ziehen: von der Leitbilderstellung und Er-
arbeitung von Konzepten über die Umsetzung durch einzelne Instrumente und Maßnahmen 
bis hin zum Monitoring. 
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5.2 Entwicklung von Leitbildern, Strategien und Konzepten für die doppelte 
Innenentwicklung 

 

Leitbilder, Strategien und Konzepte zur Innenentwicklung der Städte und Gemeinden 
müssen auf allen räumlichen Ebenen (Gesamtstadt, Stadtteil/Quartier, Einzelfläche) 
grundsätzlich neben der Erschließung von Potenzialen für eine bauliche Nutzung auch 
die Erhaltung, Qualitätsverbesserung und Ergänzung des urbanen Grüns zum Ziel 
haben.  
Die bauliche Nachverdichtung auf Brachflächen, Baulücken und untergenutzten Grund-
stücken darf in der Summe nicht zu einer Verschlechterung der Lebens- und Umweltbedin-
gungen in den Städten und Gemeinden führen. Die vorhandenen Siedlungsstrukturen müs-
sen für die Bewohner genauso wie für die Gewerbetreibenden möglichst attraktiv sein, um 
einer „Flucht“ an die Siedlungsränder und in die Peripherie der Ballungsräume entgegenzu-
wirken. Urbanes Grün von hoher Qualität und ausreichendem Umfang ist damit Vorausset-
zung für eine erfolgreiche Innenentwicklung der Städte. Die bauliche Innenentwicklung darf 
nicht zu einem Qualitätsverlust urbanen Grüns führen. Sie bietet vielmehr die Chance, auch 
Impulse zur Verbesserung des urbanen Grüns zu setzen. Dies setzt ein integratives Pla-
nungsverständnis der Planungsaufgabe „Innenentwicklung“ voraus. Ziel muss es sein, kohä-
rente Ziele und Maßnahmenbündel für eine doppelte, auch die durch das urbane Grün ver-
mittelten Lebensbedingungen, umfassende Innenentwicklung zu entwickeln und umzuset-
zen. 

 

Bei der Entwicklung von (gesamtstädtischen) Leitbildern, Strategien und Konzepten 
für die Innenentwicklung ist in einem offenen Prozess unter Einbeziehung von Politik, 
und Verwaltung, Investoren und Bodenmarktakteuren, Bürgerschaft und Öffentlichkeit 
die Bedeutung des urbanen Grüns zu thematisieren. 
Grundlegend für den Erfolg von Leitbild- und Planungsprozessen ist die Einbindung der 
maßgeblichen Akteure in den Kommunen. Hierzu gehören nicht nur die politischen Entschei-
der in den gewählten „Kommunalparlamenten“. Genauso sind die verschiedenen fachlich 
berührten Ressorts innerhalb der Verwaltung einzubeziehen. Nur so kann ein kohärentes 
Verwaltungshandeln erreicht werden. Ebenso wichtig ist die Einbeziehung von Investoren 
und Bodenmarktakteuren, aber auch der Bürgerschaft und der Öffentlichkeit (z.B. Umwelt-
verbände). Diese Einbeziehung ermöglicht es zum einen, die Anschlussfähigkeit kommuna-
ler Ziele an zivilgesellschaftliche Aktivitäten zu erkennen und die Informationsgrundlage für 
die Planung insgesamt zu verbessern. Zum anderen ist ein transparenter, die Öffentlichkeit 
einbeziehender Leitbild- und Planungsprozess essentiell für eine breite Akzeptanz in der 
Stadtgesellschaft. Diese Wirkungszusammenhänge müssen auch im Hinblick auf die Bedeu-
tung des urbanen Grüns im Rahmen der Innenentwicklung beachtet werden. Es muss darum 
gehen, den Mehrwert des urbanen Grüns für die Lebensbedingungen in den Städten zu ver-
deutlichen und gleichzeitig zu erkennen, welche Bedeutung das urbane Grün für die Bürge-
rinnen und Bürger der Kommunen hat. Die adressatengerechte Aufbereitung der Potenziale 
der Innenentwicklung für das urbane Grün ist damit von großer Bedeutung für den politi-
schen Willensbildungsprozess. 
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Die mit Planungsprozessen der doppelten Innenentwicklung verbundenen Zielkonflik-
te und Zielkongruenzen sollten für die verschiedenen berührten Interessenträger 
transparent gemacht und Synergien genutzt werden.  
Planungsprozesse der doppelten Innenentwicklung sind häufig von Zielkonflikten gekenn-
zeichnet – vor allem zwischen dem Ziel der baulichen Entwicklung und der Entwicklung von 
urbanem Grün, aber auch innerhalb der unterschiedlichen baulichen Ziele (z.B. Nachverdich-
tung für Wohnen versus Nachverdichtung für soziale Einrichtungen) und der Entwicklungs-
ziele für das urbane Grün selbst (Biotop- und Artenschutz versus Erholungsnutzung). Wichtig 
ist es, solche Zielkonflikte offen zu legen und den verschiedenen Interessenträgern zu ver-
deutlichen, um keine Blockaden entstehen zu lassen, sondern gemeinsam nach Lösungen 
zu suchen, die den verschiedenen Interessen möglichst gerecht werden. Zu diesem Zweck 
ist es hilfreich, nicht nur die Zielkonflikte, sondern auch die Zielkongruenzen und Synergien 
zu erfassen und aufzugreifen. Wechselseitige Vorteile können helfen, punktuelle Nachteile 
zu verkraften und durch Kompromisse in einem kohärenten Abwägungsprozess zu kompen-
sieren.  

 

Leitbilder, Strategien und Konzepte für die doppelte Innenentwicklung müssen sich an 
den jeweiligen örtlichen Rahmenbedingungen orientieren. 
Das Inventar an Arten und Biotopen und die Eigenart der Naturräume weisen von Kommune 
zu Kommune erhebliche Unterschiede auf. Unterschiede bestehen auch in Bezug auf die 
Siedlungsstruktur, die Entwicklungsdynamik bei Wirtschaft und Bevölkerung, die häufig über 
Jahrzehnte gewachsene Planungs- und Verwaltungskultur, die politischen Vorgaben oder die 
Planungsgrundlagen, auf die aufgebaut werden kann. So macht es etwa einen erheblichen 
Unterschied, ob es sich um eine vom Strukturwandel betroffene ehemalige Industriestadt mit 
zahlreichen industriellen Brachflächen und geringer wirtschaftlicher Entwicklungsdynamik bei 
rückläufiger Bevölkerung handelt oder um eine wirtschaftlich prosperierende Stadt mit gerin-
gen Flächenreserven und starkem Abwanderungsdruck in das Umland. Die angesprochenen 
Unterschiede machen deutlich, dass jede Kommune die Leitbild-, Strategie und Konzeptent-
wicklung für die doppelte Innenentwicklung an ihren spezifischen Ausgangsbedingungen 
ausrichten muss. Dies betrifft die Konkretisierung der Planungsziele und Handlungsschwer-
punkte genauso wie die festzulegenden Maßnahmenpakete und die geeigneten Instrumenta-
rien zu deren Umsetzung. Individuelle, stadtspezifische Strategie- und Planungsprozesse 
sind unverzichtbar. 

 

Leitbilder, Strategien und Konzepte der doppelten Innenentwicklung sollten kommu-
nalpolitisch beschlossen sein.  
Die Umsetzung von Leitbildern, Strategien und Konzepten der doppelten Innenentwicklung 
bedarf der politischen Rückendeckung. Die politischen Entscheidungsträger in den Kommu-
nen müssen hinter den Zielen und Schwerpunkten der doppelten Innenentwicklung stehen. 
Nur so kann gewährleistet werden, dass die zugrundeliegenden Ziele nicht in jedem anste-
henden Planungsfall infrage gestellt und beiseite geschoben werden. Aus diesem Grund ist 
die Herbeiführung eines Beschlusses der Gemeindevertretung über die Strategie oder das 
Konzept der doppelten Innenentwicklung am Ende eines auch die Politik einbeziehenden 
Planungsprozesses unverzichtbar. Der politische Beschluss bildet die Basis für das Verwal-
tungshandeln im Sinne eines Handlungsprogramms. Auf ihn können Budgetforderungen 
genauso gestützt werden wie Entscheidungen über die Nutzung von Grundstücken, schlicht 
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alle Maßnahmen der Verwaltung, die der Umsetzung der Strategie bzw. des Konzeptes die-
nen. Der politische Beschluss begründet ein Mandat der adressierten Ressorts zu Umset-
zung. Schließlich ist der politische Beschluss auch Ausdruck der Entwicklungsabsicht, die im 
Abwägungsprozess bei kommunalen Planungen zu berücksichtigen ist (vgl. §1 Abs.6 Nr.11 
BauGB) und die im interkommunalen Kontext Nachbargemeinden zur Rücksichtnahme 
zwingt (vgl. § 2 Abs.2 Satz 1 BauGB). 

 

5.3 Urbanes Grün in der doppelten Innenentwicklung: Vom Konzept zur Um-
setzung 

 

Jede Kommune sollte spezifische Ziele für das urbane Grün im Siedlungsbestand 
entwickeln und beschließen. 
Zielformulierungen für das urbane Grün stellen eine wichtige Grundlage für die doppelte In-
nenentwicklung dar. Sie bieten Argumentationshilfen in Abwägungsprozessen, wenn es um 
die städtebauliche und die freiräumliche Entwicklung einer Stadt geht. In der Praxis ist oft-
mals eine auf einzelne Schutzgüter reduzierte Betrachtungsweise zu erkennen, so z.B. im 
behördlichen Naturschutz die Schwerpunktsetzung auf Arten- und Biotopschutz. In den 
Kommunen, respektive der Grünflächenämter steht die Erholungsnutzung vielfach im Zent-
rum der Betrachtung. 

Kommunen sollten unter Berücksichtigung der spezifischen örtlichen Rahmenbedingungen 
und von naturschutzrechtlichen Vorgaben (Schutzgebietsausweisungen, gesetzlich ge-
schützte Biotope) entscheiden, welche Schwerpunkte sie aus Sicht von Naturschutz und 
Landschaftspflege auf welchen Flächen, in welchen Teilräumen und in welchen Siedlungs-
strukturen ihrer Stadt setzen wollen. Dabei sind nicht nur bestehende Grünflächen und groß-
flächige Brachen, sondern auch Straßenräume, Baugrundstücke und die Gebäude selbst in 
den Blick zu nehmen.  

Beispiel Stadt Saarbrücken: stärkere Gewichtung der klimaökologischen Funktion von Grün-
flächen bei der Abwägung von Gestaltungsbelangen oder naturschutzfachliche Zielformulie-
rungen für bestehende städtische Typologien, siehe 
http://www.saarbruecken.de/rathaus/stadtentwicklung/urbane_strategien_zum_klimawandel. 

 

Abhängig von den örtlichen Gegebenheiten kann es zweckdienlich sein, quantitative 
und qualitative Orientierungswerte und -standards für das urbane Grün festzulegen.  
Nach § 1 (6) BNatSchG besteht eine gesetzliche Verpflichtung, Freiräume im besiedelten 
und siedlungsnahen Bereich einschließlich ihrer Bestandteile zu erhalten und dort, wo sie 
nicht in ausreichendem Maße vorhanden sind, neu zu schaffen. Zur Interpretation des Begrif-
fes "in ausreichenden Maße" können Orientierungswerte wertvolle Hilfestellungen leisten, 
wenngleich hierfür aufgrund der sehr unterschiedlichen kommunalen Rahmenbedingungen 
keine generellen bundesweiten Vorgaben ausgesprochen werden können. Lediglich mit Blick 
auf Erholungsvorsorge könnte eine bundesweite Empfehlung von Orientierungswerten ggf. 
möglich sein; ihre Machbarkeit müsste noch geprüft werden (siehe Empfehlung 6.5, Hinwei-
se für Bund und Länder). 

Orientierungswerte und –standards können als Maßstab (auch Mindestanforderung) für kon-
zeptionelles und planerisches Handeln der Kommune hinsichtlich der Entwicklung des urba-
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nen Grüns in der Innenentwicklung dienen und insbesondere als Argumentationshilfe in Ab-
wägungsprozessen (z.B. in der Nachverdichtung oder bei der Neuentwicklung von Quartie-
ren) herangezogen werden. Der Prozess zur Festlegung von Orientierungswerten und –
standards fördert dabei die fachliche und politische Auseinandersetzung über städtische Zie-
le und Leitbilder. 

Die Definition einer ausreichenden Grünversorgung sollte sich jede Gemeinde, ausgehend 
von ihren spezifischen Ausgangsbedingungen selbst setzen und zwar sowohl gesamtstäd-
tisch als auch bezogen auf das einzelne Quartier, die einzelne Fläche. Dabei können die 
Orientierungswerte in Abhängigkeit von der jeweiligen Siedlungsstruktur variieren. Ergänzt 
werden sollten die quantitativen Werte durch qualitative Orientierungsstandards. 

Eine Einzelfallbetrachtung und ggf. eine Justierung von den gesetzten Vorgaben ist deshalb 
ein wichtiger Schlüsselfaktor. Der bestehende Orientierungswert dient dabei als veränderba-
re "Richtschnur".  

Beispiel Stadt München: Die Mindestanforderung von 10m² Grünfläche/Einwohner bei Neu-
bauten wird im Einzelfall verändert, wie z.B. im Good-Practice-Beispiel "Paul-Gerhardt-Allee" 
durch Anhebung auf 17m² Grünfläche/Einwohner.  

Bei der Festlegung von Orientierungswerten sind in der Praxis zwei Vorgehensweisen zu 
erkennen: Entweder die Verständigung über einen festen, ggf. quartiersspezifischen Min-
destwert, der bei allen Planungen als Mindeststandard einzuhalten ist, oder die einzelfallbe-
zogene Ermittlung eines spezifischen Grünflächenbedarfs und die Festlegung des Verhält-
nisses Grünanteil/Bebauung bei jedem neuen Vorhaben (Beispiel: Stadt Frankfurt a.M., 
Stadt Leipzig). Beim Verhandeln im Einzelfall besteht jedoch unter Umständen die Gefahr, 
dass das urbane Grün nicht ausreichend Gewicht erhält. Grundsätzlich sollte daher jede Ein-
zelfallentscheidung fachlich begründet werden. Neben generellen Orientierungswerten zum 
Grünflächenbedarf können auch funktionsbezogene Orientierungswerte und Standards (z.B. 
prozentualer Flächenanteil für den Arten- und Biotopschutz im Stadtgebiet oder für den Kli-
maschutz) innerhalb einer Stadt gesamtstädtisch unter Beachtung der spezifischen Rah-
menbedingungen und Bestandssituationen entwickelt werden.  

Die von der Kommune gesetzten Orientierungswerte und -standards sollten vom Stadtrat 
beschlossen werden und beispielsweise als Eigenbindung in den kommunalen Landschafts-
plan aufgenommen werden. 

 

Die doppelte Innenentwicklung braucht einen aktuellen, auf die Entwicklung urbanen 
Grüns ausgerichteten Landschaftsplan für den Innen- und den Außenbereich. 
Die Landschaftsplanung ist ein eingeführtes Instrument. Ihre Ziele, Inhalte und Aufgaben 
werden im Bundesnaturschutzgesetz geregelt; ebenso ihr Beitrag für die Raumordnungs- 
und Bauleitpläne (§§ 8-12 BNatSchG). Damit hat der kommunale Landschaftsplan eine 
Schlüsselfunktion für die Umsetzung der doppelten Innenentwicklung. Mit ihm werden Leit-
bilder, Ziele und konkrete Maßnahmen für die Sicherung und Entwicklung der städtischen  
Freiräume und für die Flächen zur Erfüllung der naturschutzfachlichen Funktionen (Arten-
schutz, Klimaschutz, Schutz von Wasser und Boden) erarbeitet. Diese Leitbilder, Ziele und 
Maßnahmen sind eine wesentliche Entscheidungshilfe für die Abwägung in der Bauleitpla-
nung. Gleichzeitig kann der Landschaftsplan notwendige Informationen für die Erfassung 
und naturschutzfachliche Bewertung der Flächenpotenziale in der doppelten Innenentwick-
lung liefern. Die Landschaftspläne treffen jedoch zum Teil (u.a. wegen ihrer unterschiedli-
chen Verbindlichkeit/ihres Geltungsbereiches in den einzelnen Bundesländern) nur bedingt 
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Aussagen zu den Siedlungsbereichen in den Städten. Um für die doppelte Innenentwicklung 
ausreichend verwertbar zu sein, bedarf es einer Landschaftsplanung, die aktuell und fachlich 
fundiert ist, den Siedlungsbereich und das urbane Grün mit in den Blick nimmt und die be-
sonderen Anforderungen mit Blick auf doppelte Innenentwicklung erfüllt. Die kommunale 
Landschaftsplanung sollte inhaltlich erweitert werden und mit informellen Planungen vernetzt 
werden (siehe unten). 

 

Der kommunale Landschaftsplan sollte mit Blick auf doppelte Innenentwicklung in-
haltlich ergänzt und qualifiziert werden.  
Damit der Landschaftsplan seiner Schlüsselfunktion für die doppelte Innenentwicklung ge-
recht wird, muss er zum einen Aktualität aufweisen (kontinuierliche Fortschreibung). Zum 
anderen bedarf er einer inhaltlichen Qualifizierung. So sollte der kommunale Landschafts-
plan regelmäßig eine Erfassung und Bewertung des urbanen Grüns mit Blick auf die unter-
schiedlichen naturschutzfachlichen Funktionen (Lebensraum-, Klima-, Gewässer-, Boden-, 
Grundwasserfunktion, Erholung und Gesundheit) umfassen und Ziele und Maßnahmen für 
den Erhalt und die Entwicklung des urbanen Grüns enthalten. Zudem sollte er ein Konzept 
für einen Flächen- und Maßnahmenpool zur Kompensation von Eingriffen enthalten, der 
auch den Siedlungsbereich in den Blick nimmt. Die inhaltliche Schwerpunktsetzung im Ein-
zelnen sollte sich dabei an den spezifischen Problemen der einzelnen Stadt orientieren. Bei 
der Vergabe von kommunalen Landschaftsplänen (Neuaufstellung/Aktualisierung) ist auf die 
Verwertbarkeit des Planes für das spezifische Anforderungsprofil im Rahmen doppelter In-
nenentwicklung zu achten.  

Beispiel Stadt Potsdam: Landschaftsplan der Landeshauptstadt Potsdam (2012): Leitbild der 
qualifizierten Innenentwicklung; Erarbeitung quartiersbezogener Empfehlungen u.a. für den 
Erhalt und die Entwicklung von Grünzügen; Gewässerabschnitten mit Freizeit- und Erho-
lungswert, Grünzäsuren innerhalb der Bebauung. 
https://www.potsdam.de/content/landschaftsplan-potsdam. 

 

Für die bauliche Nachverdichtung privater Grünflächen sollten generelle Ziele und 
Vorgaben zu Erhalt und Entwicklung der Grünstrukturen entwickelt und im Land-
schaftsplan und Flächennutzungsplan dargestellt werden. 
Insbesondere in wachsenden Städten kommt es zunehmend zu baulichen Nachverdichtun-
gen privater Grünflächen. Betroffen sind häufig größere, parkartige Grundstücke bevorzugt in 
Gründerzeitvierteln, die mit ihrem oft alten Baumbestand wichtige klimatische Funktionen für 
den innerstädtischen Naturhaushalt übernehmen. Um eine unkontrollierte Nachverdichtung, 
die zumeist auch aus städtebaulichen oder denkmalpflegerischen Gründen unerwünscht ist, 
zu verhindern, empfiehlt sich die Verständigung über Regeln zur Nachverdichtung auf priva-
ten Grundstücken. Solche Vorgaben könnten sich beispielsweise auf den Erhalt besonders 
wertvoller Grünstrukturen, Pflanzgebote für die nicht überbaubaren Grundstücksflächen oder 
Begrünungsmaßnahmen an und auf den Gebäuden beziehen.  

Beispiel Stadt Bremen: Darstellung von „Bauflächen mit zu sichernden Grünfunktio-
nen/besonderes Planungserfordernis bei Innenentwicklungsvorhaben" auch auf privaten Flä-
chen im Flächennutzungsplan.  
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Beispiel Stadt Nürnberg: Vergabe von sog. "Grünen Punkten" für Flächen im Flächennut-
zungsplan, auf denen im Falle einer baulichen Entwicklung auch eine Entwick-
lung/Qualifizierung der Grünflächen erfolgen muss. 

 

Die Verfahren bei der Aufstellung und Aktualisierung von Bauleitplänen und Land-
schaftsplänen sollten optimiert werden. 
Bei der Erarbeitung von Bauleitplänen empfiehlt sich die vorlaufende oder parallele (Neu-) 
Aufstellung bzw. Aktualisierung der kommunalen Landschaftspläne. Auf diese Weise wird 
sichergestellt, dass frühzeitig genug aktuelle naturschutzfachliche Daten, Bewertungen und 
Ziele vorliegen, die in der Planung bzw. Abwägung der Belange eingestellt werden können. 

Grundsätzlich sind auch teilräumliche und teilinhaltliche Aktualisierungen/Ergänzungen des 
kommunalen Landschaftsplans denkbar (auch um die Kosten zu reduzieren); allerdings darf 
bei einer teilräumlichen Bearbeitung nicht die gesamtstädtische Betrachtung aus den Augen 
verloren werden. 

 

Die übergreifend koordinierende und für die Bodennutzung weichenstellende Funktion 
des Flächennutzungsplans sollte genutzt werden, um ein integriertes Gesamtkonzept 
für die Innenentwicklung festzulegen, mit dem die strategischen Entwicklungsziele für 
das urbane Grün gesichert werden. 
Mit der Flächennutzungsplanung stellt die Kommune die Weichen für ihre städtebauliche 
Entwicklung unter Berücksichtigung sozialer, ökologischer und ökonomischer Belange. Der 
Flächennutzungsplan ist für die doppelte Innenentwicklung von zentraler Bedeutung, da hier 
für das gesamte Gemeindegebiet festgelegt wird, welche Flächen in welcher Weise genutzt 
werden können (bauliche Nutzung/Nutzung für Naturschutz und Erholung). So ist der Flä-
chennutzungsplan z.B. eine wichtige Grundlage für die Sicherung und Umsetzung der Bio-
topvernetzung und der Qualitätsverbesserung der Erholungsfunktion von Natur und Land-
schaft.  

Für die Festlegung eines integrierten Gesamtkonzepts für die Innenentwicklung, das auch 
den Erhalt und die Entwicklung des urbanen Grüns im Blick hat, sind die Verzahnung und 
weitgehende Berücksichtigung der Leitbilder, Ziele und Maßnahmen des kommunalen Land-
schaftsplans (ermöglicht durch eine vorlaufende oder parallele Bearbeitung des Land-
schaftsplans) essentiell. Die Darstellungsmöglichkeiten des Flächennutzungsplans sollten 
hierfür genutzt werden. Für die Darstellungen im FNP besteht im Baugesetzbuch ein Katalog 
von Darstellungsmöglichkeiten (§ 5 Abs. 2 BauGB), der allerdings nicht abschließend ist und 
lediglich als Orientierungsrahmen dient. Städte- und Gemeinden können auch weitere und 
hiervon abweichende Darstellungen treffen. Diese Möglichkeit sollte genutzt werden, um die 
strategischen Entwicklungsziele für das urbane Gründifferenziert zu sichern. 

Beispiel Stadt Bremen: Erweiterung der Flächenkategorien im FNP (vorhandene und geplan-
te Grünverbindungen, Siedlungsbereiche besonderer kulturhistorischer Bedeutung, Sied-
lungsbereiche mit zu sichernden Grünfunktionen. In den drei genannten Flächenkategorien 
sind bestehende Baurechte nach § 34 BauGB oder aufgrund vorhandener Bebauungspläne 
im Einzelfall vorsorglich zu überprüfen; zu diesem Zweck wurde in den neuen FNP die über-
lagernde Darstellung „Bauflächen mit zu sichernden Grünfunktionen/besonderes Planungs-
erfordernis bei Innenentwicklungsvorgaben (Grünschraffur)“ aufgenommen. (Quelle: DER 
SENATOR FÜR UMWELT, BAU UND VERKEHR DER FREIEN HANSESTADT BREMEN 2014c, S. 343). 
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Für informelle Planungen sollten qualifizierte landschaftsplanerische Beiträge erarbei-
tet werden. 
Es gibt kein Pendant der Landschaftsplanung zu informellen teilräumlichen Stadtentwick-
lungskonzepten, wie sie beispielsweise im Kontext der Städtebauförderungsprogramme So-
ziale Stadt und Stadtumbau erstellt werden. Naturschutzfachliche Fragestellungen werden in 
diesen Konzepten i.d.R. daher nur flankierend betrachtet oder auch ganz ausgeblendet. Um 
entsprechende naturschutzfachliche Aussagen erhalten und berücksichtigen zu können, 
muss nicht zwangsläufig das formelle Instrumentarium (Landschaftsplan, Grünordnungsplan) 
genutzt werden, auch wenn informelle teilräumliche Planungen grundsätzlich Bestandteile 
des Landschaftsplanes werden könnten. Sinnvoll kann auch die Erarbeitung von einzelnen 
qualifizierten landschaftsplanerischen Beiträgen zu teilräumlichen Stadtentwicklungskonzep-
te sein. Die Inhalte könnten flexibler gestaltet werden, kürzere und wenig aufwändigere Pla-
nungsverfahren wären zu erwarten.  

Wichtig ist es jedoch, die einzelnen informellen Konzepte "einzufangen", damit der planeri-
sche Gesamtblick nicht verloren geht. Dazu eignet sich die Landschaftsplanung, die weniger 
als Produkt, sondern vielmehr als Prozess verstanden werden sollte. Sie sollte in bestimmten 
Zeitabschnitten aktualisiert werden, wobei dabei die informellen Konzepte eingebunden wer-
den sollten. Aus dem Zusammenspiel "fortgeschriebener Landschaftsplan" und "informelle 
Konzepte zu einzelnen Themen" kann sichergestellt werden, dass einerseits eine flexible 
Planung möglich ist, die auf aktuelle Anforderungen und Fragestellungen rasch reagieren 
kann, andererseits eine kontinuierliche Planung für Naturschutz und Landschaftspflege be-
steht, die die Entwicklung der Umweltqualitäten in der Kommune als Ganzes im Blick behält.  

 

Kompensationsflächen und -maßnahmen sollten in die doppelte Innenentwicklung 
konzeptionell eingebunden werden. 
Das Instrument der Eingriffsregelung sowie die aus der Eingriffsregelung im Sinne der „Wie-
dergutmachung“ resultierenden Kompensationsflächen und -maßnahmen können gezielt für 
naturnahes Grün genutzt werden und zwar sowohl mit Blick auf Neuschaffung von urbanen 
Grünflächen mit Schwerpunkt Arten- und Biotopschutz als auch zur Aufwertung von Natur 
und Landschaft in bereits bestehenden Grünflächen. Diese Herangehensweise kann durch 
ein räumlich übergreifendes Kompensationskonzept aus dem kommunalen Landschaftsplan 
gestützt werden (siehe oben). 

 

Für die Entwicklung des urbanen Grüns in der doppelten Innenentwicklung sollte ein 
Monitoring erfolgen. 
Um die Umsetzung der doppelten Innenentwicklung in der Kommune zu steuern, empfiehlt 
sich ein Monitoring. Soweit ein Monitoring im Rahmen der Bauleitplanung durchgeführt wird, 
kann dieses Monitoring auch zu diesem Zweck genutzt werden: So sollte im Umweltbericht 
zur förmlichen Umweltprüfung ein Schwerpunkt auf die Entwicklung des urbanen Grüns im 
Rahmen der doppelten Innenentwicklung (entsprechend den spezifischen Zielsetzungen der 
Stadt) gelegt werden. Auch im kommunalen Landschaftsplan kann ein Monitoringkonzept für 
die Entwicklung des urbanen Grüns entwickelt und umgesetzt werden. 
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Die Potenziale von Bebauungsplan und Grünordnungsplan zur Operationalisierung 
der doppelten Innenentwicklung auf der Ebene einzelner Flächen und Vorhaben soll-
ten genutzt werden. 
Die Aufstellung von Grünordnungsplänen ist nicht verpflichtend, innerhalb der Länder beste-
hen darüber hinaus sehr unterschiedliche Regelungen. Dennoch sollten auch die Möglichkei-
ten des Grünordnungsplans für die Umsetzung der Doppelten Innenentwicklung genutzt 
werden (z.B. Festlegungen zu Anpflanzungen, Dach- und Fassadenbegrünungen, Anbin-
dung an Biotop- oder Freiraumsysteme). Soweit Grünordnungspläne als Rechtsverordnung 
oder Satzung aufgestellt werden (bspw. in Berlin, Brandenburg, eingeschränkt in Bayern und 
Thüringen), sind sie verbindlich auch gegenüber privaten Grundstückseigentümern und kön-
nen bei baulichen Veränderungen zur Aufwertung von Begrünungsdefiziten auf privaten 
Grundstücken genutzt werden.  

Aufgrund verschiedener rechtlicher Regelungen (§ 34 BauGB/§ 18 Abs.1 BNatSchG; be-
schleunigtes Verfahren nach § 13a Abs. 2 Nr.4 BauGB) ist die Anwendung der naturschutz-
rechtlichen Eingriffsregelung in der Innenentwicklung eingeschränkt worden. Den Kommu-
nen steht allerdings frei, ob sie z.B. vom beschleunigten Verfahren bei Bebauungsplänen der 
Innenentwicklung Gebrauch machen. Durch die Anwendung der Eingriffsregelung werden 
die Beiträge einer Einzelfläche zu den Funktionen des Naturhaushaltes und der Erholungs-
nutzung systematisch analysiert und für den Abwägungsprozess (Bebauung ja oder nein 
bzw. in welchem Maße) aufbereitet. Erforderliche Vermeidungsmaßnahmen können festge-
setzt werden. Notwendige Kompensationsmaßnahmen können ggf. zur Entwicklung des ur-
banen Grüns beitragen.  

Beispiel München: Per Stadtratsbeschluss wurde die "20.000 m²-Schwelle" des § 13a 
BauGB auf 5.000 m² gesenkt. Damit wird bei Flächen, die größer als 5.000 m² sind, die na-
turschutzrechtliche Eingriffsregelung angewendet (Quelle: LANDESHAUPTSTADT MÜNCHEN, 
REFERAT FÜR STADTPLANUNG UND BAUORDNUNG, mündliche Auskunft zum Good-Practice-
Beispiel).  

Die Stadt Düsseldorf hat die Regelung gänzlich ausgesetzt. 

Für die bauliche Nachverdichtung sollten auf Ebene des Grünordnungsplans bzw. Bebau-
ungsplans Festsetzungen zum Grün auf privaten Grundstücken getroffen werden. Diese 
Festsetzungen können sich auf den Erhalt besonders wertvoller Grünstrukturen, Pflanzgebo-
te für die nicht überbaubaren Grundstücksflächen oder Begrünungsmaßnahmen an und auf 
den Gebäuden beziehen. Idealer Weise leiten sie sich aus den Vorgaben der gesamtstädti-
schen Flächennutzungs- und Landschaftsplanung ab (siehe oben). 

 

Zum Schutz und Erhalt besonders wertvoller Grünstrukturen und -flächen sollten na-
turschutzrechtliche, andere rechtliche Unterschutzstellungen sowie Möglichkeiten des 
Flächenerwerbs genutzt werden. 
Bei besonders schützenswerten Strukturen und Flächen ist die Ausweisung als Schutzge-
genstand/-gebiet nach BNatSchG denkbar (z.B. Naturdenkmale, schützenswerte Einzelge-
schöpfe der Natur). Auch Festlegungen nach Wasserhaushaltsgesetz (Wasserschutzgebie-
te, Überschwemmungsgebiete) können dazu beitragen, urbanes Grün rechtlich zu sichern. 
Ein weiteres wichtiges Instrument zum Erhalt städtischer Grünbestände sind Baumschutz-
satzungen. Im Einzelfall kann auch der Erwerb einer Fläche durch die Kommune sinnvoll 
sein, um eine bislang nur geduldete öffentliche Nutzung einer privaten Fläche zu verstetigen. 
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5.4 Erfassung und Bewertung von Potenzialflächen für die doppelte Innen-
entwicklung  

 

Kommunen sollten alle für die doppelte Innenentwicklung in Betracht kommenden 
Flächenpotenziale in den Blick nehmen und erfassen. Dabei sollten sie soweit möglich 
auf bereits vorhandene Flächendaten zurückgreifen. 
Der Ausgangspunkt für die doppelte Innenentwicklung muss zunächst eine Erfassung der 
entsprechenden Flächenpotenziale in einer Kommune sein. Dabei sind nicht nur  Brachflä-
chen und Baulücken in den Blick zu nehmen, sondern auch bereits baulich genutzte Flä-
chen, Verkehrsräume sowie das öffentliche urbane Grün. Die Erfassung sollte ergebnisoffen 
erfolgen, also ohne eine Richtungsfestlegung auf eine bauliche, eine baulich-
freiraumbezogene oder freiraumbezogene Entwicklung der Fläche. Eine Betrachtung aller 
Typen öffnet auch Bereiche für neue Qualitäten (etwa Förderung Dachbegrünung). 

Für die Erfassung kann das im Forschungsvorhaben entwickelte Tool "Klassifizierung von 
Potenzialflächen für die doppelte Innenentwicklung" als Ergänzung und im Zusammenspiel 
zu ggf. vorhandenen eigenen Typologien der Kommunen genutzt werden. Da die Ersterfas-
sung der Flächen und die Pflege der Daten  personal- und kostenintensiv sein kann, ist ein 
kommunalpolitischer Beschluss hilfreich, mit dem ein "Arbeitsauftrag" zur Potenzialerfassung 
erfolgt.  

Hilfreiche Grundlagen für eine Lokalisierung von Potenzialflächen bieten Daten aus den un-
terschiedlichen Katastern (z.B. Brachflächen-, Baulücken-, Grünflächen-, Kompensationsflä-
chenkataster). Dabei können insbesondere durch Verschneidung verschiedener Flächenka-
tegorien wertvolle Rückschlüsse für die Art des Flächenpotenzials gezogen werden. So kön-
nen beispielsweise durch die Überlagerung von Brachflächen und Flächen mit Baurechten 
nach § 34 BauGB untergenutzte Flächen in mit Baurecht belegten Gebieten lokalisiert wer-
den. Es empfiehlt sich zudem die Nutzung von raumbezogenen Daten bzw. Daten aus der 
satellitengestützten Fernerkundung, die von u.a. Landesvermessungsämtern bereitgestellt 
werden (z.B. demografische Daten, Flächennutzungsstrukturen, Siedlungsflächenentwick-
lungen). Ein wichtiges Instrument zur strategischen Planung und nachhaltiger Pflege funkti-
onsfähiger Grünflächen sind die Grünflächeninformationssysteme (GRIS), mit denen ökolo-
gische und z.B. soziale Daten kombiniert werden können. Um die zum Teil umfassenden 
Daten verwerten und sachgerecht interpretieren zu können, bedarf es einer Abstimmung mit 
den Landesvermessungsämtern. So sollten die Kommunen ihren tatsächlichen Bedarf an 
Daten und deren Verschneidung/Aufbereitung genau formulieren. Zur Erstellung und Fort-
schreibung eines Grünflächeninformationssystems hat die Deutsche Gartenamtsleiterkonfe-
renz (GALK) einen Leitfaden entwickelt (GALK 2000). 

 

Die in der Erfassung ermittelten Flächenpotenziale sollten unter Berücksichtigung 
städtebaulicher, naturschutzfachlicher, sozialer und ökonomischer Aspekte integriert 
bewertet werden.  
Um Entscheidungen über die zukünftige Entwicklung der Flächen treffen zu können, müssen 
Flächen hinsichtlich ihrer Eignung und Qualitäten zur Erfüllung der Ziele der Innenentwick-
lung bewertet werden. Im Sinne eines integrierten Ansatzes sollten alle für eine Flächenent-
wicklung relevanten Aspekte (städtebaulich, naturschutzfachlich, sozial, ökonomisch) in die 
Bewertung einfließen. Die Bewertung darf sich dabei nicht nur auf den "Status Quo" -
Zustand beschränken, sondern muss auch das mögliche Entwicklungspotenzial einer Fläche 
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berücksichtigen. Ziel muss eine nachvollziehbare Flächenbewertung sein, deren Ergebnis 
die Basis für eine ausgewogene Abwägungsentscheidung der Kommune über die zukünftige 
Entwicklung jeder Fläche im Einzelfall sowie im quartiersbezogenen und gesamtstädtischen 
Zusammenhang ist.  

 

In der integrierten Bewertung muss der aktuelle und potenzielle Beitrag der Flächen 
zur Erfüllung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes und zum 
Erleben und Wahrnehmen der Landschaft berücksichtigt werden. 
Hierzu kann das im Forschungsvorhaben entwickelte Tool "Naturschutzfachliche Bewertung 
des Flächenpotenzials für die doppelte Innenentwicklung" genutzt werden. Es berücksichtigt 
den Beitrag der identifizierten Flächen zur Erfüllung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit 
des Naturhaushaltes (Lebensraum-, Klima-, Gewässer-, Boden-, Grundwasserfunktion) so-
wie ihre Eignung für das Erleben und Wahrnehmen von Stadtlandschaften (Erholungs- und 
Gesundheitsfunktion). Zudem sieht das Tool neben einer Beurteilung der aktuellen und po-
tenziellen Funktionserfüllung auch eine funktionsbezogene Bewertung der Fläche mit Blick 
sowohl auf gesamtstädtische als auch teilräumliche naturschutzfachliche Ziele und Strate-
gien vor. Das Ergebnis kann direkt in den Abwägungsprozess übertragen werden. Diese 
Bewertung kann Teil des Landschaftsplans sein. 

 

Für die städtebaulichen, naturschutzfachlichen, sozialen und ökonomischen Belange 
sollten analoge Bewertungstools entwickelt werden, deren Ergebnisse gemeinsam mit 
denen der naturschutzfachlichen Bewertung in die Abwägung einfließen und eine 
transparente Abwägungsentscheidung gewährleisten. 
Für die Gewährleistung einer nachhaltigen Stadtentwicklung und einer transparenten Abwä-
gungsentscheidung sind ergänzend zur naturschutzfachlichen Bewertung mit Blick auf städ-
tebauliche, soziale und ökonomische Belange und eine abwägende Gesamtbetrachtung aller 
Bewertungen erforderlich.  

Beispiele für eine verzahnende Betrachtung von baulichen Flächenpotenzial und urbanem 
Grün sind das Flächenressourcenmanagement der Stadt Fürstenfeldbruck: Verschneidung 
des baulichen Flächenpotenzials mit der Thematik urbanes Grün, u.a. Beachtung von beste-
henden Freiraumnutzungen bei der Ermittlung der Nachverdichtungspotenziale (siehe: 
http://www.innenministerium.bayern.de/assets/stmi/buw/staedtebau/iib6_planungszuschuess
e_fuerstenfeldbruck_20130312.pdf.) oder der "Ökologischer Beitrag zum Stadtentwicklungs-
programm der Stadt Rheine" (STADT RHEINE 1995). 

 

5.5 Finanzierung von Entwicklung und Pflege des urbanen Grüns 
 

Die Förderlandschaft sollte von den Kommunen systematisch auf ihre Eignung zur 
Finanzierung von Maßnahmen zur Entwicklung urbanen Grüns geprüft werden. 
Die Kommunen sollten systematisch prüfen, ob und wie EU-, Bundes-, Landesförderpro-
gramme für die Realisierung von Maßnahmen zur Entwicklung urbanen Grüns in der Innen-
entwicklung eingesetzt werden können. Dabei sollte auch die Städtebauförderung, die der 
Finanzierung von besonderen städtebaulichen Aufgaben dient, in den Blick genommen wer-
den. Insbesondere die Teilprogramme Stadtumbau Ost und West, Soziale Stadt und Aktive 
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Stadt- und Ortsteilzentren bieten, wie die Fallstudien zeigen, Chancen für die Finanzierung 
von Maßnahmen zur Entwicklung urbanen Grüns im Rahmen doppelter Innenentwicklung. 
Bund und Länder können die Kommunen bei der Sichtung der Förderlandschaft beispiels-
weise durch eine Zusammenstellung von Förderprogrammen in einer Förderfibel unterstüt-
zen. Insbesondere für kleinere Kommunen wäre zudem eine beim Landkreis oder – soweit 
vorhanden – beim Regierungsbezirk angesiedelte Förderberatung hilfreich. 

 

Die Kommunen sollten das Auflegen eigener Förderprogramme zur Entwicklung urba-
nen Grüns in der Innenentwicklung in Erwägung ziehen. 
Die Kommunen selbst können ebenfalls durch Förderprogramme Anreize für Maßnahmen 
zur Entwicklung urbanen Grüns setzen. Dies betrifft insbesondere Maßnahmen zur  Entwick-
lung von Grün- und Freiflächen auf privaten Baugrundstücken. Kommunale Programme zur 
Entsiegelung und Begrünung von Hof- und Vorgartenbereichen oder zur Dach- und Fassa-
denbegrünung sind hierfür Beispiele.  

Solche Programme gibt es – teils seit vielen Jahren – u.a. in Dortmund (Förderprogramm zur 
Gestaltung und Begrünung von privaten Haus- und Hofflächen), München (Programm „Grü-
ne Höfe – Grüne Wände“) und Stuttgart (Kommunales Grünprogramm zur Förderung der 
Hof-, Dach- und Fassadenbegrünung).  

Auf diese Weise können EU-, Bundes- und Landesförderprogramme gezielt entsprechend 
der örtlichen Erfordernisse ergänzt werden. Zu berücksichtigen ist allerdings, dass aufgrund 
der strukturellen Finanzierungsengpässe in vielen Städten nur geringer oder – soweit die 
Kommunen Auflagen zur Haushaltssicherung erfüllen müssen - überhaupt kein Spielraum für 
solcherart freiwillige Aufgaben besteht. 

 

Die Möglichkeit, Kompensationsleistungen der Eingriffsregelung für die Entwicklung 
urbanen Grüns zu nutzen, sollte von Städten und Gemeinden systematisch geprüft 
werden.  
Die Entwicklung urbanen Grüns in der doppelten Innenentwicklung kann auch durch Kom-
pensationsmaßnahmen der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung befördert und unter-
stützt werden (vgl. Good-Practice-Beispiele aus Berlin-Mitte, Duisburg und Leipzig). Von 
Bedeutung sind hierbei neben unmittelbar eingriffsbezogenen Kompensationsleistungen 
auch solche, die unabhängig von konkreten Eingriffen im Rahmen von Maßnahmenpools 
bzw. Ökokonten im Vorgriff durchgeführt werden. Die mögliche Palette solcher Maßnahmen 
ist vielfältig und reicht von der Schaffung neuer Grünflächen über die Qualifizierung von Frei-
flächen bis zur Freilegung von Gewässern, wobei die Anforderungen an eine funktionsbezo-
gene Kompensation im Sinne des BNatSchG dabei nicht aus dem Blick geraten dürfen. 

 

Potenziale für eine Finanzierung der Entwicklung urbanen Grüns durch Dritte sollten 
von den Kommunen ermittelt und genutzt werden.  
Für die Finanzierung von Maßnahmen zur Entwicklung urbanen Grüns ist es sinnvoll, seitens 
der Kommunen auch auf Unternehmen, Wohnungswirtschaft, Stiftungen und andere Dritte 
zuzugehen, um diese für ein finanzielles Engagement zu gewinnen. Dass diese Bemühun-
gen erfolgreich sein können, zeigt das Good-Practice-Beispiel aus Duisburg-Bruckhausen, 
wo die Neuschaffung eines Stadtteilparks in großen Anteilen durch Spenden eines privaten 
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Großunternehmens finanziert wird. Die Wohnungswirtschaft wird insbesondere in schrump-
fenden Städten mit Blick auf bessere Vermietungschancen für ein Engagement zur Verbes-
serung der Grün- und Freiflächensituation zu gewinnen sein. Die Finanzierung von Maß-
nahmen zur Entwicklung urbanen Grüns kann zudem Gegenstand eines städtebaulichen 
Vertrages mit Vorhabenträgern oder Grundstückseigentümern sein. So kann in einem sol-
chen Vertrag beispielsweise die Errichtung und Finanzierung von Grün-und Freiflächen zur 
wohnortnahen Erholung und zum kleinräumigen Klimaausgleich durch den Investor bzw. 
Eigentümer geregelt werden. In einigen Großstädten liegen bereits Erfahrungen mit der Nut-
zung städtebaulicher Verträge zur Entwicklung urbanen Grüns vor (u.a. Frankfurt am Main, 
München, Stuttgart). 

 

Bei der Aufstellung von Finanzierungskonzepten für die Entwicklung öffentlichen ur-
banen Grüns müssen neben den Planungs- und Investitionskosten auch die langfris-
tigen Pflege- und Erhaltungskosten berücksichtigt werden. Diese sollten möglichst 
niedrig gehalten und die Einbeziehung von Zivilgesellschaft in Pflege und Unterhal-
tung geprüft werden. 
Die Funktionsfähigkeit und -erfüllung des urbanen Grüns ist in hohem Maße von ausreichen-
der Pflege und Unterhaltung abhängig. Soweit es sich beim urbanen Grün um öffentliche 
Grünflächen handelt, sind hierfür in der Regel die Kommunen zuständig. Die Kommunen 
sollten daher bei Finanzierungskonzepten für Maßnahmen zur Entwicklung urbanen Grüns 
von Beginn an die langfristigen Pflege- und Erhaltungskosten berücksichtigen und ausrei-
chende finanzielle Mittel und personelle Ressourcen einplanen. 

Nicht selten schrecken Kommunen wegen der langfristigen Pflege- und Unterhaltungskosten 
und strukturellen Unterfinanzierung ihrer Haushalte vor der Entwicklung zusätzlichen öffentli-
chen Grüns zurück. Vor dem Hintergrund sollten die Städte die Pflege- und Unterhaltungs-
kosten für neues urbanes Grün möglichst niedrig halten. Bereits die Gestaltung des urbanen 
Grüns kann dazu beitragen, die späteren Pflege- und Unterhaltungskosten gering zu halten. 
So sind die Kosten für Pflege und Unterhaltung bei natürlichen Wiesen und anderen Exten-
sivflächen sowie bei Sukzessionsflächen deutlich geringer als bei klassischen Grünflächen 
mit Stauden- und Wechselbeeten (vgl. z.B. Kennzahlen der GALK zur Unterhaltung von 
Grünanlagen, ESCHENBRUCH 2012). Dabei können naturnah gestaltete Grünflächen nicht nur 
einen Beitrag zur Kostensenkung leisten, sondern auch zur Sicherung der biologischen Viel-
falt und ermöglichen zudem den Nutzern Naturerfahrung in der Stadt (vgl. Good-Practice-
Beispiele aus Berlin-Mitte und Leipzig). Soweit möglich, sollte zur Senkung der Kosten auch 
geprüft werden, inwieweit Akteure der Zivilgesellschaft einen Beitrag zu Pflege und Unterhal-
tung leisten können und wollen. In einigen Städten (vgl. z.B. Fallstudie Bremen) werden ein-
zelne Grünflächen bereits durch private Initiativen, Vereine und Verbände oder (Bür-
ger)Stiftungen gepflegt und unterhalten. Dies bedarf jedoch eines Mindestmaßes an qualifi-
zierter fachlicher Begleitung bzw. Anleitung. 
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5.6 Prozessgestaltung: Kooperation und Beteiligung 
 

Doppelte Innenentwicklung ist eine Aufgabe, die sowohl konzeptionell als auch in der 
Umsetzung nur ressortübergreifend und integrativ zu bewältigen ist. Das Zusammen-
wirken der relevanten Verwaltungsbereiche muss daher sichergestellt werden. 
Doppelte Innenentwicklung fällt aufgrund der Vielzahl der zu berücksichtigenden Aspekte 
nicht allein in die Zuständigkeit eines einzigen Ressorts in der Kommunalverwaltung. Viel-
mehr betreffen die berührten Belange den Verantwortungsbereich unterschiedlicher Ressorts 
innerhalb der Kommunalverwaltung. Bei kreisangehörigen Gemeinden sind auch Verantwor-
tungsbereiche der Kreisverwaltung berührt. Grundsätzlich werden neben dem Bereich Stadt-
planung und Stadtentwicklung immer auch die Bereiche Grünflächen und Naturschutz mit 
ihren Aufgabenspektren involviert sein.  

Doppelte Innenentwicklung darf deshalb nicht in der alleinigen Verantwortung des Bereichs 
Stadtplanung- und Stadtentwicklung liegen. Erforderlich ist die Einbindung und konstruktive 
Mitwirkung der anderen berührten Ressorts in einem gemeinsamen Planungs- und Umset-
zungsprozess. Grundlage hierfür muss eine interdisziplinäre und ressortübergreifende Ar-
beitsweise sein, die auf ein transparentes sowie auf Synergien und Kompromisse basieren-
des Miteinander setzt. Dies ist auch Voraussetzung, um klassische Ressortegoismen und 
Blockadehaltungen zu überwinden. Nur wenn Ziele und Maßnahmen der doppelten Innen-
entwicklung zwischen den verschiedenen Verwaltungsbereichen bereits frühzeitig erörtert 
und auch mit Blick auf ihre möglichen Folgewirkungen betrachtet werden, lassen sich späte-
re Konflikte und Probleme vermeiden. Dabei muss es darum gehen, einen Ausgleich zwi-
schen den verschiedenen Anforderungen der doppelten Innenentwicklung wie Bauen, Frei-
raumversorgung, Naturschutz, Soziales herzustellen. Gleichzeitig muss die Bereitschaft be-
stehen, nicht auszuräumende Zielkonflikte auf der Basis bestmöglicher Informationen einer 
(politischen) Entscheidung zugänglich zu machen.  

Zweckmäßig ist es mit Blick auf ein gemeinsames Vorgehen geeignete Formen der Zusam-
menarbeit einzurichten. Nicht immer ist hierfür die Bildung formeller Arbeitsstrukturen (z.B. 
ressortübergreifende Arbeitsgruppen) erforderlich. Auch informelle Formen der Ämterkoope-
ration können erfolgreich sein. Die Form der Zusammenarbeit sollte an die etablierten Struk-
turen innerhalb der Verwaltungen anknüpfen.  

Beispiel Stadt Frankfurt am Main: Es besteht eine dezernatsübergreifende Projektgruppe 
„GrünGürtel“, der das Umwelt-, das Grünflächen- und das Stadtplanungsamt angehören und 
die sich regelmäßig zur Abstimmung trifft.  

 

Planungsprozesse müssen offen und transparent sowie unter aktiver Einbindung der 
Öffentlichkeit gestaltet werden. Dabei sollten auch solche Beteiligungsverfahren und -
methoden zum Einsatz kommen, die geeignet sind, sozioökonomisch benachteiligte 
und bildungsferne Bevölkerungsgruppen zu erreichen. 
Sowohl in der Befragung als auch in den Fallstudien hat sich gezeigt, dass die Bürgerinnen 
und Bürger sowie die Umwelt- und Naturschutzverbände wichtige Akteure im Kontext dop-
pelter Innenentwicklung sind. Der Stellenwert des urbanen Grüns und das Engagement für 
dessen Erhalt sind bei diesen Akteursgruppen sehr hoch. Ihre frühzeitige Einbeziehung in 
Planungsprozesse ist daher wichtig, um die Interessen und Vorstellungen dieser Akteurs-
gruppen einzubeziehen, aber auch um Konflikte zwischen Planungsverantwortlichen und 
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Öffentlichkeit frühzeitig zu erkennen und anzugehen. Transparenz und Offenheit im Pla-
nungsprozess sind daher Erfolgsfaktoren für die Beteiligung der Öffentlichkeit (vgl. Good-
Practice-Beispiele aus Duisburg und Leipzig). Dazu gehört auch, die Ziele der doppelten 
Innenentwicklung klar zu formulieren und zu vermitteln. Dabei muss darauf geachtet werden, 
auch solche Beteiligungsmethoden und -verfahren einzusetzen, die Bevölkerungsgruppen 
erreichen, die aufgrund ihres Sozial-, Bildungs- und Einkommensstatus, ihrer Sprachkompe-
tenz oder kulturellen Herkunft ihre Interessen in klassischen Beteiligungsverfahren schlecht 
vertreten können. Bewährt haben sich hierfür – u.a. im Kontext von Quartiersmanagement – 
aufsuchende und aktivierende sowie projekt- und zielgruppenbezogene Beteiligungsformen 
und -methoden. Als solche kommen beispielsweise auch Pflegepatenschaften und bürger-
schaftlich orientierte Nutzungen des Grüns (z.B. quartiersbezogene Gemeinschaftsgärten) in 
Betracht. Diese tragen vor allem zur Wertschätzung des urbanen Grüns bei. 

 

5.7 Hinweise für Bund und Länder 
 

Die Strategie „Doppelte Innenentwicklung“ und ihre Chancen für die Kommunalent-
wicklung sollten kommunalen Entscheidungsträgern bekannter gemacht werden. 
Doppelte Innenentwicklung ist noch nicht in allen Kommunen als mögliche Strategie der 
Stadtentwicklung präsent. Auch der Begriff selbst ist bislang nicht ausreichend etabliert. Der 
strategische Ansatz doppelter Innenentwicklung und die mit ihm verbundenen Chancen 
(Steigerung der Wohn- und Lebensqualität, Klimaschutz, Erholungsvorsorge und Gesund-
heitsförderung, Erhalt von Biodiversität) sollten daher von Bund und Ländern stärker in das 
Bewusstsein kommunaler Entscheidungsträger in Politik und Verwaltung gebracht werden. 
Zudem sollte der Austausch über gute Praxisbeispiele und erfolgreich umgesetzte Ansätze 
gefördert werden. Praxisorientierte Broschüren, Veranstaltungen und Tagungen sowie inter-
netbasierte Plattformen (Beispiel: Nationale Plattform Zukunftsstadt, Forschungs- und Inno-
vationsagenda) können Elemente einer solchen gezielten Öffentlichkeitsarbeit zur doppelten 
Innenentwicklung sein.  

 

Bund und Länder sollten prüfen, ein eigenes Förderprogramm zur Entwicklung urba-
nen Grüns in der Innenentwicklung aufzulegen und bestehende Förderprogramme 
stärker auf dieses Handlungsfeld ausrichten. 
Bund und Länder sollten prüfen, inwieweit ein eigens auf die Entwicklung urbanen Grüns in 
der Innenentwicklung ausgerichtetes Förderprogramm sinnvoll ist und eingerichtet werden 
kann. Ein solches Programm könnte auch zur Finanzierung eines Landschaftsplans mit dem 
Schwerpunkt Innenentwicklung genutzt werden. Zudem sollten Bund und Länder bestehende 
Förderinstrumentarien stärker auf die Schaffung von urbanem Grün in der Innenentwicklung 
ausrichten. Dabei sollte bei der Ausgestaltung und Qualifizierung der Förderkulisse nicht nur 
auf die städtebaulichen und sozialen, sondern auch auf die naturschutzbezogenen Funktio-
nen des urbanen Grüns abstellen. So kommen die Themenbereiche Naturschutz und Siche-
rung biologischer Vielfalt beispielsweise bislang in der Programmausrichtung  der Städte-
bauförderung  kaum explizit vor. Sie können daher in der Regel nur unter anderen Zielset-
zungen der Städtebauförderung (u.a. Wohnumfeldverbesserung, Brachflächenrevitalisierung, 
Klimaschutz/Klimaanpassung) subsumiert werden. Eine eigenständige Aufnahme der The-
menbereiche Naturschutz sowie Sicherung biologischer Vielfalt in Teilprogramme der Städ-
tebauförderung (insbesondere Stadtumbau Ost und West, Soziale Stadt, Sanierungs- und 
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Entwicklungsmaßnahmen) sollte daher geprüft werden. Umgekehrt sollten Förderprogramme 
des Naturschutzes stärker den Siedlungsbereich in den Blick nehmen (BUNDESAMT FÜR NA-
TURSCHUTZ, INSTITUT WOHNEN UND UMWELT UND DEUTSCHE STADT- UND GRUNDSTÜCKSENT-
WICKLUNGSGESELLSCHAFT 2014, S. 9). Bund und Länder sollten zudem die Kommunen bei 
der Sichtung der Förderlandschaft unterstützen. 

 

Bund und Länder sollten eine Offensive „Landschaftsplanung und  doppelte Innen-
entwicklung“ starten. 
Der Landschaftsplanung kommt eine Schlüsselfunktion für die doppelte Innenentwicklung zu. 
Diese wichtige Funktion wird in der kommunalen Planungspraxis aber noch nicht immer aus-
reichend ausgefüllt. Bund und Länder sollten daher eine Offensive „Landschaftsplanung und 
doppelte Innenentwicklung“ u.a. mit folgenden Bestandteilen starten:  

• Die Inhalte der kommunalen Landschaftsplanung (Landschaftspläne, Grünordnungs-
pläne) sollten eine eigene Rechtsverbindlichkeit erlangen. 

• Der Katalog des § 9 Abs. 3 BNatSchG (Angaben der Landschaftsplanung) sollte er-
gänzt werden um Erfordernisse und Maßnahmen zur Umsetzung der konkretisierten 
Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege zur Erhaltung und Entwicklung 
von urbanem Grün in der Innenentwicklung. 

• Bund und Länder könnten die Kommunen bei der Erstellung von landschaftsplaneri-
schen Beiträgen für die doppelte Innenentwicklung durch die Erarbeitung von ge-
samtstädtischen und teilräumlichen Musterplänen/-konzepten unterstützen. Die Mus-
terpläne/-konzepte können den Kommunen Anregungen geben, vor dem Hintergrund 
der jeweiligen ortsspezifischen Rahmenbedingungen geeignete landschaftsplaneri-
sche Beiträge zu entwickeln. 

• Modellvorhaben in ausgesuchten Kommunen könnten den Rahmen bieten, um die 
Musterpläne/-konzepte konkret vor Ort auf ihre Praxistauglichkeit zu überprüfen. 
Durch eine Begleitforschung der Modellvorhaben könnten die Erfahrungen übergrei-
fend ausgewertet und vernetzt werden, um praxisorientiertes Know-how für andere 
Kommunen nutzbar zu machen.   

 

Bund- und Länder sollten die Kommunen bei der (Erst)Erfassung von Innenentwick-
lungspotenzialen unterstützen. 
Die Erfassung und Pflege der Innenentwicklungspotenziale ist zeit- und kostenintensiv. In 
den Landesvermessungsämtern und anderen datenerfassenden bzw. -verwaltenden Institu-
tionen liegen zum Teil Daten vor, die hierfür genutzt werden könnten. Nicht in jedem Fall sind 
diese Daten jedoch so aufbereitet, dass sie ohne weiteren Aufwand von den Kommunen 
genutzt werden können. Technisch ist eine Vielzahl von Überlagerungen und Verschneidun-
gen zur Interpretation möglich. Zwischen den Kommunalen Spitzenverbänden und den Län-
dern sollte daher eine Abstimmung darüber erfolgen, welche Daten und Interpretationen die 
Kommunen tatsächlich benötigen, und wie die Daten für eine effektive und anwenderfreund-
liche Nutzung aufbereitet und zur Verfügung gestellt werden sollten.  
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Auch auf der Ebene von Bund und Ländern sollte die ressortübergreifende Kooperati-
on ausgebaut werden. 
Nicht nur in den Kommunen, sondern auch auf den Ebenen von Bund und Ländern scheint 
mit Blick auf die Schaffung geeigneter Rahmenbedingungen für die doppelte Innenentwick-
lung (Instrumente, Förderprogramme/-richtlinien) eine intensivere Zusammenarbeit der Res-
sorts Stadtentwicklung, Naturschutz und Umwelt sinnvoll. Auf Bundesebene bietet der neue 
Ressortzuschnitt, der Bauen, Naturschutz und Umwelt und in einem Ministerium zusammen-
fasst, hierfür günstige Voraussetzungen. Dies betrifft sowohl den ministeriellen Bereich als 
auch die nachgeordneten Fachbehörden (Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung, 
Bundesamt für Naturschutz, Umweltbundesamt). Gegenstand der ressortübergreifenden 
Zusammenarbeit auf den Ebenen von Bund und Ländern könnte beispielsweise die Identifi-
zierung von Schnittstellen zwischen der Städtebauförderung und der doppelten Innenent-
wicklung sein. 

 

Bund und Länder sollten gemeinsam mit den kommunalen Spitzenverbänden und ein-
schlägigen Fachverbänden die Erstellung einer Fachkonvention zu bundeseinheitli-
chen Orientierungswerten „Erholungsversorgung durch urbanes Grün“ prüfen. 
Die Multifunktionalität urbanen Grüns und die damit verbundenen funktionsspezifischen An-
forderungen an Flächengröße, Flächenzuschnitt, Lage u.a. sowie die unterschiedlichen Be-
dingungen in den Städten erschweren die Festlegung von funktionsübergreifenden bundes-
einheitlichen Orientierungswerten für die Versorgung und Ausstattung mit urbanem Grün 
(siehe oben). Etwas anders stellt sich die Situation mit Blick auf die Erholungs- und Gesund-
heitsfunktion dar. Für diesen Funktionsbereich könnten sich den unterschiedlichen Grün- und 
Freiflächen (allgemeine öffentliche Grünräume, Kleingärten, Spiel- und Sportplätze  u.a.) am 
ehesten Richtwerte zu Flächengröße, Versorgungswert und Entfernung zwischen Grünraum 
und Wohnung zuordnen lassen. Daher finden solche Werte auch in verschiedenen Kommu-
nen Anwendung. Die Werte weichen jedoch teilweise stark voneinander ab. Bundesweit ein-
heitliche und fachlich akzeptierte Orientierungswerte zur Erholungsversorgung durch urba-
nes Grün existieren nicht, wären aber eine wichtige Argumentationshilfe bei der Umsetzung 
doppelter Innenentwicklung. Bund und Länder sollten daher gemeinsam mit den kommuna-
len Spitzenverbänden sowie die einschlägigen Fachverbänden die Erstellung einer entspre-
chenden Fachkonvention prüfen. 

 

Die Übertragbarkeit der Ergebnisse des Forschungsvorhabens auf Klein- und Mittel-
städte sollte geprüft werden. 
Im Fokus des Forschungsvorhabens standen die Großstädte, da hier ein besonderer Prob-
lemdruck erwartet wurde. Die zum Teil deutlich anderen Rahmenbedingungen in mittleren 
und kleineren Städten lassen vermuten, dass die für Großstädte erarbeiteten Forschungser-
gebnisse und Empfehlungen nicht eins zu eins auf diese Stadtstrukturen übertragbar sind. 
Gleichzeitig gibt es aber deutliche Indizien dafür, dass das Thema „Doppelte Innenentwick-
lung“ und insbesondere der Umgang mit Zielkonflikten im Rahmen der Innenentwicklung 
ebenso die Klein- und Mittelstädte betreffen. In einem weiteren Vorhaben sollte daher über-
prüft werden, inwieweit die auf Untersuchungen in Großstädten basierenden Forschungser-
gebnisse auf Klein- und Mittelstädte übertragbar sind und in welchen Punkten sie ggf. an 
deren spezifischen Rahmenbedingungen (u.a. im ländlichen Raum häufig schrumpfend, ge-
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ringere Verwaltungskraft, überwiegend kreisangehöriger Status, Untere Naturschutzbehörde 
beim Kreis angesiedelt) angepasst werden müssen. 
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6 Zusammenfassung 
Anlass, Ziel, Vorgehensweise 
Doppelte Innenentwicklung verfolgt einen integrierten Ansatz: Flächenreserven im Bestand 
sollen sinnvoll baulich genutzt, gleichzeitig aber auch urbanes Grün entwickelt, vernetzt und 
qualitativ verbessert werden. Zielkonflikte zwischen baulicher und freiraumbezogener Ent-
wicklung sind dabei nicht immer vermeidbar und nicht selten gehen diese Konflikte zu Lasten 
des Grüns aus.  

Ziel des Forschungsvorhabens war es daher, Strategien und Lösungsansätze aufzeigen, wie 
die Zielstellungen für das urbane Grün und des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
verstärkt in die Strategie der Innenentwicklung eingebunden werden können. Es sollten Ent-
scheidungshilfen und Handlungsempfehlungen für die Entwicklung innerstädtischer Flächen-
reserven erarbeitet werden, die den Städten und Gemeinden den verantwortungsvollen Um-
gang mit urbanem Grün bei der städtebaulichen Innenentwicklung erleichtern und eine quali-
fizierte doppelte Innenentwicklung befördern.  

Vor diesem Hintergrund war die Untersuchung im Schwerpunkt auf die Analyse der kommu-
nalen Praxis ausgerichtet. Neben einer umfassenden Literatur- und Internetrecherche wur-
den eine schriftliche Befragung der bundesdeutschen Großstädte sowie Fallstudienanalysen 
in den Städten Bremen, Frankfurt am Main, Leipzig, Rostock und Saarbrücken durchgeführt. 
Zudem wurden in einer Good-Practice-Analyse innovative kommunale Konzepte und Ansät-
ze zur doppelten Innenentwicklung identifiziert, analysiert und dokumentiert. 

 

Zentrale Ergebnisse zur kommunalen Praxis 

• Das Leitbild „Innen- vor Außenentwicklung“ hat sich in der Stadtentwicklung der 
Großstädte durchgesetzt. Das Ziel der doppelten Innenentwicklung wird hingegen 
bislang weniger eindeutig verfolgt. Gleichwohl wird der Stellenwert des urbanen 
Grüns in der Innenentwicklung von den meisten Großstädten als wichtig bewertet. 
Dabei wird insbesondere auf die Bedeutung des Grüns für die Verbesserung der 
Wohn- und Lebensqualität, für den Klimaschutz und die Anpassung an den Klima-
wandel sowie für die Erholung abgestellt. Arten- und Biotopschutz sowie Erhalt von 
Biodiversität spielen demgegenüber eine deutlich geringere Rolle. 

• Planungsprozesse der doppelten Innenentwicklung sind häufig von Zielkonflikten ge-
kennzeichnet – vor allem zwischen dem Ziel der baulichen Entwicklung und der Ent-
wicklung von urbanem Grün, aber auch innerhalb der unterschiedlichen baulichen 
Ziele (z.B. Nachverdichtung für Wohnen versus Nachverdichtung für soziale Einrich-
tungen) und der Entwicklungsziele für das urbane Grün selbst (Biotop- und Arten-
schutz versus Erholungsnutzung).  

• Der Einsatz von Orientierungswerten und Qualitätsstandards zur Beurteilung der 
Grünversorgung wird in den Kommunen unterschiedlich gehandhabt und auch be-
wertet. Während einerseits einheitliche Orientierungswerte und Qualitätsstandards für 
zu starr und unflexibel eingeschätzt werden, werden andererseits durchaus auch die 
möglichen Vorteile solcher Werte und Standards gesehen. So können sie in Pla-
nungs- und Abwägungsprozessen eine wertvolle Argumentationshilfe für den Erhalt 
und die Entwicklung urbanen Grüns sein. 
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• Die Entwicklung des urbanen Grüns in der Innenentwicklung wird in ganz unter-
schiedlichen kommunalen Konzepten und Planungen thematisiert. Mit Blick auf die 
formellen Planungsinstrumente, deren Regelungsmöglichkeiten und Verfahrensschrit-
te in gesetzlichen Vorgaben klar definiert sind, gehören hierzu insbesondere Bauleit-
pläne (Flächennutzungsplan, Bebauungspläne) sowie die Landschaftsplanung 
(Landschaftsplan, Grünordnungsplan). Informelle Planungsinstrumente sind in ihrer 
Anwendung gesetzlich nicht vorgeschrieben, sondern in die freie Entscheidung der 
Kommunen gestellt. Die räumliche Ausdehnung sowie die thematische Schwerpunkt-
setzung der informellen Pläne können flexibel an die Erfordernisse im jeweiligen Ein-
zelfall angepasst werden. Informelle planerische Instrumente werden vor allem zur 
Vorbereitung und Effektivierung formeller Verfahren genutzt. Mit Blick auf die doppel-
te Innenentwicklung spielen insbesondere folgende informelle Planungsinstrumente 
eine Rolle: fachliche Konzepte wie Freiraumentwicklungskonzepte, Biotopverbund-
konzepte, Klimaschutzkonzepte sowie integrierte Stadt(teil)entwicklungskonzepte.  

• Der kommunale Landschaftsplan hat eine Schlüsselfunktion für die Umsetzung der 
doppelten Innenentwicklung. Mit ihm werden Leitbilder, Ziele und konkrete Maßnah-
men für die Sicherung und Entwicklung der städtischen Freiräume und für die Flä-
chen zur Erfüllung der naturschutzfachlichen Funktionen (Artenschutz, Klimaschutz, 
Schutz von Wasser und Boden) erarbeitet. Diese Leitbilder, Ziele und Maßnahmen 
sind eine wesentliche Entscheidungshilfe für die Abwägung in der Bauleitplanung. 
Gleichzeitig kann der Landschaftsplan notwendige Informationen für die Erfassung 
und naturschutzfachliche Bewertung der Flächenpotenziale in der doppelten Innen-
entwicklung liefern. Die Landschafts-pläne treffen jedoch zum Teil (u.a. wegen ihrer 
unterschiedlichen Verbindlichkeit/Geltungsbereiches  in den einzelnen Bundeslän-
dern) nur bedingt Aussagen zu den Siedlungsbereichen in den Städten.  

• Mit der Flächennutzungsplanung stellt die Kommune die Weichen für ihre städtebau-
liche Entwicklung unter Berücksichtigung sozialer, ökologischer und ökonomischer 
Belange. Der Flächennutzungsplan ist für die doppelte Innenentwicklung ebenfalls 
von zentraler Bedeutung, da hier für das gesamte Gemeindegebiet festgelegt wird, 
welche Flächen in welcher Weise genutzt werden können (bauliche Nutzung/Nutzung 
für Naturschutz und Erholung). So ist der Flächennutzungsplan z.B. eine wichtige 
Grundlage für die Sicherung und Umsetzung der Biotopvernetzung und der Quali-
tätsverbesserung der Erholungsfunktion von Natur und Landschaft. Für die Festle-
gung eines integrierten Gesamtkonzepts für die Innenentwicklung, das auch den Er-
halt und die Entwicklung des urbanen Grüns im Blick hat, sind die Verzahnung und 
weitgehende Berücksichtigung der Leitbilder, Ziele und Maßnahmen des kommuna-
len Landschaftsplans (ermöglicht durch eine vorlaufende oder parallele Bearbeitung 
des Landschaftsplans) essentiell. 

• Eine systematische Erfassung aller Flächenpotenziale für die Innenentwicklung er-
folgt in den Städten in der Regel nicht. Meist beschränken sich Erfassungen auf Bra-
chen und Baulücken. Das Entwicklungspotenzial sowohl für bauliche als auch frei-
raumbezogen Nutzungen auf bereits baulich genutzten Flächen und auf Verkehrsflä-
chen bleibt hingegen oft unberücksichtigt. Auch die Entwicklungschancen öffentlicher 
Grünflächen vor allem zur Qualifizierung des urbanen Grüns, in Ausnahmefällen aber 
auch zur baulichen Nutzung werden meist nicht systematisch betrachtet. Die städte-
bauliche und naturschutzfachliche Bewertung der Flächenpotenziale für die Innen-
entwicklung wird überwiegend einzelfallbezogen vorgenommen. Standardisierte Ver-
fahren für die Bewertung kommen kaum zum Einsatz.  

238 

 



• Mit Blick auf die Finanzierung von Maßnahmen zur Entwicklung des urbanen Grüns 
haben Förderprogramme eine hohe Bedeutung. Insbesondere Teilprogramme der 
Städtebauförderung (Soziale Stadt Stadtumbau Ost und West, Städtebauliche Sanie-
rungs- und Entwicklungsmaßnahmen, Aktive Stadt und Ortsteilzentren) und der Eu-
ropäische Fonds für regionale Entwicklung werden in diesem Kontext in den Städten 
genutzt. Naturschutzprogramme spielen demgegenüber eine deutlich geringere Rol-
le. Neben Fördermitteln werden vor allem kommunale Mittel eingesetzt – zum einen 
zur Finanzierung des Eigenanteils bei Förderprogrammen, zum anderen für kommu-
nale Förderprogramme, z.B. zur Hof-, Fassaden- oder Dachbegrünung. Aber auch 
Mittel aus der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung werden häufig zur Finanzie-
rung urbanen Grüns genutzt. 

• Doppelte Innenentwicklung fällt aufgrund der Vielzahl der zu berücksichtigenden As-
pekte nicht allein in die Zuständigkeit eines einzigen Ressorts in der Kommunalver-
waltung. Vielmehr sind neben dem Bereich Stadtplanung und Stadtentwicklung im-
mer auch die Bereiche Grünflächen und Naturschutz mit ihren Aufgabenspektren in-
volviert. Dabei zeigt sich in der Praxis, dass für eine erfolgreiche doppelte Innenent-
wicklung eine interdisziplinäre und ressortübergreifende Arbeitsweise, die auf ein 
transparentes sowie auf Synergien und Kompromisse basierendes Miteinander setzt, 
auschlaggebend ist. Nur so können klassische Ressortegoismen und Blockadehal-
tungen überwunden und ein Ausgleich zwischen den verschiedenen Anforderungen 
der doppelten Innenentwicklung wie Bauen, Freiraumversorgung, Naturschutz, Sozia-
les erreicht werden.  

• Sowohl in der Befragung als auch in den Fallstudien hat sich gezeigt, dass Bürgerin-
nen und Bürger sowie Umwelt- und Naturschutzverbände wichtige Akteure im Kon-
text doppelter Innenentwicklung sind. Der Stellenwert des urbanen Grüns und das 
Engagement für dessen Erhalt sind bei diesen Akteursgruppen sehr hoch. Ihre früh-
zeitige Einbeziehung in Planungsprozesse ist daher wichtig, um die Interessen und 
Vorstellungen dieser Akteursgruppen einzubeziehen, aber auch um Konflikte zwi-
schen Planungsverantwortlichen und Öffentlichkeit frühzeitig zu erkennen und anzu-
gehen.  

• Das Potenzial von Investoren und Wohnungswirtschaft für die Entwicklung urbanen 
Grüns (u.a. urbanes Grün als Standort- und Marketingfaktor, Qualifizierung des urba-
nen Grüns im unmittelbaren Wohnumfeld) wird in den Städten bislang noch nicht voll 
ausgeschöpft. 

• Als hemmende Faktoren für die Entwicklung des urbanen Grüns in der Innenentwick-
lung wirken insbesondere bauliche Nutzungskonkurrenzen, knappe kommunale 
Haushaltsmittel in Verbindung mit hohem Personalaufwand für qualifizierte Pla-
nungsprozesse und Erhaltungs- und Pflegekosten für das urbane Grün, private Ei-
gentumsverhältnisse sowie mangelnde Akzeptanz für den Erhalt und die Schaffung 
urbanen Grüns bei Investoren.  

• Fördernde Faktoren sind demgegenüber vor allem vorhandene Leitbilder zur Innen-
entwicklung und Freiraumentwicklung sowie eine integriert ausgerichtete Freiraum-
entwicklung, die an andere Themen der Stadtentwicklung (Klimaschutz, soziale Stad-
teilentwicklung, gesundheitsfördernde Stadtentwicklung) anknüpft und hier nach Syn-
ergien sucht. Eine förderliche Argumentationshilfe für den Erhalt und die Schaffung 
urbanen Grüns können Orientierungswerte zur Grünversorgung sein. Schließlich sind 
Kooperationen ein Schlüssel für erfolgreiche doppelte Innenentwicklung und zwar 
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sowohl mit Blick auf die Zusammenarbeit der beteiligten Verwaltungsbereiche als 
auch hinsichtlich der Kooperation von Verwaltung und zivilgesellschaftlichen Akteu-
ren (Umwelt- und Naturschutzverbände, Bürgerinnen und Bürgern). 

 

Tools für die praktische Arbeit vor Ort 
Für die Erfassung und naturschutzfachlichen Bewertung von Flächenpotenzialen für die 
doppelte Innenentwicklung wurden im Forschungsvorhaben zwei Tools als konkrete Hilfe-
stellung für die Arbeit in den Kommunen entwickelt. Das Tool "Klassifizierung von Potenzial-
flächen für die doppelte Innenentwicklung" kann als Ergänzung und im Zusammenspiel zu 
ggf. vorhandenen eigenen Typologien der Kommunen genutzt werden. Das Tool "Natur-
schutzfachliche Bewertung des Flächenpotenzials für die doppelte Innenentwicklung" be-
rücksichtigt den Beitrag der identifizierten Flächen zur Erfüllung der Leistungs- und Funkti-
onsfähigkeit des Naturhaushaltes (Lebensraum-, Klima-, Gewässer-, Boden-, Grundwasser-
funktion) sowie ihre Eignung für das Erleben und Wahrnehmen von Stadtlandschaften (Erho-
lungs- und Gesundheitsfunktion). Zudem sieht das Tool neben einer Beurteilung der aktuel-
len und potenziellen Funktionserfüllung auch eine funktionsbezogene Bewertung der Fläche 
mit Blick sowohl auf gesamtstädtische als auch teilräumliche naturschutzfachliche Ziele und 
Strategien vor.  

 

Handlungsempfehlungen 
Auf Basis der empirischen Ergebnisse und der Analyse der bau- und naturschutzrechtlichen 
Rahmenbedingungen doppelter Innenentwicklung sowie des vorhandenen Planungs- und 
Finanzierungsinstrumentariums zur Steuerung dieser Prozesse wurden Handlungsempfeh-
lungen für Kommunen sowie Hinweise für Bund und Länder als rahmensetzende Akteure 
abgeleitet.  

Entwicklung von Leitbildern, Strategien und Konzepten für die doppelte Innenentwicklung 

• Leitbilder, Strategien und Konzepte zur Innenentwicklung der Städte und Gemeinden 
müssen auf allen räumlichen Ebenen (Gesamtstadt, Stadtteil/Quartier, Einzelfläche) 
grundsätzlich neben der Erschließung von Potenzialen für eine bauliche Nutzung 
auch die Erhaltung, Qualitätsverbesserung und Ergänzung des urbanen Grüns zum 
Ziel haben. 

• Bei der Entwicklung von (gesamtstädtischen) Leitbildern, Strategien und Konzepten 
für die Innenentwicklung ist in einem offenen Prozess unter Einbeziehung von Politik, 
und Verwaltung, Investoren und  Bodenmarktakteuren, Bürgerschaft und Öffentlich-
keit die Bedeutung des urbanen Grüns zu thematisieren.  

• Die mit Planungsprozessen der doppelten Innenentwicklung verbundenen Zielkonflik-
te und Zielkongruenzen sollten für die verschiedenen berührten Interessenträger 
transparent gemacht und Synergien genutzt werden.   

• Leitbilder, Strategien und Konzepte für die doppelte Innenentwicklung müssen sich 
an den jeweiligen örtlichen Rahmenbedingungen orientieren und sollten kommunal-
politisch beschlossen sein.  

Urbanes Grün in der doppelten Innenentwicklung: Vom Konzept zur Umsetzung 
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• Jede Kommune sollte spezifische Ziele für das urbane Grün im Siedlungsbestand 
entwickeln und beschließen. 

• Abhängig von den örtlichen Gegebenheiten kann es zweckdienlich sein, quantitative 
und qualitative Orientierungswerte und -standards für das urbane Grün festzulegen.  

• Die doppelte Innenentwicklung braucht einen aktuellen, auf die Entwicklung urbanen 
Grüns ausgerichteten Landschaftsplan für den Innen- und den Außenbereich 

• Der kommunale Landschaftsplan sollte mit Blick auf doppelte Innenentwicklung in-
haltlich ergänzt und qualifiziert werden. 

• Für die bauliche Nachverdichtung privater Grünflächen sollten generelle Ziele und 
Vorgaben zu Erhalt und Entwicklung der Grünstrukturen entwickelt und im Land-
schaftsplan und Flächennutzungsplan dargestellt werden. 

• Die Verfahren bei der Aufstellung und Aktualisierung von Bauleitplänen und Land-
schaftsplänen sollten optimiert werden. 

• Die übergreifend koordinierende und für die Bodennutzung weichenstellende Funkti-
on des Flächennutzungsplans sollte genutzt werden, um ein integriertes Gesamtkon-
zept für die Innenentwicklung festzulegen, mit dem die strategischen Entwicklungs-
ziele für das urbane Grün gesichert werden. 

• Für informelle Planungen sollten qualifizierte landschaftsplanerische Beiträge erarbei-
tet werden. 

• Kompensationsflächen und -maßnahmen sollten in die doppelte Innenentwicklung 
konzeptionell eingebunden werden. 

• Für die Entwicklung des urbanen Grüns in der doppelten Innenentwicklung sollte ein 
Monitoring erfolgen. 

• Die Potenziale von Bebauungsplan und Grünordnungsplan zur Operationalisierung 
der doppelten Innenentwicklung auf der Ebene einzelner Flächen und Vorhaben soll-
ten genutzt werden. 

• Zum Schutz und Erhalt besonders wertvoller Grünstrukturen und -flächen sollten na-
turschutzrechtliche und andere rechtliche Unterschutzstellungen sowie Möglichkeiten 
des Flächenerwerbs genutzt werden.  

Erfassung und Bewertung von Potenzialflächen für die Doppelte Innenentwicklung  

• Kommunen sollten alle für die doppelte Innenentwicklung in Betracht kommenden 
Flächenpotenziale in den Blick nehmen und erfassen. Dabei sollten sie soweit mög-
lich auf bereits vorhandene Flächendaten zurückgreifen.  

• Die in der Erfassung ermittelten Flächenpotenziale sollten unter Berücksichtigung 
städte-baulicher, naturschutzfachlicher, sozialer und ökonomischer Aspekte integriert 
bewertet werden. 

• In der integrierten Bewertung muss der aktuelle und potenzielle Beitrag der Flächen 
zur Erfüllung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes und zum Er-
leben und Wahrnehmen der Landschaft berücksichtigt werden. 

• Für die städtebaulichen, naturschutzfachlichen, sozialen und ökonomischen Belange 
sollten analoge Bewertungstools entwickelt werden, deren Ergebnisse gemeinsam in 
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die Abwägung einfließen und eine transparente Abwägungsentscheidung gewährleis-
ten. 

Finanzierung von Entwicklung und Pflege des urbanen Grüns 

• Die Förderlandschaft sollte von den Kommunen systematisch auf ihre Eignung zur 
Finanzierung von Maßnahmen zur Entwicklung urbanen Grüns geprüft werden. 

• Die Kommunen sollten das Auflegen eigener Förderprogramme zur Entwicklung ur-
banen Grüns in der Innenentwicklung in Erwägung ziehen. 

• Die Möglichkeit, Kompensationsleistungen der Eingriffsregelung für die Entwicklung 
urbanen Grüns zu nutzen, sollte von Städten und Gemeinden systematisch geprüft 
werden. 

• Potenziale für eine Finanzierung der Entwicklung urbanen Grüns durch Dritte sollten 
von den Kommunen ermittelt und genutzt werden. 

Bei der Aufstellung von Finanzierungskonzepten für die Entwicklung öffentlichen urbanen 
Grüns müssen neben den Planungs- und Investitionskosten auch die langfristigen 
Pflege- und Erhaltungskosten berücksichtigt werden. Diese sollten möglichst niedrig 
gehalten und die Einbeziehung von Zivilgesellschaft in Pflege und Unterhaltung ge-
prüft werden. 

Prozessgestaltung: Kooperation und Beteiligung 

• Doppelte Innenentwicklung ist eine Aufgabe, die sowohl konzeptionell als auch in der 
Umsetzung nur ressortübergreifend und integrativ zu bewältigen ist. Das Zusam-
menwirken der relevanten Verwaltungsbereiche muss daher sichergestellt werden. 

• Planungsprozesse müssen offen und transparent sowie unter aktiver Einbindung der 
Öffentlichkeit gestaltet werden. Dabei sollten auch solche Beteiligungsverfahren und -
methoden zum Einsatz kommen, die geeignet sind sozioökonomisch benachteiligte 
und bildungsferne Bevölkerungsgruppen zu erreichen. 

Hinweise für Bund und Länder  

• Die Strategie „Doppelte Innenentwicklung“ und ihre Chancen für die Kommunalent-
wicklung sollten kommunalen Entscheidungsträgern bekannter gemacht werden. 

• Bund und Länder sollten prüfen, ein eigenes Förderprogramm zur Entwicklung urba-
nen Grüns in der Innenentwicklung aufzulegen, und bestehende Förderprogramme 
stärker auf dieses Handlungsfeld ausrichten. 

• Bund und Länder sollten eine Offensive „Landschaftsplanung und doppelte Innen-
entwicklung“ starten. 

• Bund- und Länder sollten die Kommunen bei der (Erst)Erfassung von Innenentwick-
lungspotenzialen unterstützen. 

• Auch auf der Ebene von Bund und Ländern sollte die ressortübergreifende Koopera-
tion ausgebaut werden. 

• Bund und Länder sollten gemeinsam mit den kommunalen Spitzenverbänden und 
einschlägigen Fachverbänden die Erstellung einer Fachkonvention zu bundeseinheit-
lichen Orientierungswerten „Erholungsversorgung durch urbanes Grün“ prüfen. 
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• Die Übertragbarkeit der Ergebnisse des Forschungsvorhabens auf Klein- und Mittel-
städte sollte geprüft werden. 
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7 Summary 
 

Urban Green in dual inner development 
 
Objectives and approaches 
Germany's National Sustainability Strategy sets out quantified goals related to sustainable 
development. One of them is to limit the use of undeveloped land in Germany to 30 hectares 
per day by 2020. This goal should be achieved in particular through urban inner develop-
ment; the main idea is "inner development before outer development" (THE GOVERNMENT OF 
THE FEDERAL REPUBLIC OF GERMANY 2002).  

Against this background German cities and municipalities have raised an increasing aware-
ness of strengthening the inner development. Strategies and concepts such as, for example, 
revitalization of derelict industrial, military and transport facilities, in-fill development or densi-
fication are implemented to reduce the high consumption of undeveloped land and in view of 
economic, social and urban planning reasons.  

In the course of years wasteland often turn to rich and varied vegetation with high biodiversi-
ty value. This is one reason why inner development often conflicts with the conservation and 
development of urban green.  

Both the limited availability of land and the demand on settlement expansions increase pres-
sures on the urban green. In such conflicts of interest it is not unusual that decisions are tak-
en to the disadvantage of urban green. This fact is for example reflected by deterioration of 
indicators species in settlement areas (THE GOVERNMENT OF THE FEDERAL REPUBLIC OF 
GERMANY 2008, 2012). 

At the same time urban green has increased markedly in significance in the last years. Deci-
sive reasons for this are the climatic compensatory character of urban green and the fact that 
urban green has an enormous influence on the quality of life in cities and therefore their at-
tractiveness. As a result a conflict area could emerge: densification versus conservation of 
urban green. 

This is where "dual inner development" comes into play. This model achieves two goals 
combined in an integrated approach: the use of space reserves for settlement, at the same 
time the development of inner-city open spaces, their networks and qualitative improvement. 
To realize this model new strategies and concepts for planning and using inner urban spaces 
become necessary.  

To fulfill this role the existing instruments need to be qualified and developed further. Moreo-
ver it will be crucial to inform politics and society about the importance of urban green. 

The objective of the research project is to show ways in which nature conservation, land-
scape management and urban green objectives could be integrated into the strategies of 
rural inner development.  

Decision-making aids and recommendations for the development of urban space reserves 
have been worked out. They will enable cities and municipalities to promote the dual inner 
development and to operate in an environmentally responsible manner.  

The research project focuses on the analysis of the municipal practice. For this several work 
modules have been performed: a comprehensive literature review, a written survey of the 
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German large cities and case studies of the cities Bremen, Frankfurt am Main, Leipzig, Ros-
tock and Saarbrücken. Innovative strategies for dual inner development of several cities have 
been analyzed and documented. 

 

Essential results gained from practical experiences  

• The main idea "inner development before outer development" has established in the 
inner development of large cities. Though the significance of urban green is regarded 
as important the objective of "dual inner development" is pursued less clear so far. 
Arguments for urban green are: improvement of quality of life, climate protection, 
adapting to climate change and importance for recreation. The importance for the 
protection of species and habitats and preservation of biodiversity play a marginal 
role. 

• Planning processes concerning dual inner development often result in a conflict of ob-
jectives especially between the development of settlement and the conserva-
tion/development of urban green. There are also a number of internal conflicts be-
tween the objectives concerning urban green (as an example: protection of species 
and habitats versus spaces for recreation).  

• Benchmarks and quality standards for the evaluation of the provision of urban green 
are used in the cities and municipalities in varying degrees. Some of the cities evalu-
ate standardized benchmarks as inflexible; other cites recognize advantages (mini-
mum standards which are demandable). 

• Urban green in the rural inner development is a subject of discussion in several 
communal plans and concepts. Preparatory land-use plans and legally binding land-
use plans as well as landscape plans are of particular importance, because as formal 
planning instruments they are regulated by legislation. The adoption of informal plan-
ning instruments is not mandatory. Cities and municipalities can decide for them-
selves on spatial extension of the plans or the thematic focuses. Informal planning in-
struments are often used to prepare and to improve formal procedures. Important in-
formal planning instruments for the dual inner development are: open space planning, 
integrated biotope planning, concepts in climate protection and urban development 
concepts.  

• Landscape planning on local level has a key role for implementing dual inner devel-
opment. It contains main ideas, objectives and measures for the protection and de-
velopment of urban open spaces and the suitable areas for the performance of their 
functions concerning nature conservation reasons (protection of species and habitats, 
climate, water and soil). These contents are essential decision-making aids for 
weighting interests in land-use planning. At the same time landscape planning can 
give the necessary information for evaluating potential areas in the dual inner devel-
opment. However - due to their different legal obligation and area of validity in the in 
the individual federal states - not every landscape plan contains information about 
settlement areas in the cities. 

• Preparatory land-use plans set the course for settlement development having regard 
to social, ecological and economic concerns. They are essential for dual inner devel-
opment because they set out the use of every single area (settlement, protection of 
species). So preparatory land-use plans also could become an important basis for in-
tegrated biotope planning. To promote dual inner development the main ideas, objec-
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tives and measures of local landscape plans should necessarily be taken in account 
while elaborating a preparatory land-use plan. Preparing both plans in parallel or 
leading each other in parallel could improve integration. 

• Usually cities and municipalities do not identify all potential areas for inner develop-
ment in a systematic way. In the majority of cases only gaps between buildings and 
wasteland are identified. The development potential of existing uses is often not dis-
cussed (e.g. conversion of unused traffic areas for developing urban green). Potential 
areas are mostly evaluated on a case-by-case basis, not in an overall context. Stand-
ardized procedures are rarely used. 

• Measures for developing urban green are mostly financed by urban development 
funding (Städtebauförderung), such as "Soziale Stadt Stadtumbau Ost und West", 
"Städtebauliche Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen", "Aktive Stadt und Ort-
steilzentren" as well as by the European Regional Development Fund. Support pro-
grams for nature conservation play a minor role. Further funds are: own support pro-
grams of the cities (e.g. to promote roof greening) or funds from the impact mitigation 
regulation. 

• In the cities and municipalities several departments are responsible for dual inner de-
velopment, usually the offices for urban planning, green open space and nature pro-
tection. The empirical results show that interdisciplinary teamwork across the depart-
ments foster the implementation of dual inner development (e.g. lowering of obstruc-
tionist attitude). 

• Citizens and environmental organizations are important actors for promoting dual in-
ner development as urban green enjoys high priority at these groups. It is essential to 
involve these target groups in planning processes at an early stage to know and 
avoid conflicts and to be able to consider their ideas concerning the development of 
urban green. 

• In principle investors and the housing industry might be important actors for promot-
ing dual inner development as well. Urban green is a locational factor and improves 
the living environment. Their potential as actors for dual inner development is not yet 
fully reaped. 

• There are several inhibiting factors concerning the development of urban green, es-
pecially: usage competition between green and settlement, small budgets and a lack 
of staff in the cities and municipalities, care costs for urban green, private ownership 
structures and a lack of acceptance among investors.  

• Supporting factors are: main ideas for inner development; an integrated open space 
planning connected to e.g. climate protection, social or healthy aspects of urban de-
velopment. Bench marks could be supporting arguments for the conservation and de-
velopment of urban green. Alliances between both the departments in a city and be-
tween these departments and citizens/environmental organizations play a key role for 
implementing dual inner development. 

 

Tools for the practical work 
To support the practical work in the cities and municipalities two tools have been developed 
during the project. The tool "recognition of potential areas for the dual inner development" 
can be used as an addition to already existing typologies in the cities. The tool "measure-
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ment of potential areas for dual inner development from the point of view of nature conserva-
tion" considers the importance of the potential areas for objectives for the performance of 
their functions concerning nature conservation reasons and recreation/health care.  

The following aspects are taken in consideration: potential and actual fulfillment of functions, 
a function-related evaluation of the area, the importance of the area for objectives and strat-
egies of environmental protection and urban planning. 

  

Recommendations  
Based on the empirical results, the analysis of legal frameworks and the existing planning 
and financing instruments recommendations for cities and municipalities could be acquired. 
Some of the recommendations are intended for federal and Länder governments as central 
actors setting framework conditions. 

Six action fields have been identified and described in detail. Action fields are: 

• Development of main ideas, strategies and concepts for the dual inner development 

• urban green in dual inner development: from concept to implementation (recommen-
dations refer to - among other things - further development of landscape planning for 
dual inner development) 

• Recognition and measurement of potential areas for dual inner development  

• Financing of development and care/maintenance of urban green 

• Process design: collaboration and participation 

• Notes for federal and Länder governments (recommendations for example refer to 
promoting the strategies of dual inner development and its opportunities for municipal 
development, initiating of funding programs)  
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